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Vorwort. . 

Der vielseitige Beifall, dessen sich der historische Theil 
meiner „Einleitang ins (OsterreichiBche) Staatsrecht*' (Berlin 1889, 
Carl Heymanns Verlag) erfreute, veranlasste die Verlags- 
haiidlung mir den Vorschlag zn machen, diesen historischen 
Theil, der nur bis 1867 ging, dorch eine knappe Darstellung 
des Zeitraumes von 1867—1895 zu ergänzen nnd denselben 
als „Oesterreiebische Reiehsgescbichte^ separat auszugeben. 
Indem ich dieser Aufforderung Folge leiste, ersetze ich zugleich 
die einleitenden staatörechtlichen Erörterungen der „Einleitung 
ins Staatsrechf* durch einen Ueberblick der territorialen Ge- 

« 

staltnng der Oesterreiehisehen Monarchie, in so fem* dieselbe 

in iniiigoiii Zusammenhange steht mit der ReichSgeschicbte. 
iSo sind denn in dem vorliegenden ßäudcheu Einleitung und 
Bchlttss (1867—1895), allerdings zwei wichtige Partien, nen, 
das üebnge aus der »Einleitung ins Staatsreelit* beraber- 

geuommuu. — 

Universität Graz, 15. Januar 189ö. 

JJer Verfasser. 
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Einleitong. 



(Tenitoriale Gnmdlage der StaatsMldnng.) 

Di« Österreichische Reich^geschichte hat es mit der Entwicke- 
liing staatlicher Rechtsordnoogen auf dem Gebiete des Ostemiehisehen 
Staates sa thnn. Hiren wissenscbafUichen Zweck bildet der Nach- 
wds, dass diese Entwidcelmig sieh dm allgemeiiieiL CksetMii socialer 
Entwiekelung gemSss abgespielt habe und dass jene Gesetze auch 
hier ihren Ansdntck gefbnden haben. 

Da die erste Bedingung jeder Staatsbildnng ein eoltorfilhiger 
Boden ist; da sich Geschichtsproceese nmr auf solchem Boden ab- 
spiden nnd von dessen BeschaiFenheit vielfach beeinflosst werden, 
so liegt ee nns ob, vorerst einen Blick auf den deneitigen üm&ng 
und Beschaffenheit dieser geographischen Grandlage der öster- 
reichischen Reichsgeschischte einen oiientirenden Blick zu werfen. 

Wihrend anxelne Lftnder, ans denen die Monarchie besteht^ 

innerhalb stark ausgesprochener natfirlicher Grenzen sich befinden, 

wie z. B. Böhmen, Ungarn, so besitzt doch die Monarchie als Ganzes 

keine solchen, da ihre historische Entwiekelung es mit sich brachte, 

dass sie sich theils mit der Angliederung tou Bmchstllcken benach- 

barter Staaten zufrieden geben (z. B. Galizien) od^ auch Bruch- 

städce eigener Lftnder an benachbarte Staaten abgeben mnsste (z. B. 

das Innviertel an Beiern, Niederschlesien an Prenssen). 
Oninploirles, StiatinNlit 1 
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2 Territoriale Grimdlage der Staatsbildung. 

Es erscheint daher zweckmässig, die Betrachtung des Terri- 
torioms der <toterr.-uogar. Monarchie in zweifacher Webe vorzu- 
nehmen, erstens als eines Länderconglomerates nnd zweitens als 
ein» Ganzen. Diese letzte Betrachtung wird uns zeigen, dass die 
einzelnen Lftnder der Monarchie, wie entscheidend anch ihre geo- 
graphisdien Bedingungen fftr ihre Sonderexistenz und Sonderentwieke- 
lung einst waren, dennoch in ihrer Znsammengehörigkeit ein Ganzes 
bilden, dass nicht minder anf einem ganzen Netz von, dnrch geo- 
graphische Verhftltnisse bedingten, engen Beziehungen beruht. 

§ 2. 

Wenn wir einen Blidc anf die einzelnen Lfinder werfen, inso- 
feme dieselben anf Gmnd geographischer Bedingungen zu selbstfin- 
digen Kultarheerden wie prSdestinirt in Erschdnung treten, so 
können wir in Oesterreich-Üngam vier solcher geographischen Pro- 
vinzen untencheideii. 

Auf breiter Basis der Mittel- und Ostalpen zwischen der lom- 
baido-venetianisehen Ebene und -dem Oberlaufe der Donau .zwischen 
Passau und Theben und das Nordufer derselben in diesem Zwischen- 
räume ein wenig umfassend, dehnt sich das Stammland der österr.- 
ungar. Monarchie, die aog. Donau -Alpenlfinder, bestehend aus 
Tirol, Efimthen, Steiermark mit dem darflber gelagerten Salzburg 
und den beiden Erzberzogthfimem ob und unter der Enns. Als 
geographische Provinz tritt uns dieser Lfindercomplex als dn von 
West nach Ost sich erstreckendes Alpenland, das im Norden von 
der Donau, im Sudan von der Drau umfasst wird, wekdie Flüsse 
übrigens von den poUtisdien Gebieten dieser Lfinder übeiachritten 
weiden, entgegen. Die Längsaze dieses Lfindercomplezes berührt 
mit ihrem Westende den Bodensee, mit ihrem Osteude die March- 
mundung bei Theben. 

Wie es aber die Natur eines Gebirgsterrains mit sich bringt, 
dass dasselbe aus vielen kleinen Abschnitten besteht, die durch 
Bergrucken und Bergzuge Ton einander getrennt sind und auf so 
getrennten Gebieten sich verschiedenartige, oft entgegengesetzte Inter- 
essen geltend machen, so zeii&Ut anch diese im Ganzen einen ein- 
heitlichen Charakter zeigende geographische Provinz in eine verhält- 
nissmässig grosse Anzahl von jeher politisch gesonderter Einheiten 
und zählt noch heutzutage sechs Krouländer: Tirol, Kärnthen, Steier- 
mark, Salzburg, Ober- und Niederösterreich. 
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Einen verschiedenen, politische Einiieit und Selbständigkeit mehr 
fördernden Charakter zeigen die zwei von Nordwest nach Südost 
sich erstreckenden, den Hauptstamm der österr.-ungar. Ländermasse 
bildenden zwei geographischen Provinzen Böhmen und Ungarn mit 
ihren Nebenländern. 

Das Böhmische Slammland ist wie kein anderes Land von 
natürlichen, stark ausgesprochenen Greuisen umgeben; im Viereck von 
mächtigen Gebirgszügen (Böhmer Wald, Erzgebirge, Riesengebirge 
und mährisches Terrassenland) umgeben und von einer aus der 
Moldau und Elbe gebildeten, das Land mitten durchschneidenden 
Wasserstrasse in zwei fast gleiche Theile, einen westUcben und einen 
tetiichen, getheilt Ans beiden dieier Theile aber und rie durch- 
querend, fliessen fost fljmmetriich Waflserlftafe zu jener centralen 
WasBOfstraase, welelie daa Laad fon Süden nach Heiden dnich- 
eehneidet, so dass das ganze Land den Eindruck einer tou der 
Katar selbst geschaffenen geographischen IndiYldualität macht. 

Während nun aber diese so ausgesprochene territoriale Indi- 
vidualität nach Westen durch den BOhmerwald so Tollkonunen ab- 
geschlossen ist, dass alle Wasserlänfe von dieser Weslgrenze nur in's 
Innere des Landes sich ergiessen (mit Ausnahme des unbedeutenden 
Oberlaufes des Regen), so dass tBa den Verkehr mit dem Westen 
die Natur gamieht Toigesorgt au haben scheint ist andererseits die 
Ostgrenze gegen Mähren ein niedrigeres Terrassenland, das, von einer 
Anzahl bedentenderer Wasserläufe durchschnitten, dem Verkehr 
zwischen Bdhmen und Mähren bequeme Stressen Oflhet und Mähren 
und Schlesien als ein auch geographisch abgestecktes Nebenlaad 
Böhmens, ja als Bestandtheile eines einheitlichen Ganzen encheinen 
lässt 

Dieser BOhmiseb-Mährischen Lindergmppe gegenfiber ist wieder 
das den gsnzen Südosten der Moni^rchie bildende Ungarn eine 
ebenso stark ausgesprochene geographische Provinz. 

Zunächst von Mähren, durch die kleinen Karpathen scharf ab- 
gegrenzt, ist es von dem nordästlich und sodann nach Südosten sich 
wendenden grossen Bogen der Karpathen von dem Norden und 
Osten Europss geschieden, im Sftden durch natflrliche Wasser- 
grenzen von der Balkaahalbinsel getrennt 

Zu einem gOnstlgen Kultnrheerd wird aber auch Ungarn, ähn- 
lich wie Böhmen, durch die geographische Thatsache gestaltet, dass 
inneihalb der so von aussen sie schützendeii GebirgswäUe sich 
fruchtbare, von schiffbaren StiOmen durchschnittene £benen aus- 

1* 
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breiten. Dass der grösste dieser Ströme, die Dodru, zugleich eine 
Weltwasserstnisse ist, die deu Westen der MoDarcliie mit dem euro- 
päischen Osten und dem schwarz« u Meere verbindet, das ist es, waa 
Ungarn seine vortbeilhafte Stellung als Kulturland im europäischen 
Yerkehrsleben sichert. 

i 3. 

Zu beiden Seiten des so von l^ordwest nach Südost sich er- 
streckenden Hauptstiunmes des Österr.-ungar. Ländercomplexes, und 
zwar zn seiner südwesfliehen nnd nordöstlichen Seite, sind dem- 
selben Lind^ Torgelagert, die allerdings mtAt nicht mehr als geo- 
graphiscli abgeschlossene Individualitäten darstellen, vi^ehr als 
Bnicbstidce, die von der historischen Entwickelnng der (teterrächi* 
sehen Monarchie angegliedert worden nnd vielleicht erst von einer 
weiter gehenden Entwickelnng späterer Jahrhunderte auch eine geo- 
graphische Abrnndung zu erwarten haben. 

Es sind das einerseits die adriatischen Küstenländer südlich der 
Dran und Save, Erain, Göns und GTadisca« Istrien, Groatien*Slavo- 
nien und Dalmatien mit den Hinterländern des letsteren Landes, 
Bosnien nnd Herzegowina. Geographisch Terldht diesem Länder- 
complex eine gewisse Einheit einerseits die gemeinsame Grundlage 
ihrer wirthscfaaftlicheu und geschichtlichen Entwickelnng, das adria- 
tische Meer, andererseits die viel&ch gemeinsamen Zufiftsse der 
Donau, vor allem die Save und die Brau, welche die wahren Puls- 
adern des wirthschaftlichen Lebens des nordostlichen Thdles dieses 
LSndercomplexes darstellen, so wie deren südwestlicher Tbeil seine 
Lebenssäfte Tom Meere erhält. 

Aehnlich nun wie diese Länder deu Sfldwesten Ungarns um- 
fassen, ist demselben von der entgegengesetzten Seite, von Kord- 
osten, Galizien mit der Bukowina Torgelagert Mit dem Earpathen- 
rficken an Ungarn angelehnt, bildet dieses Land nach allen Seiten 
hin ein trauriges geographisches Fragment, indem in dessen Westen, 
dem rechtsseitigen Flussgebiete der Weichsel, dessen wirthschafUich 
unentbehrliche Ergänzung, das linksseitige Flussgebiet fehlt und ein 
das Land belebender Strom, wie die Weichsel, der von der Natur 
dazu bestimmt ist, gleich der Moldau und der Donau, die beider- 
seitigen Gebiete zu vereinigen, durch den Gang der Geschichte dazu 
verurtheilt wurde, dieselben zu trennen. Einen etwas natärlicheren 
Gebietsabschnitt bildet schon Ostgaiizien, welches wenigstens am 
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Oberlauf des Pniester die beiderseitigen Flussgebiete omfasst, aller- 
dings aber nur den Oberlauf sowolil des Dniester, wie des Pruth, 
besitzt und über dessen für das ganae Land so wichtigen Mittel-e 
und Unterlaof nicht mehr Teifilgt. 

§ 4. 

Wdrden diese Länder nicht durch gewisse geographische und 
daraus resultirende wirthschafUiche Verhältnisse auf einander an- 
gewiesen sein, ein gegenseitiges Interesse an einander haben, nimmer 
wären sie durch die historische Entwickelung zu einem Ganzen ge- 
fügt. Dasa sie es wurden, ist der beste Beweis, dass jene Ver- 
hältnisse obwalteten, denen die historische Entwickelang nnr Rech- 
nung trag. 

In erster Reihe fällt von diesem Gesichtspunkte das mächtigste 
natürliche Band auf, welches die Donau zwischen den allermeisten 
der oben aufgezählten Länder knüpft. Von Passau bis Orsova 
dtirchströmt sie die Monarchie fast mit der Hälfte ihrer Gesaromt- 
länge, und zwar sowohl mit einem Theil ihres Oberlaufes (von 
Passau bis Theben) wie mit einem Theil ihres Unterhiufes. Ob- 
schon sie auf dieser Strecke nur drei Kronlander durchströmt (Ober-, 
Unter-Oesterreich und Ungarn) und ein viertes, Croatien-Shivonien, 
nur auf einer kurzen Strecke berührt, so gehören doch ihrem Fluss- 
gebiete von den 19 Landern der ^ionarchie 13, und von den rund 
11300 QM. ihres (iesammtgehietes rund 8000 QM. an. 

In '/writer Linie sind es auch die gemeinschaftlichen uaiür- 
liehen Grenzen dieses Ländercomplexes als einer Gesammtheit, 
welche demselben einen einheitlicheo Charakter verleihen. Denn 
ebenso wie die, Böhmen von West und Nord einschliessenden Berges- 
züge zugleich au der nordwestlichen Ecke der Monarchie einen 
festen r4renzwall bilden, ebenso bilden die. Siehenl»ür2;en eiuschliesseu- 
den transsylvanischen Karpathen den entsprechenden Abschluss der 
Monarchie in der entgegengesetzten sfidöstiicheu Ecke. Ebenso 
bildet das adriatischc Meer von nahe der Mündung der Ausa l)is 
hinunter zur Spica'nischen Küste in Dalmatieu eine natürliche (Tii nze 
im Südwesten der Monarchie, der gegenüber im Norden die Weichsel 
von unweit von Krakau bis Zawichost und im Osten der Zbnicz in 
seinem gauzeu Laufe die schwankende Linie markirt, bis zu welclier 
die historische Entwickelung des Territoriums der Monarchie in der 
nordöstlichen Richtung gediehen ist. 
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Alk dkae geognpbiBcheii Tliaisacben maammen rechtfertigenr 
den einheitlicheii Staatobegriff des „DoDanieicheft'*, erklären zur 
Genflge die geechicbtlicbe Entwickelnng, die aus dieser Vielheit 
territorialer Bestandtheile eine Gesammteinheit schuf, deren GoltoT' 
arbeit nur darauf gerichtet ist, die natürlichen Bedingungen ihre» 
Zasammeuhanges und ihrer ZusamniengebÖrigkeit dorcb eine Reibe 
von ebenso wirksamen künstlichen Bedingungen zu unterstützen und 
zu ergänzen. Diese künstlichen Bedingungen, welche die Aufgabe 
baten, die gegebenen natürlichen Grundlagen der Staatseinbeit an 
Tervollständigen, sind einerseits ein System von Festungen, welcbe 
auf strategisch wicbtigen Punkten im Umkreise der Monarchie an* 
gelegt, die Lücken der natürlichen Grenzen theils ausfüllen helfen, 
theils dieselben verstärken, andererseits ein künstliches JsitU von 
Land- und Wasserstrassen, wie auch Eisenbahnen, die den gesamm* 
tcu Ländercomplex noch inniger miteinander verbinden und ver> 
knüpfen, als es die natürlichen Verkehrsmittel allein im Stande wären^ 
und ein System von Verkehrsadern herstellen, in deiMn daa einheit* 
liehe Verkehrsleben der Gesammtmonarebie mit immer Tolleren 
Kräften za pnlsiren bestimmt ist. 

Anm.: Wenn man Ton, «m Land einschliessenden Oebirgszügea als 
einer natfirliehen Abgrenzung desselben vom Ausland imd als einer natfir- 
liehen Zusannnenfiusimg des eingeschlossenen Gebietes zu einer politisclien 

Kinheit spricht, so Hegt die ßerechtlgimg einer solchen Auffassung «nii^^er 
m der Abschliessung von dem Aussengebiete, das durch die Bergeszüge be> 
werkstelligt wird, als vielmehr in d^r Thatsache, dass sich menschlichor 
Verkehr immer in der Kit^htnng der Fiussläufe leichter vollzieht, dass also 
eine in einem bergumbchlossenen Territorium ansässige Bevölkerung dem 
Laufe der Flüsse nach dem Innern des Laude» folgeud zu einem diese Flüsse 
aufnehoienden cmtralen Hanptstrome, zu dem Haupttbale des Landes gtavitirt, 
in dem auch zumeist in Folge dessen die Hauptstadt entsteht Eine solche 
Bedeutung hat das Moldanthal für Bohmna, das Denanthal für Oesterreich 
ob und unter der Enns und für üngam, das Uareh« und Thayathal für 
Mähren, das Karthal für Steiermark u. s. w. Aber auch auf höherer Stufe, 
so 7.U sagen auf höherer Integration, hat dieselbe Bedeutung das Donauthal 
für die Gesammtmonarebie, für Oesterreich -Ungarn, dessen dualistischer 
staatsrechtlicher Charakter mit der mächtigen Entwickelung zweier eben- 
bürtigen Hauptstädte, Wien und Budapest, im Zusammenhange ist und dessen 
föderalistische Gestaltung nach Maassgabe der Entwickelung der anderen 
Linder vnd ihrer Landesfaaiiptettdte angestrebt nird. 
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8 5. 

Innerhalb dieser geographiflchen P^Tinzen und fkber dieselben in 
historischer Entwickelnng hinftbergieifend, spielte sich der Process 
der Osterrdchisehen Staatsbildnng ab» der in der YereinigoDg hetero- 
gener nationaler Bestandthdle gipfelt, deren gegenseitiges Yerhftltaiss 
geddhfich an ordnen staatsrechtlichen Gompromissen der Gegenwart 
yorbehalten blieb. 

Um diesen jahrhundertelangen historischen Process darznstellen, 
werden wir von den ftltesten staatlichen Organisationen anf dem 
Teiritorinm des heutigen (^sterr.-nngar. Beiches, die sich in den 
Donan-Alpen-LSndem entwickelten, ausgehen. Ihren Kern bildete 
das römische Noricnm. Diese erste BUdnngsstltte des späteren 
dentsch-Qsterxeichischen Kernvolkes war kein dentschisr Boden. Aber 
ein bairisch-schwftbisches Reis wurde hier auf einen krSfligen, aus 
keitisch^rOmisehen und slarischen Bestandtheilen gebildeten Volks- 
stamm gepfropft und entwickelte sich unter dem Einfluss staatlichen 
Lebens zu dem Osterreichischen Volke, welches in den sfidOstUch 
gelegenen Theilen der Donau-Alpen-Länder seinen slavischeu Unter- 
grund bis heutzutage noch unTorsehrt erhalten hat. 

Diese bunte Zusammensefsung aus den heterogensten ethnischen 
Bestandtheilen kann nur Unwissenheit au einer Ansnahmserscheinung 
an dem Osterreichxsdien Volke und Staatswesen stempeln wollen. 
Ausnahmlos anf diese Wdse, einem ewigen, unTermeidlicben so- 
cialen Gesetze folgend, sind allle grossen Staatsvölker der 
Welt entstanden. Und mag sich' anderswo kindische Eitelkeit 
aelbstgefiUlig in dem Zauberspiegel „einheitlicher Nationalität^ 
betrachten: die Sociologie weiss es, wie mühsam in jahrhnudert- 
langer staatlicher Arbeit dieser Zauberspiegel mit Schweiss und Blut 
aus den feindlichsten nnd heterogensten Stoffen zusammengekittet 
wurde. Und auch in der späteren Entwickelnng Oesterreich be- 
gegnet nns eine gleiche Erscheinui^ wie bei dem territorialen An- 
waehs anderer Grossstaaten, dass n&mlich ganze selbständige Staaten- 
eomplexe oder Theile solcher Complexe in das Ländergebiet Oester- 
reichs aufgenommen und seiner Staatsoi^anisation einTerleibt wurden. 

Wir haben es daher, wie auch in vielen anderen Grossstaaten, 
in Oesterreich mit einer doppelten Schichtung oder eigoitlicb theils 
mit einer Schichtung, theils mit Nebeneinauderlagerung von socialen 
Bestandtheilen des Staates zu thun. 
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Geschichtet sind gleich massig durch alle Länder und Provinzen 
des Reiches die Glassen und Stände des Volkes, auf denen überall 
das Gerüste dnr staatlichen Organisationen beruhte; nebeneinaoder- 
gelngert sind im Umkreise des Reiches die mannigfaltigsten StSmme 
und Nationen, wie sie aus dem staaÜiclien Leben längst verflossener 
Jahrhunderte und nnteigegangener staatlicher Gebilde hervoige- 
gaogen sind. 

Diese Complicirtheit der socialen Bestandtheile des österr.oungar. 
Reiches musste eine entsprechende Complicirtheit der Herrschafts- 
organisaüon hervorbringen, da in dieselbe nicht nur Stände und 
Oiassen, sondern überdies selbständige Stämme und Nationen ein» 
bezogen iverden mussten, ein Umstand, der den historischen £nt- 
wickelungsgang des österr.-ungar. Staatsrechts so vielfach hemmte 
und verwickelte, indem bei jeder entscheidenden Wendung desselben 
die Interessen der Stände und Classen sich mit den Interessen der 
Stämme und Nationen durchkreuzten und eine Lösung der Verwicke- 
lungen dieser Interessen erschwerten. Dass ein solcher Sachverhalt 
auch der Darstelluiig dieses Entwickeluagsganges grosse Hindernisse 
in den Weg legt, ist von selbst einleuchtend. 

Diesen langen und complicirten Eutwickelungsgang werden wir 
iu vier Perioden abhandeln, von denen jede in mehrere Abschnitte 
zerfällt. 

Die «rste Periode beginnt mit den ältesten Ansiedelungen auf 
dein historischen Boden Oesferrei« bs; sie umfasst die verschiedenen 
Versuche, über die hier angesiedelt *ni Stamme und Völkerschaften 
eine Herrschaft auszuüben und dieselben einer staatlichen Organi- 
sation zu iinterwerien. iüe ersten historisch bekannten Ver- 
suche iu dieser Richtung gingen von den Römern aus. Nach dem 
Falle des römischen West-Reiches machten sich nacheinander die 
verschiedensten kriegerischen Stämme der Völkerwanderung die 
Herrschaft über diese Länder streitig. Am Ende dieser Periode im 
8. und 9. Jahrhundert herrschen über dieselben abwechselnd hun- 
nisch- avarische und bajuvarisclie Stämme. 

In Deutschland war unterdessen das fränkische Reich zu einer 
staatlichen Consolidirung gelangt und schickte sich an, das römische 
Weltreich in der Herrschaft über den Coutiuent abzulösen. Seinen 
Expansivbestrebungen waren die südöstlich angrenzenden Donau- 
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Alp«n-Lftiid6r willkommener Gegenstand. Dnreh abwechselnde 
Inschutmialime des bajavarisclien Stammes gegen liunnisch-avaiische 
Exobenmgszflge und dann wieder doreh Bündnisse mit den Ungarn 
gegen bairische Unbotmässi^eit kamen die Garolinger bald dazu, 
ihre Oberherrschaft ftber den nachmaligen Kein der Österreichischen 
Erblande festzustellen, üm sich dieselben auch für die Zukunft 
au sichern, ftbertrfigt Kaiser Otto IL die Markgrafschaft Oestek- 
reidi einem seiner Getreuen, dem Herzog Leopold von Baben- 
berg (975). 

Mit den Babenbergern beginnt die zweite Periode der £nt- 
wickelung des österreichischen Staates (975 — 152G). Sie unter- 
scheidet sich von der ersten dadurch, dass in ihr, für die Beherr* 
schung der in den Donau-Alpen-LSndem ansSssigen Volksstfimme 
eine feste staatsrechtliche Basis gewonnen wurde. Diese Basis 
gestaltete sich durch die in der herrschenden Dynastie festgesetzte 
Erbfolge zu ^er dauernden und durch das staatsrechtliche \et- 
hältniss zum deutschen Reiche zu einer unerschütterlichen. 
Gestützt auf dieses Verhältniss, auf den michtigen Eückhalt am 
deutschen Reiche, können die Babenberger an eine selbständige 
staatliche OoosoUdirung ihrer Herrschaft denken und dieselbe 
zu einer durchdringenden staatlichen Organisirung des österreichi- 
schen Volkes benützen. Mit dem Tode des letzten Babenbergem 
(1264) schien die Lösung dieser bereits ziemlich weit gediehene* 
Aufgabe einen Augenblick in Frage gestellt. Das Schicksal Oester- 
reichs schwankte eine Weile auf der Schaale des Glücks — bis 
Rudolf von Habsburg's siegreiches Schwert auf dem Marchfelde es 
entschied. Die historische Aufgabe der Babenberger ward nun von 
den Habsburgem wieder aufgenommen und konnte mit um so 
grösserem Nachdrucke und Erfolge weiter geführt werden, als die 
deutsche Kaiserkrone, die bis jetzt den österreichischen Herrschern 
als Rückhalt und Stütze diente, nun in ihren eigenen Besitze kam. 
Die ganze Macht des deutschen Kaiserthums ward jetzt für die staat- 
lichen Interessen Oesterreichs, für seine territoriale Vergrusserung 
eingesetzt Unter dem Schutze dieser Maclit gedieh Oesterreich zu 
einem selbständigen grossen Staate und reifte so der vollkommenen 
Emancipation vom deutschen Kaiserthum entgegen, welche sich im 
Jahre 1522 vollzog. Mit diesem Jahre nun, oder eigentlich mit dem 
Jahre 152B als dem Zeitpunkte der Vereinigung der Krone Böhmens 
und Ungarns mit Oesterif ieh, schliesst die zweite Periode der 
Entwickelang des österreichischen Staates, die man der leichteren 
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üeberfiirht wegen in die zwei Abschnitte: der Babenberger (975 bis 
1264) und der Habsburji;er bis Ferdinand 1.(1264 — 1526)8cheideD kann. 

Von dem Zeitpunkte der nunmehr dauernden Vereinigung unter 
dem S'ppter der ü.sterreichischeu Habsburger der Kronen Böhmens 
und Ungarns beginnt auf breiter territorirkr Basis die österr.-uiigar. 
Reichsi dee hervorzutreten. 

Die bis jetzt getrennten Völker und Stämme beginnen in ein 
inniges Verhältniss miteinander zu treten und das Interesse der 
staatlichen Herrschaft erheischt die Bildung einer harULOuischen Ge- 
sammtverfassung. 

Die dahin abzielenden Üestrebuugeu einerseits, denen tortwah- 
rend dif In ^tff'lmngen der Theile. ihre Selbständigkeit so wenig 
als möglich preiszugeben, entgegentreten, charakterisiren die dritte 
Periodft von 1526 —1866, in welchem Jahre Oesterreich von Deutsch- 
land »'IhIlmIIil: M'-h loslöst. 

Vollktiiiiiiu II f^t trennt vom dentschen Reiche, ganz auf sich 
selbst gesieilt, iiiuss seit 1B66 das österr.-ungar. Reich darauf be- 
dacht seil), durch ein kräftiges Zusammenfassen seiner inneren Macht- 
elemenle seine Grossmachtstellung zu befestigen und sich so gegen 
alle politiscben "Werhselfälle sicherzustellen. 

Dieser politischen Noth wendigkeit entspringen seit 1866 die 
consequent und nachhaltig gemachten Versuche des inneren n^us- 
gleichs^ und der „Versöhnung" der österreichischen Nationalitäten, 
die wenn auch wie selbstverständlich nicht im Handumdrehen zum 
erwünschten Ziele fuhren können, doch ihre, tief in der historischen 
Entwickelung Oesterreich-Ungarns wurzelnde Berechtigung haben und 
die, die Gegenwart umfassende und noch nicht abgeschlossene vierte 
Periode der österreichischen Reichsgeschichte charakterisiren. 

Dieser hier gegebenen Periodeneintheilung des äusseren Ent- 
wickclungsganges des österreichischen Staates entsprechen im Grossen 
und Ganzen vier Perioden der Entwickelung der iiinrren, staats- 
rechtlichen Verhältnisse, d. h. der Verfassung und Verwaltung des 
Staates. 

Sehen wir von der vorbabenbergischen Zeit als der Vor- 
geschichte Oesterreichs ab, so haben wir in der Zeit der Baben- 
berger (975 — 1264) den feudalen Staat vor uns, d. h. jene Ge- 
staltung der innem staatsrechtlichen Verhältnisse, wo die staatliche 
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Macht an eine Unzahl souveräner Herren zersplittert ist, die über 
ilire Hintersassen volle staatliche Herrschaft üben und, ohne jede 
sichtbare stabile Organisation, imtereinaiider wie souveräne Staaten 
£jieg und Fehde führcTi 

Aus diesem fast anarchischen Feudalismus entwickelt sich in 
der Zeit zwischen l^ir» — 1526 dif« ständische Verfassung, in- 
dem die feudalen Herren, gedräuLt dnrrh das Bedürfniss, dem 
Landesfürsten "Widerstand zu leisten, inniger untereinander sich ver- 
hinden, sich zu Ständen zusamniensrhliessen. eine atabile Organi- 
sation schaffen, periodische Zusammenkünfte :ibh;dten und stän- 
discher Organe zur Ausführung gemeinsamer Beschlüsse sich be- 
dienen. 

Diesen iStünden gegenüber sucht der Landesfurst Stütze, theils 
in den Städten, theils in eigener Truppenmacht, theils in der Heran- 
ziehung mächtiger Adelsgeschlechter und Parteien zu Hofdienst und 

Staatsämtern. 

Auf solche Machtfactoren gestützt, gelingt es der Monarchie in 
der dritten Periode (1526—1867) die Macht der Stände zu imter- 
grabeii und den Absolutismus aufzurichten. Die Geister jedoch, 
die der Absolutismus bannte, er wird sie mm nicht los — er ist 
am Schluss der dritten Pt iinrle im Interesse des Staates mr Ein- 
fuhrung der repr-Lscntali ven Verfassung genöthigt, welche auf 
der Mitwirkung der Vertreter der besitzenden und intelligenten Volks- 
kiassen an der Gesetzgebung und auf der Leitung der Regierung und 
Verwaltung des Staates durch ein der Volksvertretung verantwort- 
liches Ministerium beruht. 

§8. 

Die vierte Periode der österreichischen Reichsgeschichte beginnt 
mit dem Jahre 1867. Da sie l)ei weitem noch nicht abgeschlossen 
ist, kaum drei Dezennien umfasst und wir erst am Beginne der- 
selben uns befinden, so entzieht sie sich jedem vössenschaftlichen 
Urtheil. Staatsrechtlich scheint sie dahin sich charakterisiren zu 
lassen, dass auf Grund der durch die Verfassung errungenen Rechte 
und Freiheiten die einzelnen Oesterreich zusammensetzenden Völker 
und Nationen die Durchführung der ihnen in der Verfassung ver- 
heissenen vollen Gleichberechtigung fordern. Es wird daher diese 
Periode erfüllt von heftigen parlamentarischen Kämpfen der natio- 
nalen Parteien, die für ihre Länder nicht nur die vollste Autonomie, 
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sondern womöglich auch eine Staatsrecht! irhe Sonderstellung und 
auf diese Weise mehr oder weniger verhüllt eine föderative Gestal- 
tung Oesterreichs anstreben. 

Gleichzeitig erheben aber, ebenfalls anf Grund der erworbenen 
staatsbürgerlichen Rechte, die unteren Volksducliten in den einzelnen 
Ländern ihre Forderungen auf Antheilnnhme an der Geeetzgeboag 
behufs Verwirklichung der vollen politischen Gleichbereebtignng mit 
den oberen Volksschichten. Diese doppelten Bestrebungen nach 
nationaler und socialer Gleichberechtigung, die sich mannigfach 
kreuzen, verwickeln und häufig entgegenwirken, bilden die staats- 
rechtliche Signatur der Gegenwart. 

"Wir werden aus dieser vierten Periode nur anhangsweise die 
wichtigsten Momente, die zu ihrer Charakteristik dienen und die zu- 
künftige Entwickelung Oesterreichs erraihen lassen, hervorheben. 
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Die erste Periode der Entwicklung staatsrechtlicher Verhältnisse 
auf Österreichischem Boden zerfällt nach den bedeutendsten histori- 
schen lll<nnenten in ^er Abschnitte. 

Den ersten Abschnitt bildet die filteste historisch nachweidbAre 
Hemchaft in Noriemn imd den mitOeion Donau- AlpenUndeni; es 
ist die Hemchaft der Kelten Aber die Urbewohner dieser Länder. 

Mit der Niederwerfung der Kelten durch die Römer beginnt 
der zweite Abschnitt ond begreift in ach die römische Herrschaft 
bis zu ihrem Sturze durch die eindringenden Barbarensttmme am 
. Ende des 4. Jahrhunderts. 

Ton da an befinden ach die Donau- Alpenländer in ToUkom- 
Hieaster Anarchie. Ein Barbarenstamm nach dem andern bricht aus 
Ost und Nord in dieyon den Rdmem verlassenen Sitze ein; maasst 
sich ▼orttbergehend die Hmschaft über die erbgesessene Bevölke- 
rung hier an, um bald wieder einem andern neu eindringenden Bar- 
bareaatamm au weichen. Keiner dieser Barbarenstämme ist im 
Staude hier einö geordnete Herrschaft zu gründen. 

Dieses gelingt erst wieder den Baiemherzögeu (dritte r Abschnitt). 
Wi diesen (554-— 788) beginnt das erste Hai germanische Herrschaft 
äber die Donau-Alpenländer sich auszubreiten. 

Die Baiemherzöge übomehmeu das von dem Oewohle der 
Volkerwanderung tief zerrSttete Noricnm, dem seit dem Fall der Röttteir> 
herrschaft Anarchie und GesetzloBigkeit tiefe Wnnden geschlagen. 
Sie unterwerfen es der geordneten Herrschaft eines Stammes, 
der sich sein eigenes Recht bereits geschaffen — die 2eie Bt^^ 
vtaronm — dessen Satzungen nun im bairischen Noricum ihre Gel- 
tung finden. 

Nichtsdestoweniger aber schwebt auch diese Herrschaft der 
Baiemherzöge noch in der Luft; es fehlt ihr die Anlehnung an ein 



Digitized by Google 



14 



I. I'ürio<ie. 



mächtigeres Staatswesen und sie ist zu sciiWin Ii um augesielits der 
ihr vi>n Noult n tiucl Osten drohenden Gefahren sich selbst zu er- 
halten. Ist auch diese Herrschaft der lkiit'ruherzö«tü iui Vt-rgleicht- 
mit der wihicn. gesetzlosen Zelt der Völkerwanderung ein grosser 
staatlicher Fortschritt: so ist doch die staatlich viel höhere Stufe 
der gestürzten Römerschaft damit noch nicht wieder erreicht. 
Zwischen Avareu im Osten und der Frankenlierrschaft im Westen 
gestellt, kann die bairiscbe Herrschaft zu keiner Stabilität gelangen. 
Die longo bardischen Herzoge aber, an die sie sich anschliesst, sind 
selbst zu schwach, nm die Stellung der Büernherzöge stützen zu 
IcGnneu. An die im Westen und Norden wachsende Frattkenmacht 
freimüthig deh ansuschliesseu, fehlt es den Baiemherzögeu an der 
nfithigeu Einsicht und Resignation. Und so geht denn das unerbitt- 
liche Kad der Geschichte fiber sie hin und Karl der. Grosse flber- 
nimmt die Oberherrschaft ftber ihre Lande (788). Mit diesem Zeit^ 
punkte beginnt der vierte Abschnitt der ersten Periode. Zuerst 
und so lange der neue Besitz des FrankenkOnigs vom Osten von 
der Macht der Avaren bedroht war, stellte sich wohl die Notbwen- 
digkeit heraus, diese Herrschaft unmittelbar durch königliche Be- 
amte (Sendgrafen) zu fähren und denselben durch Kriegszfige per- 
sönlich zu schützen. Das that Karl der Grosse, so lange er lebte. 
Seine Nachfolger Hessen die südöstlichen Marken zuerst durch Mit- 
glieder und 'Verwandte der kdniglichen Familie verwalten, setzten 
dann aber auch einzelne einheimische Fürsten als Markgrafen ein. 

Diese Art und Weise jedoch der staatsrechtlichen Verbindung 
der Ostmark mit dem Reicke brachte keinen Segen. Die Folge da- 
von war eine unheilvolle Zerrüttung und Unbeständigkeit der Öffent- 
lichen Verhältnisse der Ostmark, die nur den östlichen Nachbarn 
derselben zu Statten kam* 

Diedem unerquicklichen Zustande setzte erst Otto II. ein Ziel 
(976) durch Verleihung der Ostmark au Luitpold den Babenberger. 

Indem es den Babenbergem gelang, die Herrschaft über die 
Ostmark in ihrem Hause erblich zu machen, legten sie den testen 
Grund zur späteren Machtentwicklung Oesterreichs. 
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Erster Abschnitt. 
VorrOmisohes Norionm. 

Dea Beginn einer staatsrechtlidieD Entwickliing müssen wir in 
dem Zeitpunkte Consta tiren, wo ein Mensch enetamiu sich einen an- 
dern unterwirft und eine geregelte Herrschaft über denselben be- 
grfindet. 

Eine erste solche Herrschaft auf dem Temtoriam des spätem 
Oesterreichs, also in den Donau -Alpenländem, die uns historisch 
bezeugt wird, ist diejenige, welche die aus dem Westen Europas 
auf ihrem mutbmasslichen Rückzüge in ihr Heimathland Asien hier 
angelangten Kelteu über die in den Donau - Alpenlfindem zu jener 
Zeit ansässige Bevölkerung begründeten. 

Was fär Stammes diese letztere war, die wir als Urbevölke* 
rung bezeichnen, weil sie uns als die ursprünglichste in diesen 
Ländern erscheint, ist eine bisher noch nicht endgiltig gelöste Frage^ 
«Wer die Urbewohner Noricums gewesen, d. i. jene, Ton deren 
Einwanderung keine Spur mehr Torhaoden, darüber suchen wir 
vergeblich Kunde".^ 

Dagegen hält Muchar die späteren Einwanderer, die sich über 
diese „Urbewohner" ergossen und dieselben unterjochten, für Celto- 
gallen und spricht von den ^blutigen, angestrengten Kämpfen der 
späteren celtogallischen Einwanderer mit den früheren Bewoh- 
nern**, indem er sich dnbei auf die Stelle bei Justin bezieht ,.2)er 
strages barbarorum penetraverunt puffnanda cum ferocissimis geit- 

Dieser auf die Zeugnisse der Alten sicli stützenden Annahme, 
über die ersten keltischen Eroberer des vorröniisehen Noricums, 
die die Urbewohner überwältigten und sich unterwarfen, treten 
auch die iKMifren Geschichtsforscher bei Sn änssert sich über „das 
Keltenvolk im vonrömischeu ^oiicom Büdingen „Einst war es 



^ Muclmi, Kt ltisrlics Noricum S. 15. yk-\ her, dass alle anderen Kypo- 



Slaviscbe Schriftsteller bemüüea sich 
den Nachweis zu fuhren, dass diese 
üreinwohner Slaven waren. Die be- 
züglichen Literaturangaben bei Kro- 
nes : Grundriss der österr. Geschiebte 
1882, S. 113. Bis beute scheint so 



tbe»ou und Annahmen über die Ur- 
berölkenmg Noileums noch Tie) 
veniger haltbar siiui, als die sla- 
wische Hypothese. — 

Vrgl. auch Alatthias Koch: Chro- 
nol. Geschichte Oesterreichs tub an. 
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mächtig gewesen; auch ist es nicht untergegangen, ohne dauernde 
Spuren seines Daseins zu hinterlassen. Den Alpen und der Donau, 
dem Inn und der Raab und den ältesten Wohnsitzen des Landes, 
das es inne hatte,, gab es. ihre Namen: so den Städten GiUi 
(Celeja) und Pettau (Petovia) und Wien (Vindominia und Vindo- 
bona)*.« 

An der Einwanderung der Kelten in*s vorrömische Noricum und 
ihre Herrschaft daselbst hält auch Krön es fest, der sich jener „ür* 
hevGUcerung*' gegenüber sehr skeptisdi verhält. Es ist allerdings 
richtig, dass »die Angaben der geschichtlichen Quellen dber jene 
Torkeltische Urbevölkerung widerspruchsvoll sind'^S an ihre Existenz 
jedoch in Noricum liisst ein Umstand nicht zweifeln — die durch 
die Ausgrabungen der letzten Zeit zu Tage geförderten zahlreichen 
Funde. Dieselben sind deutlich redende Denkmale einer vorkel- 
tischen Bevölkerung Noricums, über deren Provenienz und Stain- 
mesangehörigkeit ein Urtlit il vielleicht noch nicht an der Zeit ist. 

Dagegen ist es wohl nicht schwer, sich über das Verhältniss 
dieser Urbewohner zu den siegreich in Noricum eingedrungenen 
Kelten eine Vorstellung zu machen, die der Wahrheit nahe kommen 
dürfte. 

Es mfissen uns dabei behilflich sein: einerseits diejenipt n Cha- 
rakterziige. die die Geschichte aus beglaubigten Quellen und Deuk- 
mälem über die Kelten zusammenstellte; andererseits diejenigen 
Schlüsse, die wir aus den erwähnten Ausgrabungen auf die Lebens- 
welse und Kulturstufe jener vorkeltischen Urbewohner Noricums zu 

ziehen iM iechtigt sind. 

L'eliprall wo sif» uns «■ntL'^egentreten. ersfheinon uns die Kelten 

als ein kriegerisclies und ni<'ht nur als ein riolxM-ndt's Volk, sou- 
dern auch als ein solches, das seine tt iritoriah n Erolicrungen staat- 
lich zu nr'jauisiren versucht. Ihre kriegerischen Züge haben wenig- 
stens fesie Aasiedlungen zum Ziel und wo sie sich fest ansiedeln, da 
sehen wir die ersten Anf&nge staatlicher Organisation sich entwickeln. 

„Frühe schuii wurden die Kelten sesshaft, sagt Steur, gaben 
sich eine Regierung und obwohl sie einen ausgesprochenen Uiinh- 
haiigigkeitüsinn besassen, unterwarleu sie sich doch ohne Murren 
einer Art gesellschaftlicher Hierarchie, die eine Entwicklung ihrer 
guten und schlechten Eigenschaften begonstigte. 

38B ante CSIr., wo es S. 3 heiast: | ' Bödinger Gesch. Oesterr. I. 6. 
^Noricum Bewohner, Ke heil mit den i ^ Uaiulb. d. osterr. Geschichte 1876, 
UrbewobDem gemischt*'. j L S. 146. 
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An der Spitze ihrer Regierung standen Priester, die sich durch 
eine freilich unvollkommene öffentliche Erziehung bemerkbar mach- 
ten, die jedoch für ihre Zeit und den damaligen Zustand der Ge- 
sellschaft genügend war. Zwei unterschiedene Kasten leiteten die 
dffentlicheo Angelegenheiten. Die eine der Druiden, die andere 
der Ritter. Das Ganze dieser religiösen Institntioneu bildete eine 
Theocratie, die derjenigen Indiens ziemlich ähnlich war — und der 
die kiiegeiisßlie Haisbt der Ritter ganz unterworfen war. Diese 
asten Rudimente einer oiganiarten GeseHschaft scheinen bei den 
Kelten sehr frShe exisint zn haben; und man ist versacht zu 
glauben, dass diese grosse Einwanderung (der Kelten nach Europa) 
verschieden von den ihr vorhergehenden, genau nach einem im vor- 
hindn gefossten Plane ausgef&hrt wurde von einer Rasse, die die 
ersten Keime der Civillsation des Orients nach Europa brachte^ 

Diesen Kelteu gegenüber nun stehen die „ürbewohner" Nori- 
cunis. deren niedrigen Culturstand die irdenen (-refäfse und Urnen 
der Au>.4;ial)ungen in den Aipculändern bekunden; die ihre Hei- 
math vor den fremden Eindringlingen erfolgreich zu vertheidigen 
nicht vermochten und dem höberbegabten entwickelteren Kelten- 
stamme unten ha uit; wurden. 

Ueber die Verbreitung der Herrschaft der Kelien in Mittel- 
europa nnd den Donau-Alpenländern sagt Muchar, ge^1l.tzt auf 
dif^ ATisj;d»e?i von Livius (V. 34 etc.) und Justin (24. 4); .,l>ie Kel- 
ten kuHiiiien in der Urzeit von Osten Ijer als Jäger und Hirten, 
Ein Scliwarru ginir über (l. u i.'h'-in nach Gallien bis an's Weltmeer. 
Sie wohnten von der Meerenge von Gadix bis in die ^^iede^lande 
und best'tzl.eii nach und nach als zerstreute Stämme das Land, auch 
jenseits des IHipins längs der Donau bis in's südöstliche Uugarn 
heral», — Oesterreich. Alpenländer bis an die Adria — durch 
gänzliche Niederlande. Vertreibung (?) und Unterdrückung der früher 
schon angesiedelten Völkerscbaareu'*.^ Dass man aber bei der Ein- 
nahme Noricums und Besieguiii; der Koriker an Vertreibung der- 
selben am wenigsten denken darf, lehrt ein Blick auf die natür^ 
liehen Verliältnisse dieser beiden Stämme zu einander. 



\Die Kelten waren keine Ackerbauer und ihre feste Niederlas- 
sung in einem Lande konnte nur den Zweck haben, die unteijochte 

•' Ch. Stein : EthnograpfUe iles l'Äaieetc. Bruxelies i67Jll.tamLp.41. 
peupies de l'Europe acant Jesui- * Muchar, Altkeltischeft Noricum, 
GÜTM« 4M* MM» «wr U» Nomadet de S. 26 (Steierin. Zeitschrift) 



Gnmploirlct, Stektsrecbt. 
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18 l^eriode. 

Bevölkerung den Acker bebauen zu lassen und als Sieger und Herren 
im Laude von etnera Theil der Früchte dieses Ackerbaues zu leben. 
Nur so kann mau sich die Natur des Verhältnisses der erobernden 
Kelten zu den ürbewohnem der von ihnen eingenommenen Länder 
in Mitteleuropa, also auch in den Donau-AI penländeru denken. Nur 
das konnte der Kern der von ihnen im vorrömischen Noricum ge- 
gründeten Ht'rrscliaft sein. 

Ein hochbegabter, kriegerischer Stamm, dem staatliche Organi- 
sationskunst nicht abgesprochen werden kannj herrschte über die 
noch wenig entwickelten und fast culturlosen ürbewohner. ^Der 
innere Zustand, sagt Niebuhr von der Herrschaft der Kelten, deutet 
auf die Knechtschaft überwältigter Völker, wie bei den Nachkommen 
der Sarmaten. CSsnr fand, benutzte und schilderte eino Auflösung, 
welche die letzten Epochen des Elends einer barharischen Adels- 
herrschaft ist: nur die Kitt er machten die Nation aus. das Volk 
lebte in der demüthigsten Clientel'^ (Rom. Gescli. S. 044). 

Tief im Boden Noricinn.s nntl I^uinonien.s liegen lieute oft neben- 
einander, keltische Waffen und Hüstungen, kunstreicli in Bronz e ge- 
arbeitet und schlichte irdene Gefässe und Urnen, an die einsti(?en 
Herren dieses Landes und ihre Unterthanen erinnernd; laut- 
redende Denkmale des ältesten ungeschriebenen Staatsrechts auf 



dsterr. Boden. 



Zweiter Abschnitt. 
Römisohes Norioum. 

(von 115 V. Chr. bis 375 d. Chr.) 

^ ^ Es gelang den Kelten nicht auf dem Boden des späteren Oester- 
i;^h^ eine bleibende Stfttte ihrer Gultur und staatlichen Organisa- 
t^pp ^u. ^riinden. Sie unterlagen einem mftehtigeren Volke, das mit 

'"^ litomuLseii allei diii^s j^laubt, dass . fheils auseinandergeris.seii, theils un- 
es den Kelten «D^,,8taatiicher Anlage" 
_^hljt^j Xr*"i™- fF^^ffh., X. 324); dass sie 
„alle Staaten erschüttert, und keinen 



terwoifen worden". lieber die 
staatsrechtlichen Zustände unter deu 
Kelten lutli.ilt Dümmler: „Jene 



WfTöt'lia^'p'ri".'' " ' altkeltischeu /iistünde in denen Piie- 



Ahoiis Huber (Geschichte Oester- 
reichs, (188^y % L S. 5)^ nennt die 
UVKiWjjtiiiV >ifiy,riÄ und 



sterscbaft und Adel sich in das Regi- 
ment theilten und den gemeinen Hann 

in knechtischer Abhängigkeit hielten**. 
Dnmmler set/.t diese Zustände in 
Kelten Waren die illyrischen Stämme , Gegensatz zur „germanischen Go- 
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allen Mitteln einer hochentwickelten 'Givilisation auf sie eindrang 
nnd nun in dem von ihnen eingenommenen Lande seine HenrBchaft 
anf einige Jahrhunderte begründete. 

Wir sprechen von den R5mem. Den Expansivbestrebungeu 
des römischen Reiches unter den Kaisem lag Noricum zu nahe 
und war zu reich mit materiellen Ofltem gesegnet, als dAss es nicht 
ein willkommenes Ziel römischer iBtaats- und Kriegskunst werden 
sollte. 

In drd Kriegsiugen vollzog sich diese JInterwerfhng des kelti- 
schen Noricums unter römische Herrschaft.^^ 

Die erste plaumSssige Expedition gegwi das keltische Noricum 
unternahm der Oonsul des Jahres der Stadt 689. Harens AemiHus 
Scanms. ^Er überstieg, der erste unter den Römern, die Kette 
der Ostalpen an ihrer niedrigsten Senkung, zwischen Triest und 
Laibach und schloss mit den Tauriskem Gastfreundschaft, wodurch 
der nicht unwichtige Handelsverkehr gesichert ward, ohne da» doch 
die Römer, wie eine förmliche Unterwerfung dies nach sich gezogen 
haben würde, in die Völkerbewegungen nordwärts der Alpen hinein- 
gezogen wordeb wliren'^.''* 

Den zweilen Kriegszug in*s keltische Noricum unternahm 
Oetavian und unterwarf die Japyden, südliche Bergvölker aus 
Kelten und Illyriern gemischt. Nachdem dann Oetavian die Pan- 
nonier zwischen Dran und Save unterworfen, ergaben sich die nord- 
wärts von diesen Flüssen wohnenden Völker desselben Stammes 
durch Vertrag,* 

Der dritte Kriegszag fand statt im Jahre 15 n. Chr. unter 
Augostns. Drusus und Tiberius zogen gegen Räter nnd Vindeliker, 
unterwarfen sie, „zugleich mit ihnen ihre Östlichen Nachbarn die 
Noriker«.« 

Diese drei Kriegszüge begründeten die röm. Herrschaft in No- 
ricuuiy 

^ie nach der grossen staatlichen Vergangenheit Roms nicht 
anders zu erwarten ist, hält mit der Herrschaft Roms, ein in allen 



meiiidefreihoit** und inoiut, dass <lie ' ' ^ rgh Büdmgflr GMch. Oesterr. 

zweifache Äristocratie des Adels und I. 1. ff 

des Priesterthums, die wir unter den . Moimaseu, Röm. Geschichte, 

Merovingern m Deutschland antrenen, g jj^ ^«yo. 

in Folfje koltischen Einf1u««ses ' ^ * 

erwachsen ist, (Dümmler: Jahrbücher Budinger I. c. 

d. deutschen Geschichte i. Ostfrin* * Dsselbst. Vrgl. auch Kämmel: 

kisches Reich). Anfinge deutschen Lebens in Oester- 

2* 



20 1. l'eriode. 

Theflen aiugebildetes Staatsrecht zum ersten Mal Einzog in die 
Alpen- und Donaulftnder. 

Nicht mehr eine urwüchsige Uebermacht eines überlegenen 
Stammes wie zur Keltenzeit: ein bochansgebildetes Regierungssys^ 
tem breitet sich jetzt über Koricum und Pannonien aus. Alle 
staatsrechtliehen Verhältnisse werden minutiös geordnet und der 
moderne Staatsrechtslehrer, der mit dem ausgebildeten Sinn für 
staatsrechtlichen Schematismus an diese Organisation herantritt, 
kann seine Neigung sich in staatsrechtlichen Verhftltnissea syste- 
ma tisch zu orientiren, YoUkoromen befriedigen. 

Die beiden grossen Gebiete des Staatsrechts das Verfossungs- 
und Verwaltungsrecht erfreuen sich unter römischer Hemchaft 
gleicher AusbUdnng und Entwicklung. 

Was nun erstens das Verfassungsrecht anbelangt, so 
brachte die rOmische Herrschaft ein ausgebildetes System von 
staatsbürgerlichen Rechten, in das wie in einen fertigen 
Rahmen einerseits die socialen Bestandtheile der eroberten Provinz, 
andererseits die vom Mutterstaate hereinströmenden neuen Elemente 
eintotten.^ 

Was die ersteren betrifft, so unterliegt es keinem Zweifel, dass 
die Römer die in Noricum angetroffenen Gesellschafts^ und Standes- 
verhültnisse respectirten und dieselben im Grossen und Ganzen un- 
angetastet Hessen. Nicht nur die von den Römern in anderen Pro- 
vinzen beobachtete Praxis lässt darauf mit vollkommener Sicher- 
hdt schliessen, sondeni es bezeugen dies auch directe auf Noricum 
bezügliche gleichzdtige Quellen. 

Die Römer waren zu kluge Staatsmänner, als dass sie den 
Werth einer bestehenden gesellschaftlichen Ordnuag far den 
Staat uoterscliätzen sollten; sie waren zu klug, als dass sie eine 
solche in Noricum nncretroffene Ordnunt^ im Sieges-Uebermnthe um- 
stürzen sollten. Vii'lntehr waren sie beflissen, in echt conservativem 
Geiste, dieselbe aulnrecht zu ei Ii alten und zu ihren eigenen staat^ 
liehen Zwecken auszunütz^. In all' und jedem knüpften sie an 
die bestehenden Verhältnisse an, begnügten sich, die eroberteu Län- 
der ihrer Botmüssigkeit zu unterwerfen, ohne an den bestandenen 



reich 1879. 1. Die romisebe Brobe- '\ den römischen Reiches das Bürger- 

ruDg. I rpchf*. , Christian Wilhelm Glück: 

* Noriker waren seit Caracalla ^ Bisthüiner Noriruins. Sitz. Ber. d. 

(211—217) römische Bürger. .Cara- Akadem. der Wissenschaften. Wien* 

calla ertheilte allen freien Bärgem | XVII. S. 83. 
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gesellachaftlichen und Oflfeutlicb - rechtlichen Verhftltni&sen atark zu 
rfltteln. — 

So warde vor allejii das keltische K5nigthum in seinem Be- 
stände nicht aniretastet und da^sselbe uiir iu ein vassalitisches Ver- 
hältDiss zum römist;heu Reiche |?ebracht. 

-Noricum wurde unter Kaiser Au^stus ein I^Hstandtbeii des 
röm. Reiches, sagt Aschbach ;^ es behielt al>er uuter ihm und seinen 
nächsten Nachfolgern noch eine gewisse Selbstständigkeit, hatte sein 
eigenem Fürstengeschlecht. Wie Thraeien, Mauretanien nndj meh- 
rere asiatische Länder stand Noricuin. das gewohnlicii als reffnum, 
selten als provinciu l>ezeiclinet wurde, zu Rom iu eint^r j^ewiasen 
Vasallschaft oder Clieutel. Es musste allerdings kaiserliclie Proru- 
ratoren aufnehmen und befand sich in deu Kreis der aligemeiueii 
Regierung und Verwaltung des röui. Reiches eingeschlossen, aber es 
blieben dem Lande doch uoch gewisse Vorrechte vor den gew5hn- 
lichen ( ireiizproviuzeü. Ausserdem, dass es seine eigenen Fürsteu 
liatte, welche Freunde und Bundesgenusseu der Römer Inesseu. 
durfte es die Grenzvertheidigiing gegen auswärtige Feinde selbst 
führen: das Land war nicht permanent von einer röm. Legion be- 
setzt. Die uorische vStreitmacht wurde im Laude selbst verwendet, 
sie stand unter einheimischen Führern". 

Hei sohdier Lage der Dmge^ kann man mit um so grösserer 
Si'^herheit annehmen, dass im römischen Noricum di»' früher zwischen 
Kelten und Lrbewohuern })estaudeuea Standesverhäitiiisse im Grossen 
und Ganzen unangetastet fortbestanden.^ Ihr Zweck war, aus der 
eroberten Provinz so viel als möglich an materiellen Hilfsmitteln 
herauszuschlagen, dieselbe als Bollwerk gegen die Bari)aren jenseits 
der Donau zu iieuutzen und beides konnte durch ein*' konserva- 
tive Politik am leiehtestcn erreicht werden. Oer kellisrlir Grund- 
besitzerzahlte gerne seine Annona an den römiselien Steuert Inhaber, 
wenn ihm nur sein (Inind und Boden mit den darauf ansässigen 
norisclien Ackerita uerii gelassen wurde, was um so leichter geschehen 
konnte, da unter solchen Umständen der keltische Grundbesitzer 

* Aschbacb, röm. Militär-Stationen i gegenüber Noricum für nicht &hig 
in Üfer-Noricum S. 5. . | Der treffliche Hfotoriker geht hier in 

^ Muchar, röm. Noricum I. 104. (T, seinm keltischen Patriotieniae zu 



findet die vorhandenen ZeugnisNC für 
diese von den Kömeru befolgte Po- 
litik für unzureicheud und bUt 
Angustas einer solchen Toleranz 



weit. — 

^ Dieser AusichT sind Muchar rüuu 
Noricnra I. 148 u. 150 n. Bndinger 
I. 16. 
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ancb zu peraOoKcheii Kriegsleistuugen , die seinem Naturell ent- 
sprachen, herangezogen werden konnte. 

Den Römern blieben aber andererseits in dem schönen Lande 
noch immer genug herrenlose, d. h. von den Kelten nicht in Beaits 
genommene LSnderstrecken, die sie im Namen des rOm. Volks und 
Senates occnpirten nnd anf denen sie Colonen aus Italien ansiedeln 
konnten. Ausserdem strömten unter dem Schutze der rOm. Herr» 
Schaft eine Menge Gewerbetreibender, Künstler und Lehrer aus dem 
bochciTilisirten Italien und Rom in die voVi Kelten gegründeten no- 
rischen Städte. 

Auf diese Weise bildeten sich bald in der neuerworbenen Pro- 
vinz Noricum folgende von einander unterschiedene Stände und Ge- 
sellschaftsklassen: 
1. Die an der Scholle haftenden, den Boden der „Herren*^ bear* 
beitenden Bauern, deren Schicksal jetzt durch die Oberherr- 
Schaft der ROmer weniger ausschliesslich in^s Belieben der kel* 
tischen Grundbesitzer gestellt war. In dieser Beziehung ist die 
Annahme gerechtfertigt, dass mit der römischen Gesetzgebung 
ein gewisser Grad von Humanität in die Verhältnisse zwischen - 
Herren und Sklaven Einzug hielt. 

3. Die von den Römern angetroffenen, ihrer Herrschaft unterwor- 
fenen Gmndeigentiiumer, wahrscheinlich meist keltischen Stam- 
mes, die jetzt ihrer „politischen** Freiheit beraubt waren, denen 
aber eine gewisse Autonomie gelassen wurde. 

S. Persönlich freie Colonen, die, aus Italien heiüberströmend, die 
unbebaut gewesenen oder während der Eroberung des Landes 
herrenlos gewordenen Landstriche angewiesen erhielten. 

4, Städtebewohner; ein buntes Gemisch, theils aus besitzlos ge* 
wordenen Mheren Grundbesitzern, theils aus von Italien her- 
fiberströmenden Handels- und Gewerbsleuten bestehend, die 
den römischen Legionen folgten und theils in den alten Städten 
des Landes, theüs in der Nähe der Standplätze der röm. Le- 
gtonen sich ansiedelten, um von Handel, Industrie und Gewerbe 
zu leben. Diese Städtebewobner schieden sich mit der Zeit in 
eine grosse Zahl von Ständen und Klassen je nach Beruf, Be- 
schäftigung und Besitzstand. 

So war der gesellschaftliche Inhalt beschaffen, den der poli- 
tische Rahmen der römischen „Provinz** umfasste. 

üeber dieselbe aber waltete nun der Wille des röniischen 
Imperators, den zu realisiren eine grosse Stufenleiter hierarchisch 
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einander übei> und untergeordneter Beamten und Behörden be> 
rufen war. 

Die zwei in der Person des Imperators vereinten Hauptgewalten, 
die civOe und militärische, reprilsentirte in Noricum ein kaiserlidier 
Legat« der zu verscliiedenen Zeiten verschiedenen Titel und Rang hatte.^ 

Die staatliche Thfttigkeit Rom*s im eroberten Norico machte 
sich namentlich nach zwei Richtungen hin geltend: a) in der Ein- 
treibnng der Leistungen für den Bedarf der Regierung und des 
Heeres b) in der Wehrhaftmachung des Landes selbst durch Errich* 
tung fester Plätze und Anlegung eines geordneten Strassennetzes 
zwischen Italien und dem DonauUmes. 

Diese staatliche Thfttigkeit, als oberster kaiserlicher Beamte zu 
leiten und zu beaufsichtigen war die Aufgabe des Legaten oder 
Statthalters. Zu seiner Verfagung stand ein kleines Heer von Be- 
amten und ein ganzes System von Behörden, die theils das Land 
durchzogen, theils in den Städten ihre festen Amtssitze hatten. 

Die römische Verwaltung behielt nämlich zu administrativen 
Zwecken diejenige alte Eintheilung des Landes, die sich aus den 
unter keltischer Herrschaft existirenden NiederlassungsverhSltnissen 
von selbst herausgebildet hatte; auch hierin einen richtigen staats- 
männischen Tact und conservativ^ Sinn bekundend. Danach aber 
zerfiel das Land, wie alle von wandernden Erobererstämmen ein- 
genommenen Länder in Stammgemarkungen. „Nach den sprechend- 
sten Anzeichen in den Erzählungen der Alten, sagt Muchar, war 
ganz Pannonien, N<meum und Rhätien von verschiedenen, meistens 
keltogallischen Einwanderern stammweise, in von einander abge- 
sonderten Stammgemarkungen von der frfihesten Zeit bis auf die 
Tage der römischen Herrschaft bewohnt gewesen. Innerhalb jeder 
Stammeijansiedelung hat es in dem regelmässig vertheilten und be- 
sessenen Lande grössere und kleinere Städte, Flecken und Dörfer, 
Schlösser und Bargen gegeben. Alles dieses bat auch nach der 
röm. Eroberung in Pannonien, Rhätien und Noricnm der Hauptsache 
nach fortgedauert". 

Dieser administrativen Eintheilung des Landes entsprechend, 
, spaltete sich auch die Verwaltuiij^ desselben in zwei Hauptzweige, 
in die Verwaltung des flachen Landes und in die der Städte. 

Was die Verwaltung des ersteren anbelangt, so scheinen die rö- 
mischen Behörden mit den autonomen Stammesrepräsentationen 

Ruber i. S. 14. 
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der keltischen Gutsbesitzer in unmittelbaren Gontact gestaudeu zu 
haben. Dass solche ReprämntatiT-Venanimlni^n bei den Noricum 
bewohnenden StSmmen in Gebrauch waren, davou giebt uns Plinius 
Zeugniss, der einer solchen in Scardona erwähnt. ^Connmiiim 
Scardomtannm petmd Jap^s et lAburnortm civitaies qvatuür- 

Die Verwaltung der Stftdte wurde allm&hlich nach italienischem 
Muster geordnet. Ein ordo äecuriontm stand an der Spitze der 
Stadtbewohner und hatte die Leitung aller städtischen Angelegen- 
heiten in seiner Hand. Das administrative Mittelglied aber zwischen 
dem ordo deeuriomm und dem kaiserl. Statthalter bildeten ohne 
Zweifel die zwei Dnumviri, die in Gemeinschaft eine Art Bfirf(er- 
meisteramt bekleideten. 

Das Walten der r^m. Regierung in Noricum war segensreich. 
Römisches Recht — die kostbare Errungenschaft aehthunder^ähriger 
Geschichte — ward einheimisch in dem bis dahin halb barbarischen 
Lande ; rOmische Sitte und Civilisation grftndeten sich da eine neue 
Heimstätte. 

Eine Unzahl Grabsteine mit römischen Inschriften, aus der Zeit 
römischer Herrschaft, legt heute noch Zeugniss ab, dass das Institut 
der Familie von echt römischem Geiste beseelt, in Noricum tiefe 
Wurzeln schlug: und die Sprache dieser Inschriften bezeugt, dass 
das siegreiche Rom nicht nur staatliche Eroberungen zu machen 
verstand, sondern, dass es eine Meisterschaft darin besass, in 
fremden, halbbarbarischen Ländern, auch auf dem Gebiete der Ge- 
sellschaft moralische Triumphe zu feiern. 

Die Knotenpunkte aber rdmischer Sitte, Sprache und Givilisa- 
tion waren die Städte Noricums. Die in denselben eingefOhrte Ver- 
waltung, unteistfitzt von einem, das ganze Land umfassenden, ge- 
regelten Verkehrswesen, hinreichende Sicherheit der Person und des 
Eigenthnms machten es möglich, dass sich das liand in den Bahnen 
der Onltur vorwärts bewegte. 

/iHese segensreiche civüisatorische Arbeit Rom^s sollte jedoch 
baiil durch eine in ihren Folgen weitreichende Umwälzung unter- 
brochen werden — durch die Völkerwanderung. 



Vrgl. Muchar 1. c. I. 146, auch dass äbniirhtt Eiiu ichtun^en auch in 

Büdinger 1. c 1. 16 von dem Pro- ; Noricum und Paunoiüeu bestandeu". 

vinsdaUandtag der Gallier unter der ' Aehnlich Huberl. 18. , Eine eigenthüm* 

KaiserKeit Erwähnung tlmend, tagt liehe Einrichtiuig der röin. Kais»'rzeit 

hinzu: „E» ist nicht zu bezweifeln, waren die Landtage. Vertreter der ver- 




§ lä. Oie Völkerwandei'uiig. SI5 

Die Völkerwandeniner* 
§12. 

Die praktisclieu römischen Staatsmäuner scheinen keineswe^ats 
die vornehme Geringschätzung getheilt zu haben, mit der römische 
Historiker auf die Barbaren hcralxsahen. Sie täuschten sich nicht 
über die kriegerische Tüchtigkeit derselben, die ihnen imponirte. 
Zudem war das sclireckliche Andenken an die Cimbern und Teu- 
tonen noch nicht entschwunden und der Gedanke lag nahe, dass es 
klüger wSre. es mit den neuerdings an den Grenzen des römisrhen 
Reichs orsrheiuenden Barbaren nicht so weit kommen zu lassen, 
vielmehr sich mit ihnen womöglich freundschaftlich aaseinanderzu- 
setzen. 

Diese Politik des Einverständnisses und dps rompromisses war 
um so leichter anzubahnen, da es den meisten ])arbarischen Stammen 
um nichts anderes zu tliun war. als um neue Wohnsitze, in denen 
si*- si< Ii eine bequeme Heimath unter fruchtbarem Himmelsstriclie 
gründen köuateu. Lachende Fluren und im Joche schwerer Arl>eit 
ächzende Sklaven, dns war das Ziel der Kriegszüge der lnei^,ten 
barbarischen Stärume. Rom aber hatte in seinen (rrenzen g*'nug 
des unti rthänigen Landes, das heide diese Bediniiunfj^eu dari)ot und 
konnte daher leicht mit den an die Reichsgreuzen pochenden Bar- 
barenstäminen partiren. 

Audi i>ot das röiniselie Staatsrecht die passenden reehtlichen 
F^M iin'U. um diese ( "onipruaiisse mit den Barbaren in keinem, tdr eine 
Gi M--i(iacht. wie es Rom war. demnthigenden Lichte ersrlh in- ii zu 
lassen. In zweifacher rechtlicher l'V)rin nämlich konnte ein solcites 
Compromiss zu Stande konunen: entweder ward der kriegerische 
Stamm durch eine den römischen Juristen geläufige ßctio juris, als 
i'in fremder Staat lietrae-htet, den mau der Ehre der römischen 
RuimIi sgeuosisenschatt theilhaftig werden Hess, oder man betrachtete 
- was der Sachlage besser entsprach, den fremden Kriegerst^mm 
als ein Heer von llilfstruppen, das in römische Kriegsdienste trat. 
Der Kern der Sache l)liet) unter beiden Formen derselbe: mau ge- 
stattete dem „verbündeten \olke" oder dem „römischen Söldner- 

»ehiedenen Stadtgebiete einer Provinz allenfalls Petitionen un den Kairoer 

versammelten sich jährlich in der : zn bes« hliessen. wobei die Abgeord- 

Uauptstadt derselben, um religiöse ^ neten aueii Beschwerden gegen ihren 

Feierlichkeiten zu begehen« aber auch. | Statthalter TOrbringen kouateu", 
um das Budget «i erledigen und j 
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beere** den Eiotritt in die rÖmiseheD Provinzen, wies ihnen da Län* 
dereien un nnd stellte sicli so mit ihnen , auf guten Fuss, indem 
man ihnen in den Provinzen beides fiberliess, was das Ziel ihres 
8treben8 war — Land nnd Leute, Provinz nnd Provinzialen.^^ 

Diese Verhältnisse grilfeD zuerst dort Platz. \vu dio ersten Vor- 
stösse der Völkerwanderung stattfanden, also zunäclist nicht in No- 
ricura. sdiidern in Pannonien. in Dacien. Dort hatten zuerst die 
Westgotheu (a. 250) das rumische Reich augegriflfeii und ertrotzten 
nach mannigfachen, mit wechselndem Geschick geführttu Kämpfen 
von den schwachen rüin. Kaisern, zuktzt von Aurelian (a. 270) 
Ländereien. Tribut und die Stellung von Bundesgenossen. ^Aure- 
lian zog die rürnischen Kriegsvölker aus Dacien und überliess diese 
gi'osse Provinz stillschweigend den Gothen und Vandaleu^ sagt 
Gibbon.i2 

Von den Angriffen und Erschütterungen, denen Ostrom ausge- 
setzt war, sollte in weiterem Verlauf der Begebenheiten auch Weström 
nnd in Folge dessen anch die weströmische Provinz Noricnm nieht 
verschont bleiben. 

Von den im Ja.bre 375 in Huropa einbrechenden Hunnen und 
den durch dieselben theils unterworfenen, theilb vorwärtsi^c s<hu- 
Ix-nen Ostgothen gedrängt, andererseits durch die bezaubernden 
Keize und uner.^eli5pflichen Schätze Italiens angezogen, ziehen die 
Westgothen nuter Alarich naeh Italien. 

Der Wetr dahin tüiirte über Noricum (a. 4f );}) und na' ii wieder- 
lioiten blutigen ^Niederlagen in Italien bei Polleutia und Verona war 
Noricnm wieder die Zufliii htsstatte für die vor den siegreichen 
Waffeu Stilieho's sich zunu k/iehenden ^lotlien. Atu-r der in Italien 
siegreiche iliuister des- selnvacheu llon(»rius hatte kaum Macht genug, 
Italien zu schützen; das Alpen- und Douaulaad. die Provinz Nnricuiu 
rausste er ihrem Srliieksal. der Tummelplatz zurückgedrängter Bar- 
baren zu werden, überlassen. Er war fr(di der Gothen aus Italien 
los geworden zu sein und um sich von ihuen auch fernerhin Ruhe 
zu verschaffen, schloss er mit dem besiegten Alarich eiueu Friedens- 
und Bundestractat, dnrch welchen er denselben zum Oherteldlierrn 
der römischen Heere in der ganzen Provinz lllyrieu ernannte,''' 



" Näheres über diese Norhälrnissc Walter. <i '<i-hiclite des rr.ni. RectiU 

in Ganpp. Ansiedlungen und LauU- h\s auf Ju-oimian. Bonn 1Ü40. 

th« iluMcfcu in den Pruvinzen des [ '-^ (ribbon 11. 2{{. 

röm. Westreiches, ßreslau 1844 und Gibbon V. 26('. 
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lim Um nur so fern alg möglich von Italien m Thessalien und Epirus 
zu beschäftigen. 

Kaum war jedoch die Westgothengefifthr anf eine Weile von 
Italien abgewendet, als ein 200,000 Mann starker Barbarenschwaim, 
aus Vandalen, Alanen, Sneven und anderen Stämmen bestehend, 
die obere Donau fiberschritt, fiber Noricum sich ergoss und von da 
fiber die Alpen fluthend, die Ebene des Po fiberschwemmte (a. 406).^* 
Die römische Herrschaft fiber Noricum war durch diesen Barbaren- 
schwärm in ihren Grundfesten erschfittert — und wenn auch Stilicho 
die Hauptmacht desselben unter Radagais bei Faesulft sehlug, so 
war doch Noricum nicht minder theils den dort Zur&ckgebliebenen, 
theils den nach der Niederlage dahin Zurückkehrenden preisge- 
geben. 

Auch Alaridh kehrt jetzt aus Illyrien zurück und sehlägt sein 
Hauptquartier in Aemona (Laibach) auf. Das sehOne Land scheint 
ihm gefallen zu haben; er wfirde es gerne zum bleibenden Wohn- 
sitz für seine Krieger gewählt haben. Er richtet an den Hof zu 
Ravenna das Anerbieten, gegen Ueberiassung der beiden norischen 
ProYinzen als Bundesgenosse Roms, Italiens nordische Schutzmauer 
zu bilden. Dieses Anerbieten wird vom römischen Senat, den man 
in der Noth des Augenblicks zu Raths zog, zurückgewiesen, was 
Alarich bewegt, nochmals das Glflck seiner Waffen in Italien zu 
versuchen und Noricum wieder ganz und ^r den nordischen Bar- 
baien zu fiberlassen. 

NachAlarichs Tode verstand sich der weströmische Hof dazu, 
den Westgothen das sfidUche Gallien und dann wieder ihnen Spar 
nien zu fiberlassen — dahin zogen sie und statt Noricum wurde 
Spanien der Schauplatz einer, auf die Unterwerfung der einheimi- 
schen Bewohner und römischen Provinzialen durch einen hochbe- 
gabten kriegerischen und politisch entwickelten Stamm gegründeten 
Staatsentwickluug, die in den spanischtgi Cortes so schöne, für die 
Wissenschaft des Staaterechts so interessante Fruchte trug. — 

Die durch den Einfall der Barbaren nicht nur geloclterte, son- 
dern fast ganz aufgehobene Herrschaft der Römer in Noricum schien 
nach dem Abzüge der Westgothen nach Gallien sich wieder be- 
festigen zu wollen. Ein tüchtiger römischer Statthalter Namens 
Generidtts war in den kritischesten Zeiten, wo die Macht des Im- 
perators in der Provinz nur noch ein Schattenbild war, bestrebt, 



s. Aschbach, Geschichte der Weittgotben. 
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die rßmiscbe Hemchafl; so gut es ging in Noricum und Rhfitien auf- 
recht 2U erhalten. 

JetKt nach Abzug der Westgotben nach Gallien erstarkte seine 
Macht TOD Neuenoi durch den ^wieder hergestellteo Zusammenhang 
mit Rom und ihm zn Uebe, der am alten Heidenglauben uner- 
schütterlich festhielt, widerrief Kaiser Honorins ein voreilig er- 
lassenes Decret, dass nur Christen im Weströmischen Reiche Aemter 
bekleiden dürfen. 

Doch diese römische Restauration sollte kaum drei Jahrzehute 
dauern. An Stelle der nach Gallien und Spanien abgezogeneu 
Westgothen nahmen andere von Norden, von jenseits der Douau 
heraugezogene 8timme, Hemler und Rügen, deren Hauptmacht unter 
Odoaker nach Italien zog, von Noricum Besitz, während gleichzeitiiu: 
vom Westen Alemannen in das herrenlose Land einzuwandern 
begannen. Eine geordnete Henrschalt aber in Noricum zu begründe ti 
gelang erst wieder den Ostgothen.^^ 

Diese waren in Panoonien lange Zeit unter der Herrschaft des 
Hunnenkönigs Attila gesessen; nach seinem Tode schüttelten sie das 
hunnische Joch ab und eilten nach Westrom, ihrerseits die Völker- 
schaften Italiens und der weströmischen Provinzen zu unterjochen. 
Doch genügte es den Ostgofhen nicht, über civilisurte Völkerschaften 
sich eine rohe Barbarenherrschafk anzueignen, über dieselben nur 
kraft der Eroberung zu gebieten. Die Gothen hatten schon Sinn 
fftr Versittlichung und Legalisirung staatlicher VerhSltnisse; sie 
strebten gleich den Westgothen und den Franken auch nach einem 
rechtlichen Titel ihrer Herrschaft und den erlangten sie vom 
Kaiser Martian. 

Als kaiserlicher Feldherr und Patricius zog der Östgotheu- 
König Theodorich nach Italien gegen den dort herrschenden Heruler- 
fnrst Odoaker und eai als nach langem und hartnSckigem Kampfe 
Theodorich die Herrschaft über Italien an sich riss und den Gegner 
durch List aus dem Wege räumte, setzte er skh die Krone von 
Italien aufs Haupt. 



^ Als die Uätgotheu Noricum und i viilkerung der iui östliclieu L'tcr- 

Italien bedrohten, befehl Odoaker, Noricum gelegenen Donanstadte, 

dass alle ..Romaui" nach Italien üher- ' welche ilni Rum n imttTworfen wareu" 

siedeln. Von diesen meint nun j I. c. Vi;;!, auch Gaupp. 1. e. Al»- 

Giück: ^Die Roumni, welche auf schnitt X. — 

Odoakers Befehl nach Italien wan- i Yrgl. Hucbar, Gesch. Steiermarks 

dertcn, waren die gesammte (?) Be> | IV. 128. 
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AU Kdnig von Italien hensclite Theodorich auch fiber Noricum 
Jahre. »£1 unterwarf einer starken und regelmässigen Regie- 
rang die uneintrfiglichen Länder Rb&tien, Norieam, Dalmatien und 
Pannonien, von der Quelle der Denan und dem Gebiete der Bataver 
bis zn dem kleinen von den Glepiden auf Sirmiens Ruinen errichteten 
KOnigthume.*'^^ 

Nach seinem Tode dauerte die Herrschaft der Ostgothen im 
Donau-Alpenlande nicht lange. Als die Feldherren des ostriiroisehen 
Kaisers die (Dothen in Italien bekriegten, waren diese geawungen, 
> all ihre KrSfte in Italien zum lotsten Verzweiflungskampfe zu* 
sammenzuzieben und die nördlichen Ptovinzen des Reiches, die 
Denan- und Alpenlande, wieder ihrem Schicksale zu fiberlassen. 
y,\Jm Italien zu ▼ertbeidigen, räumten die Gothen Pannonien und 
Noricum, die sie im blühenden Friedenszostaad veriiessen. Die 
Oberherrschaft wurde vom römischen Kaiser in Anspruch genommen, 
die wirkliche Besitzergreifung aber stand dem ersten besten kühnen 
Angreifsr offen.'' 

Die genaue Reihenfolge dieser ^Angreifer'' zu bestimmen, die 
territorialen Grenzen ihrer jeweiligen ephemeren Herrschaft anzu- 
geben, ist bei den für diese Zeit spärlich fliessenden Quellen rein 
unmöglich. So viel nur ist sicher, dass seit dem Fall der ost- 
gotbischen Herrschaft in Noricum kriegerische Stämme, wieHeruler, Ge- 
piden, Longobardensich abwechselnd die Herrschaft fiber bald grössere, 
bald kleinere Theile Pannoniens und Noricnms streitig machten, bis 
schliesslich gegen das Jahr 686 die Longobarden nach Italien auf- 
brachen, um dort eine bleibende Stätte zu finden, ganz Pannonien 
und das östliche Noricum den von Osten hereinbrechenden Avaren, 
das westliche Noricum aber den von Westen her ^g^n die mittlere 
Donau vordringenden Baiern in die Hände fiel.S. Damit endigt ffir 
Noricum die Periode der Völkerwanderung und beginnt die Zeit, 
wo Bai er n und Avareu sich in die Herrschaft fiber das Territorium 
des künftigen Oesterreichs theilen und um die Oberherrschaft fiber 
das ganze Noricum kämpfen. 

" üibbnu VU. 29. Muchar, I. 0. ^ (iibbou VII. 344. 
S. 130, Völ ff. [ 
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Dritter Abschnitt. 

Die Baiem-Herrschaft. 

Wenn es keinem der von Norden und Osten her in Noricum 
eindringenden Barbarenstftmme gelang, daselbst eine stabile Ord- 
nung zu gründen und sieb auf die Daner dieses Landes zu be- 
mficbtigen, so scheint die Ursache davon folgende gewesen 
zu sein. 

Die Provinzen des rdmiscben Reiches waren durch die vorher- 
gegangene staatliche Entwicklung und Givilisation bereits .so sehr 
mit gewissen politische Grundsätien und Anschauungen durch- 
trftnkt: dass die nackte physische Uebermacht nicht mehr genügte, 
au die Stelle römischer und ostgothischer eine barbarische Herr* 
Schaft zu begrüuden. Es bedurfte etwas mehr als der blossen 
physischen Gewalt, um sich in der moralischen Maditsphfite des 
römtschen Kaberthuins als souveräner Staat behaupten zu können. 

Das fühlten nicht nur kleinere unstät hemmziehende Barbaren* 
stfimme, die sich ohne Roms moralische Stütze nirgends bleibend 
behaupten konnteu; zu dieser Erkeuntniss gelangten die mftchtigen 
Könige der West- und Ost-Gothen, das wnsste Theodorich der 
Grosse und das begriffen endlicli auch Herovinger seit Chlodwig. 

Es gab einmal in der damaligen europgischen Welt eine mo- 
ralische Macht, eine Autorit&t» der auch physische Ue))ermacht sich 
über kurz odn laug beugen mnsste ^ das römische Kaiserthum. 
Die Macht desselben ward jetzt nur um so grösser, als es an dem 
Christenthume und der mächtigen gesellschaftlichen Organisation 
der Kirche eine Stütze und Hilfe fand, durch die sein Einfluss auch 
die entfemtesteu barbarischen Völkerschaften erreichen konnte. Nur 
im Bündnisse mit dem römischen Kaiserthiime war Theodorich 
mächtig und sein Keich blühend; die Feiudschaft mit demselben 
brachte Tod uud Verderben ihm und seinen Nachfolgern. Dies 
traurige Beispiel Hess der stolze Frankeukönig Chlodwig nicht un^ 
beachtet. Nachdem er die neue Lehre annahm, wusste er sich vom 
römischen Kaisertbume die Sauctiou seiner Herrschaft zu ver- 
schaffen. 

Auf diese Weise, gerade zur Zeit des V'erschwindeus der o.st- 
gothischen Herrschaft, doppelt gekräftigt, war es dem tränkischeu 
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Kdnigshause der Merovinger leicht, seine in Nord und West fest- 
begründete Herrseliaft aueli nftcli Slld' und Ost auszubreiten und 
das von den Ostgothen verlassene, von den Terscliiedensten barba- 
riseben Stämmen durchstreifte, von keinem jedoch in geordneten 
staatlichen Besitz genommene Donau -Alpenland in seine Hacht- 
Sphäre einzubeziehen. Vorderhand geschah dies durch Vermittlung 
des westlich von Noricum ansftsaigen, unter eigenen Herzogen leben- 
den Stammes der Baiern. 

lieber die Herkunft der Baiem sind die Annchten der Ge- 
lehrten sehr verschieden. Die Ansieht Zeuss*, dass dieselben mit 
den früher in Böhmen ansässigen Markomannen identisch seien, 
bat keinesfUIs mehr Gründe ftr sich als die filtere, wonach die 
Baiem Nachkommen der keltischen Bojer wären. Für die staats- 
rechtliche Entwicklung Noiicums ist übrigens dieser Umstand von 
geringer Bedeutung, dagegen von Wichtif^eit, dass die Baiem zu 
Ende des 5. und An&ng des 6. Jahrhunderts die westlichen Grenz- 
nachbara Noricums waren, indem , sie die Mheren rdmischen Pro- 
vinzen RhStien und Vindeliden beherrschten. 

Von da ging der Zug ihrer Eroberongen undAnsiedlungen nach 
Osten, und während der Stem der ostgothischen Macht im Nied^- 
gange begriffen war, richteten die Baiem ihre Blicke auf das auf 
steigende Gestirn der Franken. 

Die fränkischen Könige galten, Dank dem von ihnen ange- 
nommenen Ghristenthum und der Anerkennung Seitens des römischen 
Kaisers^ unzweifelhaft als die legitimsten Herrscher vom Rhein 
bis an die Donau. 

Was War einfacher, als dass die Baiem in ihren Unternehmungen 
nach Osten, wohin sie Eroberangslust und Bxpansionsbestreben 
gleichmfiasig dr&ngte, sich unter das Banner der tränkischen Macht 
stellten und im Namen der Ptankenkönige in das herrenlose Noricum 
vorrückten, um es zugleich vor dem Feinde der deutschen Stämme 
und des Chzistenthums, vor den Avaren, zu schützen? 

Von den einzelnen Herzogen der Baiem überliefert uns die 
Geschichte kaum die nackten Namen; ihr Abhängigkeitsverh&ltniss 
von den Frankenkönigen geht aus den Quellen deutlich hervor. 

Was aber das Verhältniss der jetzt von Westen nach Norieum 
vordringenden Baiem zu dem einzunehmenden Lande selbst anbe- 
langt, so ist klar, dass dieselben ganz ebenso wie alle früheren 
Eroberer Noricums, wie Kelten, Börner, Gothen und andere Ba- 
bfiienstfimme mit dem hier ansässigen Volke in Gonflict geratben 
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iDussten — deiiu wie man sich dieses Land nach dem Fall der 
Ostgothenherrschaft eineiseits als herrenlos denken moss» so Ist es 
andererseits doch unmöglich, sich dasselbe als unbewohnt zu denken. 

Es ist überhaupt unrichtig, sich die grosse Vfilkerwandening 
in Europa so vorzustellen, als ob mit jedem Wanderzuge eines 
Stammes ein Land von Menschen wie ao^efi^ zurückgelassen und 
ein anderes menschenleer zuräckgelassenes yon Nenem besetzt wor- 
den wäre, um in kurzem wieder menschenleer zorOckgelassen zu 
werden. Eine solche Vorstellung beruht auf einer Verkennung der 
socialen Natur des Menschen. 

So wie es immer und überall tlieils hevi^egliche und flottirende^ 
theils träge und unbewegliche Gesellschaftsklassen giebt ebenso 
gab es auch zur Zeit der grossen Völkerwanderung in jedem Lande 
eine Meusclienklasse, die mit dem wenigen, das sie hatte, zufrieden, 
an der heimathlichen Scholle klebend, das Ferne und Unbekannte 
scheuend, am Wandern keinen Gefallen findend, als der bleibende 
Volkssatz in dem ewigen Wechsel der oberen BeTölkerungsschichten 
betrachtet werden muss. 

Es ist nun klar, dass die nach dem Falle der Ostgothrnherr- 
schaft und nach der Auswanderung aller ^Römer^ aus Noricum 
jetzt dahin von Westen einwandernden Baiern mit dieser dort an- 
sässigen Bevölkerung in Gonflict gerathen müssen, denn der Zweck 
der Baierneinwanderung war nur auf Herrschaft gerichtet, deren 
Gegenstand selbstverständlich nur Land und Leute l^oricums sein 
konnten. 

Was sich also bei früheren Einwandemngen der Kelten, Römer, 
Gothen und anderer Stämme ereignete, der Kampf mit der erb« 
gesessenen, an der heimathlichen Scholle in Unschuld und Frieden 
klebenden Bevölkerung, das musste sich jetzt wiederholen. Der 
Kampf musste entbrennen. Und dieser Kampf auch ist's, von dem 
uns die ersten Quellennachrichten über die Einwanderung der 
Baiem ins Donau- Alpen land berichten. Diesesmal aber lassen uns 
die Quellen über die Stanimcsangehörigkeit der von den Baiern in 
Noricum angetroffeueu und bekriegten Bewohner keinen Zweifel; sie 
nennen sie — Slaven. 

Unter Führung ihrer von den Frankenk^^nigen eingesetzten Her- 
zoge nahmen die Baiern (la,s Land iu Besitz und unterwarfen die 
daselbst angetroffenen Slaven ihrer Herrschaft. 

Diese Unterwerfung ging allerdings nicht so leicht von Statten. 
Die Quellen melden uns nacheinander vuu mehreren Baiemherzögen, 



§ 14. Die Lex Bugavarorom. 



83 



, die mit den Slaven harte Kfimpfe mit weebselndem Glücke za be- 
stehen hatten. 

Zuerst mrd von einem Kampfe an der oberen Drau bei Jn- 
nichen gemeldet; sodann erfahren wir von einem Herzog Thassflo 
(nm 598) der von dem FrankenkOnige Ghfldebert II. eingesetzt, 
einen Eriegssug gegen die Slaven unternimmt.^ Der Sohn und 
Nachfolger Thassilo's, Gaxibald II., acheiut die schwierige Aufgabe 
der Unterwerfung Noiicums vollendet zu haben. 

Mit der Herrschaft der Baiem in Noiicnm kam wieder ein ge- 
ordnetes, staatliches Rechts- und Veiwaltnngssystem daselbst zur 
Geltung. Die Grundzfige desselben sind uns in der Lex Bq^uvarorum 
aufbewahrt. 

Die Lex Bajuvarorum. 

Wie alles Recht überhaupt und alU* sog. leges barbarorum 
iij.sbe.sondere ist auch die lex Bajuvarorum aus den wirklichen 
LeVx-iisverhältuissen des Bairischen Starnines hei vorgegangen. Vehu- 
lich. Avie die realistische Philosophie einst deu Grundsatz aufsf eilte: 
)iihil est in intell cfu quod non erat priu.s in seusn, >.o kramte man 
mit Anwendung auf die Gesetze der verschiedeiieu Völker und Stämme 
sagen — mhil in lege quod priu^ höh erat in consueiudine. Das 
Baiernreclit, so wie es sich uns in der /er Bajuvarorum darstellt, 
ist der treue Ausdruck, ni« ht nur der momentanen Lebensverhält- 
nisse, sondern zugleich der Dolmetsch der ganzen Vergangenheit 
des Baiernstammes.- 

lieber die Zeit der schriftlichen Aufzeichnung dieser Gesetze 
scheint so viel sicher zu sein, dus.s dieftclljen in einem Zeitraum 
von über 100 Jahren (von 511—630)^ in mehrmaligen Redactionen 
und Ergänzungen entstanden sind. Nun fällt aber gerade in diesen 
Zeitraum die Annahme des Christenthums seitens der Baiern und 
es Iconnte nicht fehlen, dass auch diese neu entstandenen kirch- 



- Diese Thatsache .spricht auch 
der Prolog zum Baiernrecht aus mit 
den Worten: ^Deinäe (iMsh den 
Zriiteiules Constaid in) unoguagwe gms 
proprium sibi ex consueivtdiM ele- 
ycrunt legem; longa mm eomuetutdo 
pro lege habetur ... 

^ Kudhart 618—620. 
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ad Mhm proprium cum muema 
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liehen VerhÄltuisse io den spateren Kedaetiouen de . I»air. Gesetzes 
den ihnen gebührenden Platz sich erwarben. 

äo lassen sich denn tm Inhalte der Bajm arorum zwei Ele- 
mente unterscheiden: die von alten Zeiten her datirende kriege- 
rische Verfassung des Stammes und die frisch hinzutrrkonH 
mene, den bairischen Stamm in seinen kriegerischen ruterneliinuu- 
gen 90 nachdrücklich unterstützende kirchliche Organisation. 

Oflfenbar sind nun diejenigen Stellen der lex Bajuvaronon . die 
von kirchlichen Verhältnissen handeln, die später hinzugekoinnu ut u 
und der weltliche Theil des (rosetzes der frühere und ursprüng- 
liche: nur ist bei der schliesslichen wahrscheinlich erst in der 
ersten Hälfte des 7. Jahrii. erfolgten Aufzeichnung, dem die kirch- 
lichen Verhältnisse beliaiid« Inden Tlieil des Gesetzes der Vorzug 
gegeben worden. Wollen wir aber der geschichtlichen Zeitlulge ge- 
recht werden, so müssen wir mit dem älteren, dem weltlichen 
Theile des Gesetzes beginnen. 

So wie alle anib rn, auf Wanderungs- und Erobeningszngen ))e- 
griffenen germauisclien Stämme, so sind die Baiern — ihre Tbaten 
beweisen es ein kriegerischer Stamm, der uniherzieht, um si( b 
feste Wfdnisitze, Land und Leute zu gewinnen. Dieser Zustand hat. 
wie bei alien anderen ähnlichen Stämmen auf die innere gesell- 
schaftliche Orgauisation der Baiern eutseheidenden Einfluss geübt. 
Denn es liegt in der Natur des Kriegs- und Frobeningszuges. dass 
er nur in strammer, unter .<tren«?er Leitung meist eines Kinzigen, 
geführt werden muss. Kriegerische, auf Eroberung ausgebende 
Stämme müssen der Natur der Sache nach, monarchisch regiert 
werden. Das ist die Ursache, dass wir bei den meisten ^germa- 
nischen" Stämmen d s Mittelalters eine Einlierrschaft finden. Der 
ursprüngliche, aus der Thatsache der Anführung und Befehlshaber- 
schaft im Kriegszuge herstammende Begriff dieser Einherrschaft, 
mag er als Krmigthura oder Herzogthum bezeichnet worden sein, 
differenzirte sich später in die zwei, je einer dieser Bezeichnungen 
entsprechenden Begriffe. Es konnte dies erst dann gesclieben sein, 
als die früher wandernden Eroliererstämme zu Staate ngrüudungeu 
übergegangen sind, und das Nebeneinanderbestehen solcher Staaten 
die Vergleichung ihrer verschiedeneu Macht und Ausdehnung her- 
ausforderte. So wird es gekomiueu sein, dass die fränkischen 
Herrscher frühe schon als Könige, den Herzogen der kleineren 
Stämme entgegentraten. Dieser Gegensatz l>efebtigte sich um so 
mehr, als das fränkische Königthum vom römischen Kaiser, dem 
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Haupte der damaligeu Welt, als solches anerkaiiut wurde. Zu 
diesen fränkischeu Königen stehen die Baiernherzoge schou uach 
der lex Bajvrnrormn in einer Art Leheusverhältniss. Ihre Würde 
und ihr Amt siud von den Fraukenköiiigen anerkannt, ja. werden 
ihnen von denselheu verliehen. Die flacht der fränkischen Könige 
giel)t ihnen iliren flerrschat'tstitol sowohl über ihren Stamm und 
ihre Heimat, wie auch über alle ihre im Osten gemachteu und uoch 
zu marhenden Eroberuugeu. 

Doch kann der Frankenkönig bei Ernennung der Baiernlierzüiie 
keinesfalls willkürlich vorgehen. Er ist an Sitte und Gewohnheit 
des bairischen Stammes gebunden und diese gebieten ihm den 
Baiern immer nur ein tilied ihres Uerrscherhauses der Agiloifinger 
zum Herzoge einzusetzen. 

Diese Sitte und Gewohnheit der Haiern haben auch die Frauken- 
könige respectirt, als sie den Baiern auf den Reichstagen zu Cha- 
ions uod anderen Orten ihr Stnnmu '^reeht niederschreiben und als 
giltiges Gesetz für sie proclamiren liessen. 

Diesem Gesetze gemäss ist der Herzog nicht nur Führer und 
Befehlshaber der Freien im Kriege, dem auch das Recht zusteht, 
das Ht er einzuberufen (II. 4.): sondern vor allem der Schützer uud 
Vormund derselben im Frieden. Eigenthum, Person und Familie 
des Freien zu schützen ist seine heiligste Pflicht. Sollte er selbst 
sich an d<n seinem Schutze anbefohlenen Freien vergreifen, dann 
verfSllt er einer Strafe, die die Gemeinde der Freien von ihm ein- 
zutreiben berechtigt ist. Dagegeu ist aber auch seine Person iu 
ausgezeichneter Weise gegen mögliche An griflfe geschützt. Auf Ver- 
brechen gegen die Person des Herzogs wurden die grössten Strafen 
gesetzt. Wer gegen .sein Leben einen Anschlag macht, büsst es mit 
dem Leben (II. 1),"* ebenso wer Laudesverrath übt uud njit dem 
Feinde des Landes iu Verbindung tritt. W^er gegen den Her/.ug 
einen Aufruhr anstiftet, zahlt ihm 600 Solidi. Ebenso begeht eiu 
Vergehen, wer im Palaste des Königs eine Schlägerei provorirt 
(11. 11.) oder einem Befehle des Herzogs nicht nachkommt. (H. l t.) 

Als ein Kinschiebsel bei einer der späteren Redactionen ist 
wahrscheinlicli die strenge Umschreibung der Pthcbten des Herzogs 
gegen den König (H. 9.) zu betrachten, zugleich als Merkzeichen 

* . J9i qUM contra ducem suum exinde probatm negare non potest: 
Mejn rex ordinavit in provincia ^ in ducis sit potestate homo üU et 
uUk aut poj^iUuji sibi ekgeril ducem \ vita iMiu9 et res ijus injüctntur iii, 
de morte eym eot^H/küuB ^mit U , pupUea ..." 

'3* . 
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der Binkenden Macht der bairischeD Herzoge und der steigenden 
Allgewalt der frfinkischen Könige. ^Sollte aber ein Herzog jener 
Provinz, so lautet die interessante Stelle, den der König einsetzte 
in seiner Ueberhebnng die Verordnungen des Königs gei inKSchätzen, 
so wird er der herzoglichen Würde verlustig ^ 

Dftss man sich übrigens unter dem „Freien^, dem vollberech- 
tigten Mitgliede der freien Gemeinde, der Volksversamiulung, vor 
allem den freien Bai er zu denken hat. ebenso wie in der lex Sof 
lica den „/tder* JFVawcjis" folgt aus der Natur des Verhältnisses, aus 
den Thatsachen der Eroberung eines Landes durch den einen 
Stamm der Krieger. Strenge Standesunterschiede sind immer und 
fiberall die Folge einer solchen Staatengrflndnng und wir finden sie 
auch in der lex Bajuvaromm deutlich ausgeprägt. 

Das vollberechtigte Mitglied des Stamm-Staates, der civitas, ist 
der freie Baier. der in dem besonderen Schutze seines Herzogs 
steht, an der Volksversammlung Theil nimmt, der alle bürgerlichen 
Re<.'hte in vollstem Maasse besitzt und bei Verbrechen und Vergehen 
mit den mildesten Strafen bedacht ist. 

Nur diese Freien haben ein echtes, unabhängiges Eigenthum, 
auf das ihre Familien und Nachkommenschaften eine Art ideelles 
Anrecht besitzen. Daher ist dieses Kigenthum erhlirb in der Fa- 
milie und aus diesem erblichen Eigeuthum darf den Freien niemand 
verdrängen. (VI. S.) 

Seine Person und körperliche Sicherheit, seine Wohustätte, 
seine Ehe und Ehre sind mit grösserem Schutze umgeben als die 
der halbfreien und unfreien J.ctite. 

Den Freien nicht gleichberechtigt zur Seite stehen die Frei- 
irelassenen. Sie sind zwar nicht rechtlos, doch gehören sie nicht 
zur Gemeinde der Freien. Auf ihre Verletzung ist nur die Hälfte 
der Strafe s^esetzt. wie auf die eines Freien. Dass sie aber nicht 
zu den Freien, zu den Vollbercrhtiijten gehören, das beweist der Üm- 
Staud. <1:kss sie iiirlit \v a ff e n t'ä Ii ig sind. 

Die iinterstt' Stnfe l)ilden die Sklaven; sie sind vollkommen 
rechtlos. „Kein Gesetz hemmt die Hände des Herrn gegen seinen 
eigenen Sklaven*. 



'° m ^ui$ autem ihix de provtncia reyis contempaerit , donatu di(/nita- 

ißOy ^ptem Bex ordinaverit tarn audax tis ipaius l)ucati carcat ctiam in- 

aut eontunutx, aut kvüate sttmulatus super spem supemae eonieti^pkttionis 

seil protervus et elatus vel superbus sciat se effftc condemmxlmm et vim 

atgue rebeüis fuerü, qui decretum i aalutia amiUaV\ 
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Das ans solchen Bestandtheileu besteheodu „Volk^ wird auf 
eine noch wenig complicirte Weise regiert. Doch existirt mit Be- 
zug auf die Beherrsch unir>«wei8e ein principieUer Unterschied zwischen 
Land und St^dt. Das Land im engeren Sinne (mit Ausschluss der 
St&dte) wird von dem herrschenden Stamm der Baiern regiert, 
der den Befehlen seines Herzogs untersteht. , Dieser letztere aber 
bedient sich zum Behufe des Beherrschens des Organs der ^Volks- 
versammlung'^ des Parlaments (placüim). Die Theilnahme an dem- 
selben ist zwar ein ausschliessliches Recht der Freien, zugleich 
aber aurh eine der wesentlichsten Pflichten derselben gegen den 
Herzog. Den vom Parlamento aiisbleibeTiden Freien trifft Geldstrafe. 
Wabrscht^iulif'h nur in wiclitiiieu Fällen leitete der Herzog persön- 
lich, umgelien von den Vornehmsten des Staiiiiut's. die Versamm- 
lungen. In der Tvegcl werden die.selben von dem dazn bestimmtea 
Hofbeamten des Herzogs, dem Grafen (comes) geleitet (Tit. H. c. 
XV.), der zur Handhabung der Gerechtigiceit einen besonderen Ricli- 
ter, judex , bei sicli hatte. Der Comcs repräsentirte die poHtiscUe 
uud verwaltende, der judex die richterliche Gewalt des b^ta it 's. 

Auf diesen Versammlungen empfing der Freie die Betelile de.s 
Herzogs; auf denselbeu werden in Anwesenlieit des Herzogs Gesetze 
beschlossen und herzogliche Decrete kuodgemacht. („iVi'ncejw uni- 
verso coftcordaiite colhgio eonsfifnif'^ .) 

A\a,r der Freie auf sob'lip Weise an die Befehle des Herzogsund- 
au die Gesetze des Parlaments lniiulen. so lierrschtr er anderer- 
seits in fast unbeschränkter WeiM- über die aut seinen Laudereitü» 
angesessenen unfreien oder zinsptiicbtigen Landbewohner (trihufari?). 
Der Unfreie hatte weder Eigenthura noch Erbrecht; der Freie schal- 
tete mit ihm, wie mit einer Sache. 

An diesen Verh:lltnl^stin änderte übrigens die Einführung des 
Christenthnms in Bajoarien gar nichts. Die Annahme desselben 
durch ilie liaieru war ein Schritt von grosser politi.scher Bedeutung. 
iS'ichts hat so sehr die politischen UnternehmuDgeu des Baiernstani- 
mas gefördert, alte der mit der Kirche geschlossene Bund. Wie so 
oft später ira Mittelalter zeigte es sich auch da, dass der weltliche 
Arm nur im Bunde mit dem geistlichen, dass das Schwert im Bunde 
mit dem Kreuze den grossartigsten Unteruehiuuugeu gewachsen sei. 
Ein solches Unternehmen al»er war die Unterwerfung der ganzen 
„slavischeu E*roviuz" wie sie Paul Waruefried, oder schlechtweg 
^Provinz**, wie sie im römischen Sinne die lex Bajvvaromm nennt. 
Jeden Fuss breit Landes, welchen das Schwert der Baiernherzoge 
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der neuen staatlichen Orgauisatiou unterwarf, sollte nun die Kirche 
mit ihrem geistlichen IM^tv 'iig den neuen Staat festsrhmieden. 

Dass sich die Kirche ihr geistliches Amt weltlich entgelten 
Hess, 80 wie der weltliche Arm sich seinen Gewinn selbst holte, 
ist selbstverständlich. £s war ein Compromiss zwischen Staat und 
Kirche, die mit gemeinsamen Kräften In gleicher Richtung vorgin- 
gen auf dem Wege der Verstaatlichung und Cbristianisining der 
„Provinz**. 

Den Anfang dazu machte die Kirche freilich damit, dass sie 
sich erstens durch zahlreiche Landes.schenkungen ihre materielle 
Stellung im Lande, sodann durch die im Eingänge der lex Bajvra- 
rotum eingeschalteten Bestimmungen, ihre rechtliche Stellung 
iumitten des Volkes sicherte. 

Was nun diese Landschenkiiii^cn l»ctrifft. so waren dit^sellten 
keineswegs bloss Sehetikniiiien von Fiaiid, sondern solrlie von Land 
und I (M!ten, denn mit dem blossen Land wäre der Kirche eben- 
sowenig gedient, wie seinerzeit dem erobernden Stamme mit der 
blossen Landnahme. Diese T.eute blieben bei Sehenkunareii an 
die Kirche, zu derselben in de nselben Verhältnissen der Leibeigen- 
schaft, Hörigkeit. Hobottpflichtigkeit. in welehcn sie vor der Srlien- 
kiuig 7Ä\ ihrer weltlic hen rrrnndobrigkeit standen: darin konnte die 
Theorie der Kirclie ni(dits ändern.*^ 

Und zwar verschaffte sich die Kirche solche Schenkungen nicht 

nur vom KöniLje und den Herzogen, sondern sehr häufig aucli von den 
Mitgliedern des herrschenden Standes, die sich durch solche fromme 
Akte ihr Seelenheil sichern wollten. Und weil aus letzterem Gnmde 
diese Schenkungen im Sinne der Kirche nicht als unentgeltliche 
Vergabungsakte angesehen werden konnten, so verwahrte sich die 
Kirche gegen all' und jede Einwendungen der Könige, Herzoge oder 
sonst jemandes gegen dUeselbenJ 

Hierin hatte die Kirehe auch ToIIkominen Recht. Sie war ein 
mächtiger, die staatliehe Ordnung erhaltender Factor geworden. 
Die weltiichen HacbtJiaber erkannten sie als sokhen, riefen sie in*s 
Land und bedienten sich ihrer. Es war nur recht und hillig, dass 
sie an den weltlichen €lütem, welche die Grundlage der Macht der 
weltlichen Herrseher bildeten, mit einem Worte an der Herrschaft 



* Tit. I. 13: De coloiti« Mt «ems 

> cclt s ia e qualiter MnKM €f quak tri' 

Öuta reddant. licentinyy} hahelnt de poiHone »ua post- 

^ Tit. I. 1. Ut si liOer persona ; qiiam cum ftlüs suis partivit. NuUua 



vohterit et dederit res mat ad ee 

chsiampro redeniptione animae 
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ihr Tlieil erhalte. Dies wurde ihr auch nicht bestritten und sie 
empfing ihren Antheil an derselben, indem ihr durch Scheokungen 
alle diejenigen Rechte an Land und Leuten übertragen 
wurden, welche <lie weitliche herrschende Klasse besass. 

Ende der Balemlierrsoliaft 

757-788. 

§15. 

Das ewige und unabänderliche Gesetz, das über allen politi* 
^chen Verbindungen waltet, vermöge dessen die einzelnen Bestand- 
theile derselben zu immer grösserer Macht und unabhängigerer Stel- 
lung, der schwächere Theil zur Selbstständigkeit, der stärkere zu 
vollkommener Unterwerfung des Schwächeren, streben: dieses Ge- 
setz machte sich anch in der Verbindung zwischen Bajoarien und 
dem Frankenreiche geltend. 

Die Baiernberzdge strebten nach Selbstständigkeit; die Franken* 
kOnige und die in ihrem Namen herrschenden Majordome zn immer 
unbedingterer Unterwerfimg der Herzoge unter ihren Willen und Bot- 
mSssigkeit. Das Ende des Kampfes war durch die beiderseitigen 
Machtverhältnisse von selbst gegeben. Der Schwftcliere unterlag, der 
Mächtige si^e und schuf dureli die Uebermacht du neues Re cht. 

Obwohl die kluge Voraussicht Pippin des Kleinen, den Baiern^ 
herzog Tassilo durch Torwandtschaftliche Bande an seine Dynastie 
fesseln wollte: so war doch das Verhfiltniss Ton An&ng an ange- 
sichts der weitausgreifenden Grossmachtspläne des Frankenk5nigs 
ein unhaltbares. Den fünfzehnjährigen Tassilo Hess Pippin .nach 
Oompiegne kommen (757), ihn da grossjährig erklären und sich von 
ihm den Eid der Yasallentreue für sich sowohl, als f&r seine beiden 
Söhne Carl und Carlmann schwören.^ Doch schon sechs Jabre 
später scheint die erste Hissbelligkeit zwischen Tassilo und Pippin 
ausgebrochen zu sein; Tassilo verweigerte seinem Oheim Heeresfolge 
auf den Zflgen gegen Waifar von Aquitanien, zwar nicht offen doch 
eine Krankheit vorschützend. 

Desto energischer scheint Tassilo von nun an in seinem Her- 
zogthum die Zägel der Regierung gefährt zn haben. In den Jahren 
771—774 hält er die Landtage ab in Dingolfing und Nenching deren 

aim prohibeat non rex , non dnr. prohibendi ei . . . 

nec uUa persona futöeat potestalem j ** Eginhard Aniial. 757. 
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Besclilüsse als Deirelum Tassilmm kuudgemaclit wurden. Man hat, 
gewiss nicht mit Unrecht. iM-imikt. dass in diesem Decretum Tasfti- 
loH/'s nichts vorkommt, was dius vassalitische Verhältuiss zum Frankeu- 
köuig l>etonfii (»der auch nur venutlieu würde.J' 

Durch Abhaltung von Synoden, geistliche Stiftungen und 
Schenkungen an Kirchen trachtete oi sich des Beistandes der Kirche 
zu versicheru. Durch Büuduisse mit den Lone;ohardeu und Avureii 
suchte er seine Herrschaft vor auswartiiit^ii Gefahren 7AI schützen 
iiinl einen Stützpunkt gegen mögliche L'ebergriflFe der Friuikenkönigf 
zu gewinnen. 

Aber air diese Vorsichtsmaassregeln haltVn ihm nichts gegen- 
über der wachsenden Macht der Frankeu, au deren Spitze im Jahre 
768 Karl der Grosse trat. 

Die Niederwerfung des Longobardenkönigs Desiderius, Tassilo^s 
Bundesgeno.sseu und Schwagers, durch Karl den Grossen (774) war 
eine schlimme Vorbedeutung für Tassilo'« künftiges Schicksat 
Jedenfalls bewogen diese Ereignisse Tassilo dem mächtigen Franken- 
kdnig auf dem Reichstage zu Worms den Eid der Treue zu leisten 
(781), womit er staatsreehtlicli auf jede Selbststftndigkeit und Un- 
abhängigkeit färder verzichtete. 

Aber Karl des Cktiesen Hertschsucht war damit noch nicht zu- 
friedengestellt; er trachtete nach einer unmittelbaren Herrschaft in 
den östlichen Marken, wahrscheinlich auch nach Verdrängung des 
ihm fremden Geschlechts der Baiemherzöge und Besetzung ihres 
Herzogthums mit näheren Verwandten und yerlässlicheren Dienern. 
Streitigkeiten zwischen einem Yon Karl dem Grossen über oberita- 
lienische Districte eingese^sten Herzog Hrodbert und den Baiem 
gabeik den Anläse zu Feindseligkeiten zwischen Karl und Tassilo. 
Karl rflckte mit drei Heeren na<^ Baiern vor (787); Taasilo mnsste 
sich auf Gnade und Ungnade ergeben und wurde in ein Kloster 
gesteckt. Der Sieger begab sich nnn nach Baiem und installirte da 
seine unmittelbare Herrschaft. Den einzelnen Gauen wurden vou 
Karl fränkische Grafen vorgesetzt und fiber sie alle der Schwa- 
ger Karl des Grossen Gerold als militärischer Befehlshaber (prae- 
feänts BtQoainae),^ 

^ Rudbardt, äh. Gesell. Baierus, i Derselbe S. 32i. 
S. 308. 
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Vieiter Abschnitt. 
Herracliaft der Franken. 

788—976. 

§ie 

Mag auch die Verdrängang Tassilo's durch Karl den Grossen 
ala Gewaltakt erscheinen: vom geschichtlichen Standpunkt be- 
trachtet, hat Karl der Grosse nicht anders handeln kdonen. Die 
Selbstätändigkeitsgelüste und Unabhängigkeitsbestrebungen Tassilo's 
waren nur zu offenbar und die Gefahr, dass sich der Baiernftirst 
behufs Aufrechterhaltung seiner Unabhängigkeit mit den gefährlich- 
sten Feinden des Frankenreichs verbinden könne, war zu gross. 
Die Weltherrschaftsidee, die in Karl dem Grossen wieder einen Re- 
präseiitaTiten und in dessen Expansionsbestrohiingen nach Nord und 
Süd, nach West und Ost ihren Ausdruck fand, duldete keine nach 
Unabhängigkeit strebenden Duodezstaaten in der Machtsphäre des 
Frankenreichs. Tassilo fiel ihr zum Opfer. 

Die langifihrigc Sonderstellung jedoch und Autonomie des 
Baienüandes sowolil, wie der östlichen und südlichen Marken über- 
haupt, gestalteten die Kinfügung derselben in den Verwaltungsrah- 
men des trankisclien Keielies zu einer der schwierigsten Aufgaben 
der Karolingischen Herrschaft. 

War auch die selbstständige staatsrechtli' in Stellung des B liern- 
fürsteii gebrochen, so forderte doch die öfFentlichrechtliche Stellung 
der Glossen des Baiernlandes die grosste Schonung, wollte man 
nicht Aufruhr und Empörung hervorrufen. 

Karl der (rrosse ging auch mit 'ler nnthiue n \ orsiclit vor. Zu- 
erst scheint er einen langsamen i'urilicatiousprozess vortrenoramen 
zu haben, indem er die dem gestürzten Tassilo treuesteu Grossen 
des Landes verwies, dagegen aber fränkische Grosse mit Land und 
Leuten in ilen Östlichen Marken beschenkte. 

Uebrigens trägt nun die Verwaltunii des ganzen, vormals Tassi- 
lonischen Landes selbst, während der ganzen übrigen karolingischeu 
Zeit und bis zum .fahre 875 den Charakter einer Militärherrschaft, 
d. i. einer Herrschaft, wie sie iu einem erst frisch eroberten Lande 
durch unsichere Verhältnisse und die Schwierigkeit der Begründung 
einer neuen Herrschaft geboteu ist. Die oberste Leitung des ganzen 
Lande» ward in die Häude militärischer Oberbefehlshaber gelegt, 
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die vorerst, der grösseren Sicherheit wegen aus dem Kreise der 

nächsten Verwandten des karolingi>s( hon Hauses genominen wurden. 

Die Unsicherlieit der Lage und die erst losen Bande, die <las 
neu eroberte Terrain an die Frankenherrschaft knüpfte, sollte einer- 
seits durch die Straffheit des militärischen Oberbefehls, andererseits 
durch die Innigkeit und Festigkeit des Fainilienzusammeuhanges der 
Oberbefehlshaber mit dem fränkischen Herrscherhanse, aulgewogen 
werden. 

Als erster solcher Oberbefehlshaber ward, wie schon erw&hnt, 
Karl s Schwager Gerold in das Ostland iieschickt. 

Es war aber noch ein zweiter Grund da, der die Verfassung 
und Verwaltung der östlichen und südlichen Marken vorerst auf 
militärischem Fasse zu erhalten, gebot. Der Besitz der ganzen 
Proviuz und die Machtstelluug des Frankenreiclis war so lange in 
Frage gestellt, so lange :m der Ostgrenze des Reiches ein kriege- 
risches Volk, wie die Avareu, sich behauptete. Die Avaren herrsch- 
ten in Pannonien als Eroberer über slavische Stämme; ihr Bestreben 
war fortwährend darauf gerichtet, ihre Herrschaft nach Westen aus- 
zubreiten. Sie waren daher mit ihren slavisclieu Cnterthanen und 
Verbündeten für dtis Frankenreich eine stete Drohung, der gegen- 
über eine struinine militärische Organisation des Ostlandes eine 
Noth wendigkeit war. 

Und auch als es Karl dem Grossen gelaug (TitH). die Macht der 
Avaren entscheidend zu brechen untl sie bis jenseits der Theiss zu 
verdrängen, war die Ostgreuze noch keineswegs sicher, Theils un- 
ruhiL-^c slavische Völkerschaften und in den letzten Decennieu der 
karülmgischtiu Dynastie wieder die Mairyaren, liesseri die ristliche Grenze 
nie als gesichert erscheinen, und das Karolingische Heicii niusste die- 
selbe immer durch kriegerische Orirajiisatione ii schützen, uud 
zwar indem es» innerhalb derselben die alte Organisation des kriege- 
rischen Bajoarenstammt durch fränkische Elemente gekräftigt, auf- 
rechterluelt, theils indem es ausserhalb derselben slavische Herzog- 
thüiner sich verldindete und sie als Bollwerke gegen avarische und 
sodann magyarische AugriflFe benätzte. 

Au der Spitze nun jener innerhalb der äussersten Ostirrenge ge- 
legenen militärisch organisirten Marken glaubten die Karulm^cr der 
grösseren Sicherheit wegen nur immer ein Mitglied ihrer Familie, 
einen nahen Blutsverwandten setzen zu dürfen; meistens waren es 
auch die präsumtiven Thronfolger, denen man diesen wichtigen Posten 
anvertraute. 
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Zwar wisBen wir nicht, ob der Nachfolger des ersten karoliugischeii 
Markgrafen Gerold, der Graf Gotram, zur karolingischen Familie ge- 
hjirte, doeli nach seiner jedenfalls kurzen Amtsfahrnng nbemimmt 
diesen Posten der Sohn Karl des Grossen, Pippin. Er ist es, der 
im Jahre 797 in dieser Eigenschaft als oberster militlirischer Befehls- 
haber der Ostmarken, die Baiem mit einem Hüfscorps von Longo- 
barden verstärkt gegen die Slaven fäbrt.^ 

Im Jahre 814 ilbergiebt Kaiser Ludwig der Fromme diesen Ober- 
befehl Aber die «karantanische und avarische Mark** seinem erstr 
geborenen Sohn Lothar^ und als er diesen im Jahre 817 znm Theil- 
nehmer der Kaiserwfirde erhob, ward der erledigte Posten dös Ober- 
befehlshabers der östlichen Marken dem jfingeren Sohne Ludwig 
übertragen. 

Freilich fehlte diesem letzteren Schritte schon die urspr&ngliche 
Idee Karl des Grossen, da Ludwig noch anmnndig war und that- 
fiftchlich also diesen militärischen Oberbefehl nicht gleich ausüben 
konnte — doch trat er in reiferem Alter denselben auch de facio 
an und f&hrte denselben bis zur Zeit, da er als Ludwig der Deutsche 
den Thron bestieg. 

Die Ostmarken kamen dann aber wieder an seinen Sohn Karl- 
mann (843 — 850). der unter wechselndem Geschicke dieselben im 
Ganzen 83 Jahre bis 876 inue hatte und sie dann wieder seinem 
(natürlichen) Sohne Arnulf übergab, welcher in diesem Amte vom 
Nacbfolger Karlmann' 8 auf dem deutschen Thron Ludwig III. . 
bestätigt wurde. 

Als dann wieder Arnulf deut^^cher Kaiser wurde, übergab er 
den Oberbefehl über die Ostmark an Kngilschalk, der durch Ent* 
tTihnmg von Arnulfs Hastardtochter sein Eidam geworden war, und 
als dieser wegen Hochverrath zum Tode verurtheilt wurde, folgte ihm 
im ^Nordgauund Douaugau^ Markgraf Llutpold, ein r,consanguiHeu8 
legis'^. Als dieser im Jahre 907 in der Schlacht gegen die Ungarn 
fiel, überging seine Markgrafschaft auf seinen Sohn Arnulf den 
Bösen. Aber die Nachfolge Arnulf's des Bosen auf den bairischen 
Herzogsstubl hatte bereits eine ganz andere Bedeutung als die einer 
blossen Üebernahme des vom fränkischen Könige verlieheneu und 
abhängigen militärisrheii Oberbefehls über eine Provinz des Franken- 
reichs. Der Verfall der königlichen Macht unter Ludwig dem Kind 
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und die stete Gefahr feindlicher Einffdle seitens der Ciigarn hatten 
die herzogliche Macht in den einzelneu Stämmen bedeutend au Kruft 
und Ansehen gehoben.'^ Aruulf ergriff nach dem Tode seines Vater-* 
Liutpold die Zügel der Kegieruof in Baiero mehr als Erbe der 
herzoglichen Macht denu als ein vom Fraukenkönig ernannter Ober- 
befehlshaber, und als kurz darauf der letzte Karolinger Ludwig das 
Kind (911) starb, konnte es wohl niemandem einfallen, die Recht- 
mässigkeit der Herrschaft des bairischen Henjogs anzuzweifeln. 

Mit dieser Wendung der Dinge in Baiern war ein Zustand wieder- 
hergestellt, der an die Zeit der einstigen bairisrhen Stammesherzo^e 
erinnortp; mit dem Tod des schwachen letzten Karolingers war somit 
das Werk Karl's des Grossen wieder in Trümmer gegangen; die Ost- 
mark stand wieder uiial)h;ni£ri!r vom Reiche unter einem Herzoge, 
dci seine Macht nicht auf kaiserliche Enienuuug, sondern auf sein 
ererbtes Herzogsrecht stützte. 

Kaum aber hatte der energische KonraW deri'Vankt' den deutschen 
Thron bestief^tn. als er die karoliiigische Politik gegen die Staiiiint's- 
herzogc wii'dtT aufiialiiii. Arnulf, der sich ihm widersetzte, musst^i 
vor ihm iiadi riigani tlü<'liten (914), von wo er allerdiiiL;s bald 
znnickkehrte (916), um sein -ererbtes*" Herzogthum wieder zu er- 
obern. Küurad belagerte ibu in Regeusburg, ohne jedoch einen 
Erfolü zu erringen. S»-in liald darauf erfolgter Tod ( 23. '"12. 91 H) 
vereitelte alle E^eyen (in m llLstst.'indige Macht des bairischen Herzu:;s 
unteriKunmenen Bestiebuiigen und befestigte wieder die Stellung 
dieses letzten-n. 

Der Narliiolger Konrad's, Heinrich 1.. unternimmt wolil eiiu-n 
Kriegszug gegeu Arnulf, da dieser jedoch dem neuen Könige die 
Thore Reffensburgs ötfuete, zieht es lieiuri( Ii vor. niif ihm auf gutem 
Fusse zu Itleiben, nimmt ihn zum Freunde auf. erkennt ihn als 
bairischen Herzog an und yiebt ilim sogar das besthtteue Bischof- 
ernenuuugsrecht in l^aiern zurück. 

Nachdem sicli Arnulf so die Auerkcuuuug des Königs verschafft, 
gab auch die Geistlichkeit ihre ihm gegenüber bisher feind.>eiige 
St(dhing auf. Mit der unbestrittenen weltlichen Macht beeilte sie 
sich bald auch ihrerseits Frieden zu schlies&eu. 

So war denn die erst keimende Macht des neuen sächsischen 
Kaiserhauses, für die Selbstständigkeit und L'uul)liangigkeitdes bairischen 
Herzogsthums ebenso günstig wie früher die Zeit der sinkenden und 

^ Bütlinger. I. 231. 
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in Aiiflösiiiiir l>ejarriffeiK'n karnlingischeu Macht. Das Verhälttiijis des 
l'jiiriMlrtü Ht'izüis'tlinfns zum deutschen Kaiserthnm. gleichviel ob 
fränkischer oder särlisicher Dynastie, erscheint einer baiaucirenden 
Waage gleich — vor dem Srbwergerichte der letzteren schnellt das 
erstere mir zu leicht in die Hiihe, um sich bei einer Machtabuahme 
des8ell»en wieder zu cousolidiren. 

^y;^s al)er auf eine solche ('ou.suiidiruug von wohlthätightem 
Einfluss sein inuss. d. i. ein rascher Wechsel der Königs- oder Kaiser- 
krone zu lA'bzeiten ein und desselben Herzogs. Denn der Zeitpunkt 
der Wahl eines Nachfolgers gab dem Herzog jedesmal Gelegenheit, 
hich von dem zu wählenden Nachfolger für seine Zustimmung zu 
dessen Wahl, die Anerkennung seiner herzoglichen Rechte und seiner 
herzoglichen Macht auszuhedingen. 

War ein ähnlicher günstiger Moment für Arnulf schon nach 
dem Tode Konrad' s des Saliers eingetreten und hatte er denselben 
schon damals niclit unbenutzt vorübergehen lassen: wie viel mehr musste 
er jetzt die Gelegenheit benützen, wo er nach dem Tode Heinrich I. 
als Rei( hsmarschall der Kiuuung Otto I. in Aachen assistirte (935). 
Und so mnss auch angenommen werden, dass Arnulf in den ersten 
.lahren Otto s I. (935, 936) auf dem Gipfel seiner herzoglichen Macht, 
in voller Selbstständigkeit und Unabhängigkeit sein kSianuuliurzogthum 
Baicni beherrschte. Doch ebenso wie er als Herzog gewiss die 
beiden Momente des Thronwechsels in seinem Interesse benutzte: 
so sollte aucli andererseits der ihn überlebende Kaiser die Gelegen- 
heit nicht unbenutzt lassen, um alle alten Ansprüche der Königs- 
lüid Kaiserkrone dem Herzogthum gegenüber geltend zu machen. 
-Der liebende hat Recht* — das sollte sich auch bei dem Tode 
Arnulfs (937) bewähren. Otto 1. konnte die günstige Gelegenheit 
nicht vorübergehen lassen, um das erbliche Herzogthum, diesen Stein 
des Anstosses, au dem seine Vorgänger so oft anrannten, aus dem 
Wege zn räumen. Arnulfs Sohn Otto wurde, angeblieh weil er sich 
der Oberberrlidbkmt Otto^s Hiebt fugen wollte, mit Krieg überzogen 
und seiner herzoglichen Würde verlustig erklSrt. Er ist spurlos 
verschwunden. 

So hatte denn Otto der Grosse, wie er in seiner ganzen Politik 
die Tradition Karl^ des Grossen wieder aufiiahm und die Universal" 
nioDarchie dieses Kaisers anstrebte, auch mit dem bairiscben Stammes- 
herzogthum ebenfalls tabula rasa gemacht Wie nach dem Fall 
Tassilo^s einst Karl der Grosse, so hatte jetzt Otto der Grosse in 
Baiern wieder freie Hand bekommen. Und wie es einst Karl dem 
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Grossen weniger um die Person dee bairucben Herzogs als um die 
Sache zu thuQ war; wie er weniger der Person des HejRogs als der 
politischen Institution des selbstständigen Heraogthums den Krieg er- 
klärte und nach errungenem Siege die frühere Institution von Grund 
aus änderte und durch Einsetxungeines praeftdusBcQoariae das Herzog* 
tbuni zu einer von einem militfirischen Beamten verwalteten Provinz 
degradirte, ganz so verfuhr jetzt Otto der Grosse. 

Um der Institution des Herzogthums einen tödtlichen Hieb zu 
versetzen, schuf Otto der Grosse für Baiem eine, die herzogliche 
Gewalt schmälernde Pfalzgrafschaft; und um zugleich sein ge- 
waltsames Vorgehen gegen Arnulfs Sohn Eberhard, dem ungldck- 
liehen Prätendenten auf den Herzogsstnhl, in milderem Lichte er- 
scheinen zu lassen, beliess er die Amulfinger in den höchsten 
Würden des bairischen Landes, indem er Arnulfs Brfider Bercht- 
hold mit dem Herzogthum in Baiem belieh und Arnulfs zweiten 
Sohn Arnulf, Eberbard^s Bruder, zum P&lzgrafen ernannte. 

Zugleich aber dachte Otto auch daran, wie er diese bairische 
herzogliche Familie an sein eigenes Haus fesseln sollte, um vielleicht 
auf diese Weise einst das Land ganz an sein Haus zu bringen. 

Zu diesem Zweck heirathete sein Bruder Heinrich die Schwester 
des bairischen Pfalzgrafen, die Amuliingerin Judith. Berchtold 
aber, der neue Herzog, heirathete Willetrud, Otto's Nichte. Damit 
setzte zugleich das sächsische Königshaus seinen Fuss in's bairiscbe 
Land, um dasselbe bm günstiger Gelegenheit zu erwerben. Diese 
Gelegenheit Hess nicht lange auf sich warten. 

Als nSmlich im Jahre 945 Berchtold mit Hinterlassung eines 
minderjährigen Sohnes, Heinrich, starb, verlieh Otto das Herzog- 
thum in Baiem nicht diesem letzteren, sondern seinem eigenen 
Bruder Heinrich dem Sachsen. Damit erreicht Otto einen 
doppelten Zweck — er schmiedete Baiern fest an sein Haus und 
sicherte sich die Anhänglichkeit seines ehrgeizigen Stiofbroders. 

Aber die Gunst des kaiserlichen Braders, der Heinrich bald 
andere Verleihungen (Aquileja und Verona) und MachtvergrGsseran- 
gen verdankte, konnte ihm die mangelnde Anhänglichkeit der bai- 
rischen Herren nicht ersetzen. Unter dieseu lel)ten noch Syra- 
pathieen für ihr altes Herzogbaus und „der Sachse^ war ihnen 
verhasst; seine Herrschaft schien ihnen ein Attentat gegen ihre 
Stammesherrlichkeit. 

Als dabei Otto's Schwiegersohn Konrad, eifersüchtig auf die 
wachsende Macht Heinrich's des Sachsen, in Verbindung mit Otto'» 
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Sohn Ludolf, der dem Stiofoheiui ebtafalls iiiclit hold war. einen 
Aufstand gegen Kaiser Otto erhoben und Heinrich vou Baieru sstiuein 
kaiserlichen Bruder zu Hilfe eilt: fallen d i e hairischeu Grossen 
von ihm ab. verbinden sich mit Ludolf und zwingen Heinrich mit 
Weib' und Kind i:!aiern zu verlassen. 

Erst 955 gelinj^t es Otto, den Aufstand zu dämpf cn nnd seinen 
Bruder Heinrich in Baieru wieder einzusetzen, der nun auf die un- 
menschlichste Weiae für den Aufstand Rache übt — bald darauf 
iedoch stirbt (Nov. 955). 

Nach seiucm Tode verleiht Otto, die egoistische Familionpolitik 
fortsetzend. Baiern dein I i:(liiii,'en Sohne Heinrichs desselben Na- 
mens ^später „Zänker"" gniannt), während dessen Minderjälirigkeit 
Maikgiafen das ilini angefallene Erbe wie Reichsproviuzen ver- 
walten. (In Känithen Marchward, in Krain Poppo, in der Ost- 
mark Burchard, wahrscheinlich ein Verwandter des bairischeu 
Herzogshauses). 

Aber die Familie upolitik Otto's des Grossen, die schon zu seinen 
Lebzeiten dem Reiche keinen Segen brachte, sollte auch seinem 
Sohne nnd Nachfolger manche Sorge bereiten* Heinrich der Zänker, 
nicht zufrieden mit der ihm reohtmissig zukommenden Macht, trach- 
tete nach der KOnigskrone nnd zettelte mit Ahraham Freising 
eine VeisehwOning gegen Otto II. an. Dieser entzinnt gifieklich der 
ihm ?oa seinem eigenen Vetter drohenden Gefohr, Heinrich der 
Zänker wird in Acht und Bann erkUrt. — Die staatsrechtliche Folge 
aber dieses Familien- und Bfirgerkrieges ist: die politische Thei- 
lung Baierns, die Schwftchung der hensoglicheu Macht innerhalb 
des verkleinerten Baiems durch Ertheilung zahlreicher geistlicher 
Immunitäten und die Gründung der Ostmark aus dem Östliohen 
Theile Baiems als eines Gegengewichts gegen eventuelle auMhre- 
fische Anwandlungen der altbairischen Elemente im Stammherzog- 
thum Baiero. So entstand die Ostmark, bald darauf Oesterreich 
genannt — Aufgabe und Bestimmung dieser Ottonischen Gründung 
ergeben sich klar aus den derselben vorausgehenden und sie bewir- 
kenden Ereignissen. — 
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(975-1526). 



Erster Abschnitt. 
Die Babenberger. 

(97,7-1246), 

51^ 

Seit Karl dem Grossen war das deutsche Kaiserthum bestrebt, 
seine sftd-fistlicben Besitsnngen wie am erfolgreichsten f&r die Zwecke 
der Sichemng und Ausbreitung des deutschen Reiches zu benfitsen: 
als die baiiischen Stammherzoge dieser Tendenz nur saumselig ent^ 
gegenkameu und nur auf eigene Macht und Sicherheit und eigenen 
Yortheil bedacht waren, machten nacheinander mehrere deutsche 
Kaiser den Versuch, au die Spitze der Verwaltung dieser sfid-dstp 
liehen Provinz nahe Verwandte zu stellen. Diese Versuche wurden, 
wie wir gesehen haben, den Ottonon gründlich verleidet, welcher 
Umstand in weiterer Folge zur Errichtung der Ostmark und zur 
Einsetzung eines neuen Markgrafeugeschlechts daselbst führte. 

Dreihundert Jahre rand ezperiinentirte das deutsche Reich mit 
dem neuen System, mit einem von ßaiern abgetrennten Markgrafen- 
thum unter einem neuen Geschlecht, dem der Babenberger. Man 
kann nicht sagen, dass sich dieses System nicht bewährte — trotz 
einiger wenigen momentanen Trübungen war das Verhältniss der 
babenbergischen Ostmark zum deutschen Reiche ein beiderseits ge- 
deihliches — , nichtsdestoweniger zog es das deuts<'he Kaiserthum 
nach dem Auslöschen der Babenberger vor. diese wichtigst«^ Position 
an der (xrenze deutscher Herrschaft in eigene Uand, d. h. in die 
VerwaltuDg von Mitfrliedem des eigenen Hauses zu bekommen. Das 
geschah unter Rudolf von Habsburg. Betrachten wir den Gang 
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dieser dreihnndertffthrigen staatsrechtlichen Entwicklang im Ein- 
Keinen. 

Leopold von Babenberg erhielt ▼ein Kaiser Otto II. (976) die Ost- 
mark als Lohn för die Hilfe, die er ihm als Graf im Donangan zur 
Zeit der bairischen Verschivöning leistete. Die neu gegrflndete, ans 
einem TheOe Baiems gebildete Mark „reichte vom Fiehtelgebirge 
bis an die Donau und ihr entlang bis an die ungarische Grenie**.^ 

Leopold erwies sich dem Kaiser nnd dem Reiche dankbar für 
seine Ernennung — er kämpfte tapfer gegen die Ungarn nnd er- 
oberte die Festung Mslk. Sein mannhaftes Stieben hatte ein natfir- 
liches Ziel: die Markgrafbchaft in seiner Familie zu erhalten. Im 
Jahre 988 erlangt er die Belehnung mit der Ofltmark — ein wich- 
tiger Schritt zur Erreichung dieses Ziels. Nacb seinem Tode be- 
lehnte Kaiser Otto III. seinen Sohn Heinrich mit der Ostmaik^ 
(994—1018), dem \^ieder sein jüngLrer Bruder Adalbert (1018^1065) 
nnd diesem wieder sein Sohn Emst folgte (1055—1075). Diese 
unnnterbrochone Nachfolf^e der Babenberger in der Markgrafochaft 
festigte wohl das Band der Treue an das deutsche Kaiserhaus und 
stellte ein so inniges Verhältniss her. dass dasselbe sogar durch den 
seitweiligen Abfall des Nachfolgers Emst'S) Leopold II. (1076 — 1096), 
der auf die Seite des Gegenkönigs trat, nicht erschüttert werden 
konnte. Schon der Sohn Leopold IL. Leopold III. der Heilige 
(1006 — 1137), erneuerte das alte Verhältniss mit dem deutschen 
Kaiserthum, indem er sicli Heinrich V, anschloss. Diese vollkommen 
richtige Politik der Babenberger, die sie mir im Zusammenhang mit 
dem deutschen Reiche ihr Heil suchen lässt, bringt sie auch anf 
den Gipfel ihrer Macht und jenem höchsten Ziele nahe, dass nur 
far einen deutfichen Fürsten erreichbar war: nach dem Tode Hein- 
richs V. wird Leopold III. zum Kaiser vorgeschlagen. Ihm folgen 
seine beid»'7i Söhne Leopold IV. (1137 — 1141) und Heinrich Jaso- 
mirgott (1141 — 1177), beide mit der Ostmark belehnt. Unter leta- 
terem findet eine wichtige staatsrechtliche Auseinandersetzung mit 
dem deutschen Kaiserthiim statt. Heinrich verziehtet auf dn^^ Her- 
zogthum Baiern, das er 114H von Konrad III. erbaltrn batr* . und 

wird dagegen zum Uerzo^^ erliohfii. wobei seine Mark durch emige 
])aiii>> lie fl^-bk'te vergrössert wurde. Damit ist die staatsrechtliche 
Steiiuug Uesterreichs zum deutöcheu Reiche nun auch iormell selbst- 

^ Frauz Mayer, Gesch. üesterr. 1 Gescli. Oosterr. i. 13Ü, 174 ff. 
Hd. I. S. 34. Krone.s Handbuch, d. * Huher I. 179. 
tiesch. Oesterr. I. 584. Alfons Huber, j 

Gamplowici, Staatsreobt 4 
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Standigor geworden. Zugleich wurde dieses neue Verhältniss ur- 
kundlich verbrieft durch dt n (t chten) Freiheitsbrief vom 21. Sep- 
tember 1156 {Privilegium Fridericianum minus) ^ 

Nun folcrte Heinrichs Sohn Leopold V. (1177 — 1194) bereits 
auf Grund des verbrieften Rechtes in dem Hereogthum Oester- 
reich, mit dem ihn der Kaiser belehnte. Leopold V. seinerseits U irte 
wieder den Grund zur .späteren Machtvergrösseruug Oesterreichs durch 
den mit Ottokar von Steiermark (17. Aug. 1186) geschlossenen 
Erbvertrag, womit sich diese beiden HersEÖge gegenseitig im Falle 
kinderlosen Absterbens ihre Herzogthümer vermachten.^ Auf Grund 
dieses Erb Vertrages wurde 1192 nach kinderlosem Absterben OttokarVl. 
Leopold V. vom Kaiser Heinrich VI. mit der Steiermark lielehnt.^ 
In diesen beiden HerzogtbQmem folgte nun auf Leofx Id \ . nach 
knnser Regierung seines ältesten Sohnes Friedrichs I. (1194 — 1198) 
sein jüngerer Sohn Leopold VI. (1198—1230) und diesem wieder 
dessen Sohn Friedrich II. der Streitbare, der letzte Babüiiberger, als 
Herzog von Oesterreich und Steiermark (1230 — 1240). So verlief 
in den drei Jahrhunderten die erste staatsrechtliche Entwicklung 
Österreichs. Aus einem, von deutschen Kaisern persönlirh verliehenen 
Amte entwickelte sich in Folge naturgemSsser Bestrel)uugen erst eine 
erbliche Markgrafenwürde, sodann ein Herzot^tbuiii. Uen geschicht- 
lichen lühalt dieser Entwieklung nlier bilden zwei entgegengesetzte, 
bald sich bekämpfende, bald >\v\\ einigende Bestrebungen des dent- 
scheu Kaiserthums und des ( )esterreieherth!ims; ersteres strebt die 
Mark — sudann das Herzogthum nur als Organ und Werkzeug der 
deutscheu Politik zu erhalten und zu gebrauchen, letzteres strebt 
nach nif^glichster Selbstständigkeit und autonomer IIerrs( haft. Diese 
zwei Strömungen sind so Tiaturgemäss, dass sie das Verhältniss 
Deutschlands und Oesterreichs bis in unser .lalirliundert hinein rha- 
rakterisiren. In welchen einzelnen staatsrechtlichen Momenten 
dieäe zwei Strömungen sich offenbaren, wollen wir jetzt im Einzelnen 
betracbten. — 

Staatsreohtliche Verbindimgr mit dem Reiche. 

§ 1«. 

Das wichtigste Moment in dem staatsrechtlichen Verhältnis.s der 
Ostmark zum Reiche bildet das Band, das die Person des Mark* 

3 Da.selbst S. 249 ff. rechte. Wieu. 1762. Bd. I. S. 89. 

* Ah;r(^druckt bei Sclirötter, Ab- * Kn.ius Handb. I. 615. Huber U 
baudlungea aus dem üsterr. Staats* 267—272. 
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grafcu uud später des Her/,ogs au den Kaiser und somit an das 
Reich knüpft. Dieses Band ist zuerst das Reich samt, das Mark- 
grafentbura. Mit der Zeit ging dasselbe iu ein Herzogthum über, 
wobei sich das Amt in ein Lehnsverhaltniss umwandelte. Von da 
an bildete also dieses letztere das staatsrechtliclie Band zwisclien 
dem Ear/Av^ und dem Kaiser. Das Reichsamt des Markgrafen — 
entsteht durch Ernennung seitens des Königs oder Kaisers. Offenl)ar 
einer .solclien Ernennung seitens des Kaisers Otto II. (975 oder 976) 
verdankte der erste Babenberger Leopold sein Markgrafenthum iu 
Oesterreich.'' E])enso „ernannte" Kaiser Otto IU. Leopolds ältesten 
Sohn Heinrich L zum Markgrafen.' Wie aber jede Wiederholung 
einer staatlichen Handlung bereits den Kern eines Staatsreclites iu 
sich schliesst, so liegt in der Ernennung des Sohnes zum Markgrafen- 
amt nach seinem Vater bereits ein staatsrechtliches Element, das 
sich durch fernere Wiederholung und Erneuerung derselben That- 
sachen zu einem 'Stabilen staat^srechtlichen Verhältuiss coiiaolidiren 
sollte. Dieses geschah iu der That als auf Heinrich 1. (f 1018) sein 
Bruder Adalbert (1<>18 — 1055), diesem wieder dessen Sohn Ernst 
(1055 — 1075). (I i > 111 sein Sohn Leopold II. (1075—1096) und diesem 
sein Sohn Leopold III. (1096—1136) als Markgrafen folgten. Diese 
nicht minder durch eine kluge Politik wie durch seltene Gunst der 
Umstünde herbeigeführte thatsilrh liehe Nachfolge im Markgrafen- 
tliume der Mitglieder und Na I k iniiien eines Hauses begründete 
die rechtliche Erbfolge im Huu^e der liabeuberger. Damit aber 
erstieg das Geschlecht der Balienberger den Gipfel seiner Macht und 
es darf nicht Wunder nehmen, dass Leopold III. nach dem Tode 
Heinrich IV. znm Kaiser vorgeschlagen wurde. Als erbliche Mark- 
grafen traten die Babenl)erger thatsächlich in die Reihe der Fürsten 
und Herzöge des deutschen Reiches, welcher üiuschwuug ihrer 
Stellung sich von nuu an dadurch bekundet, dass sie statt einfacher 
Ernennung zu ihrem Markgrafenamte nunmehr \om Kaiser mit 
ihrer Markgrafschaft helehnt wurden. Das Amtsverhältuiss machte 
nun auch rechtlich dt in Lehensverhältuiss Platz. So erhalten Leopold IV^ 
(1136 — 1141). sodann desseuBruderHeinrich Jasomirgott(1141-— 1 177) 
die Bclehnung, worauf letzterer 1156 in aller Form Rechtens zum 
Herzog ernannt wird. Nun ist die Stellung des Herzogthums Oester- 

• Vrgl. Albert Jäger: Beiträge »ur \ yon Belehnuug, hebt jedoch in 
österr. Geschichte. Wien. 1885. domselbeu Satze hervor, das.s „iu 
L Heft S. 8 u. 9. [ dieser Zeit die Lehen noch nicht 

' So Muyer I. 36. Huber spricht \ erblich waren". I. 179.. , 
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reich keine exceptionelle mehr; der Kaiser als Lehnsherr ist vei^ 
pflichtet« nach dem Ableben des Herzogs dem Sltesten Sohn jedes- 
mal die BelehnUDg zn ertheilen, sobald sie von diesem nachgesucht 
wird. Das geschieht nun regelmfissig. Der Sohn Heinrich*s Jasomir- 
gotts, Leopold V., wird zuerst noch bei Lebzeiten seines Vaters in 
Regensburg 1174 vom Kaiser belehnt. Nach dem Tode Heinrichs TL. 
Jasomirgotts fo^ er dem Kaiser nach Italien und Ifisst sieb zu 
Canelare bei Pesaro die Belehnung vom Kaiser emeuero.^ Von 
seinen zwei gleichzeitigen Nachfolgern in Oesterreich und Steiermark 
lässt sich Herzog Friedrich I. (1194—1198) in Erfurt vom Kaiser 
belehnen, und Leopold VI. holt sich die Belelinang in Kegensbu^ 
(1187). Nur der letzte Babenberger Friedrich II. trotzt der kaiser* 
liehen Oberlehnsherrliclikeit, wird 1286 vom Kaiser in dir> Acht er- 
klärt, führt gegen Kaiser und Reich Krieg, trägt sieb offenbar mit 
dein bedanken durch Errichtung eines österreichischen Königreichs 
das Lehensband mit dein Rciclic zu lösen und unabli:iiiL:iger Souverain 
zu worib'ir' — findet aber in einer Schlacht mit den Ungarn (1246) 
den Tod, ohne den staatsrechtlichen Streit mit Kaiser und Reich zu 
irgend einem gedeibUchen Ende gebracht zu haben. 

Staatsreolitliolie Verhältnisse im Innern der Mark. 

§1». 

Man wSre leicht versucht, anzunehmen, dass das staatsrecht- 
liche VerhSltniss der Landesförsten zu Kaiser und Reich die Be- 
deutung habe, dass durch dasselbe Inhalt und Umfang der Herr* 
schalt des Landesherm fiber sein Land bestimmt wird. Das ist 
aber nicht der Fall, und zwar aus dem (jhrunde, weil die Macht des 
deutschen Kaisers und Kdnigs über die lerritorieu eine mehr theo- 
retische war und daher auch nur eine solche auf Markgrafen und 
Herzdge flbertragen konnte. Man muss sich also hüten, die Bestim* 
mnngen der kaiserlichen Privilegien an die Babenberger wörtlich zu 
ndimen, denn die Kaiser konnten nicht mehr wirkliche Macht fiber- 
tragen, als sie selbst hatten.^** Nachdem wir nun das Verhfiltniss 
der Babenberger zu Kaiser und Reich dargestellt, wollen wir jetzt 
die andere Seite ihrer, Stellung, den Inhalt und UmfiEmg ihrer Hen^ 
Schaft im Lande in's Auge fassen. 
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Diese gründet sich in ersiei Linie anf einen bedeutenden 
Complex Ton AUodialgütern in Teracliiedenen Gegenden der Ost* 
mark, welche sie von den KaJaern, und zwar urkiindlicli feetgeatellt 
von Heinrieh II., Eonrad 11., Heiniich HI. und lY., ohne Zweifel 
aber auch von andern hier nicht erwähnten erhielten.^' 

lieben ihrer durch ihr Verh&ttniss zu Kaiser und Reich be- 
stimmten staatsrechtlichen Stellung sicherte ihnen dieser Besitz eine 
gewisse Ueberlegenheit über die Grossen des Landes, die ebenfalls 
ausgedehnten AUodialbesitz inne hatten. 

Von einer eigentßchen Herrschaft aber über dies^ Grossen kann 
in dieser Periode keine Rede sein. Denn ein jeder dieser „Herren'' 
war im Grunde Souverän im Gebiete seiner Besitzung,' 3bte Ge- 
richtsbarkeit und Herrschaft über seine Hintersassen und grifiF im 
Falle eines Interessenconflictes mit seines Gleichen zu gewaltsamer 
Abwehr oder kriegerischem Angriff. 

Wie immer und überall zwiscben souveränen Mächten war 
kriegerische Fehde, die einzige Form des Ausgleichs entstehender 
Interessengegensätze, das einzige Mittel gegenseitige Ansprüche aus- 
zutragen. Und nicht nur wirklicher oder vermeintlicher Interessen- 
verletzungen und Ansprüche wegen wurde Fehde geführt, sondern 
häufig auch einfach zum Zwecke der Machtvergrösserung. Denn 
mit Gewalt sich in den Besitz fremden Gutes zu setzen, war keines- 
wegs eine durch Sitte und Anstand, geschweige denn durch ein all- 
gemeines Recht verpdnte Handlung. 

So fahrten denn die Grossen des Landes untereinander Macht- 
poUtik, wobei, wie das immer und überall in solchen Fällen zu ge- 
schehen püegt, der Mächtigere seine Macht leicht veigrOssem konnte 
und der Schwächere sein geringeres Hab und Gut stets mit Verlust 
bedroht sah. 

Genau genommen kann bei so gestalteten Verhältnissen von 
einem einheitUcben Staatswesen gar nicht die Rede sein, vielmehr 
gab es so viele Kleinstaaten wie viel grosse und mächtige Herren, 
und der Herzog mit seiner mehr theoretischen und moralischen 
Ueberlegenheit stellt nur den ^hwachen Ansatz, den Keim einer 
künftig ^ich auszubildenden Herrschaft dar. Es ist ein Staatsem- 
bryo, an dem die problematische herzogliche Gewalt erst eine kleine 
Schwellung darstellt, die einst zu einem Haupt sich auszugestalten 
die Tendenz zeigt 
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Vou grösserer Artiialität als über «Ii*' «ird^sen das f^andes war 
allerdings die Herrsclialt dt .s Landi'sfiirsiteu über die kleiueren freien 
Besitzer und über die betiitzlosen Freien. Vou der grossen Masse 
tler Unfreien und I.eibeigenen war nur die auf den landi stürst- 
liclien Besitzungen augesiedelte unmittelbar dem f^aiidesfürsten 
unterworfen; die auf den Besitzuniren der .Herren" angesiedelten 
können nur als mittelbar und vorderlunid auch nur sehr theoretisch 
dem T,an(b sfiirsten uuterthanig angegeben werden. 

Kbenso wie Landesfürst und Herren, stutzte auch die Kirche 
ihre Macht auf einen gewaltigen Cumplux von Grundbesitz, den sie 
ebenfalls von Königen und Kaisern schenkuiigsweise erhielt'-, Uüd 
auf dem sie LTundherrlirhe Rechte übte. 

So theilten si< ]i dciiti in die Herrschaft über das l-.and: Laudes- 
fürst, Kirche und Adel. Das Wesen ihrer Herrschaft besteht darin, 
dass sie sich aus der Arbeit des uufreiea Volkes ihren Lebens- 
unterhalt verschaffen; und zwar der Adel aus der ihm unmittelbar 
in Form von Frohnden und Robot geleisteten landwirthschaftlichen 
Arbeit der Bauern; der Laudesfürst, die Inhaber geistlicher Würden 
und einige „reichsunmittelbare'' Herren daneben noch ans dem Er- 
trage so mancher ihnen zustehenden dffentltchen Rechte, wie z. B. 
Oerie btshoheit, Wegemanthen, Zolle, Mnnzregal u. s. w. 

Zwischeai dies« hemehenden Sünde und das Volk schob sich' 
allmfthlig ein meist ans Fremden, sodann aber auch aus einheimi- 
schen Elemeotea sich recratirende persönlich freie, aber politisch 
rechtlose Klasse von Eaufleuten, Handwerkern, städtischen Arbeitern 
u. dergl, welche ihre Ansiedhingen mit der Zeit zu Flecken, Ort* 
Schäften, Mftrkten und Städten entwickelten und den sog. Mittel- 
stand bildeten. Politisch von den herrschenden Ständen abhängig, 
verstanden es dieselben, unbemerkt sich eine materielle, vonderhen> 
sehenden Klasse unabhängige Stellung zu -verschaffen und einen be- 
deutenden Kreis von Öffentlichen Rechten und Privilegien zu erwerben, 
die ihnen eine ziemliche Sicherheit der Personen und Göter, ja 
sogar eine gewisse Sphäre von Selbstverwaltung und Herrschaft in 
den Städten sicherten. 

Es ist unmöglich, die verschiedene staatsrechtliche Stellung 
dieser einzelnen Bestandtbeile des Staates genau zu präcisiren, da 
rechtliche Bestimmungen fiber dieselben nicht vorhanden waren und 
ihre Beziehungen zu einander sich einzig und allein durch Sitten 
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und Gewobnheit und nach Maassgabe ihrer thatsScfaliclieii Macht 
regelten. Einen ann&bemden Begrüf jedoch der grösseren oder ge- 
ringeren Abh&ngigkeit der Einen von den Andern giebt uns die Be- 
trachtung des Zustandes der Gerichtsbarkeit Denn da letstexe 
überall ein Ausfluss der Herrschaft war und jeder, der die herr- 
schaltliche Macht über einen andern übte, dieselbe ▼orzugsweise als 
Gerichtsherr geltend machte, so ISsst sich aus der Competens der 
verschiedenen Gerichte auf die Beziehungen der Abhängigkeit der 
Einen von den Andern ein wenigstens annäherungsweise richtiger 
Schlnss äehen. 

Gerichtsbarkeit. 
§ dO. 

.^Die oberste Gerichtsgewalt über die Ostmark übte grundsätzlich 
der deutsehe Kaiser als oberster Lehnsherr und ßeichsbehenscher.^ 
Markgraf und Herzog üben sodann die Gerichtsgewalt in ihrem Lande 
als ein ihnen von Kaiser und Reich übertragenes Amt, jedoch nur 
über die Freien, denn die Unfreien unterliegen der Gerichtsbarkeit 
ihrer Herren. Aehnlich nun wie der KaiBer im Reiche seine Gerichts- 
gewalt durch ein Reichsgericht üben lässt, übt in der Ostmark ein 
von Markgrafen oder Herzog delegirtes Landtaiding die mark- 
gräfliche Gerichtsgewalt über die Freien. Diese Landtaidinge be- 
stehen aber noch nicht aus angestellten Richtern, sondern aus den 
Vornehmen des Landes als Urtheilsfindem unter dem Vorsitz des 
Landesfürsten oder (was immer häufiger geschieht) seines Stellver- 
treters.^^ Es ist klar, dass diese auf alter Gewohnheit beruhende 
Zusanmiensetzung der Landtaidinge der Macht des Landesfürsten 
feste Schranken entgegensetzte und dass es nur die Macht der Herren 
war, die hier zum Ausdruck gelangte. Daher ist es eridlrlich, dass 
die Tendenz der Landesfürsten dahin ging, neben diesen Landtaidingen 
so viel Angelegenh^ten als mö^ich ihrer eigenen Rechtssprechung 
an ihrem Hofe vorzubehalten, welcher Tendenz die Hoftai dinge 
ihr Entetehen verdanken, deren Ausbildung in die folgende Periode Mit 

Die Städte hatten auf Grund von Privilegien ihre eigenen Gerichte. 

Die ganze Masse des unfreien Volkes aber unterstand nicht dem 
Landtaiding, sondern den unteren Landgerichten, welche von den 
Grundherren eingesetzt waren, unter ihrem eigenen oder ihrer Stoll- 

^ Lttsohin S. 49. ^* Luschin S. 16, 54. 
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Vertreter Vorsitt abgebalten wurdeo und einfach ah Aosfluss grand- 
herrlicher Gewalt aogesehen wurden. Allerdings eretreckte sieh diese 
Geriehtsgewalt der einzelnen Herren nicht anf alle Angelegenheiten, 
iiksbesondere nicht auf die cattsae mßjores^ bei denen es sich um Leib 
und Leben handelte — Ar welche die Erwerbung -des Blatbannes 
seitens des Grandherm nOthig war. So sind denn die verschiedenen 
G«richt8beh<)rden dieser Periode ein trener Spiegel der Machtver- 
hiltnisse der staatlichen Bestandtheile der Ostmark untereinander. 

Privilegien, Handfeste Landreclit, Stadtreclite. 

§ 21. 

Die Rechtsverhältnisse, wie sie sich in der Periode der Baben- 
berger in der Ostmark herausgebildet haben, fanden ihre gesetdiehe 
Formulirung a) in kaiserlichen Freiheitsbriefen (Privilegien), b) Hand* 
festen, d. h. Aufiseichnangen der gegeoscitigen Rechte und Pflichten 
zwischen den Ministerialen oder Landherren und den Landesfftrsten,^ 
sodann c) in den kaiserlichen Landfriedenserlflssen, d) in Stadtrechten 
und Stadtprivilegien, radlich e) in der Aufzeichnung des öster- 
reichischen Landrechts aus der Zeit der Herrschaft des letzten Baben- 
bergers, Friedrich des Streitbaren (1237).t<^ 
ad a) Das erste uns bekannte, zugleich aber auch das wichtigste 
Kaiserprivilegium fBr Oesterreich ist jenes vom 17. September 
1105, womit Kaiser Friedrich Barbarossa die Mark Oesterreich 
zum Herzogthum erhebt nnd dasselbe seinem Oheim Heinrich 
Jasomirgott und dessen Frau Theodora als erbliches Leben 
übeigiebt mit der Berechtigung für dasselbe, im Falle sie 
kinderlos blieben, wen immer sie wünschen, zum Nachfolger 
vorzuschlagen. Femer bestimmt dieses Privilegium, dass der 
Herzog von Oesterreich in seinem Herzogthum allein die Be- 
fugniss habe, Recht zusprechen; dem Reiche gegenüber nur 
verpflichtet sei, sich an den vom Kaiser ausgeschriebenen 
Hoftagen in Baiern nach vorangegangener Aufforderung 
einzuflnden; zur Heeresfolge aber nur in den Oesterreich be- 
nachbarten Ländern verpflichtet sei. Dieses Privilegium (ge- 
nannt yßnmuä'^y^ vnirde vom Kaiser Friedrich U. 1345 bestätigt 

1^ Luscbin, Die steirischen Land- j " Abgedruckt bei der AbhanUIimg 

handfeste. Graz. 1872. von Wattenbach t Die österr. Frei- 
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ad b) Die Handfesten waren Vertrüge zwischen dem benrscbendea 
Stande, zu dem sich die Ministerialen aufgeschwungen hatten, 
und dem LandesfSrsten, wie sie insbesondere in Zeitpunkten 
geschlossen wurden, wo das Land unter die Herrschaft eines 
neuen Fürsten übergehen sollte. 

Die filteste Handfeste in den fisterreiebischen Lfindem ist 
die sogenannte Georgenberger vom 17. August 1186, in welcher 
Herzog Ottokar von Steiermark, indem er sein Herzogthum 
beim Mangel von Leibeserben au Leopold von Oesterreich 
' Termndit. verschiedene Rechte seine« Ministerialen sicherstellt, 
um ihre Zustimmung zu dem mit Herzog Leopold geschlossenen 
Erb rcrtrage zu erlangen. Di© wichtigsten dieser den steirischen 
Ministeterialenund ^Provinzialen^ eingeräumten Rechte sind: das 
unbeschränkte Recht der wechselseitigen Heirathen zwischen 
den Steirem und Oesterreiclit-rn ; die freie Veraiisserlichkeit ver- 
liehener Grundstücke innerhalb des Landes; die Aufliebung des 
in früheren Zeiten geübten Antallsrechtes , also die freie Ver- 
erbung der Lehensgüter und freie Verfügung über dieselben zu 
Gunsten frommer Stiftungen; Befreiung der Steirer von gewissen 
in Oesterreich üblichen Abgaben; endlich einige geiichtsprozes- 
sualische Reformen, wie z. B. Aufhebung des Beweismittels des 
Zweikampfes und Ersetzung desselben durch Zengenanssagea. — 

Zwistigkeiten und Kämpfe zwischen Landesforsten und Kaiser 
gaben dw Adel die natürliche Veranlassung, sich seine Reehte 
und Freiheiten Tom Kaiser bestätigen zu lassen. So entstanden 
neben den landesfarstlicbeo Handfesten (die uns nicht alle 
erhalten sind) kaiserliche Handfesten, wie diejenige, welche 
Kaiser Friedrich 11. zur Zeit seines Kampfes mit Friedrieh 
dem Streitbaren den steirischen Ministerialen im April 1237 
in £nns ausstellte. Den Umständen entsprechend, unter denen 
diese Handfeste gegeben wurde (Friedrich der Streitbare war 
in Acht erklärt und seiner Herrschaft vollständig verlustig), 
enthält dieselbe ausser der Bestätigung der den Ministerialen 
bisher von ihnni Herzögen zugestandenen Rechte auch noch 
g<^en landesfürstliche l ebergriffe derselben gerichtete Bestim- 
mungen zu Gunsten der Ministerialen, wie z. B. g^en herzog- 
liche Münzverschlechterungen, wie auch dagegen, dass Grund- 
holden in den Städten Freistätten finden u. dgl.^^ 
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ad c) In die Periode der Babenberger fallen die Anfzeichniugen 
▼ieler Stadtrechte, und zwar theOs in Form von kaiserlichen, 
theils in der von landesfürstlichen oder auch bischöflichen 
Privilegien (letztere für bischöfliche Städte). 

Das älteste solcher Stadtrechte ist das mit dem Privileg des 
Bischofs Konrad von Passan, Sohn des liarkgrafen Leopold in., 
fftr die Bfirger seiner Stadt- St Pölten im Jahre 1159 ge- 
gebene. Es enthält zameist Bestimmnngen fiber Gerichtsver- 
fahren, uad zwar hebt es die Ordalien anf und ffihrt statt 
derselben den Zeugenbeweis ein.^ Der Stadt £nns verlieh 
Herzog Ottokar VI. von Steiermark im Jahre 1191 ein Pri- 
vileg bezflglich der dahin Handel treibenden auswärtigen 
(Regensbnrger und anderen) Eanflente.^ Derselben Stadt er- 
tbfnlte femer Herzog Leopold von Oesterreich and Steiermark 
im Jahre 1212 ein Stadtrecht, welches in 29 Artikeln Be> 
Stimmungen enthält Aber Strafrecbt und Verfahren, Erbrecht, 
über Rechte der Fremden in der Stadt und über Stadtpolizei.^^ 
Für die Flandrenser in Wien erliess Herzog Leopold im Jahre 
1208 ein Privileg, womit er dieselben theils mit den übrigen Stadt- 
bftrgem Wiens gleichstellte, theils denselben gewisse Vorrechte verlieh.^ 
Im .fahre 1221 erhielt sodann Wien ein förmliches Stadtrecht, 
vielfach mit dem Ennser übereinstimmend, und Bestimmungen über 
Straf- und CiviURecht und Verfahren, und über Stadt (Markt) Polizei 
enthaltend.^ 

Das Zerwürfniss zwischen Friedrich dem Streitbaren und dem 
Kaiser benutzte sodann Wien, um von letzterem die Erhebung zur 
Reichsstadt, und sohin yermehrte Freiheiten zu erlangen. Das bezüg- 
liche Privileg von 1337 enthält die Bestimmungen über die Einsetzung 
eines Stadtrichters, über Befreiung der Bürger von Abgaben und 
Diensten, über Ausschluss der Juden von Aemtem, Gerichtspflege, 
Erlangung des städtischen Bürgerrechts u. s. w.^^ 

Die durch dieses Privileg von öffentücheo Aemtern ausge- 
schlossenen Juden erhielten übrigens gleich im folgenden Jahre (1288) 
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von demselben Kaiser ein wertbvolles Privileg, welches ihnen ihre 
autonome Stellung in der Stadt und mehrere Berechtigungen bezüg- 
lich ihres Geld- und Waarenhandels sicherte.'-^ 

Im Jahre 1244 verlieh der mittlerweile wieder zur Herrschaft 
gelangte Herzog Friedrich IL (der Streitbare) der Stadt Wien ein 
neues Stadtrecbt, welches im Grossen nnd Ganzen nüt dem von 
1221 übereinstimmend, dennoch viele wichtige Abweisungen von 
demselben enthält.^ 

Anch Wiener- Neustadt erhielt von Friedrich dem Streitbaien 
dnen Freiheitsbrief im Jahre 1289, dessen wichtigste Bestimmung 
sich auf Abgaben- und Mauthfireiheit der dortigen Bürger bezieht; 
sodann im Jahre 1244 ein etwas umfangreicheres Privileg, worin, um 
die in schlimmen Tagen dem Herzog erwiesene Treue der Neu- 
stftdter zn belohnen, zu ihren Gunsten Mauthgelder festgesetzt werden, 
die von auswärtigen Kuufleuten an Wiener^Neustadt zu zahlen sind. 

In demselben Jahre erhielt auch die Stadt Hainburg ihr Stadt* 
Techt, welches im Wesentlichen mit dem letzten Wiener Stadtrechte 
von 1244 übereinstimmt. 

Endlich verlieh auch Friedrich der Streitbare in demselben 
Jahre den Juden in Oesterreich ein Privileg, das mit dem ihnen von 
Kaiser Friedrich H. l'iSS verliehenen, im Wesentlichen gleich- 
lautend ihre Kechtsverhiltnisse in den Osterreichischen Städten und 
im ganzen Lande ordnete. 

ad d) In*8 letzte Decennium der Babenbergerzeit (1287 ?) föllt die 
Aufzeichnung des ersten Österreichischen ^Landrechts'^^^ 
Dasselbe enthält Bestimmungen: über die herzogliche Gerichts- 
gewalt und das Recht der Appellation vom landesfürstlichen 
Gericht an das Reich; Über Organisation des Heerbannes 
und die bezüglichen Pflichten der ^Landherren*' ; über Pflich- 
ten ans dem Lehensverbande; über das Münz- und Mauth- 
Regal des Herzogs; Burgenbau der Adeligen; über die Com- 
petenz des Landrichters; endlich strafrechtliche und civilpro- 
zessnalische Satzungen. 



"^^ Dasrih.st S. 127. 

Jdeilier 1. c. 146. 



! ^' Abgedruckt im Archiv. Bd. X. 
1 6. 148. 



60 



II. Periode. 



Zweiter Abschnitt. 

(mC— 1526.) 

§22. 

Mit dem Aussterben des Babeubergischen Hauses erGfFnete sich 
eine Vacanz auf Herrschaft und fiesits eines unter diesem Hause 
mSchtig ßntwickelten Staatswesens. — £s ist klar, dass alle die- 
jenigen, welche nur irgendwie Anspraclie oder Aussichten auf die 
Erwerbung dieses herrenlos gewordenen Landes haben konnten, 
nun ihre grössten Anstrengungen machten, um dfese gute Beute in 
Sicherheit zu bringen. 

Unter zweierlei Rechtstitel konnten diese Anspräche geltend 
gonacht werden. 

Die deutsche fteichsgewalt. momentan durch Kaiser Friedrich IL. 
den Hohenstaufen repräsentirt, erklärte die österreichisclien Lande 
für ein heimgefallenes Reichslehen und beeilte sich, dasselbe 
durch einen Statthalter (Otto von Eberstein) in Besitz zu nehmen 
(1247). Es konnten aber auch Erbansprüche auf den babeuber- 
gischen Xaclilass geltend gemacht werden, da noch zwei weibliche 
Erben, Margarethe, eine Schwester und Gertrud, eine Nichte des 
letzten Babenbergers am Leben waren, deren Erbansprüche sich auf 
den ersten österreichischen Freiheitsbriet vod 11Ö6 stützten. 

Wichtiger iils dit .se (!oppelteii (durch keine genügende Macht 
unlerstützteu) iiechtütitcl wanni die politischen Interessen, einerseits 
der zwei Nachbarreiche Bühni« us und Ungarns, deren Tendenz 
naturgemiiss auf die Vermeiirung ibrer Macht durch die Erwerbung 
der babenbergisdien Lande ging, und andrerseits der herrschenden 
Klassen, der Herreu und des Adels dieser Länder, welche auf die 
Vermehrung ilirer Macht bedadit sein mussten und dazu den geeig- 
nettiu Moment gekommen sahen . da sie nun dem einen oder dem 
andern Präteodeuteu ihre Hilfe entgeltlich anbieten konnten. 

Diese verschiedenen Machttactoren mit ihren Tendenzen, In- 
teressen und Anspruclien traten nun in den Wettkampf ein, um Er- 
werbung beziehentlich um Zuwendung der ba)>enbergirt( hen Ver- 
lassenschaft. Am schlimmsten >taiid es mit den Ansprüchen des 
deutschen Kaisers. Deua obwohl sein Recht vielleicht das stärkste 
war, so war doch seine Macht geschwächt und durch den Kampf 
mit dem Papste im Niedergaug begriffen. Wohl schickte er im 
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Jmhre 1248 den Heixog Otto von Baieni als Reichsverweser nach 
Oesterreich nnd bestellte M ainliard II. von OOrz zniii kaiserHohen 
Statibalter von Steiennark: docb alle diese Schritte waren fmchtp 
los; die beiden kaiserlichen BevoUmfichtlgten konnten bei dem ra- 
piden Niedergange der sftanffischen Kacht nichts ausrichten nnd 
gegen die miebtigen, die babenbergiseben Lftnder nmsehwftrmenden 
und dnrcbwfihlenden reichs- nnd kaiserfeindlichen Interessen nicht 
aofkommen. Zu sp&t sah Kaiser Friedrich IL die ünmOgliclikeit 
ein, gegen diese feindlichen Mächte sein kaiserliches Recht durch- 
snsetsen und — griff einen Vorschlag auf, den ihm Mher schon 
(Juni 1245) sein treuer Statthalter Otto von Eberstein gemacht 
hatte: seinem Enkel Friedrich, einem Sprösslii^ der Babenbergerin 
Margarethe, Oesterreich und Steiormark zu verleihen. Die Un- 
gunst der Verhältnisse und der bald darauf erfolgte Tod Friedrichs 
vereitelte auch diesen letzten (und letztwilligen Dec. 1248) Versu<A 
Kaiser Friedrichs II. durch Zuhilfenahme eines Erbrechtstitels Oester^ 
reich und Steiermark an sein Hans zu bringen. Einer ähnlichen 
Stfltze suchte sich der zweitnächste Prätendent auf die babenber- 
gischen Länder, der Przemyslide Ottokar zu versichern, indem er 
sich , uachdem er von einer mächtigen bdhmischgesinnten österrei- 
chischen Standepartei in"s Land gerufen wurde (1251), mit der 
Schwester des letzten Babenbe^ers, Margarethe, vermählte — worauf 
er sich in Oesterreich und auch in Steiermark huldigen liess nnd. 
so vor allen seinen Nebenbuhlern ein -ti gewaltigen Vorspning er- 
langte. In Oesterreich liatte nun Ottokar einen leichteren Stand; 
schwieriger gestaltete sich für ihn die Lage in Steiermark, in wel- 
chem Lande die Arpaden bereits etwas festere Wurzel gefasst hatten. 
Im Ofner Frieden (8. April 1254) tritt daher Ottokar Steiermark 
an Ungarn ab, um vorderhand des ungestörten Besitzes von Oester- 
reich desto sicherer zu sein. Sein Hintergedanke war dabei offen- 
bar, von Oesterreich aus bei günstiger Gelegenheit die Steiermark 
wieder zu erobern, welchen Plan er in der Tbat in den Jahren 
1259—1260 ausführte (Pressburger Frieden zwischen Ottokar und 
Bela IV.) worauf er zur Befestigung seiner Herrschaft über die Steier- 
mark sich nach Verstossung Margarethens mit Bela's IV. Enkelin 
vermählte. Damit hatte Ottokar nicht nur den factischen , sondern 
auch anscheinend rechtlich gesicherten Besitz des babenV>ergischen 
Erbes erlangt und es fehlte ihm nur die Anerkennung: desselben 
seitens des Reichs. Auch die wusste er sich zu verschatTeu. indem 
er sich von dem deutschen (allerdings nur von einer Partei er- 
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wäblteu und anerkauuteu) König Richard von Cornwallis am 
29. August 1262 einen Freiheitsbrief ausstelleu Hess, kraft dewen 
ihm Oesterreich und Steiermark nach Lehensrecht übertragen "wurde.* 
Nachdem so Ottokar für seinen neuerworbenen Besitz Oesterreichs 
und Öteiermarks die höchste staatsrechtliche Sanction erhalten, ging 
er nun daran: erstens seine Herrschaft im Innern dieser Länder 
durch kluge und gemeinnützige Einrichtungen fest zu begründen und 
zweitens dieselbe durch weitere Erwerbungen früherer babenbergi- 
scher Nebenländer, wie Kärnten und Krain, noch mehr auszubreiten. 

In erster Hezielmni!; lliat es vor allem Noth für jenes Land, dessen 
Erwerbung am schwierigstcii und dessen Befriedigung angesichts einer 
mächtigen gegnerischen l'aitei im Innern keine leichte Aufgahi» war, 
einen klugen und energischen Statthalter /.u bestellen, her i^ueig- 
netste für diese wirhtijre StelliinjT war der erste Minister und Kath- 
geber OUokars. Bruim von Oliiiütz. Die Art und Weise, wie dieser 
darau ging, die innere Verwaltung Steierruarks zu reorganisiren, um 
Ottokars Herrschaft daselbst auf soliden Grundlairen aufzurichten, 
verrSth den khis^en Statthalter und ausgezeichneten Verwaltungsbe- 
amten. AVülirend der Wirren seit dem Tode des letzten Balienl)erger8 
war so mauclies Karamergut unrecht massigerweise in den Hiinden 
der Grossen des Landes fruhlieben und 'lie landesfurstliehe «Kammer'' 
lief Gefahr, ihres grosseu B mi/i s im Laude, dieses festen Luterj^rundes 
ihrer Macht im Innern, veriustii; zu werden. Bruno liess daher vor 
allen ein in Jener Zeit übliches Hubbuch (liationarium) aller Kairuner- 
güter. Berechtigungen und Gefälle anlejjen (1265), und üttokar erliess 
auf (Trund desselben im J^bre 1267 eine neue Finanzverwaltungs- 
ordnung für Steiermark."- 

Nun richtete Ottokar sein Auge auf die einstigen Nebenläuder 
der Babeuberger, Kärnten und Krain. Zuerst sehloss er mit dem 
dortigen Herzog Ulrich HL, seinem Vetter, zu Podiebrud am L De- 
cember 1268 einen Krbvertrag, kraft dessen nach dem Tode Ulrichs 
die Herrschaft über Kärnten und Krain auf Ottokur übergehen solle. 
Als dann Ulrich Ende 12t'i9 starb, säumte Ottokar nicht, mit einem 
Heere nach Kärnten und Krain zu ziehen, um üeiuen litM-litstitel anf 
diese Lande mittelst der Waffen geltend zu machen, was ihm auch 
gelang (1270).'^ 

* Paiacky, Gesph. Böhmens. II. Bd. | Otfokars II. in Steiermark. Huber 

I. Abth. S. 190. I r. 5G8. 

^ Krones TTandh. S. 647. vr^l atK-h i ^ Huber L 547- 
desselben Verfassers. Die Herrschaft j 
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So «taod Ottokar am Ziele seiner Wünsebe und Bestrebungen, 
auf der Höhe seiner Macht Wäre DeutscUand, ^ie es damals fast 
den Anschein hatte, ein Wahlreich geblieben und das Kaiserfhum 
ein leichter Spielball der Kurfürsten, dann w&re es gewiss Otiokar, 
als einem der mächtigsten derselben, mOglich geworden, sich in den 
Besitz der auf diese Weise erworbenen Lftnder ssu erhalten, eine 
{österreichische Dynastie zu gründen, was ihm obendrein leicht 
zur Besitzergreifung der deutschen Kaiserkrone geführt hätte. Der 
Umstand aber, dass damals die Kaiserkrone an einen andern klugen 
und energischen Fürsten kam, war fnr die Zukunft der Österreichi- 
schen Länder entscheidend. Dass aber nicht Ottokar, sondern der 
„aime*^ Graf tou Habsbnrg die Kaiserkrone erlangte, das verschul- 
dete die grosse Macht Ottokars. Denn die Kurfürsten zogen es 
in ihrem Interesse vor, einen machtlosen Fürsten zu ihrem Oberhaupie 
zu wählen, so dass eben die ^^Armuth*^ Eudolfe von üabsburg fnr 
ihn den Ausschlag gab (127B). Mit der Besitzergreifung des deut- 
schen Kaiserthnms aber gerieth Rudolf von Habsburg nothwendiger- 
weise in jenen Strom tou Bestrebungen, der sich aus der Natur dieser 
Stellung von selbst ergab; nun mnsste er trachten, die Macht, deren 
Mangel ihm die Kaiserkrone einbrachte, zu erringen, um nicht das 
bleiben zu müssen, als was ihn die Kurfürsten haben wollten — ein 
Schattenkaiser. Macht aber konnte nur ein Länderbesitz in eigener 
Familie geben, und einen solchen konnte er nur erwerben, wenn er 
die vom Kaiser zu vergebenden Leben für sich und seine Familie 
zurückbehielt oder erlangte. Nun war aber der ^rösste Ländercom- 
plex, der im Interregnum vacant wurde, das bal)enbergische Erbe, 
an Ottokar gekommen. Diese Erwerbung musste Kudolf fär ungültig 
erklären. Ein staatsrechtlicher Grund dazu ergab sich von selbst. 
Auf dem Reichstage von Nürnberg (1274) erklärte Rudolf alle In- 
terimsverfügungen der Reichsgewalt für ungültig. Damit vrar Ottokar 
seines schwer erworbenen österreichischen Besitzes für verlustii:; er- 
klärt. Aber dieses kaiserliche Recht blieb vorderhand nur ein An- 
spruch, bis es mit dem Schwerte durchgesetzt werdenkonnte. Denn es 
war keineswegs stärker als das Recht Ottokars, so lange dieser seineu 
Besitz mit seiner Macht schützen, mit Gewalt aufrecht erhalten konnte. 
Ein Kampf war dalierunvermeidlich. Vier Jahre dauerte derselbe und 
endigte mit der Niederlage und dem Heldentode Ottokars (1278). 
Kaiser Rudolf hatte sein Ziel erreicht. Der Widerstand, den ihm 
noch in Böhmen der Vormund der Kinder Ottokars, Otto von Branden- 
burg, an der Spitze des böhmischen Adels entgegensetzte, war nicht 
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mehr bedenklieb, und Kndolf war so klug, dieses letxte Hinderniss 
firiedlich zvl beseitigen, indem er im Frieden von Kattenberg eine 
Doppelheiratb zwischen seinen Kindern Rudolf und Gutta und den 
minderjährigen Kindern Ottokars, Wengsel und Agnes, festsetzte. Dap 
mit erhielt der mit den Waffen erkämpfte Besitz eine doppelte Weihe 
des völkerrechtlichen V«^rtrages und des Erbrechts. Kaiser Rudoll 
beeilte sich nun, den durcli Ottokars Tod jetzt auch factisch erle- 
digten Besitz an sich und seine Familie zu bringen. Im Jahre 1281 
setste er seinen Sohn Albrc lit vordt rhand als ^Reichsverweser** in 
Oesterreich ein lun! im folgenden Jahre, am 27. December 128S, 
belehnte er als deutscher Kaiser auf dem Reichstage zu Augsburg 
seine beiden S^hne Albrecht und Rudolf mit Oesterreich, Steiermark 
und Kärnten; doch verliliel» die Herrschaft von Ocstt ireicli und Steier- 
mark bei Albrecht allein, da der Adel dieser Ländi r einer Doppelherr- 
schaft abgeneigt war. Wahrend also Herzog Rudolf anderweitig ent- 
schädigt wurde, sollte Albrecht mit seiner männlichen Nachkommen- 
schaft die österreichischen Länder (mit Ausnahme Kärntens, welches 
Meinhard von Tyrol erhielt.) als erblichen Besitz behalten. Es zeigte 
sich aber bald, dass es dem Kaiser leichter war, die Zustimmung 
der Kurfürsten zu diesem Ländererwerb för sein Haus zu erlangen 
and über dieselben in aller Form Rechtens zu verfügen, als dem 
neuen in Oesterreich fremden Herzoge sich daselbst als Herrscher 
Anerkennung zu verschaflFeu. 

„Albrecbt 1. als Herrscher war ein Fremder, ohne persönliche 
Verbindungen und daher ohne Wurzeln im Lande'*.** Die österreichi- 
schen und steirischen Herren aber wns^teu wohl, was die Herr- 
schaft dieses „Schwaben" zu bedeuten hatte. Sie mussten befürch- 
ten, dass .,der Fremde" sich mit seinen Landsleuten, den Schwaben 
umcreben, dass er sie in Oesterreich und Steiermark mit Gütern und 
Vorrechten ausstatten werde, dass somit neue Familien und Farailieu- 
verbindungen Einfluss und Herrschaft in Oesterreich und Steiermark 
mit Zurücksetzung der hier erbjresessenen Familien erlangen werden. 
Kurz, rann fürchtete nicht ganz mit ünrerht. dass die ..Schwaben"' 
nun die Herrschaft in den 1 )onnu-Al|ienländern an sicli reissen 
werden. In der That waren mit AHtreclit I. seine Landsleule, die 
schwäliischen Herren, wie Herrmann von Laudenfinre:. Elierhard von 
Wallsee nnd dessen Brüder Heinrich, Ulrich und i^riedrich uud viele 
andere iu's Laad gekommen und Albrecht ging eben darau, dieselben 

* fluber, Bd. iL S. 8. Mayer I. 152. 



Digiii^cu by Gl 



§ 2i. Zweiter Abschniti. 



«5 



mit Iifindereieii, GMein und andereii einMgliolieii Aemtcni in den 
nenerwoTbenen Lindem amztttatlen. Dieaes B«guine& w«r voll- 
konunen in den VerhSltnflaen begründet Denn nn wem könnte 
der „Fremde**, der „Sebwabe*^ m dem bairiseli-frinkjeehen Oefltor* 
reicb eine bessere Stfttie linden, als an seinen UuMhlenten, m- 
mnl er dieselben dnich Veileünrag Ton Gitem und Vorrechten nodi 
fester an seine Person und an das dnrob ihn nenerworbene Land 
fesselte. Um aber diese Gfiterrerthdhuig im ansgiebigen Maasse 
vornehmen zn können, bediente sich Aibrecht L im Eldnen ehwe 
staatareditliGhen Kimstgriffi, wie sich eines solchen sein Yater Im 
Grossen bedient hatte. So wie Kaiser Rudolf auf dem Reichshof- 
tage SU Nürnberg 1274 alle VerfiBgungen der Rekhsgewalt mr Zeit 
des Interregnums für ungflltig etldftrte nnd somit dem Ottokar'scben 
BesitE an den babenbergischen L&ndm den rechtlichen Titel ent- 
zog; ebenso machte es im Kleinen Aibrecht I. in Oesterreich; er 
'erhob Anspruch auf alle G^ter und Rechte, welche sich im^Beeita 
des letzten Babenbergers befanden, indem er auf diese Weise alle 
Besits- und Rechtsänderungen, die in der Zwischenzeit vor ach 
gingen, als ungiltig hinstellte.^ Was Wnnder nun, dass dem F^mden, 
der mit seinen „Schwaben" in*8 Land kam und nun auf solche Weise 
herrschen wollte, die einheimischen Herren in Steiermaricund Oester» 
reich und auch die Städte, welche um verschiedene früher erworbene 
Privilegien besorgt waren, Widerstand leisteten und zu den Waffen 
gegen ihn griffen ? Albrecht I. aber erwies sich als ein kräftiger und 
energischer Herrscher. Er überwand alle seiner Herrscbaft^ sich 
widersetzenden Hindemisse, allerdings nicht ohne schwere Kftmpfe 
und vieles filutvergiessen. Kaum wnr er mit eeinen Gegnern in 
Oesterreich und Steiermark zur Notli fertig, als er schon auf weitere 
Befestigung seiner Herr<;chaft in diesen Ländern bedachft, sein Auge 
nacb ferneren Zielen richtete, von deren Erreichung er «ich eine 
solche Befestigung versprach. 

Hierher gehörten in erster Linie Albrechti^ Eroberungssfige nRch 
Osten, auf denen er zuerst einige an der steirisch -ungarischen 
Grenze gelegenen Territorien gewann , sodann aber seine Pläne Kur 
Beherrschung Ungarns zur Ausführung bringen wollte. Kaisor 
Rudolf war seinem Sohne in dieser Rielitong in so ferne behilflich, 
als er unter wenig stichhaltigem Verwände Ungarn für ein erledig- 
tes Reichslehen erklärte und seinem Sohn Albrecht verlieh (1390). 



^ Huber, Bd. II. S. 10. 
Onnplovies, Staatsredit 
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Ein bOheiw Ziel erOfl^ete sich Albrecht mit dem Tode Kaiser 
Rndolfo (1391). Denn das mnaate er wohl fthlen, daaa die Erlan- 
gang der deutschen Kaiserkrone fftr ihn einen doppelten Werth 
hatte: — erstens die endgiltige Befestigung seines österreichischen 
BesitMS, sodann die Abwendung der möglichen Gefahren, die vod 
einem, ihm feindlich gesinnten deutschen Kaiser seiner Herrschaft 
in Oesterreich drohen könnten. - Albrecht begann also seine Be- 
werbungen um die erledigte deutsehe Krone.^ Vorgearbeitet hatte 
ihm sein Vater in so ÜBrae, dass er drei seiner Töchter an drei 
deutsche Aeichsfürsten: an den König von Böhmen, den Herzog von 
Sachsen und den Pfalzgrafen am Rhein verheirathet hatte. Albrecht 
glaubte daher auf die Uuterstfitznng seiner Schwäger rechnen su 
dürfen. Doch scheint in König Wenzel das natürliche Interesse 
Böhmens die Bikksicht der Verwandtschaft unterdrückt zu haben — 
und da auch die übrigen Kurfürsten nichts mehr fürchteten als eineu 
mächtigen Kaiser, den Grundsatz adoptirten, die Kaiserwürde nicht 
erblich werden zu lassen („es sei nicht Rechtens, dass der Sohn dem 
Vater folge'*): so fiel die einstimmige Wahl auf Alhrt'chts Gegen^ 
candidaten, den Grafen Albrecht von Nassau (Mai lä92). 

Nun blieb Albrecht nichts übrig, als sich auf seine österreichi- 
sche Herrschaft zurückzuziehen und seine ganze Kraft auf die Be- 
festigung und Sicherung derselben für alle F&lle zu verwenden. Das 
war keine kleine Aufgabe, denn die Niederlage Albrechts in Deutsch- 
land machte seine Gegtier und Feiude in Oesterreich nur desto mu- 
thiger. Im Jahre 1292 kam es daselbst (Oesterreich und Steier- 
mark) zu einem Aufstand. Der einheimische Adel, der insgeheim 
Abgeordnete an den böhmischen Könijj: Wenzel schickte, um ihm die 
Herrschaft über Oesterreich anzutragen.^ forderte von Albrecht, er 
solle kein Geld ins Ausland senden, dagegen alle seine Schwaben 
aus Oesterreich -fortschiekeu. Albreclit wollte anfancs unterhandeln 
und war zu gewissen Coucessionen bereit; auch hatten mehrere sei- 
ner schwäbischen Günstlinge bereits, um ihre Stellung im fremden 
Lande zu befestigen Oesterreicherinnen geheirathet — dennoch musste 
dieser Streit mit den W;ifTen in der Hand ausgefochten werden. Das 
Waffenglück begünstiu^r Albrecht. Nun hatte er wieder freie Hand 
und konnte an die Erw' rluini? der deutscht ü Kroue denken. Mittler- 
weile )i3tte sich nfimli^-li KOni^ Adolf, da er t!s verschmähte, ein Spiel- 
baü m den Händen der Kuilürsteu zu sein, mit diesen überworfen 

« Huber 11. 47. ^ ' Palacky II. 1. 372. 
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und somit konnte Albrecht wieder auf UnterstÜtsnng wenigstens sei- 
tens einiger KnrfQrsten rechnen. Er zog daher mit Trappen an den 
Khein und unter dem Schutze derselben erklfirten die dem Ki^nig 
Adolf abtrünnig gewordenen Knrftrsten denselben fSa unwürdig der 
Krone und abgesetzt and riefen Albrecht I. zum römischen KOnig 
aus (27. Juli 1398). Kurz darauf fiel Adolf in der Schlacht bei 
Ocllheim, wo er mit seinem Gegner persönlich zusammentraf. Dar 
mit hatte das habsburgische Haus die festeste Stütze seiner Herr- 
schaft in Oesterreich, das Kaiserthum wieder erworben: dem deut- 
schen Kaiser brauchte vor dem geheimen Unwillen der österreichi- 
schen und steirischen Herren gegen die „Fremdherrschaft^ nicht 
mehr zu bangen ; als deutscher Kaiser hatte er Macht und Mittel genug 
sich in Oesterreich wie im eigenen Hause einzurichten. Aber freilich 
mnsste seine erste Soi^e sein, diese festeste Stütze seiner Herrschaft, 
die deut^clie Kaiserkrone, in seinem Hanse erblich zu machen — 
dann erst konnte er mit Benihifaing auch an die Vergrösserung 
Oesterreichs und Ausführung der Annexionspiäne KudolÜs von Habs- 
burg nicht nnr gegen Böhmen, sondern auch gegen Ungarn deuken. 
Kaum aber merkten die Kurfürsten Albrechts Absicht, seineu Sohu 
Rudolf noch bei seinen Lebzeiten atnm rj^mischen Könige krönen zu 
lassen, als auch die Verstimmung begann. Im Jahre 1300 schlössen 
die vier rheinischen Kurfürsten ein Bündniss gegen Albrecht, das 
den Zweck hatte, ihn der deutschen Kaiserkrone verlustig zu machen).^ 
Diesen Umtrieben der Kurfürsten p^ejjenüber beschloss Albrecht, sich 
auf das im Emporblüheo begriffene Bürgertbum zu stützen. Indem 
er die Klagen der Städte gegen die Bedrückungen der Landesfürsteu 
gnädig entgegennahm und die vielen missbräuclilichen Zölle und Ab- 
gaben für abgeschafft erklärte, erlangte er f!:egcu die Kurfürsten einen 
mächtigen Bundesgenossen, zumal sich zu den bUldten viele kleinere 
adelige Herren gesellten. Der Krieg gegen die aufrüluerischen Kur- 
fürsten begann im Mai 1301 und wurde von Albreclit glücklich zu 
Kode geführt. l>ie Für!>ten wurden gedemüthigt und mussten sich 
den ihnen vom Siegi-r auferlegten Bedingungen füllen. 

Als nun aurh Papst Bonifaz VIIl.. der noch im April 1301 
Albrecht, indem er ihn des Hochverraths gegen Adolf zieh, nicht 
auerkennen wollte, den ISieLn eicl! en jetzt als König anerkannte: 
. schien das deutsche Kaiserthum neu erstarkt und von der lästi- 
gen und schädlichen Uebermacht der Kuilursten emaucipirt^ in vollem 

8 Buber, Bd. II. ö. 65. 
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Glänze wieder erstanden zu sein. Wieder einmal schien da» Glück 
dem Hanae Habsburg zu läclieln. Albrecht erwies sich als würdiger 
Sokn aeines Vaters. Wie Kaiser Rudolf, so lenkte auch er sein 
Augenmerk auf Böhmen und Ungarn. Dens diese nachbarlichen 
Reiche, die Oesterreich und Steiermark umschlangen hielten^ 
konnten der Hausmacht der Habsbarger immer gefährlich werden, 
fißer gab es keine andere AlternstiTe — entweder unterjochen oder 
Aber kurz oder lang nTitr'rio( ht werden, Albrecht überzog daher 
nnter nichtigen Vorwänden Wenzel II. mit Krieg (1304). wobei ihm 
der vom Papste unterstützte Anjou sche Prätendent auf den unga* 
.isclicn Thron Karl Robert als Bundesgenosse zu Hilfe kam. Der 
Feldzug in Böhmen jedoch misslang; Albrecht musste sich zurück- 
ziehen. I>ncr('gen ergriff er die Gelegenheit, als mit dem Todo 
Wenzel Iii. der Mannsstamm der Przemysliden ausstarb, Böhmen 
als erledigtes Keiclislehen zn erklären und verlieh dasselbe seinem 
Sohne Rudolf (TU.), der zur Verstarkiu^ seiner Rechte auf dieses 
Königreich die noch lebende Wittwe nach Wenzel II. heirathete 
(1306). Um sich aber f&r alle Eventualitäten den Besitz Böhmens 
für sein Haus m sichern, Hess Albrecht 1. sich auch nun angelegen 
sein, v6n den böhmischen StHnden ein vertragsmfissiges Ver*^ 
sprechen zu erlangen, dass im Kall des kinderlosen Absterbens 
Rudolfs die Krone Böhmens an den ältesten von dessen jüngeren 
Brüdern übergehe; die böhmischen Stände gaben dieses Versprechen 
tinter Brief und Siegel.^ Bald darauf (1307) starb in der Thal 
Rudolf kinderlos — die habshiirirische Partei aber unterlag und 
statt ihres Candidaten des ji'mgereii Bruders Rudidfs. fler/otjs Frie- 
drich, wurde nun Heiurieli von Kärnten von tlen Ständen zum 
Könige von Böhmen gewählt. l-^in Feldzug Aibrechts zu Gunsten 
seines Sohnes Friedrich nach Köhnien (1B07) blieb crfolcrlos. Bald 
darauf ward Albrecht von seinem Neffen Jobaun ermordet (1. Mai 
1308).'o 

Es war ein jäher Sturz des liabsburdschen Hauses, als 
Albrecbt L inmitten seiner weitausgreilenden kühnen Untemeh-- 

' Httber U. 95. 

^ Rudolf L von Habsburg 

ta^l ^ 'Iii - I - ^ ^'l - - - - ' " • 

Albrecbt I. t im RndoIfU. f I^dO. 

I Johana panicida« 

Rudolf (III) Friedrich, Leopold, Albrecht 11^ Heinrich, Otto, 
t 1307. (leriächöae. 
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mimgeu unter dem mörderischen Stahl seines Neffen endete. An 
ein Festhalten der Kaiserkrone war vorderband nicht zu denken — 
und damit waren auch alle Pläne auf Böhmen und aller Einfluss 
auf Ungarn gescheitert und verloren. Die habsburgischen Herzoge 
jnussten froh sein, wenn es ihnen möglicb wurde, sieb im Besito d&[ 
{österreichischen Länder, wo ihr Haus kaum erst Wunel £U fuMD 
b^ann, sich erhalten zu kdnneo. Dieses gelang ihnen vorderhand, 
nicht ohne sehweren Kampf ndt dem Öitemichkdien Adel und mit 
einem Theil der Wiener Bfligerachaft (1810). An ein Hehreres war 
nicht an denken. — 

In DeutsehUmd hatten die Enrforsten, froh, eines hrfiftigen und 
mScbtigen Kaiaers, wie Albrecht losgewordm susein, achnett wie- 
der einen ^armen Grafen'* (Heinrich VII Ton Loxembnig) zun Kai- 
ser gewühlt. Die Wahl brachte ihnen viel Güter, Geld nnd Rechte. 
Aber anch fiir Hemnch VIL sollte die Kaiserkrone nur der An»^ 
gangspunfct zor Erweiterung von lüacht nnd Besita fllr sich und sein 
Hans wemlen. Zuerst fiel ihm Böhmen anheim. ünznfrieden mit 
dem nach dem Tode Wenael III. anf den Thron erhobenen Hein- 
rich Ton Kärnten, schickten die böhmischen Herren an den Kaiser 
Heinrich VII und boten ihm die Krone Böhmens fllr seinen Sohn 
Johann an, zugleich mit der Hand der zweiten Tochter des letzten 
PiMmysliden, Elisabeth. Der Antrag wurde angenommen. Johann 
heirathete die Erbin der Przemysliden nnd bestieg den Thron Böh- 
mens, das ihm sein kaiserlicher Vater obendr«n als ein durch das 
Aussterben des Hannesstammes der Przemysliden heimgefoUenes 
Lehen verlieh. Bo vereinigte der neue böhmische König aus dem 
Hause Luxemburg alle möglichen Reehtstitel auf den Besitz seines 
neuen Königreichs — Erbansprach, kaiserliche Verleihung und Wahl 
seitens der böhmischen Stftnde. Die habsburgischen Hersoge muss- 
ten ruhig zusehen, wie ihnen die Frflchte langjfthriger Bemühungen 
und schwerer und glorreicher Kftmpfe ihres Grossvaters und Vaters 
scheinbar f&r immer verloren gingen. Als König von Böhmen er- 
warb Johann leicht auch M&hren, das einige Zeit pfandweise im 
habsburgischen Besitz war — Herzog Friedrich musste es nun 
räumen. 

Doch sollte Johann nicht lange sich der Stütze d^s deutschen 
Kaiserthums erfreuen. Schon 131$ raffte der Tod seinen Vater 
Heinrich VU hinweg und nun entbrannte von Neuem der Kampf um 
die deutsche Krone. Die natflrlichen Rivalen waren das Hans Habs- 
bürg und Luxemburg — aber ebenso natürlich war es, dass ein 
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Theil der Karfünten keinem dieser mächtigen Hftnser die Krone 
gOnnte und dass die Wahl nicht anf Johann von Böhmen und anch 
nicht anf Friedrich dem Schflnen (der allerdings einige Stimmen er- 
hielt), aondem mit Hehrheit der Stimmen anf einen dritten Candi- 
daten fiel, anf Ludwig von Bayeni (1314). Nnn waren aowohl 
Hababnrg wie Luxemburg der deutachen Krone Teriustig und es 
blieb beiden Hfiasem nichts nbrig, als sich anf ihre eigenen Länder, 
Oesterreich und Böhmen, zurftckznziehen und TOn da aus theils 
mittelst Bflndnissen mit den Kurf&rsten gegen Kaiser Ludwig den 
Schaden gut za. machen, den ihre Machtinteressen durch die ge- 
scheiterten Pläne auf das deutsche Kaiserthum erlitten hatten. 

Friedrich der Schöne jedoch, unterstfitzt von seinen Brftdem, 
gab seine Pläne auf die deutsche Kaiserkrone nicht sobald auf. Es 
gelang ihm auch nach vielen Kämpfen und Fährlickkeiten, sich als 
Mitkaiser neben Kaiser Ludwig dem Baier Anerkennung zu ver- 
schaffen. Doch war seine Stellung nur eine leere Wörde ohne 
kaiserliche Gewalt. Nach seinein Tode (1330) blieben die Habs- 
burger über 100 Jahre vom deutschen Kaiserthrone ausgeschlossen 
(bis 1438). 

AYährend dieses Jahrhunderts (1330—1434) bemühten sich die 
Habsburger, in den österreichischen ^Erblauden^ sich ein festes und 
sicheres Heim zu gründen und diese Linder für alle Fälle uns^ 
trennlich an ihr Haus zu knüpfen. Dagegen gelang es den mit ihnen 
rivalisirenden Luxemburgern bald, von der in BOhmen erlangten 
Herrschaft aus die deutsche Kaiserkrone zu »werben, womit sie vor 
den Habsburgern einen bedeutenden Vorspning gewannen, und zwar 
nicht nur in Deutschland, was selbstverständlich ist, sondern auch 
im Bereiche jenes Ländercomplexes, der im Kreise das eigentliche 
Oesterreich umgebend von Jeher die Bestimmung zu haben schien, 
mit demselben einst ein einziges Reich 7.\i bilden. So wie unter 
den ersten Hnbsburgern, von Oesterreieli aus Grüssiiirichtsbestrel)!!!!- 
geu ausgingen, welche die Einbeziehung Böhmens und Uncrams in 
eine einzige Ift-rnschaftssphSre, Oesterreich, zum Ziele liatten; ebenso 
machten sich unter den Luxemburgern wieder die gleichen IJestre- 
bungen tieltend. nur mit dem Unterschiede, dass jetzt nicht Oester- 
reich, soudera liöhmen ihnen ais Operationsbasis diente. l>erjenige 
Herrscher aber, iu dem sic h diese Bestrebungen pers*inifi( irten — 
der mit weitem Blicke die künftigen Umrisse einer grossösterreirhi- 
scheu üerrschatr innlnsste. ist Karl IV. (1346— 137h). VeTt( l-m 
wir nun im einzelnen die Bestrebungen der zwei rivalisirenüeu 



Digitized by Google 



§ 23. Oesterreich in den Jahren 1330—1439. 



71 



Hiofwr im ZeitraiiBie dieser 100 Jahre — abo die Gescliiehto des 
neb eammdlndeii und festigenden Kleinstaates Oesterreidi nnd des 
weit ausgreifenden, eine Grossmaebtstettnng gewinnenden Küm^- 
reiche Böhmen. — 



OesterreielL in den Jaliren 1330—1439. 



§23. 

Nach dem Tode Friedrichs folgten in der Herrschaft über die 
österreichischen Länder Albrecht II. (1330 -1358) der Lahme (oder 
der Weise) und Otto der Fröhliche (f 1339). Nachdem sie im Frie- 
den von Hagenau (1330) Ludwig von Baiem als König und Kaiser 
anerkannt, alle Reicbsgüter, die sie noch ione hatten, herausgegeben 
nnd dem Kaiser Hilfe sowohl in Dentsebland als in Italien Ter- 
sprechen: wendeten sie sieb ganz den Aufgaben zu, die ihrer im 
Innern der <toteireichischen Linder harrten. Im Jahre 1335 gelang 
es ihnen Kärnten zu erwerben; als im Jahre 1339 Herzog Otto 
starb, flbemahm Albiecht H. allein die Regiemng sller Osterr^chi- 
seben LSnder nnd um auch für die Zukunft einer l^ersplitterong der^ 
selben vorzubeugen, erliess er im Jahre 1355 eine Hausordnung, 
kraft welcher die Österreichischen LSnder you den ICitgliedem des 
habsburgischen Hauses gemeinschaftlich besessen und beherrscht 
werden sollten unter der jedesmaligen Oberherrschsft des Aeltesten 
des Hauses.^^ Die nadi dem Ableben Albrechts folgeode sieben^ 
jährige Herrschaft Herzog Rudolfe IV. (1358--1365) war einerseits 
reich an cultnrellen Bestrebungen nnd Thaten, welche den geistigen 
Inhalt eines Osterreichischen Volksthnms schaffen halfen — ander- 
seits politisch wichtig durch die Erwerbung Tirols (1368) und durch den 
mit Karl IV. von Böhmen geschlossenen Erbvertrag (1364^.^ Hier- 
auf folgt allerdings eine Periode von Zwistigkeiten zwischen den 
Mitgliedern und Linien des habsburgischen Hauses nnd eine Reihe 
von LSndertheilungen, bis wieder zn Anfang des XV. Jahrhunderts 
einer der Habsburger (Albrecht V.) sich mit dem Luxemburger Sig- 
, mund von Ungarn, dessen Tochter er heirathete, (1428) verband 
und mit demselben einen Erbvertrag zu Pressbmg schloss, kraft 
dessen ihm nach d^m Tode Sigmunds Ungarn, Bdhmen und Mähren 
zugesichert wurde. In der That wurde Albrecht V. nach dem 1487 



" Steyerer Commentarii pro Aitt. 
Alberti II. Wien. 1725. p. 185. 



^ Palaekj, Qesch. v. Böhmen. III. 1. 
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erfolgteil Tode Sigmunds in Ungarn und Böhiueu s&um König ge- 
krönt (143B), ükKiauQ tod den deatecbeii Fürsten som Kaiaer ge- 
wählt 

Bölmeii unter den Luxemburgern. Die Habsburger 
als Erben der Luxemburger. 

(iai9— 1437). 

Johann hatte schwere KuLupU imt dem l)öliiiiischen Adel zu 
bestehen, der gegen die (dentschen) Ausländer der Uiugeljuag Jo- 
liauus protestirte und verUugte, da.ss die Aemter mit Inländern 
(d. i. mit böhmischen Adeligen) }>esetzt werdeu soUteu. 

Johanns Bestrel)uugeu waren darauf gerichtet, die deutsche 
Krone für isein Haus zu gewiuueu — das gelang ihm auch. Nach 
dem Tode Kaiser Ludwigs wählten die Kurfarsten Johanns Sohn 
als Karl IV. zum deutschen Kaiser (1346). Im folgf^nden Jahre 
wurde Karl (da mittlerweile Johann bei Cregy 1346) fiel auch zum 
böhmiaclieik König gekrönt. 

So war denn das Haus Luxemburg auf dem besten Wege, ge- 
atatzt auf das deutsche Kaiserthum, im Osten Europas jene Gross- 
macbtstellung za erlangen, welche dem GrSnd« der bal»burgischen 
Dynastie Torscbwebte und die seither von einxelnen Habsburgeru 
mit so viel Mfihe und Eneigie angestrebt wurde. Karl IV. aber 
war ein Regent, ganz darnach angelegt, eine solche Grossmacbt- 
Stellung zu begründen. In Deutschland stellte er das Ansehen des 
Kaisertbnms her — in Bfihmen gründete er eine starke Icdnigliche 
Gewalt, indem er sich gegen den widerhaarigen Adel auf die Städte 
stützte; seine Haus macht trachtete er durch Erwerbung der Mark 
Brandenburg für seinen Sohn Sigmund zu begrOnden, während er 
bei seinen Lebzeiten noch, seinen erstgeborenen Sohn Wenzel zum 
böhmischen Kdoig krOnen liess. Diese aufsteigende Richtung in 
Förderung der Grossmachtstellnng verfolgte das luxemburgtscbe 
Haus auch nach dem Tode Karl IV. (1378), Dank der Thatkraft 
seines Sohnes Sigismund. Wenn auch Sigismund ffir Kräftigung 
der monarchischen (Gewalt in Ungarn nicht das leisten konnte, was 
Karl IV. hierfür in Böhmen leistete, so war er es doch, der f&r die 
Zusammengehörigkeit Ungarns mit Böhmen zu einem Reiche die 
oigentliche Grundlage legte. Er war es vornehmlich, der die un- 
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bftvdigeii Gfiiiter des magyanachen A4els zam eisten llale an die 
Bande gewOlmte, welofae als in der Zukunft an ihre nächste Nach- 
barschaft an Böhmen nnd an Oesterreich ioiüpfen sollten. Aller- 
dings kamen ihm in dieser Besiehnng die Osmanen sn Hülfe: 
denn seine Krie^BOge gegen diesen «Erbfeind des Ghiistonlhams'^ 
demonstrirten es den llfagyaren ad ocnlos, dass sie ohne HflUe 
seitens ihrer westlichen Nachbaisehaft nnvermeidUch dem osmani- 
sehen Joche verfaUen wiren. 

Und so wSre es denn dem Lnzembuiger Hause gewiss gelungen, 
oadidem es ein michtiges Königsihnm in Bdhmen gegründet und 
Ungarn unter seine Herrschaft gebracht, dabei auch die deutoohe 
Kaiserkrone schon das vierte Mal erworben hatte: es wäre ihm ge- 
wiss gelungen, auf diese weit ausgreifende Macht gestfltst, mit der 
Zeit ein grosses Oesterreich zu schaffen, dem die kleinen Gster- 
veiehischen Erbländer unvermeidlich au&Uen mflssten — wenn — 
es eben fortbestehen wOrde. Da aber dieses nicht der Fall war, 
80 war all' die glorreiche historische Thätigkeit der Luxemburger 
für das Hans geihan, welches seiner Vergangenheit nnd gegenwär^ 
tigen Lage nach die meisten Aussichten hatte, diese Erbschaft su 
tbemehmen. Das waren die Habsbnigeri Sie überlebten die 
Luxemburger und der Lebende hat immer Recht. Obendrein aber 
verstanden sie es audi cur rechten Zeit, die richtige Wahl der Yei^ 
schwägemngen zu treffen und wenn bei irgend welcher Gelegenheit, 
so passt auf die Heirath Albrecht V. mit der luxembargischen Erb- 
tochter Elisabeth der Spruch: Tu felix Ausfria nubel Denn nun 
hatte das habsburgische Hans ein hundertjähriges Zurückbleiben im 
Wettlauf mit den Luxemburgern wieder eingebracht, ja und noch 
mehr, so wollte es des Schicksals Fügung — alle die grossartige 
historische Arbeit der Luxemburger — ilirer mächtigsten Gegner — 
war jetat fir die Hal)sburger gethau; sie sollten nun ernten, was 
jene gesäet. Allerdings ernteten sie nicht ohne schweren Kampf 
und Muhe. Dreihundert Jahre herrschten sie nun über Deuteoh- 
land und die Gsterreichiscben Länder — dreihundert Jahre noch 
blühte ihr Geschlecht — dann aber schlug auch für sie die Sehick- 
aalsstuude, wie einst für die Luxemburger. 1739 starb der lotete 
männliche Spross der Habsburger und wie einst die letzte Luxem- 
bm^perin die Krone Böhmens, Ungarns und das Anrecht auf die 
Kaiserkrone dem Habsburger überlieferte, so brachte nach 300 Jahren 
die letzte Habsburgerin Maria Theresia die Krone dieser Länder 
einem neuen Hause ^ den i«othringem. Trotz der luxembuigi- 
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seilen Erbschaft kostete es die Habsburger noch schwere KSmpfe, 

bis es ihnen gelang, die angestrebte Herrschaft in Oesterreich zu be- 
gründen. Ohne den Besits der deutschen Kaiserkrone und der da- 
mit verbundenen Macht wäre ihnen di^es nimmer gelungen. Um 
den Besitz dieser Krone aber musste noch ein Jahrhundert lang 
gekämpft werden (1437 — 1526) und mit dem siegreiehen Schluss 
dieses Kampfes schliesst die II. Periode der staatsrechtlichen Ent- 
wicklunfj Oesterreichs. Die folgende III. Periode (1636—1866) ge- 
hört sodann den Bestrebungen der Begründung des österreichisch- 
ungarischen Staates, also des Grossstaates Oesterreich in seiner mo- 
dernen Bedeutung. 

Die BxLMmrgeir erwerben die Krone tTngamB. 

(1437 -1526;. 

§25. 

Unter einer uumöglichen Bedingung, die deutsche Kaiserkrone 
abzulehnen, wählten die Ungarn nach Sigmunds Tode Albrecht V. 
zu ihrem König. Albrecht ging darauf ein. wohl wissend, dass es 

dem deutschen Kaiser leicht seiu wird, hiutmidrein die Auflir- 
buiiü: dit'sor l^fdingung zu erlangou. Das gi-srhah auch, uaclideiii 
ihm die Kurfürsten zum deutschen Kaiser gewählt hatten. Schwerer 
war es, die bAhmisclie Krone zu errint^en. Erst ein erfolgloser Feld- 
zug gegen den polnischen F'rätendeuten auf die uiiir:^rische Krone, 
sodann der mit letzterem ueschlossene Waffenstillstand (1439) ver- 
halten Aibrecht dazu. Kaum war dies jreschehen. als von Sud-Osten 
her die Türken in Siebenbüriren eiul>racheu und Ungarn bedrohten. 
Mit Miihc brachte Albrecht die Mittel zu einem Widerstand tjegcn 
diesen schrecklichen Feind zusammen, da überraschte ihn der Tod 
(1439). Wenn auch nicht Albrechts Öohu. der erst nach seinem 
Tode das Licht der Welt erblickte (Ladislaus Tosthumus), so wähl- 
ten doch die Kurfürsten einen andern Habsburger, Herzog Friedrich 
vou Steiermark, als Friedrich III. zum Kaiser, dem auch die Vor- 
mundschaft über Ladislaus Posthumus zufiel. 

Diesen letzteren waiilten nach erlangter Volljährigkeit sowohl 
die Ungarn wie auch die Böhmen (1453 und 1464) zu ihrem König, die 
österreichischen Erblande waren aber gleichzeitig unter mehrere 
haltsburgische Herzoge zersplittert. Und wieder einmal musste der 
Tod gewaltsam eingreifen, um die österreichischen Länder vor einem 
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AvsdiiaDderjGftlteii su behüten. LadislAus Posthnmus starb achou 
1457. Von den nationalen Thion-Mtendenten, die jetzt in Ungarn 
(Matthias Gor?inns) nnd Böhmen (Georg Podiebiad) gewählt winden, 
hatte der Natur der VerhSltnisse nach keiner Anasicht, eine Dynastie 
zn begründen; da aber gleichzeitig auch in Oesterreich, die unter 
mehrere Herzoge zersplitterten Erbländer, theüs dnrch Vergleich, 
theils durch das kinderlose Absterben Albrechts von Ober-Oester- 
reidi wieder unter die «alleinige Herrschaft Kaiser Friedrichs kamen, 
80 neigte sich die Wagschale der Aussichten auf die dauernde Er» 
Werbung Bdhmens nnd Ungarns wieder auf die Seite des habsbur- 
burgischen Hauses; denn wieder stand an der Spitze desselben ein 
im Besitze aller dsterreichischen Erblande befindlicher deutscher 
Kaiser. Diese Aussichten befestigte der noch zu Lebzeiten Kaiser 
Friedrichs zum römischen König gewählte ITazimilian, der nach 
dem Tode seines Vaters die AUeinberrmjhaft in Oesterreich erlangte, 
indem er mit dem Nachfolger Georg Podiebiads nnd des Mathiss 
Gorvinus in Ungarn, dem Jagellonen Wladislaw einen Erbvertrag 
scbloss (1491), kraft dessen ihm nach Wladislaws Tode die unga- 
rische BüTone zufallen sollte. Dieser Erbvertrag erhielt dnrch eine 
Doppelbeirath zwischen Wladislaws und Maximilians Kindern 
grossere Kraft — nnd stellte den demnfichstigen Anlsll Ungarns 
nnd Bdhmens an das Hans Habsbnrg last ausser Zweifel (1516) — 
welcher Eventualität auch dadurch die Wege geebnet wurden, dass 
nach Maximilians Tode (1519) sein ältester Sohn nnd Nachfolger 
Karl V. sich mit seiner spanischen Erbschaft begnügend, seinem 
jflngeren Bruder Ferdinand vorerst alle Rechte und Ansprüche 
auf die Osterrdchiscben Länder, sodaun aber auch die deutsche 
Kaiserkrone abtrat ~- somit wieder die Herrschaft über den öster- 
reichischen Ländercomplex in die Hand eines deutschen Kaisers 
legte; freilich war es leichter, einen Herrscher far diese Länder zu 
bestimmen, als demselben diese Länder zu verscbaüen. 

Damit hatte es noch seine guten Wege und Ferdinand I. musste 
lange Jahre sich abplagen, bis er auch nur theilweise in den Besitz 
aller österreichischen Länder, d. h. deijenigen, auf die er als auf 
Gnind des geschlossenen Erbvertrages Ansprach hatte, in seine 
Macht bekaoL 

Und zwar waren es hier überall die widerspenstigen , einer 
kräftigen Regierung abholden Stände, die ohne Unterlass EmpGmn» 
gen und Aufstände gegen Ihn anzettelten. In den ersten Jahren 
seiner Regierung, bis 1626, wo sein Schwager Ludwig der Jagel- 
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lone noch Bdhmen und Ungarn beherrsclite, hatte es Ferdinand nnr 
mit den rebellirenden Ständen des österreichischen £rzh<wzogthurDS 
zu thnn — seit 1536 aber, dem Todesjahre Ludwigs (der in der 
Schhicht bei Mohacs üel) mnsste er seine Ansprache auf die Krone 
Böhmens nnd Mährens aneh gegen die Stände dieser beiden« Länder 
dnrchznsetaen versneben. In Böhmen setzte er zwar seine Wahl 
<lurch, doch unter der Anerlcennung des Wahlrechts der Stände;*-^ 
in Ungarn wählte ihn nur eine Partei — während eine andere dem 
Johann Zapoiya ihre Stimmen gab. Erst 1528 besiegte er diesen 
letzteren und vereinigte nmn die österreichischen „Kronländer*^ unter 
49eiDem Scepter. 

Staatsreohtliolier Charakter des Zeitraames von 

§ 2<i 

Eiue allgemeine Charakteristik der Verfossung Oest'trreichs in 
dem Zeiträume TOn 1246 bis 1520 ist ans zweierlei Gründen 
schwierig. Denn erstens schwankte der Umfang des Herrschafts- 
gebietes, das wir jeweilig als Oesterreich bezeichnen trifissen, fort- 
während zwischen dem Minimum der eigentlichen Ostmark und dem 
Maxiraum eines Staatencoraplexes , der alle innei«- nnd vorderöster- 
reichischen Länder, Böhmen, Mähren und Ungarn umfasste. Da 
nun jedes dieser Länder je nach seiner verschiedenen historischen 
EntwicJclnng gewisse Modificationen der Verfassung aufweist, so 
Icann weder von einer „österreichischen Verfassung*' ia diesem Zeit- 
räume, noch von einer einheitlichen Entwicklung einer solchen et- 
was Allgemeingiltiges ausgesagt werden.^* Zweitens aber wechselt 
auch immerfort die Machtstellung und der Charakter des Herrschei-s 
dieses werbsclndon Gebiets, da derselbe, bald Herr aller österrei- 
chischen Erhlande. bald mir des Landstrichs an beiden Ufern der 
EiiTis. seiu Torritoriuin bald als UerAon. bald als Kaiser von Oeutsrh- 
land beherrscht, bald auch /.u H erzogt luim und Kaiserthiim die böh- 
mische und ungarische Königskrone hinzufügt. 



In den (hei Majestätsbriefen von 

18. XII. 1526. 

^* Codiücatiouen und Aufzeichuuu- 
gten des öffentlichen Rechts sind in 

dieser Periode etwas reichlicber. In 
Böhmen kommt n lönO unter Wlu- 
«lislaw Ii. eine Landesordnung zu 



Stande. Vrgl. Lippert in den Hit- 

theil. f. Gesch. d. Deutschen in Böh- 
men. V. Jahrg. 4. Heft, in Mähreu 
kommen Landfriedensgesetze seit dem 

14. Jahrhundert vor, die /,u Aufanir 
des Jalirh. in eim m luiiidsehnfl- 
liehen Corpus juris pubiici ,^Kmha 
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Tu diesem fortwährenden Wechsel der Verhältnisse blieb wie 
ein fester Pol iiht die habsburgische Dynastie rind mit ihr der 
mühsam, aber oiuiiifhdtlich nach Durchbruch ringende Gedanke der 
Schaffung eines grossen, die süd-östlichen Völkerschaften Mittel- 
Europas in sich zusammenfassenden Staates. Bald in dem kleinen, 
bald in dem grösseren Oesterreich muaste die jedesmal aufrecht zu 
erhaltende oder durchzusetzende Verfassung diesem Gedanken dienst- 
bar gemacht werden, und in dieser Grundidee unterscheidet sich 
auch die folgende Periode der staatsrechtlichen Entwicklung Oester- 
reichs keineswegs von der in Rede stehenden; denn auch in dieser 
haben erst die Habsbur«;er und nach ihnen die Habsburg-Lothringer 
an derselben Idee festgehalten und blieben ihr dienstbar bis auf 
unsere Tage herab. Denn diese wahrhaft österreichische Idee er-^ 
wies sich mächtiger, als alle socialen inid nationalen Sympathien 
und Autipathifii. alle momentanen Tendenzen und Strebungen — 
sie ist es-, welclie diese Ländergrnppe unliezwingbar beherrscht und 
Fürsten und Völker in ihrem mächtigen Bann hält. 

Wenn nun nuch ans den angedeuteten Gründen von einer ein- 
heitlichen Verfassnni,' ( )esterreich5J in diesem Zeitraum noch nicht 
gesprochen werden Ivanu, so war doch der sociale Aufhau der Ge- 
stdlscliaft, wareu die politischen Institutionen in den i-in/elnen. theils 
ununterbrochen, theils zeitweise zu Oesterreich geriongen Ländern 
im Grossen und Ganzen dem Zeitalter entsprecliend und im 
Wesentlichen ähnlich — und daher kann die Chnrjiivteristik des 
Staatsrechts des inner - österreichischen LändergebieTs in dieser 
Peiiode zugleich als ein annälieruiieH Jiiid auch derjeuigeu Staats- 
rechtliclien Verhältnisse betrachtet werden, welche sich in dem um 
diesen festen Keru lierum fluctnin-nden f.findermateriale herausge- 
bildet hatten; einem Materiale, weh-hes erst in der t'oJgenden Pe- 
riode um diesen Kern si( h fest anzusetzen uud nach und nach mit 
ihm staatsrechtlich homogen zu gestalten bestimmt war. 

Nur einen charakteristischen /ug dürfen wir als für diese 
ganze Periode, die staatsrechtliche Entwicklung der österreichischen 
Lande bezeichneud hinstellen: die Ausbildung der siäudischeu Ge- 
walt. Die in der früheren Epoche lose zersplitterten feudalen Ele- 



TotMicowska^' gesammelt wtirdea, vrgl. des Verboczius aus dem Anfang des 

Chytil, die Landesordnung des Mark- 16. Jahrh. eine umfiingreiche Samm- 

grafthinns Diahren (in den Schriften lun^-^ seines öfTt iitlicheii und Privat- 

dcr mährischen Geschichtsfreunde). rechts (erschien zuerst in Wien 

Ungarn besitzt in dein Tripartitum i 1517). 
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mente vereinigen und oipmisiren sich jetzt immer mehr zu einem 
einheitlichen Machtfactor, um nicht in ihrer Vereinzelung der auf- 
strebenden Macht des Landesfursten zum Opfer zu fallen. Diese 
Vereinigung und Oreranisation der Stände ist es, welche der stants- 
rechtlichfn Entwicklung dieser Periode den Stempel der ständi- 
sch pn Verfassung aufdruckt, deren Entstehung und Ausbildaug 
wii' hier in s Auge fassen wollen. 

So wie die Gründung jedes Staatsweseus. bei auftauchenden 
Bedingungen der Entstehung eines solchen, immer und überall einem 
festeD socialen Gesetze s^emiiss sich abspielt, kraft welches die mäch- 
tigere Gruppe die schwächere beherrscht : ebeuso vollzieht sich alle 
und jede staatliche Entwicklung nach einem festen socialen Gesetz, 
kraft dessen jeder Bestandtheil des Staatswesens seine Macht auf 
Kosten der nitdem zu vergr<»ssern strebt. 

Solcher iie.standtheile giebt es bei der ersten Gründung des 
Staates eigentlich nur zwei: Sieger und besiegte. Erst nachdem 
die HerTBcbaft begründet ist. beginnt unter deu zur berrscheudeu 
Klasse gewordenen Siegern eine Differenziruny- hervorzutreten, wie 
sie die unvermeidliche Hegleiterin jeder Entwicklung ist — und 
zwar beginnt die Dilferenzirung zwischen dem Herrscher und der 
herrschenden Klasse. Der Keim dieser Dit^erenzirung liegt aller- 
<lings bereits in dem Umstände, dass die Eroberer und Sieger im 
Kriege eines Anführers, eines ,,Hcrzog:> " nicht entbehren konnten 
doch erst in der festgegründeten und stabil gewordenen Herr- 
schaftsordnnng tritt diese Differenzirung deutlich hervor, weil erst 
da dem nun zum Herrscher gewordenen früheren Anführer die 
Mittel, seine Macht zu begründen, reichlicher zu Theil werden. 
Mit dieser Differenzirung innerball) der herrschenden Klasse, mittcist 
weicher sich der primus inter pares von ihr imiULi deutlicher als 
ihr Herrscher abhebt, beginnt aber auch das naturgeset2liche Stre- 
ben jedes dieser Theile, also der herrschenden Klasse einerseits 
und des Herrschers andererseits, nach Machtvergrösserung, und diese 
wechselseitigen Strebungen mit all' ihren nothwendigen und überall 
im Grossen und Ganzen gleichen Consequenzen sind das Ferment, 
die troibenden Kräfte der nun folgenden staatlicben Entwiddiiiig — 
in deren Fortgang sowohl die beirscbende als die bebenschte 
Klasse immer wetteroa soeialen Düferenzirungen unterliegt. 

In der Periode der Babenberger war nun dieser staatliche Pro- 
zess so weit gediehen, dass sich dnerseits der Heirscher, mit einer 
bedentenden Maebtfölle ausgestattet, weit Aber die herrschende 
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Klasse erhob, weicher letzteren er andereneits mittelst des Leheo- 
systeins das beberi^chte Volk yollkommen preisgab. Nur die Städte 
bildeten einen Ansatz fflr eine Neubildung, welche, der herrschen- 
den Klasse nicht untei*worfen, der Macht des Herrschers von unten 
her einst eine gewaltige Stütze zu werden bestimmt waren. Der 
eigentliche staatsrechtliche Kampf aber begann wie natürlich zwischen 
dem Herrscher und der herrschenden Klasse um die gegenseitigen 
Machtgrenzen und Befugnisse. Es waren bedeutende Vortheile, 
welche die herrschende Klasse im 12. Jahrhundert in Deutschland 
bereits errungen hatte. Die oft wiederkehrenden Interessenkonflikte 
zwischen Laude.sfürsten und Kaiser gaben dieser Klasse Gelegen- 
heit, ilire Jedesmalige Parteinahme zu verwerthen und sich hald 
von dem einen, bald von dem anderen gewisse Rechte und Frei- 
heiten auszubedingen. Peines der wichtigsten Rechte, welche ihr in 
den deutschen Ländern in der ersten Hälfte des 13. Jahrliuiidert» 
vom Kaiser zuffest^mden wurde, ist jenes von Kaiser Heinrich VI, 
•u\f dem Reichstage zu Worms im Jahre 1231 ihr zugesicherte, ver- 
möge dessen kein Landesfürst iriiond eine Rechtsordnung oder Ge- 
setz erlassen sollte ohne Einwilligung der ^Stände"*. 

Nicht ungenützt Hess auch die herrschende Klasse in Oester- 
reich das Zerwürfniss verstreichen, welches im 13. Jahrhundert 
zwischen dem Herzug Fi n dricb dem Streitbaren und Kaiser Frie- 
drich Tl. aushrach. Indetu sie den vom Kaiser in die Acht erklär- 
ten Herzog verliess und sich auf die Seite des siegreichen Kaisern 
.stellte, erlangte sie von letzterem einen Freiheitsbrief, in welchem 
derselbe ihre staatsrechtlich selbstständige, vom Herzog unabhän- 
gige Stellung anerkannte und keinen Herzog über sie zu setzen ver- 
sprach, dem sie ihre Zustimmung verweigerte. Allerdings verlor 
dieser kaiserliche Freiheitsbrief vom Jahre 1*237, der im Momente 
des Kampfes als Lohu des Abfalls von ihrem Herzog den öster- 
reichischen Laudherren gegeben wurde, seine Giltigkeit mit dem 
Zeitpunkte der Rückkehr des mit dem Kaiser versöhnten Herzogs 
Friedrich des Streitbaren: doch blieb bald darauf durch das Aus- 
sterben der babenberffischen Dynastie die herrschende Klasse 
allein auf dem Schiiuplatz des Kampfes und gebot momentan 
uauias( hl ankt über das ganze babenbergische Erbe. Es gab 
für deu Augenblick keinen Herrscher und der es werden wollte, 

„ ... 14^ neque princepa neqm cdii jorum terrae consensue primihu ha- 
quilibet comtitutimes v>'l nom Jura beatur,''* Pertz. Leges. i. 283. 
facere poesmt nisi nwiuyrum et tno» | 
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musste der herrschenden Klasse die grössten Ton ihr geforderten 
Ztipestjindnisse machen — der kinderlose Tod dvs letzten Babcu- 
berii;»'!-. £'ah raomentan das Ueberijewicht in dem Kampfe zwischea 
Herrscher und herrschender Klasse in die Hand der l'^tztereo. 
Kaum aber war der fehlende Herrscher wieder ersetzt - v;<rm es 
durch die zwingende Natur der Verhältnisse kommen rausste, wenn 
nicht die ganze Herrschaftsordnung, die aufrecht zu erhalten auch 
im Interesse der herrschenden Klasse lag, durch feindliche Kräfte 
von aussen her (Ungarn) gcjjprengt und gestürzt werden sollte — 
als der naturnotli wendige Kampf zwischen ihm und der so stark 
emporgekommenen herrschenden Klasse von neuem begann. 

Der Verlauf dieses Kampfes in der vorliegenden Periode, wie 
er sich in den einzelnen Aufzeichnungen staatlicher Satzungen 
wiederspiegelt, war folerender. 

Kaum hatte Ottokar die Zügel der Herrschalt in Oesterreich 
au sich irerissen. als er, seiner Macht sich bewusst. durch ein Land- 
friedensgesel/, 11251)^^ in Anknüpfung an das österreichische Land- 
recht die Grundlagen der öffentlichen Ordnung zu befestigen suchte. 
Cm der nach dem Tode des letzten Babenbergers eingerissenen 
Anarchie und heillosen Verwirrung zu Stenern, verbot er zu aller- 
erst jede Fehde und persönliche Rache und verwies alle Beschwer- 
den wegen Beschädigung anf den Rechtsweg. Um letzteren zn er- 
möglichen, setete er vier Laadriebter ein, „di sul» rid^n alle dUs^ 
di für si choment an über dienstmann leib und aigen und feA«»". 
Diese Worte zeigen deutlich, anf wen eigentlich di^se Bestiinmnn- 
gen gemdnst waren; sie sollten der Zügellosigkeit der herrschen- 
den Klasse Stenern. Denn das gemeine Volk war auch fQrder 
in der Gewalt und unter der Herrschaft der Herren die Land- 
richter sollten im Namen des Herzogs die Strafgewalt fLhen über 
Dienstmannen und Grosse. Nur die Acht zu verhängen, behielt der 
Herzog sich vor. Sollte aber die Unterwerfung der Dienstmaonen 
nnd Grossen unter das nach „allgemeinem Landrecht*' recht* 
sprechende Landgericht wirksam und erfolgreich sein, so musste zu> 
gleich darauf Bedacht genommen werden, die Macht* nnd Verthei- 
digimgsmittel der „Herren** einzudimmen. Zn diesen Mitteln ge- 
hörte das Halten von Schutzbefohlenen, das Anlegen vcn Burgen,, 
in denen Verbrechern und G^hteten Zuflucht gegeben Werden 
konnte, die Anmassung des Hnnzrechts, des Manth- oder sonstigen 
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Steuerregals. Daher verbietet Ottokar das Halten von „muntmaitm*^ 
lind das Prägen von Mfinzen, beschränkt die Freiheit des Baigen- 
baues, verbietet das Erpressen von Mauth, Zoll oder anderen Ab- 
gaben, sei es in Städten oder ant offener Strasse, indem er die Zu- 
widerhandelnden als Gewaltthäter, Fälscher , Strassenrftaber zu be- 
strafen droht. 

Insbesondere aber lässt sich Ottokar den Schutz der Gottes- 
liiiuser und des kirrhlichen Oiites anirelegen sein, an denen die 
weltlichen Herren sich häntit^ zu vergreifen pflegten. Die Burgen 
aber, die aus Gotteshäusern (auch wohl Klöstern) rechtswidrig und 
gewaltsam zu solclicn lutigestaltet wurden, ebensowohl wie andere 
willkürlich aut'getubrte Burgen befiehlt er zu brechen. Es war dies 
ein kluger 7!i<r seitens Ottokare, in dem Augenblick, wo er ener- 
gisch gegen die Uebergriffe der Herren auftrat durch Inschutznahme 
der Klöster und Kirchen sich die Ünterst&tzung des geistlichen 
Standes zu sichern. 

Die von K^ nii:: < 'ttokar geleerten Gnindlasren einer Rechtsord- 
nung wurden von einer gewaltii^i n Kneu.>ßuth hinweggespült. Doch 
blieb seirierii Nachfolger, dem siegreichen Rudfdf von TTabsburg, 
nichts anderes übrig, als an dieselbe wieder a!i/iiknu|itt n und die 
wichtigsten Bestimmungen des Ottokarschen T.nn^ltriedens, als Grund- 
bedingungen jeder gedeihlichen Fortentwicklung der öflfentlichen 
Ordnung, von neuem zu proclamiren. Das that er denn auch in 
dem Landfrieden vom 3. Deeember 1276.^'^ allerdings mit gebüh- 
render Berücksichtigung der durch den ebeu erst beendigten Krieg 
herbeigeführten Ausnahmszustände. wie denn überhaupt in dem 
Rudolfinischen Landfrieden, trotzdem sich derselbe eng an den Ottu- 
karischen anlehnt und dessen Bestimmuugen theilweisc wörtlich 
wiederholt, ein freundlicherer und entgegenkommenderer Ton gegen- 
über den „Grafen. Baronen und Ministerialen" unverkennbar ist. 
Während der Ottokarische Landfrieden mit seinen knappen, jede 
Motivirung unterlassenden Geboten, die mit den trockenen Worten 
beginnen: „Wir setzen und gebieten", den Souverän verräth. der sich 
als Herr im eigenen Lande fühlt, auf das er wohlbegrüudeten An- 
spruch zu haben glaubt, ist der Rudolfinische Landfrieden viel schüch- 
terner gefasst, enthält keinerlei gebieterische Formeln und lässt si(;h 
in weitläufige Motivirung jedes Gebots ein. hebt auch am Eingang, was 
beim Ottokarischen Laudirieden nicht der Fall ist. ausdrückli<;h 

Sehrötter, Abhandlungen z.ö8terr. Staatsreeht. IIL Beil. No. 1. 
Gumplowiei, StMttreclit. 6 
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die mtwirkoDg der geistUchen and weitUehen Sikfinde bei Erlaaiiuig 
desselben hervor. Iii demaelbeD den iMRicbendeD Sttaden ent- 
gegenkmnmenden Sinne wahrt ihnen der Rndolfinische Landfiiede 
aiudrlddich das Becbt ,»mit ihm Vasallen, eigenen Leuten und 
Unterthanen zu ihnn, was ihnen beliebt*^ allerdings mit der aka* 
demisdien Verwahraog „quod fuerii cctaomm rtUiimi^'. Diese Be- 
stiBimnng soll offenbar eventuellen Competenaftberscbieitungen der 
laadesfikistüchen Landrichtor vorbengen. Auch gestsittet JlCaiser Ru^ 
dolf allen denjenigen ihre Burgen wieder anfsubauen, die yfime 
eamm IflytüHM älUk'UßHimm eoaArvmm isü mimHomm per Begm 
Bohmiae el quosqtie äUos sunt perpeam^, Kurs und gut, man fthlt 
es aui dem Rudolfiniacfaen Landftieden heraus, dass der ErUuMer 
demelben als Fremder im Lande sich die Gunat der benschenden 
Klassen für weit«« Plftae, die er im Schilde flkhrt, erwerben wilL^ 
Die Landherren s&nmten denn auch nicht, diese Situation aussu- 
nfttsen und verlangten die Best&tigong jenes Freiheitsbriefea, den 
ihnen in einem fthnlicfaen Augenblick der Noth Kaiser Friedrich II. 
gegeben. Kaiser Rudolf fOgte sich auch dieeom Yerlaagen und er- 
theilte nach dem Muster jenes Frideridanischen den Wiener Frei- 
hdtsbrief vom 18. Februar 1977. Nicht nur dass er in demselben 
den steirisdien Ministeiialen die Rechte und Freiheiten, die ihnen 
fieraog Ottokar v<m Steier und Leopold von Oesterreich verliehen 
hatten, und einige weitere öffentliche Rechte susicherte, sondern er 
bestimmt auch darin aus kaiserlicher Machtvollkommenheit, dass 
jeder sukQnftage Henog von Steiermark, sobald er von den steiii- 
scheu Ministeiialen den Eid der Treue verlangt, verpfliditet ist, 
ihnen diesen Freiheitsbrief xu bestttigen. Damit war die Oüentlich- 
rechtlidie Stellung der herrschenden Klasse, lunSchst in Steiermark, 
durch ein vom deutschen Kaiser wlassenes Gesetz befestigt Denn 
von mm an waren aUe folgenden Hersoge Oesteirddis, auch wenn 
sie gleichzeitig die Kaiserwürde innehatten, durch Herkommen 
und Recht gehalten, diese Freiheitsbri^ su bestttigen — was 
denn auch regeknftssig bei dem jeweiligen Regierungsantritte ge- 
schah. 

So war denn durch kaiserliche Freiheitsbriefe die Staatsrecht- 
liehe Stellung der Henogo, durch herzogliche Landfriedensgesetae 
und Freiheitsbriafe die staatsrechtliche Stellung der Ministerialen 



" Denselben Landfrieden erliess : mark, Kirnten und Kiain. 
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verfassungsmässig festgestellt, d. h. die beiderseitigcu llerischafts- 
gebiete abgegrenzt. Innerhalb dieser Gebiete bewegte sich nun 
nach Gewohnheit und Herkommen die Herrschaftsübung dieser zwei 
Gewalten. Jede Herrscbaftsübung äussert sich und tritt concret in 
Erscheinung in FoTdenmgen an Gut und Blut und in Uebung der 
Oeriebtsgewalt gegenfiber den der betreffenden Herrschaft Unter- 
worfenen. Der Herzog Übte nnn diese Macht gegenüber den Land- 
benen und Stftdten, die Herren gegenüber dem I^andvolk. Die 
Mittel dieser Henschafksnbnng waren: Eintreibung von Abgaben und 
Gezecbtigkeiten nnd Geltendmachung des Gerichtsbannei. Eine 
Gefahr von Üebergriffen des einen Machtfoctors in die Hermchafts- 
sphSre des anderen lag für die Landherreu von Seiten des Herzogs, 
für den Herzog von Seiten des deutschen Kaisers. Die ersteren 
konnten besorgt sein, dass die höhere nnd besser orgaaisirte Hecr^ 
schergewalt des Henogs ihr Gebiet auch auf das Landvolk au»* 
dehnen konnte; die Herxoge mussten befürchten, dass die deutschen 
Kaiser durch Ertheiluiig von Ezempttonen an weltliche nnd geist- 
liche österreichische Gruadherren ihre Macht und Herrscbaftsübung 
schmSlem könnten. Die nftchsten Bestrebungen der herrschenden 
Klasse gingen naturgemüss dahin, eine verfassungsmässige Sicher- 
stellung der herkömmlich von ihr Über das Landvolk geübten 
Kechte zu erlangen, und zwar sowohl der Grundherrlichkeit als 
auch der damit verbundenen 'Gerichtsbarkeit; diese Bestrebungen 
traten in dem Begehren zu Tage, das übliche Recht schriftlich 
zu fiziren und vom Herzog bestfttigen zu lassen. Dies führte in der 
ersten Hftlfte des 14. Jahrhunderts unter Albrecht IL (1338) zur 
Erlassung eines Landrechts znnSchst für Kärnten. Albrecht H. er- 
Hess dasselbe von Graz aus, wohin zu ihm die „Landherren, Ritter 
und Knechte*' aus dem Lande Kfirnten gekommen waren, ihn zu 
bitten, dass er sie „bei etlichen alten Gewohnheiten, die sie von 
alter herbracbt^ hfitten, beliesse. Dass Gesetz enthält ungefähr 
34 Bestimmungen, deren Aufgabe es ist, das iSgentbum und die 
Rechte der Landherren, sowie sie sich im Laufe der Zeit gestaltet 
hatten, zn schützen. Zu diesem Zwecke wird bestimmt, dass 
dreissigjähriger Besitz das Eigenthnmsrecht, zwölQäbriger das Lehens- 
recht,- einjähriger das Bürgerrecht begründe nnd nnantustbar mache; 
Fehde wird verboten nnd Eigenthumsansprüche auf den Gerichts- 
weg verwiesen. Wegen anes von einem Bauern begangenen Ver- 
brediens, welcher Art immer es sei, darf der Richter sich nicht an 
Eigen 'und Gnt des Herrn halten; andererseits sollen auch die 
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Grafen vor dem licrzoglicheii Hauptmann sich verantworten, wenn 
sie von demsellx n lielangt werden. Da^'egeu haben die Herren in 
Kärnten die Gei 1< nt'^linrkeit über ihr«' Diener und Banem mit Aus- 
nahrae des Blutbauue>. icr (b iit hei znulichen Ric^hter zusteht. Nur 
diejenigen Herren. ,.die Stock uud Galgen liaben'' dürfen auch auf 
ihrem Gebiet ergriffene Miösethüter uu Leib und Leben strafen. 

Liessen so einerseits die „Herren" sich den Umfang ihres Herr- 
si ]i;)ftsgebiets durch Gesetze des Laudesfiirsten gewährleisten: so 
trachteten andererseits die Herzoge, sich den Umfang ihres Herr- 
.schaftgebietcs vom Kaiser, welcher noch immer als die Quelle 
aller herzoglichen Macht galt, ver])rieit>n zu lasj,eii. Und wie die 
Gerichtsgewalt als eigentlicher Kern der Herrschermacht mit Recht 
betrachtet wurde und die Herzoge den Landherreu vor allem die 
Gerichts baikeit über ihre Hintersassen sichern miissten: so bildet 
auch die Sicherung der herz«. gli( heu Gericht.sgewalt und die Sicher- 
stelhing derselben vor eventueller Schraäleruug mitteist kaiserlicher 
Exemptionen und Reichsunmittelbarkeits-Erklärungen von Herren 
und Städten. <len wichtigsten Kern von den Herzogen ange- 

strebten und nach und nach erlangten kaiserlichen Privilegien. 

Vor allem freilicli war es nöthig, die Erbfolge in dem herzog- 
lichen Hause selbst festzustellen, um durch Erbtheilungen zwischen 
den Söhnen nicht den Besitz und die Macht der Herzoge zu 'zer- 
splittern. Zu diesem Zw^ecke bestimmte die vom Kaiser Rudolf 
festgesetzte Hausordnung TT 283) dass von seinen zwei Söhnen Al- 
brecht und Rudolf der < r^l rt-, als älterer die Herzogsgewalt allein 
für sich behalte und klzierer als der jüngere sich mit einer Geld- 
abfertigung begnüge.-^ Ferner sollte in Zukunft die Herzogswürde 
und Gewalt jedesmal auf die männlichen Erben des jeweiligen Her- 
zogs übergehen.^* In diesem Sinne belehnte denn auch Albrecht, 
als er Kaiser wurde, seine drei Söhne zu gesammter Hand mit den 
österreichischen Ländern (1298),'^^ ebenso späterhin Kaiser Hein- 
rich VlI. die Herzoge Friedrich, Leopold, Heinrich , Albrecht und 
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Otto^ (1309}; Kaiser Lndivig lY. die Henoge Albrecht und Otto 
{1831), Karl IV. den Herzog Albreeht und desaen Söhne Rudolf 
und Friedrich, endlich derselbe Kaiser Karl IV. den Herzog 
Rudolf IV. und seine Bröder Friedrich, Albrecht und Leopold 
{1360}.^ Wie aber während dieser Zeit unter den Osterreichischen 
Herzogen die zweekmSssige Sitte aufkam, dem jeweilig ältesten 
Bruder einen gewissen Vorzug in der Regierung des I«sndes zu 
tberlassen: so formulirte diesen Vorzag Herzog Rudolf IV. zu einem 
Haasgesetz. kraft dessen die Regieruogsrechte Ober die österreichi- 
schen Lande ausschliesslich dem Aeltestei« der Herzoge fortan zu- 
stehen sollten (1864).^ 

Dieses Hausgesetz bezeichnet zugleich den Moment der vdlHgen 
Emancipation des österreichischen Landesfürsten von der kuser* 
liehen Oberlebensherrschaft ui! die Begründung der vollen östei^ 
reichischen Souveränetät im Bereiche der ererbten Länder, welcher 
wichtige staatsrechtlit lie Act nur möglich wurde, einerseits ira Zeit- 
punkt des Tölligen Nieder^ansres der kaiserlichen Macht und der 
vollkommenen Ausbildung der Landeshoheit, andererseits aber auch 
begünstigt wurde durch den Umstand, dass Rudolf IV. von seinem 
kaiserlichen Schwiegervater kein Uinderniss seiner souverän vorge- 
nommenen MachtTergrOssemng zn befürchten hatte — ja in der- 
selben unterstützt zu werden erwarten konnte. 

Der politische Gedanke, der sich in dem Vorgehen Kaiser 
Rudolfs IV. manifestirt, ist der der Begründung einer einheitlichen 
nnd untheil baren Monarchie, deren Regierung und oberstes Staats- 
interesse von den persönlichen Interessen der Mitglieder der regie- 
renden Familie unabhängig gemacht werden sollte. Die Statuirung 
der Primogenitur war nur ein Mittel, die Verwirklichung dieses po- 
litischen Gedankens zu vereinfachen und zu orleichtum. So bald 
und so leicht konnte dies jedncli nicht geschehen. Denn da Rudolf 
kinderlos starl). so folgte wieder eine iSncjere Periode des Schwankens, 
IQ der. der echt staatsiuännische (redauke Herzog Rudolfs durch 
Jene persönlichen Interessen der Mitglieder des Erzhauses vielfach 
gehindert, getriilit, überwuchert und in den Hintergrund gedrängt 
wurde. In dem Zeitraum von mehr als lOi) Jahren vom Tode 
Rudolfs IV. bis zur üebernahme der Regierung der österreichischen 
Lande durch Maximilian I.. verzeichnet die Gesciiichte des öster- 
reichischen Staatsrechts eine ganze Reibe von Verträgen zwischen 

-3 El.eiida S. 250 I « VrgL Schrötter V. 188—147. 
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den MiigKedern des hemcheiideD Hauses« deren G^ege^stand Tbei- 
Inogen der dsterreiclikelieii Lande unter dieselben bilden, nnd in 
denen die Privatinteressen derselben den politischen Gedanken 
Rudolfe IV. gftnalieh in d^ Hinteigmnd drängen.^ 

Die fortwftbrenden Erbtheilnngen nnd noeli mehr die Erb- 
streitigkoitcD zwischen den Mitgliedern des Enhanses seit dem Ende 
des 13. Jahrhunderts bis zum Anfang des 16. mussten in dem 
staatsrechtlichen Kampf der herrschenden Klasse gegen die Herr- 
scher auf die Stellung der letzteren einen unheilvollen, ihre Macht 
lähmenden Einfluss üben, dagegen zur allmäligen Stärkung und Be- 
festigung der Macht der erstcrcn heitragen. Denn nicht nur da^ 
bei jedesmaligem Streite die einzelnen Herzoge sieb um die Guust, 
Unterstätzong und Anerkennung: der Stände bewarben, sondern diese 
letzteren constituirten sich jedesmal als selbstständige, souveräne 
Marht, so oft der Streit unter den Mit|!;liedern der Dynastie unent- 
schieden wogte und Oesterreich thatsächlich ohne Herrscher war. 
Diese immer wiederkehrenden Verhältnisse allein schon wären ge- 
nügend gewesen in dieser Periode die Stände zum allein entschei- 
denden und maassgebenden Factor in Oesterreich zu erheben und 
die Herrscher zu machtlosen Dienern derselben herabzudrücken. 
Zu alledem gesellte sich aber noch ein weiterer Umstand, der die 
Bedeiitnnp: der Stande hob und den Landesfürsten von denselben 
abljängii^ maehte. und das war die Mittellosigkeit des Landesfiirsten 
und seine Ohnmacht äusseren Feinden gegenüber. So oft dem 
Lande eine Kriegsgefahr drohte, war der Herzoit in i'>inantielung^ 
entsprechender Einkunftsfinellpn L'^'nöthigt, die Stände um Hilfe und 
Beitragsleistuuf!; zur Kriegtnlirung an^iuffehcn. zu welchem Zweck er 
sie immer wieder einberufen uüd ihnen SO recht ihre Macht zum 
Bewusstsein bringen musste. 

Zum erstenmal in dieser Periode «jesrliah dies im Jahre 1291,. 
wo Albrecht I.. von allen Mitteln entl>lösst. die steirischen Land- 
herren zu einer Versammlung nach Graz beruft, um von ihneu eine 
Geldunterstützuuf^ zu erlane^en. 

Die steirischen Laudiit-ireii kamen wohl nach (iraz. knüpften 
aber die Gewährung einer Gl* kl Unterstützung an die Hedingunir *1( i- 
Bestätigung ihrer Hechte und Freiheiten nnd Abschaffung Mcler 
Verletzungen derselben, über die sie .sich beschwerten. Sprecher 
der Landherren war — charakteristisch genug — der Bischof von 



Ausführlich handelt davon Schrütter Bd. V. 
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Seckau. Albncht I. ging auf die Forderangen der Stände nicht 
ein. Aber die einmal in Gang gebrachte ständische Bewegung 
kaniate keinen Stillstand mehr. Die steirischen Stände hielten bald 
darauf einen Landtag in Graz ab und auf einer sodann abgehalte- 
nen Versammlung zu Leibnits verbündeten sie sich mit dem £rz- 
bischof von Salzburg. Endlieb schliesst Albrecht I. mit denljand- 
herren Frieden auf einer von ihm einberufenen Versammlung zu 
St. Veit (1292). Auch der österreichische Adel organisirt sich, 
hält 1296 eine vom Herzog nicht einberufene Versammlung in 
Stockeran, wo beachloflsen mit dem König von Böhmen 

Verhandinngen einzuleiten und dem Herzog den Gehorsam m 
kündigen, wenn er die Freiheiten dea Adeia nicht bt stätigt. •— 

Zu ähnlicher Macht und Bedeutung schwangen sich fast gleich- 
zeitig die Stände in Ungarn und Böhmen auf. Und auch in diesen 
Ländern waren es die häufigen Thronvacanzen und das durch sie 
erstarkte Wahlrecht der Stände, welches diesen die oberste Macht 
in die Hände spielte und die um den Thron werbenden Fürsten 
zwang, Stück für Stück die landesfttrstiichen Rechte, der herrschen- 
den Klasse preiszugeben. 

In Ungarn bestätigen die Stände 132:' das liündniss ihres 
Königs Karl mit den österreichen Herzogen und versprechen es auf- 
recht zu erhalten ; ebenso treten sie als Garanten des späteren Ver- 
trags von 1328 auf 

In Böhmen bewirbt sich AlbrecTit 1. bei Hf^n St iiidru um die 
Zusicherung der >>öbmischeu Krone für seinen Sohn Rudolf. Ebenso 
verfährt später All ri rbt 11. in seinen Erbhinderu. Im Herbst 1349 
beruft er die Stitmlr v in Oesterreich, Steiermark und Kärnten, da- 
mit sie seinem bohne liüdolf Treue schwören. Einige .labre darauf 
(13ÖÖ) beruft er dieselben Stände wieder nnch Wien, imi vim ihnen 
die Anerkennung des ueuentworfeuen österreichischen Hausgesetzes 
zu erlangen. 

Als dann im Jahre 1402 König Sigismund von Ungarn eine 
Erbverbrüderung mit den östti iPichischen Herzo-iu eingeht, thut 
i'T dieses nicht nur unter Bti Stimmung der ungarischen Stände, 
sondern diese letzteren erklären auch in einer eigenen Urkunde 
(21. Sept. 1402), daös sie für den Fall des kinderlosen Absterbens 
ihres Königs Sigismund den österreichischen Herzog Albrecht IV, 
als ihren König anerkennen wollen.^ 

" Vrgl. Aschbach; Sigmund d. I. Wiea. 1838. 
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Die Narlifolge des UDmändigen Albrecht V. nach dem Tode 
Herzog Wilhelms (1406) wird von einer St&ndeTersammlung in Wien 
anerkannt und als die österreichischen Herzoge über die Vormund- 
schaft über Albrecht V. sich nicht einten können, überlassen sie 
die Entscheidung darüber den Ständen — auch die gegenseitigen 
Ansprüche der Oheime Albrecbts V. aurangleichen, wird den <teter- 
reichiachen Ständen übertragen. 

Die Staude zögern auch nicht, die ihnen auf diese Weise zu- 
erkannte oberste Macht zu üben. Sie verfassen eine Instruction 
für die Vormünder Albrechts V.. in welcher unter anderm be- 
stimmt wird, dass die Vormundschaft sich ohne Einwilligung der 
Stande in keinen Krieg einlassen darf; etwaige Verleihungen heim- 
gefallener Lehen nur mit ihrer Einwilligung vorgenommen werden 
dürfen.'-* Ueherhaupt wird in dieser von den Ständen entworfenen 
Instruction der ganze Gang der Landosverwaltiing im einzelnen vor- 
geschrieben und den Vormündern für ihre Mühewaltung ein Gehalt 
von 50 Pfund wöcheotlicli bestimmt, welches Gehalt aus dem ün- 
geld der Stadt Wien zu bestreiten ist. 

Als dann Albre^ht V. volljährig wird, sind es wieder die Stände, 
Wflche ohne Einberutung seitens des Regenten Heraog Leopolds sich 
iü Kggenburg versammeln und Albrecht V. in die Regierung ein- 
setzen. Während Albrechts V. Regierung in den alten liabsburgischen 
Erblanden, im Donau-Alpengebiet, sind es im Grunde die von König 
Sigismund beherrschten Länder der böhmischen und ungarischen 
Kroiii . s »wie das Deutsche Reich, welche für die zukünftige staats- 
rechtliche Entwickehmg Oesterreichs von ausschlagebciidrr Hrdeutung 
sind. Denn die staatsrechtürhcn Verhältnisse, die dort einerseits, 
im Deutsclieu Reiche andererseits, in dieser Periode sich bildeten, 
rissen durch ihr Schwergewicht sodann auch die östcn - i ' luscheu 
Verhnltniase mit sich fort. Dort aber erlangten überall di^ Stände 
auf ihren Reichs- und Landtagen in jener Zeit den H«liepuukt ihrer 
Macht. Das Priucip der Wahl kam uneingeschränkt zur Geltung 
— Kurfürsten in Deutschland und Stände in Böhmen und Ungarn 
vergaben die Kronen ihrer Länder nach Belieben, entsetzten Kaiser 
und Könige, die Throncandidaten aber bewarben sich um ihre Gunst 
und Anerkennung und suchten bei Zeiten ihre ZusUmmung zur 
Bestimmung der Nachfolger. Diese Verhältnisse in allen den grossen. 
Oesterreich umschliessenden Landern konnten auf dieses nicht ohne 
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Einfluss bleiben; und so sehen wir denn unter dem Nachfolger 
A.lbrechts V. das Selbstbewusstsein der Stände in Oesterreich so 
gehoben, das» sie gegen Herzog Friedrich eine Empörung organisiren 
nnd ihn mit den Waffen io der Hand zwingen, sich ihren Wünschen 

zn fSgen. (Eizinger). 

Die bC) Jahre, während welcher Kaiser Friedrich III. als Haupt 
des habsburgiscben Hanses über die Erbländer desselben herrscht, 
wimmeln von VemchwCrungen, EmpörungeTi, Aufständen nnd Kriegen 
der Stände gegen den Landesfürsten* Auf Landtagen bald einzelner, 
bald mehrerer Erbläuder, werden g^n ihn Beschlüsse gefasst, und 
er gezwungen, mit den Ständen zu unterhandeln, mn seine Herr- 
schaft aufirecht zu erhalten; zu spät haben die bitteren Erfahrungen 
seiner langen Herrschaft es ihn gelehrt, dass «ein Fürst, der regiereu 
will mit Gewaltigkeit, der huet sich vor Versammlung nobilium.**^ 

Der Versuch aber, diese Uebermacht der Stände zu brechen, 
die Autorität des Landesfürsten aufzurichten und damit das poli- 
tische Programm Rudolfs IV. aufzunehmen, konnte erst wieder ein 
Fürst wagen, der nach langer Unterbrechung, nach Jahrhunderte 
langen Macht- und Landth eilungen, nidit nur alle österreichischen 
Länder in seiner Hand vereinigte, sondern zugleich aucli die deutsche 
Kaiserkrone trug: Maximilian I. Allerdings konnte während einer 
25jährigen Regierung ein solcher V r^nch nicht gelingen, trotzdem 
er TOn änem thatkräftigen und geistig hochbegabten Fürsten unter- 
nommen wurde. Denn staatliche KriUte, die durch Jahrhunderte 
grossgezogen werden, können in einem Menschenalter nicht ver- 
nichtet werden — Maximilian I. hatte einen harten Kampf mit den 
Ständen zu bestehen, dessen Resultat nur war, dass er seinen 
glücklicheren Nachfolgern den Weg zur gänzlichen Unterwerfung 
der staatsfeindlichen Macht der Stände ebnete. Er selbst, der 
kühne Bahnbrecher, schliesst die standische Periode der staatsrecht- 
lichen Entwickelung Oesterreichs und ermöglicht es seinem Enkel 
FerdiTiand T., unter günstigeren äusseren Verhältnissen die Periode 
des Absolutismus zu eröffnen. Denn um die Macht der Stände 
völlig zu brechen, fehlten Maximilian die materiellen Mittel — 
Geld und Soldaten. Immer wieder muss er au die Staude appel- 
liren, um das eine und das andere zu erlangen, und diese seine 
Zwangslage gestattet ihm nicht, offen und muthig die Durchföbrung 



» Chmel Gesch K. Friedrichs IV; 

Buher, Bd. II. 77. ff. 
^ Krones Handb. 11. 490. 
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seiner Herrsch erpläue iu Angriff zu n hmen. So gestaltet sieb deno 
seine Regierung, wenu wir vou seineu auswärtigen Häudehi und 
Kriegen absehen, zu einem langwierigen diplomatischen Feii.scheu 
mit den Ständen sowohl des Keicbes wie der Erblande, bei dein 
jeder der beiden Theile die Oberhand zu gewinnen trachtet. Der 
conrrete Gegenstand des Kampfes aber ist die ^Aufrichtung tines 
guti Ii Regiments", wobei der Kaiser an ein kaiserliches und landes- 
fürstliches, die Stände au ein ständisches .Regiment denken. Na- 
mentlich aber strebt jeder Theil dahin, die Beamten für die zu 
errichtenden Aemter zu ernennen und von sich abhängig zu erhalten; 
und als an der kaiserlichen Ernennung nicht mehr gerüttelt 
werden kann, trachten die Stände jedes Landes, dieses kaiserliche 
Ernennungsrecht wenigstens insofern zu l)eschränken, dass sie dein 
Kaiser die Ernennung eines ^Eingeborenen^, u. Ii. eines Mitgliedes 
der Stande des betreftendeu Landes zur Pflicht mai hcu wollen. 
Es ist förmlich ein mit verstellten Hintergedanken gespieltes Schach- 
spiel, in welchem um jedes Feld, uni jede Figur gekämpft wirdj 
entschieden mattgesetzt wird schliesslich keine Partei, bei Maxi- 
milians Tod endigt das Spiel mit Remis — doch hat Maximilian 
durch die Einsetzung fester, in kaiserlichem Solde stehender Be- 
amtenkörper and Formirung stehender kaiserlicher Söldnertruppeu, 
Yortheile errungen, die seinem Nachfolger den endlichen Sieg über 
die Stände sicIieTstellen. 

Auf swei gesonderten Gebieten fShrt Maximilian den Kampf 
mit den Ständen — in Deutschland und den Erblanden. Doch 
beidersdtB stehen Siege und Niederlagen, Erfolge und Nachtheile 
in innigem Zusammenhange und steter Wechselwirkung — waren 
auch schliesslich Maxens Erfolge in den Erblanden grösser als im 
Reiche. Dort beginnt der Kampf auf dem Wormser Reichstag (1495). 

Etzbischof Berthold von Mainz, Erxkansler des Reiches, ein 
dnflussreicher Fuhren der Eurfnrsten, ist bestrebt, ein ständisches 
Regiment, in welchem ihm die Hauptrolle zufiele, zu begrftnden. 
Die Gelegenheit, eine solche Reform durchzusetz^, schien gegeben, 
als der Kaiser am 26. März 1495 vom Rmchstag in Worms Hilfe 
gegen Türken und Franzosen verhingte. ^ Die Reichsstände erklärten 
sich bereit, eine solche zu bewilligen, doch verlaugten sie nicht 
nur eine Reform „des Rechts und des Friedens^ sondern auch 
einen „ständischen Reichsrath** mit sehr weitgehenden Vollmachteo. 



^ Ullmann, MaxilDUian I. Stattgart. 1884. Bd. I. 8. 389. 

I 
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,^6ieh8regiiii«nt, Frieden und Eammeigericbt^, das waxen die Car- 
dinalpniilEte der Fordeinngen der Reformpartei, deren Seele der 
KvAist van Mainz war. Maximilian erlclftrte sich bereit, die vor- 
geschlagenen Reformen aosnnelimen, doch „▼orbehaltUch seiner 
obrigiceitliclien Gewalt''. 

Da aber Jede Partei nnr ihren Yortheil im Ange hatte imd der 
andern misstrante, so forderte jede, die andere mdge mit der Er* 
flUlnng der Bedingungen Toransgehen: Maximilian forderte zuerst 
die Hilfo in klingender Münze — die Stände früher die Aufiich- 
tnng TOD „Ordnung, F!riede und Reeht**. Beinahe wSre an diesem 
gegenseitigen nur zu begründeten Misstrauen die geplante Reform 
des Reiches vollends geseheitert Madmilisn zögerte lange mit der 
Aufrichtung des von den Ständen gewünschten Regiments, die 
Stünde mit der Bewilligung des Geldes. Nach langem Feilschen 
kamen endlieh im August 149Ü die Reformen zu Stande, namentlich 
ewiger Landftieden, königliches Kammergericht, aus königlieheii 
Richtern und stftndischen Beisitzern gebildet, endlich periodische 
Reichs Versammlungen (der Stände mit dem König). AU Entgelt 
für diese Reformen bewilligten die Stünde den „gemeinen- I^ennig^S 
dessen Einbringung aber so schwerfällig and unpraktisch organisirt 
wurde, dass er nur sehr imgeniiprend eingebracht werden konnte, 
in Folge dessen wieder Maximilian die seinerseits bereits sanctio» 
nirte Ordnung des Regiments nicht einhielt und die Regierungs» 
gewalt autoritär ühte, WO uud wie er konnte. Der Wormser Reichs- 
tag, seine Verhandlungei^ s« ine Beschlüsse und die höchst unvoll- 
kommene Ausführung derselben sind typisch ffir die ganze Regie- 
ningszeit Maximilians im Reich; ganz ebenso ging es auf späteren 
Reichstagen her: die Stäude konnten ihre Reformen nicht durchsetzen 
und Maximilian begnügte sich mit gelegentlichen imsystematiBchen 
und ungesetzlichen Maassregeln seiner „obrigkeitlichen Crewalt''.^'^ 

Und was im Reiche vorging, war maassgebend für die Erblande. 
Dieselben entgegengesetzten Bestrebungen — stfindische und landes- 

ffirstliche, beherrschen auch die innere Entwickelung der öster- 
reichischen Länder. Nur dass angesichts der geringeren Macht und 
Bedeutung der erbländischen Stände, Maximilians ^obrigkeitliche 
Gewalt*^ stärker war, sich mehr erlauben konnte und er hier leichter . 



^ Vrgl. das sehr grundliche auf 1 tiou, der Central- V^erwaltung unter 
archivalisclH'ii Studioii benilicnde { Kaiser Maximilian I. Leipzig. 1S86. 
Werk V. öigm. Adler: Die Organisa- \ 
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dazu gelangte, durch schliefisliche Einsetzung landesfärstlicber A.emter 
das ^ Regiment'^ in seine Hand zu bekomoien. 

Allerdings konnte er auch ohne seiner ^obrigkeitlichen Gewalt^ 
«twas zu yeigeben, ohne seine landesfQrstliche Macht aufs Spiel zu 
setzen, den erbländischen Ständen als Entgelt für ihre Opferwillig- 
keit mehr bieten. Denn ungefährlich waren ihm untergeordnete 
Provinzialfreiheiten — ungefährlich die Preisgebung der Juden- 
schaften seiner Erbl&nder, welche die dortigen Stände mit baarem 
<Telde zahlten. 

Ungemein l('l>bjift gestaltete sich das ständi.sche parlamentarische 
Leben in den Erhländern. Fast Jährlich werden Landtatjc in den 
«inzelneu Ländern Ansschusslandtai^e. dann wieder (lenerallandtage 
aliyehalten. mitten drin auch ständische Vertretungen zur Verhand- 
lung mit dem Kaiser in's Iveicli geschickt.** Dabei handelte es sich 
im Kleinen und Laudschaftlicheu immer um dasselbe wie im Rei( h»; 
draussen im Grossen und in Reichssachen. Der Landesfurst ver- 
langte Geld und Soldaten — die Ostern iflii.srhen Stände, der e^vi-rii 
Gefahr der Tin k>-iieintalle ausgesetzt, niiKssten die^eu Forderungen 
gegenüber sich iieiüiiiiier zeijLi^cn und ihr Bestrehen ging mir immer 
dahin, sich die Ernennunsi? von „Eingeborenen'* für die höheren 
Landesamter und die Theünahme an dem Landesregiment auszu- 
bediugtn. 

Als Resultat solcher Verhandlungen mit den „erblfindischen"* 
Ständen kamen gesetzgeberische Acte zu Stande, die für diese Zeit 
der ständischen Machtvollkommenheit charakteristiscii sind. Man 
nannte sie „Libelle*^, denn in (bjr That ist in dem Inhalt dieser 
Znsammenfassungen von Fordenmiren und Beschwerden der Stände 
einerseits und Versprechungen des Landesfürsteu andererseits so 
wenig ein einheitliches Merkmal zu finden, dass man dieselben nach 
nichts anderem l)(!nennen konnte, als dass sie ein j)apierenes Heft 
bildeten. Denn die Libelle .sind weder laudesfürstiiehe Rescripte, 
noch kaiserliche Privilegien, überhaupt keine einheitlichen Gesetze, 
sondern vielmehr Protokolle von Verhandlungen über gegenseitige 
Forderungen und Bewilligungen. Grell tritt in diesen Libellen die 



1495 Landtag in Qörz, verlangt i Liinder in Wr.-Neustadt, 

Judenvertreibung. 1505 Laadtag in Gurz. 

1496 Ausscbnsslandtag von Oester- 1507 » in Krems, 

reich o. u. u. d. Enns, Steiermiirk, ld08 ^ iu Mürzzusebls^. 

Kärnten, Krain, „ in Bozen. 

1502 Attsschusslandtag der fünf « , in 51arburg. 
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Engbeizig^eit nnd Kleinlichkeit der St&nde und die Uebwlegenheit 
Ififtzimilians hervor, dessen Goneessionen immer mir in sehwanken- 
den unbestimmten Worten und Wendungen gefosst sind, während 
er unaiifhfolich bemüht ist, seinen landesförstlichen Behörden- 
orgamsrnns ausraibilden, der dann allein schon durch die Macht 
seines Bestandes immer tiefere Wurzeln schlftgt und einen immer 
weiteren Wirkungskreis erringt Die wichtigsten Libelle, die sodann 
in die Sammlungen der Handfesten und Freiheiten angenommen 
wurden, sind: 

I. Das „Augspurgisch Libell, darinn der fünf niederöster- 
reicbisclK'ii Landeu (Oesterreich ober und unter der £uns, Steier^ 
mark, Kärnten und Krain) Beschwerung erledigt werden*^, vom 
Jahre 1510. Die Laud(>(-hafteD verlangen darin die Errichtung und 
Unterhaltung eines ^Regiments dessen Mitglieder ,,aus denen 
Landen^ zu entncbrncn wären, auch soll der Kaiser „keinen Krieg* 
die Lande betreffend ohne Ihr wissen'' anfangen und den Landen 
der Kriege wegen „nicht mehr biirden aufladen,*^ sondern ,|bei dem 
Reich deshalb austräglicb hilf suchen. 

Auf diese „Beschwerung'^ folgt die Antwort, dass „Ihre Majestät 
den obgemelten Ihrer Majestät Landen zu Gnaden ge- 
neigt werden, ein Regiment jetzmals zu Wien zu halten, doch mit 
der zeit, wo noth ist, ein ander gelegen Malstatt der Erbknde nach 

Ihrer Majestät willen und gejEallen und zu solchem Regiment 

einen Obristen, Hauptmann, Marschall, Verwalter der Canzlei und 
darzu neue Regenten verordnet Doch behaltet die Kaiser- 
liche Majestät ihr bevor, wo ir Majestät persönlich in die bestimmbte 
Furstenthumb und Lande kompt, obangezeigte Regiment zu ihrer 
Majestät zu erfordern selbst regieren oder bleiben zulassen 

Ferner beschwerten sich die Landstände, dass sie zuwider ihren 
alten Privilejden vor das fürstliche Kammergericht gefordert würden, 
statt sich „in ihren T.audts Rechten zu rechtfertigen'*. „Auf diesen 
Artikel hat die kaiserliche Majestät auf bemelter Landschaft begereu 
das lü rötlich Kammergericlit abgethan.*' 

Eiuc weitere Beschwerde war die wegen nngcbülirlicher Ein- 
ziehung verliehener Güter zum Nachtheil vorhandener Erben. «Solch 



1508—1509 Generallandtaf in Salz- 
burg. 

1509 mehrere Tiroler Landtage. 

1510 Delegation nat^h Augsburg. 
1512 Ausscbusslandtag in Gras. 



1515 Ausebaastag drMer Laadtage 

in Graz. 

1515 in Wr.-Neustadt uud Jktruck, 
in Marburg und Laibach. 

1517 Landtag in Wels. 

1518 Landtag in Innsbruck. 
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der Landschaften Bitt und Begehren will die kaieeriiche MajeeUlt 
genediglkh eingedenk sein nnd liederlich nichts vergeben.^ 

Sodann bitten die Landschaften: ^Kaiserliche Ilajestät wolle 
dieser Lande jedes mit beständiger gnter Hftntx*^ versehen: was 
der Kaiser zu eifiUlen Terspricht nnd «daizn will Kaiserliche Ma- 
jestät einen erbam Mflnzmeister so solcher Sachen verständig sei 
verordnen.'* 

Die Landschaften begehren anch, «dass niemandts in Rerhts- 
saehen ausser Landts gezogen werde^; ^ darauf ist Kaiserliche Ma- 
jestät antwort nnd Meinung das inänniglich m der Isten Instanz bei 
seinem ordentlichen Gericht beleiben nnd davon nit gesogen oder 
geladen werden" solle. 

Sodann folgen Beschwerden über Missbränche und Uebergriffe 
der fürstlichen Waldmeister, Bergrichter, Knappen, sodann „Kais^ 
licher Majestät Vitzdombeo, Pflegern, Monitem, Landrichtern und 
Amtleuthen ", endlich Klagen gegen ausserordentliche kaiserliche 
Conunissionen , die den ordentlichen Gerichtsgang stören und hem- 
men. All das ^will die Kaiserliche Majestät abstellen" u. s. w. 
Weiters soll der Priestarstand bei seinen geistlichen Gütern und Frei- 
heiten erhalten, Strassen und Wtgfi^ auf denen der Landesfärst 
„Mäut und Zöll" erhebt, sollen „in gutem Wesen" bewahrt, weg^ 
der Lehensbriefe die Parteien in der Kanzlei nicht bedrückt werden, 
auch sei den Parteien, die beim Kaiser Recht suchen. Recht zu ge- 
wahren, die Landschaften vor Wildschaden zu bewahren, die an Un- 
garn, Böhmen und Mähren verpfändeten Städte und Schlösser aus- 
zulösen und die Ehrenhändel ^in den Lands- und Hofrechten'' zu 
erledigen. Alle diese Forderungen verspricht der Kaiser zu erfüllen. 

Ausser diesem allgemeinen Lihell. ..darin der fünf niederöster- 
reiehischen Länder Beschwerden erledigt werden erhielt noch jedes 
Land ein besonderes Libell. so z. B. öteiennark eines, worin die 
„Mängel und Gebrechen so dess Fürstenthumbs Steier Ansscliuss 
und Gesandten der Kaiserlichen MaiestSt autf dem gehaltenen Reichs- 
tag zu Augsburg fürgehrarht h il ti und dabei der gedachten Kaiser- 
lichen Majestät Antwort und bescbeidt Ihnen darauf geben", ent- 
halten sind. 

lu diesen iM sondereu Libellen bringt jt Laudscliall ihti- liesuu- 
deren Schmerzen vor, so z. B. beschwert .sicli die steirische Land- 
schaft an erster Stelle, dass, wie wohl sie «verschiedener Zeit die 
Juden mit schweren Kosten aus dem Laude kauflFt und Ihnen ein 
Zeit zugelassen haben, darinn sie Ihr Forderung und Spruch gegen 
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den Christen rechtfertigen oder zu amt bringen und die hieuach von 

ihnen unbekümmert bleiben solten * 

Darauf verspricht der Kaiser, dass „es zwischen Jutlt u und 
Christen gehalten werde nach laut der Vertrag vormals autgerii ht". 
Femer wurden Beschwerden vorgebracht, dasa das landesfürsi liehe 
Salzamt in Aussee gewkse Ifflnsen beanstände, dass die Wege im 
Ennsthal und bei Bottemnann in schlechtem Stande sind; dass die 
„Bürger rar der Nensladt etwa vil mit bui^fatischea und österrei- 
chischen Weinen über den Semmering in das Laad Steier handeln** 
(also den steurischen Herran mit besseren Weinen Concurens macheu); 
dass Hftndler den Ungarn ihr Vieh nnd andere Nahrungsmittel in 
Ungarn abkanfm nnd Zwischenhandel trdben, statt dass die Ungarn 
selbst die steirischen Mftrkte besuchten; auch soll man die unga- 
rischen Sanflevte mit ihren Waaren nicht durchziehen lassen, sondern 
sie zwingen, auf den steirischen Märkten diese Waaren (Vieh und 
Rohproducte) fefl zu bieten; dagegen sollte den ausländisdien Hau- 
fflrem (Schotten) der Hannrhandel in Steiermark verboten werden; 
den Städtern nnd Härktebewohnem möge ihr Steueranschlag ver^ 
ringert, der Weinanürohlag zu Schottwien möge abgeschafft werden 
n. dgl. Auf all dies ist die Antwort des Kaisers mehr weniger 
gleichlautend: „Eaisexlieher Majestät Meinung ist^ dass durch Ihrer 
Majestät Regiment aber die nnd ander ihre Beschwerung Handlung 
und Wendung darum beschehen soll und dass es gehalten werde 
wie von alter herkommen ist'^'^ 

Ss ist schwer, bei aufmerksamer Betrachtung dieser Libelle 
sich des Eindrucks zu erwehren, dass es der „Kaiserlichen Majestät^ 
mit ihren verclausulirten Bewilligungen und vagen Versprechungen 
den egoistischen und unvernfinftigen Forderungen der Herren Stände 
gegenflber nicht recht ernst und dass es „Kaiserlicher Majestät*^ 
in erster Linie um die „Hilfe'' der Landschaften zu thnn war und 
in zweiter Linie um Befestigung der monarchischen Gewalt duich 
Einflihrung und Organishrung landesfilrstlicher Behörden. 

Thatsächlich finden wir, dass ^dchzeitig mit der Abfassung 
dieser Libelle (AprU 1510) die Stände der Erbländer ihre „Hilfe** 
leisteten — so z. B. Steiermark ad 000 Pfund Pfennige und von je 
200 Pfund GHllt je einen Reiter und zwei Fussknechte."* Und ähn- 
lich die anderen Länder. Dass es aber mit der Befriedigung der 



^ Landhandfeste for Steiermark 1 ^ Krones II. 589. 

im s. 94—54. I 
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sellwteüclitigen WfinBclie der Stisde seine guten Wege hatte, be- 
weist am besten, dass in den folgenden Jaluren fast alle dieselben 
„Besehweningen** von den Stftnden wieder erbeben weiden — wo- 
rauf der Kaiser von neuem seine Versprechungen wiederholte, die 
Stände wieder ihre „Hilfe** leisteten und neue Libelle mit nach 
Haus nahmen. Schliesslich war aber in diesem ewigen Kampf der 
Stünde mit der monarchischen Gewalt die letztere entschieden im 
Vortheil. 

Acht Jahre nach den Augsburger Libellen wiederholte sich 
diese Oomddie in Innsbruck, wo auf einmal sieben Libelle ausge- 
fertigt wurden (fünf für die niederösterreichischen Lande, eins für 
Tirol, eins für die habsburgischeu Vorlande). 

In (lein ,,Innsbrucker Libell für die nieder- und oberdster- 
reichischen Lande^*^ erklärt Maximilian, dass er mit den „geord- 
neten Ausschüssen der nieder- und oberösterreichischen Lande „ain 
Rustiguugs-Ordonnans dann yerstand und ainigung aufigericbt" 
habe, „darbei sie uns auch zur erledigung etliches unseres Cammer- 
gutes ain Summa benamtUch 400,000 Gulden Kbeinisch Ehrung und 
Hilfgeld bewilligt und zugesagt' ^ Das um diesen Preis ausgefer- 
tigte Libell enthält folgende Beschwerden und kaiserliche Erlässe 
oder eigentlich Versprechungen. Der Kaiser hatte, um sich Geld 
zu verschaffen, unter dem Titel Glaitgeld eine Abgabe von Vieh 
und gewissen Waarentransp orten (Seife etc.) verordnet und diese 
an eine Gesellschaft verpachtet. Gegen diese Abgabe und dieses 
Monopol beschweren sicli die Stände — der Kaiser willigt in die 
Aufliebung. Audi andere mittlerweile (selbstverständlich für Geld) 
concessionirte Haudelsge.sell.scliaften werden aufgeholicii. Man könnte 
versucht sein, dieses Vorgehen des Kaisers wenig würdevoll /u tin- 
den. Erst wurden um theures Geld Privilegien, Concessioneu, 
Monopole an Kauücute verliehen; dann wurden diese Verleihungen 
wieder für ständisches Geld widerruten und aufgehoben. Doch 
dcarf nicht vergessen werde?i. dass alles das unter dem Zwange 
historisclier Nothw eudigkeit geschieht. Es handelt sich da 
immer um die Erhaltung des Staates, um Füllung der ewig leeren 
Kassen der Staatsverwaltung — um Mittel zur Vertbeidigung des 
Staates gegen äussere Feinde. War es da wohl der AViüe des 
Kaisers, der für dies Vorgehen maassgebend war? mit ni(diteii, es 
war die historisrhc NotbweuUigkeit, deren Joch schwer auf Maxi- 
milian lastete, uiiu wenn die Staatsverwaltung zu solchen wenig 
würdevollen Mitteln, sich Geld zu verschaffen, griff, so war es die 
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mangel^afle Organisfttioa der Finanzen, die SeltMUcht nnd geringe 
OpferwilUgkeit der benaelmiden KlaoMB, die daxaa Sdivld trog. 

Wdftera Beschwerden der Stftnde imd Ab1ii]£B?ei8pfeeben des 
KaiserB begehen sich auf wideireditiiebefl Einzieben -wtm Ldieo seiteoa 
geistlicher FftratennndMbieii; avf Emchtung „ordentUeher Lehen- 
bfteher^ über landesflirsttiehe Lehen, auf Beaetiang der landeaf&iat- 
liehen Lehenegerickte mit paHtus euiHae; aaf Abetellnng und Auf- 
hebnng ertbeüter Freiheiten und Ptlvüegien an Einzelne, die den 
Rechten nnd Freiheiten der (Jesammtheit abtrftglicb seien. Auch 
sollte der Kaiser keine nngeblUirlichen Ezpectaozen auf TodeaftUe 
der Besitzer von Leben nnd geistlichen Beneficien oühenen; jedermann 
bei seinem ordentlichen Gerichte belassen; die Yerlassenschaftsab- 
handlnngen dnreb das zustehende Gericht nach vorgenommener In* 
Tentarisimng pflegen lassen; Testamente nicht durch widerwärtig 
,befel*^ aofhebenji landesföistliche Ansprache nicht anders als dnrch 
Kammerprocuratoren yor dem ordentlichen Gerichte vorbringen ; Vor- 
mundschaften Yon den ordentlichen Gerichten nach Gewohnheit eines 
ieden Landes behandeln lassen; in die Bechte der Eltern nnd Vor« 
mflnder beznglich Yerbeirathnng ihrer Kinder nnd Mflndel nicht ein- 
greifen; die sich häufenden TodschlSge gerichtlich bestrafen lassen; 
viele Missbrftuche ^der Geistlichkeit in Ansehung der Yerwaltnng 
der Pfründen abstellen oder auf Abstdlnng derselben beim Papste 
dringen; endlich allerlei Missbräuche (Gelage und Prunk) derWirtbe» 
Eanfleute, Handwerker und Tagwerker abstellen lassen. 

In dem zweiten gleichzeitig ansgesteUten Libell wiederholt 
der Kaiser das schon so oft gegebene Versprechen, keinen Oifensiv- 
krieg ohne Bath nnd Willen des Landes zu beginnen, OrtsschlOsser 
nnd Flecken ,,mit ansehnlichen gebohrenen Landleuten zu besetzen*^, 
einen ^»Hofratiti* zu errichten und dessen Mitglieder zu besoldeD^ 
seinen Hofräthen, Secretairen, Officieren und seinem „Hofgesinde*^ 
die Theilnabme an Haodelsgesellscbaften nicht zu gestatten; seine 
landschaftliche Kanzlei ordentlich einzurichten; die Ordnung des 
Kammergates aufrecht zu erhalten; die Silber- und Kupfer- Ausbeute 
des Landes nicht zu verpfänden und nicht weiter mit Schulden zu 
bescbwiuren; die gemeine Raitknmmcr in Innsbruck mit königlu hon 
Beamten aus den niederösterreichischen Ländern zu besetzen; „Re-, 
formirer des Kammergerichtes" anzustellen; das Regiment in Oester^ 
reich zu ergänzen nnd versuchshalber auf ein Jahr von Wien nach 
Bruck a. d. Mur zu verlegen; endlich die Missbräuche im Landiecht 
abzustellen. 

Onmplovics, Sta«tireeht 7 
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Wie gesagt, als positives Ergebniss all dieser organiaatoriBcheii 
und gesetasgebeiücfaen Maassregeln MaximiHans blieb ein, wenn aucli 
etwas schwankendes Geiüst einer Organisation von Behörden znrück, 
die, Tom Kaiser ernannt und von ibm abb&ngig, nach und nach mit 
dem monarchischenlnteresse sich identificiren mussten und eine sichere 
Statse der monarchischen Gewalt gegen ständisch-anarchische Ueber- 
hebnngen und Aapirationen bildeten. Das war das werthYoUe Erbe, 
das Maximilian seinen Nachfolgern hinterliess. 
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Uebersl<dit der polltisoheu Sntwttddongr; 

(1526— i»66.) 

5«. 

AVoLl halte Ferdinand «einen Gegner Zapolya besiegt und wurde 
von den Kroaten zn ihrem König erwählt,^ doch konnte er sich des 
rnliitren Besitzen Ungarns nicht erlrtMU'ii. Ein gefährlicherer, aus- 
wiirtiger Feind erstand ihm jetzt in den Tfirken. Lange Jahre 
dauerten die Kriege gegen dieselben, um die Herrschaft in Unfraru 
und Ferdinanil niusste dieselbe zu wiederholten Mahn mit jähriiciicm 
Tribute erkaufen ; das letzteiHul 1.>G2. ^uch seinem 1504: erfcdgten 
Tode folgte im Erijlierzoi;thum Oesterreich, in Böhmen, Ungarn untl 
anf dem deutschen Kuiäerihronc nach einander sein 8olm Maximi- 
lian II. bis 1576 — dessen Sohn Rudolf II. ldj> 1611, sodann des 
letzteren Bnider Mathias bis 1619. Uuuucrt Jahre waren seit dem 
Tode Maximilians 1. in nnaufhörlichen KUmpt'cu um die habsbur- 
burtiische Herrschaft in IJöhineu und Ungarn verflossen und als 
Mathias 1619 kinderlos starb, hinterliess er seinem Vetter Ferdi- 
nand II. die österreichischen Lande noch immer in heller Emjjö- 
rung gegeu die habsbnrgische Herrschaft. Ferdinand II. musöte &ich 
dieselbe vorerst in Böhmen mit den Waffen in der Hand von neuem 
erkämpfen. Das Kriegsglück begünstigte ihn; in der Schlacht am 
weissen Berge 1621 schlug er das ihm feindliehe Mhmisohe Heer, 
worauf er unter dem widerspenstigen böhmischen Adel ein solches 
Blutbad anrichtete, denselben durch Gefängnisse, Gfiterconfiscationen 
und Landesverweisungen so gründlich vernichtete, dagegen mit den 



^ Am 1. Januar 1527 s. Kukulje- i et SUMOmoe, ZagrabiM 1862. Bd. IL 
^cs: Jwra ngni Owiftae, DalmaHaß | SO. 
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demselben abgenommenen Gfiteni sdne Anhtager so leiehlicb aus- 
stattete: dass diese eine Schlacht am weissen Berge znr endgiltigen 
Befestigung der liabsbnrgilchen Hemcbaft sowohl in dem nnmittel- 
bar betroffenen Böhmen, als anch in den deutschen Erbl&ndern, 
deren StSnden damit theils dn heilsamer Schrecken eiugcjagt, theils 
ein warnendes Beispiel der Energie gegeben ward, mehr beitrug, als 
all* die ESmpfe der lotsten vier Habsburger. 

Die Schlacht am weissen Berge giebt den Habsbnrgem die nn- 
bestrittene Herrschaft in Böhmen und hat dem ^isterrelchisehen Staate 
für mehr als zwei Jahrhunderte wieder Ruhe und Frieden — in den 
deutschen Erbländem und in Böhmen — verschafft 

Daza trugen die einschneidenden Inneren Verwaltungsreformen 
Ferdinands II. (Terneuerte Landesordnnng in Böhmen 1627) das 
Ihrige bei. Wie wechselvoll auch sich für Kaiser Ferdinand II. 
die auswältigen Angelegenheiten in Deutschland gestalteten (SOjäh- 
riger Krieg), in den österreichischen Erblauden und in Böhmen 
blieb er unbestritten der mfichtige Herrscher, und hier hinterlless 
er bei seinem Tode seinem Sohne Ferdinand III. (1637) die unbe- 
schrftnkte Herrschaft (nur Tirol kam an einen habsburgischen Her- 
zog), und wenn auch der dreissigj&hrige Krieg damit endete, dass 
die deutsche Kaisergewalt betrSchtlich geschwächt wurde und 
Ferdinand III. nur mehr ein Titularoberhaupt der selbstständig ge- 
wordenen deutschen Landesherren blieb (Westfälischer Friede 1648), 
so stieg doch in demselben Maasse seine Monarcbengewalt in Oester^ 
reich (mit Ausnahme Ungarns). Diese volle Sonveränetät hinterliess 
er 1657 seinem Sohn Leopold I., der auch die deutsche Kaiser- 
wOrde, die jetzt mir noch ein bedeutungsloses Anhängsel der Öster- 
reichischen Monarchengewalt war, von seinem Vater erbte. Seine 
lange Regierungszeit (bis 1705) verging unter wiederholten Kämpfen 
gegen die Türken und Magyaren, doch behauptete er seine öster- 
reichische Herrschaft in ihrem ganzen Umfange und übergab sie un- 
gescliinälert seinem Sohn Jo^ef 1.. dem nach kurzer Regierung sein 
Bruder Karl VI., der letzte männliche Sprosse des habsburgbchen 
Hauses folgte. 

Was seit der Schlacht am weissen Berge mühevoll gebaut 
wurde, das vollendete Karl VI. Das habsburgische Haus war im 
Zenith seiner Macht in Oesterreich angelangt. Dem Bestreben, die 
erlangte und festbegründete Macht in seinem Hause ungeschmälert 
«u erhalten, gab Karl VI. in der pragmatischen Sanction Ausdruck, 
welche als Hausgesetz der österreichischen Regentenfamilie die üu- 
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tfaeflbaikeit Oestaireicbs und nach AoBsterben des Mannsstammds 
der Hababuiger, die Erbfolge aucb in der weiblichen Nachkommen- 
acfaaft festsetzte. Die Annahme nnd Anerkennung dieses Hausge- 
aetzes durcb die Landtage der einzelnen österreichischen Xftnder 
und auch seitens anderer europäisclier Staaten kann als Beweis der 
grossen Macht dienen, welche die Monarchie nach Innen und Aussen 
bereits erlangt hatte. 

Nun aber folgte eine weitere Wandlung in der geschichtlichen 
Entwickelung Oesterreichs — die Abwendung Yon Deutschland, als 
Vorbereitung der ein Jahrhundert später zu etfolgenden Trennung 
▼on demselben. 

Der Umstand, dass Karls VT. Tochter, die letzte Habsburgerin 
Maria Theresia, nicht die deutsche Kaiserkrone gewinnen konnte, 
dagegen neben den österreichischen Erbländern die Krone von 
Böhmen und Ungarn behielt, gab den ersten Anlass zur selbst-* 
st&ndigen Gonstituirung der österreichischen Monarchie 
als eines von Deuts( bland vollkommen getrennten Reiches. 
Und wenn auch der Gemahl Maria Theresias, Franz der I., zum 
deutschen Kaiser gewählt wurde, so hatte das auf die Stellung 
Maria Theresias als Kaiserin von Oesterreich keinen Einfluss. 
Diese Entfernung und Entfremdung Oesterreichs als selbstständigen 
Staates von Dentschland inaclite nach dem Tode Maria Theresias 
immer weitere Fortscliritte, trotzdem ihr Sohu Kaiser Josef IL 
(1780 — 1790), sodanu dessen Bruder und Nachfolger Leopold IL 
und dessen Sohn Franz Ii. (später als Kaiser von Oesterreich 
Franz 1.) die deutsche Kaiserkrone behielten, die aber antiesichts 
der erstarkten und immer wachsenden Landesholieit und Souveräne- 
tät «ler deutschen Landesfürsten nur mehr eine blosse Würde be- 
zeichnete. Franz Tl. endlich vollzog die Trennung von Deutschland 
auch formell, indem er sich 1804 zum erblichen Kaiser von Oester- 
reich proclainirtf' und kurz darauf (6. Aui^ust 1806) die deutsche 
Kaiserkii Lie uiederlegte. Auf diesem Wege der Lostrennung Oester- 
reich» von Deutschland gim? es nun fort, bis 1815 auf dem Wiener 
Congresse die deutsche Kaiserwürde aufgehoben wurde und 
1866 Oesterreich auch aus der losen Verbindung mit dem deutschen 
Bunde ausschied. Die seit Jahrhunderten angebahnte Entwickelung 
ist nun an einem vorläutigen Ruhepunkte angelangt uud Oesterreich 
zu einem von dem deutschen Reich in all und jeder Beziehung 
vollkommen getrennten Kaiserthum uuter der erblichen Herrschaft 
des habsburglsch-lothringischeu Hauses herausgebildet. — Nach 
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dieser ToUkommenea Anssebeidung Oesteneicbs ans Dentachland im 
Jahie 1866 beginnt die neueste staatsrechtliche Entwickelnng, die 
sich historisch als die nothwendtge Folge der ganzen Yoransge- 
gangenen darstellt, nnd deren staatsrechtliche Bedentang in der Gleieh- 
berechtiguTig aller St&mme und Nationalitäten Oesterreichs mit dem 
bisher ansschliesslich herrschenden Dentochtbume zu sein scheint 
Inmitten dieser Entwicklnng stehen wir gegenwärtig. 

Ferdinand L nnd seine Verwaltungsreformen. 

(1586—1564.) 

8 28. 

Die Erwerbung eines grossen Lftndercomplexes durch die 
Herrscher Oesterreichs gab denselben so grosse Ifaehtmittel in die 
HSnde, dass das Kesultat des Kampfes zwischen ihnen und der 
herrschenden Klasse des Adels unausbleiblich der scbliessliche Sieg 
des monarchischen Absolutismus über stftndische Widerspenstigkeit 
sein mnsste. Dieser Sieg, der sich in der vorliegenden Periode 
▼ollzieht, findet seinen Ausdruck in einem neuen Staatsrecht der 
absoluten Monarchie, das sich langsam auf den Trümmern dea 
ständischen Staatsrechts erhebt. 

Die Herrscher Oesterreichs trachten sich einerseits TOn der 
Oberherrlichkeit des deutschen Kaiserthums frei zu machen, wobei 
es ihnen sehr zu statten kommt, dass sie selbst zumeist die deutsche 
Kaiserkrone tragen, andererseits verstehen sie es, mit den Macht- 
mittein sowohl ihres deutschen Kaiserscepters als auch des erwor- 
benen grossen Länderbesitzes die herrschenden Klassen in Oester- 
reich zu einem staatlichen Unter thanens tan d herabzudrucken, 
zu welchem Zwecke sie sowohl die städtische Bevölkerung, als auch 
das bisher dem Adel unterthftn^ Landvolk staatsunmittelbar 
machen und letzteres allmählig zu einem Staatsbürgerstande er- 
heben. Das ist die staatliche Arbeit, die den Inhalt der vorliegen'* 
den Periode der Entwickelnng Oesterreichs bildet. 

Alle staatliche Macht war unzertrennlich von der Gerichts- 
gewalt; man übte ersterc durch das Mittel der letzteren. Wollte 
man ine Ma(lit behaupten, musste man trachten, volle Gerichts- 
gewalt zu erlangen. 

So wie die stnafbVhe Macht iu derFeudalzeit zersplitterte, so war 
es auch die Gerichtsgewalt Der Graudherr übte sie voll und ganz 
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über seine Hintersassen — der Bischof, Abt oder das btift über 
die ihrig' n und ancb über ihre Städte, die reichsunmittelbaren 
Städte über Stadtbnrgcr und Stadtvolk. Nur als unmittelbare 
Obrigkeit übte der Landesfürst Gerichtsgewalt über seine Hofleute 
und Dienstmannen, und insofern sein Hof grösser, seine Dieustleute 
zahlreicher waren, ragte er mit seiner Macht über die der eiasselneu 
Feudalherren hervor. 

In der ständischen Zeit nahm die Macht der Stände als 
Körperschaft zu auf Kosten der Macht der Einzelneu, welche durch 
die Landfriedenstjesetze geschmälert wurde: es stieg dagegen die 
Macht der Kaiser, welche als oberste Lehnsherren die Gerichtsgewalt 
an sich gezogen hatten. 

In der nun beginnenden Periode nehmen die Habsburger den 
Kampf mit den Ständen auf, um die Macht der letzteren in ihre 
Hand zu bekommen. Zu diesem Zwecke trachten sie, nach drei 
Richtungen hin ihre Gerichtsgewalt auszudehnen — 1) in der Richtung 
auf die Landbevölkerung unter Einschränkung der GericlitsL':ewalt 
der Grundherren, 2) auf die Stadtbevölkerung unter Einschraiikuug 
derjenigen der Stadtobrigkeit, 3) endlich auf die Herren selbst 
durch Ausdehnung der landesforstlichen Rechte auf Kosten der 
Reichshoheit. 

Ein weiteres Ziel ihres Strebens mnsste die Vergrösserung ihrer 
i^iiiküufte durch laanspruchuahme von Steuern und die Bildung 
eines landesfürstlichen Soldheeres sein : beides konnte nur erlaugt 
werden durch Uebertragung kaiserlicher Regalien auf den Landcs- 
fursten, was den Habsburgem dadurch leicht gemacht wurde, dass 
sie seit dem Aussterben der Luxemburger meist die Kaiser würde 
nnd die Herrschaft ftber Oesterreich in einer Hand Tereinigten. So- 
wohl die Ausdehnung der obersten Gerichtsgewalt wie die wirksame 
Ansnfitzung der Regalien konnte nnr mittelst einer Behördenorgani- 
sation eifolgen, dio ans einor ron d«n Ständen abhängigen immer 
mehr 'eine landesf&istliche werden mnsste. Indem diese landesfiDist- 
lichen Beliörden Hebung ihrer Geiichtsgewalt imd der Ansnfttcnng 
der Rqialien dem Osteireichischen LandesüBrsten als ihrem Herrn 
gehoTcliten, glitt langsam das oberste Gesetzgebungsreeht und 
die soTiTeräne Hetrschermacht, die in der ständischen Periode zwischen 
Landschaft und LandesfOrst zersplittert war, in die Hand des Öster- 
reichischen Honarchen. Die Vorbedingung nun dieser grossen Um- 
wandlnng, das rohe und noch schwankende Gerüste einer Behörden- 
oiganisatiott hatte Maximilian 1. seinem Enkel Ferdinand L als kost- 
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barstes Erbe ül»erlassen. Dieser ab^r zeigte sich eines solchen Erb- 
theils würdig und ilmi vollkommen gewachsen — deun uu Stelle des 
rohun uud schwankenden Gerüstes wusste er mit fester Hand und 
klugem Herrscherblick eiiu u soliden und unerschütterlichen Bau zu 
setzen, der Jahrhunderte dauerte und in vielen Stücken bis iu uuser 
Jahrhundert hiuciii der österreichischen Monarchie den festesten 
Halt bot. Allerdings raus.ste Ferdinand I. gleich bei Beginn seiner 
Herrschalt mit den Ständen den entscheideudeu iiampt aut- 
nehmen. 

Letztere bliebeu deu Grundsätzen ihrer Politik getreu, wenn sie 
nach dem Tode Maximilians das von ihm eingesetzte „Regiment" 
nic'lit anerkenneu wollten. Denn eine ständische Herrschaft kauu 
nie uud uimmer die Continuität landesfarstlicher Behörden dulden, 
da doch die Macht des Landesfursteu selbst nach dem Tode des 
iedesmaligen Inhabers derselben in ihre Hände gelangt und durch 
die neue WahlkapitnlaAioii dem Naehfolg«r neu fibertragen wird. 
Die OsterreicliischeD StSnde mm protestirten gegen die nach Maxi- 
milians Tode foflgesetste Wirksamkeit des ,alten*^ Regiments und 
setEten ein neues dn. Ferdinand L behairt bei der BeebtsmSssig- 
kdt des alten Begiments, setzt die neuen Regeuten ab, macht den 
rebellischen Landständen einen regelrechten Process, präsidirt selbst 
in Wiener-Neustadt dem Gerichtshofe, der die Aufständischen yer- 
uitheilt und llsst die Vemrtheilten sofort hinrichten (153S). Diese 
blutige Inauguration der neuen Herrschaft war eine geschichtliche 
Nothwendigkdt — denn zwischen dem Princip der Erbmonaichie 
und dem ständischen Regiment gab es keinen Oompromiss. Es musste 
in einer blntigen Entscheidungsschlacht kommen; mit Ferdinand I. 
ging aus dersdben die Erbmonaichie als Siegerin hervor. In den 
Ostendchisehen Erblanden war damit die Herrschaft der Stände ein 
fir allemal aufs Haupt geschlagen — den Nachfolgern Ferdinands L 
blieb es yorbehalten, dieselbe Arbeit in Böhmen zu ToUffihren, in 
Ungarn zu Tersuchen. Ferdinand 1. aber ging rfistig an's Werk, die 
landesfDistliche, monarchische Gewalt vorerst in den {tatendchi- 
sehen Erblanden zu organisiren. Mit Beeret Yom 14. Deeember 1626 
erklärt er: ^Wir sind entschlossen, an unserm Hof einen stattlidien 
Hofirath von geschickten Personen, dazu wir etliche Landleute zu ge- 
brauchen gedenken, aufzurichten.*^ 



* Rosenthal, Di» Behordenorgani- Oesch. Bd. 69. Jahrg. 1887. 8. 65. 
eation Ferdinands L Arch. f. österr 
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Dieser ueue Hofrath trat aia »täudige landesturstliche Behörde 
schon 1527 in Thätigkeit, und zwar als eine einbeitliche Behörde, 
deren Conipeteuz sich auf alle österreichischen Erbläuder erstreckt«», 
wobei mit dem alten stS n d iscli eii Princip, dass in Sachen der 
einzelnen Lander nur LandcrtHiia 'liöriire zu entütheideu hätten, ent- 
schieden gebrochen wurde/' Kr w.u vdiwiHgend höchster Gerichts- 
hof für die Erblande, ohne jedoch der obersten nchterlicheu Gewalt 
des Landtslürstuü Eintrag zu thun, die vielmehr in allen ^hoch- 
wichtigen, tapferen und ansehnlichen'' Sachen unmittelbar in Action 
zu treten hatte. 

Neben dieser höchsten judicielien Behörde reorganisirte und 
stübilisirte Ferdinand I. den ^geheimen Rath" als oberste poli- 
tische Behörde, vornehmlich für die „gehairaen grossen Sachen**, 
doch sollten auch andere ^Parteiensacheu, Gnadtu" etc. an ihn zur Ent- 
scheidung gelangen, also wahrscheinlich solche nicht rein politische 
Sachen, die von politischer Bedeutung waren. >ieben diesen zwei 
obersten Behörden nahm die von ii^idiiiiiuJ reorganisirte Hof- 
kanzlei die Stellnug eines Hilfsamtes für die Ausfertigung der 
Beschlüsse derselben und aller kaiserlichen Emanationen ein. 

Zu dem Hofrathe als oberstem Gerichtshof und dem geheimen 
Rathe als oberster politischer Behörde trat als dritte oberste Be- 
hörde für die Finanzen die Hofkammer, die Ferdinand I. mit der 
Hofkanmierordnung von 1637 aiu flberkommenen Elementen reor« 
ganiflirte. Ihre Aufgabe war, die Finanzen der Erblftnder zu ver^ 
walten, respective die FinaozTerwaltmig der Lftttderkammem an be- 
an&ichtigen und eine Hebung und Vermebning der EinkAnfte des 
Lande^ilnrten aonutxeben.^ 

Ais letzte Schöpfung Ferdinands L, welche dem ganzen von 
ihm thdk neu gegrftndeten, theils refoirairten Verwaltungsoiganismus 
die Krone aofsetzte, kommt der Hoflcriegsratb in Betracht, für welchen 
am 17. November 1656 eine Instruction ausgefertigt wurde. Dienen 
doch gewisseimaassen alle die bisher erwähnten obersten Behörden, 
welche die innere Ordnung des Staates und Hebung der Finanzen 
zur Aulgabe haben, nur als Mitiel zum Zwecke der Aufirechterhal- 

^ Ferdinand J. verwirft ausdrück- 
lich jenes piU'Ücularistische Princip, 
um deflten Aufrechterhaltung die 
Stände so unablässig sich bemühen, 
in der Hofamter-lnstruction von 1537 : 
»Wir wollen nicht, dass der Lande 
halber hierin UnterMshied gehalten 



werde, darni wir sie des Ort> nit 
als Qesandte der Lande, sondern als 
-unsere R&tbe und Diener haben'. 

■::Rn-.'iithal 68). 

■* MiiiiiesteTis t? wöchoutlicli 
sollte die Uotkammer darüber beratli- 
scUagen, »ide mit ainichen erfaob- 
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tnnfif der Macht und des Ausehens der Monarchie, welchen Zweck 
unmittelbar zu verwirklichen Sache des Hofkriegsniths ist. In seine 
Competenz gehört die s^esammte Militärverwaltung, also: Beschaffung 
des Kriegsvolkes; Ausrüstuiiir des Heeres; Sorge für die Befestitriingen 
und für die iSaturalverf>llL;L;uiig der Wehrmacht. So schuf dcun 
Ferdinand I. das ganze Rüstzeug der absoluten Monarchie, durch 
SchaflFung der obersten Behörden für innere Ordnung, Finanzen und 
Wehrmacht, die alle vom Landesfürsten ernannt, von ihm abhängig 
seinen obersten Befehlen zu gehorchen hatten. Diesen obersten ,IIof*- 
Behörden als Oentralstellen wurde das ganze Netz der obersten Pro- 
vinzial'- als MittelbehOrden unterstellt. Zunächst die „Regierungen" 
(den heutigen Stattlialtereien entsprechend), die in ihrem engeren 
Wirkungskreise die TerseMedeben Yerwaltiuigs- und Jnrisdidtons- 
thätigkeiten, die in den obersten Behörden avseinander fielen, in 
ihrer Competenz vereinigten nnd ihrerseits wieder Aufeiehtsbehj^rden 
nnd höhere Instanzen Ar die LooaWerwaltnng nnd Rechtsprechung 
der Städte nnd des flachen Landes ihrer Provinzen waren. Neben 
dm Regierungen standen nnr noch die ^Raitkanimem'' als Landes- 
finanzbehörden, da der Umfang der Finanzgeschäfte, weiche sowohl 
die Domanialeinkflnfte als anch die Regalien, Abgaben and Stenern 
umfassten, bereits so gross war, dass fftr dieselben anch in den 
Ländern eigene Behörden geschaflen werden mnssteo. Endlich schuf 
Ferdinand neben Regierungen und Raitkammem zur Vertretung der 
Interessen des Fiscus in streitige Angelegenheiten das Amt da 
Kammerprocuratoren, aus dem sich die heutigen Finanzprocuraturen 
und Staatsanwaltschaften entwickelten. 

So festgefügt war dieser ganze von Ferdinand I. begründete 
einheitliche monarchische Verwaltungsfirganismus, dass ihn die fol- 
gende, mehr als ein Halbjahrhundert dauernde Zeit erneuter Erb- 
theilungen der habsbui^chen Monarchie nicht erschüttern konnte. 
Denn in schroffem G^egensatze zu dem energischen Streben seiner 
ganzen Regiemngszeit, die Einheit der Monarchie herzustellen, steht 
die letztwillige Verfägang Ferdinands I. dato Wien, den 25. Februar 
1654, womit der alten unseligen privat-familienrechtlichen An- 
schauung Rechnung tragend, die Dreitheilung der habsburgischen 
Länder unter die drei Brfider: Max, Ferdinand und Karl bestimmt 
wurde. An dieser VerfAgang mag man es ersehen, wie schwer 



lichem Fueg neue eiukonuaen ge- 
macht und also unser mmer in dem 
und andern wog zu dnem auf- 



nahmen gebracht werden mög"*. (Ro- 
aentbal 179). 
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sich Tieue, wenn aucli noch so gesunde Ideen und Tendenzen Bahn 
brechen gegenüber alteingewurzelteu Anschauungen und Sitten. 
Vierzig Regierungsjahre kämpfte Ferdinand I. schwer für die Einheit 
der habsburgischen Lande; dieser Idee brachte er die grössteu per- 
sönlichen Opfer; sein ganzes Verwaltuugsreformwerk diente der- 
selben; ihr zu Liebe zögerte er nicht, gegen ständischen Seperatis- 
mns und ständische ünabhängigkeitsgelöste mit unerbittlicher, aller- 
dings von historischer Nothwendigkeit dictirter Strenge vorzugehen: 
nnd doch war er nahe daran, das mühselige "Werk seines Lebens 
durch seine letzte Verfügung, die mehr dem Herzen des Vaters als 
der Politik des Herrschers zur Ehre gereicht, in Gefahr zu 
bringen. 

Allerdinfrs behielt im Sinne der alten Familientrndition der 
Aolteste, Mnx Ii., mit dem Stammland Oesterreicli die zwei anderen 
Hauptlander der Monarchie, Böhmen und L'nfjarn, und war es auch 
ein grosses Glüek. dass nicht nur die zwei jüngeren Bruder. Ferdi- 
nand von Tirol und Karl, dem Tn»ier5stprreirli zufiel, ihren ältesten 
Bruder stets als das Haupt der Dynastie anerkannten, sondern 'In-^s 
obtnulrein derjenijje. de??) die inuerösterreiehisclien Lande, Steier- 
mark, Kärnten und Kraiu zufielen, Karl IL, in eminent Staats- 
mSnnischem Geiste die Politik seine.s Vaters mit voller Energie 
aufnahm, den Kampf gegen ständische Opposition mit aller Kraft 
weiterführte und so in diesem wichtigen Erbbe.sitze der Habsburger 
den Boden für monarchischen Absolutismus sorgfältig vorbe- 
reiten half. 

Nur diesen jrlücklichen Umständen ist es zuzuse]ireil»en. dass 
die von Ferdinand 1. inaugnrirte staatsrechtliche Entwickelung 
Oesterreichs vom ständischen zum monarchischen Staat durch das 
von ihm selbst verschuldete iiallte Jahrhundert neuerlicher Erb- 
tbeihmL^eu iu keiner foli^enschweren Weise unterbrochen wurde, und 
dass man speciell die Herrschaft Karls II. in Innerösterreich als eine 
erfolgreiche Fortsetzung der Bemühungen Ferdinands L anerkennen 
muss. Ja noch mehr: Karls IL Regierung in Iniuni.Ntri reich ist in 
dieser Richtung sogar erfolgreicher als die Regierung des Hauptes 
der Dynastie, Kaiser Max II. in seinen Ländern — was allerdings 
damit zusammenhängt., dass diese Arbeit der Niederwerfung stän- 
discher Opposition leichter in den kleinen innerösterreichischen 
Landen, als z. B. in Ungarn zu bewerkstelligen war, wo noch die 
Herrschaft der Habsburger selbst, immer wieder durch Rivalen und 
nationale Gegenkünige bedroht und in Frage gestellt wurde. 
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Daher ist aber auch das innerösterreichische Regiment Karls IL 
ftbr die staatsrechtliche Entwickelung Gesammtösterreichs von her- 
vorragender Wichtigkeit, weil sich hier embryonisch deijenige Pio- 
zesB der MonRrrhisinincf des Luides vollsog, der dann in grossem 
/ Maassstabe in der Gesainnitmonarchie sich wiederholte. Wir mässen 

daher die Regierang dieses Erzherzogs etwas genauer in's Auge fiassen. 

Innerösterreloh unter Erzherzog Karl IL 

(1664—1690.) 

§«9. 

Unter Ferdinand 1. griff in Oesterreich die Reformation mächtig 
um sich. Es ist hier nicht der Ort, um die Ursache der Entstehung 
des neuen Glaubens auseinander zu setzen; das aher steht fest und 
darüber sind aUe Historiker einig, dass ständische Oppositionen so- 
wohl in Deutschland wie in Oesterreich der neuen Lehre nicht blos 
aus sachlichen, religiuseu Gründen sich zuwendeten, sondern dass 
sie dieselbe für weltliche Interessen zu verwerthen bestrebt 
waren.^ 

Denn einerseits schielten die gewinnsüchtigen Stände der inner- 
dsterreichischen Länder mit Ifistemem Auge nach den grossen Be- 
sitzungen der Kirchen und Klöster, die bei Annahme der neuen 
Lehre nothwendigerweise ^nnter die Lente** kommen mnssten, und 
andererseits war ihnen die Kirche auch als eine der Dynastie ver^ 
bündete Macht in ihren Unabhfingigkeitsbestrebnngen nnd anarchi- 
schen Tendenzen hinderlich. Bei der Uebernahme der Regierung 
lunerOsterrdchs sab sieb nnn Erzbensog Karl der alten stftndtscben 
Opposition in neuem Gewände gegenfiber, denn nun, so biess es, 
bandelte es sich um Freiheit des Glanbens, um Gewissensfreiheit — 
nun machte man dem LandesfÜzsten als dem Cnterdrücker der nenen 
Lehre Opposition* Man gewann dadureb eine Menge Yorwände und 
konnte die eigentlichen Zwecke geschickt maskiren. Man klammerte 
sieb an Kleinlicbkeiten und Förmlidikeiten, nm nur den Kampf gegen 
die landesffiistlicbe Macht zu unterhalten; so z. B. indem man von 
dem katholischen Erzherzog verlangte, er solle in der Eidesformel, 
mit der er des Landes Fieibeiten zn bescbwdren hatte, die „Hei- 
ligen'' weglassen und durch ;das „Evangelinm^ ersetzen. Karl lehnte 

^ «Der neue Herrscher fühlte .... i zu Gunsten des Evaugeliuiüs auch 
dass in dm. Bestrebungen der Stände { das Ankämpfen wider die landesfürst- 
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diei Amimimi eatflchiedeii ab. Nan beginnt von Selten des Lande»- 
fUnten eine systematiscbe Ansmennng des Ptotestantenthmns. Die 
protestantischen „FrädicaDten" werden ans den StSdten ausgewiesen; 
anf eine diesbesfigliohe VoisteUnng der Si&nde antwortet der Erz- 
henog, dass die Stfidte ansschßeflslieh dem Landesföisten unter- 
thfinig seien, den Stftnden daber kein BÜnmischnngsreebt ntstebe. 
Als ibm sodann anf dem Landtag von 1671 die Stftnde Schwierig- 
keiten bereiteten und Geldbewilligungen an Ulstige Bedingungen 
knüpften, Utote Karl den Landtag anf. 

Doch waren beide Parteien, Landesf&rst und Stände, bald wieder 
gezwungen, mit einander in Unterhandlung zn treten: denn einer- 
seits bedurfte der Adel des landesförstUchen Schutzes angesichts des 
ansgebrochenen Bauernkrieges, andererseits zwang den Landesförsien 
die drohende Tfirkenge&hr, von den Ständen Hilfe zn verlangen. 
So kam es denn zur Pacification vom 24* Februar 1572, worin Karl 
dem Adel Glaubensfreiheit zusicherte, dieselbe jedoch nur auf die 
adeligen Stände bescbzäjikte. Kurz darauf, im Jahre 1574, wurde 
zwischen Karl und den steirischen Ständen eine «neue Reformation 
des Land- und Hofrechts^ vereinbait, worin die Competenzen des 
Landeshauptmanns und Landrerwesers festgestellt, deren Terhältnisa 
und Stellung den Ständen gegenüber klar umschrieben, aber auch 
die Pflichten der Landherren dem Grerichte gegenflber, ftberhaupt für 
dieses oberste G^cht des Landes eine Gerichtsordnung bestimmt 
wurde.ß 

Gleichzeitig wurde auch eine ^Peinliche Gerichtsordnung'^ er* 
lassen, in welcher vor allem den Ständen zugesichert wurde, dass, 
«was die geadelten Malefiz-Personeu betriflFt, es bei der geraeinen 
Landschaft Freiheiten und All löblicheu Herkommen bleiben solle. '^^ 

Als Ergänzung der so reformirten Civil- und Strafprocessordnuug 
wurde endlich (1577) die von Ferdinand I. erlassene „Gem.-Ordnung 
und Reformation guter Polizei^ «mit Vorwissen und rätblichem Gut- 
bedünken einer allgemeinen Ersamen Landschaft'^ wieder ^aufge- 
ricfatet'^. Kärnten und Krain erhielten gleichzeitig dieselben Gesetze. 
In allen diesen Gesetzen aber wird der Willkür der Landherren mit 
Energie entgegengetreten und ihre Machtsphäre sowohl nach oben 



liehe Qtwah sieb berge". Krones 

fll 326. 

* Einer ersamcu Landschaft des 
loblieben Färstenthums Steyer neu 
mftsste Refonalion des Land* und 



Hofrechts (1575 Augsburg). 

' Des löhl. Fürsteuthiiras Steicr. 
Landt- u. Peiulich Gencbtöoiduuug. 
Augsbttq^. 1578. In 8 Theilen. 
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dem Landesfürsten gegenüber, wie auch namentlich naeh unten gegen- 
über ihren Uuterthaueu eingeengt. "Es ist die laadeafÜnUiche Ge- 
walt, welche in all diesen Gresetzen Schritt für Schritt die Grenzen 
ihrer Macht erweitert, und Karl IL schreitet hier fest und unent- 
wegt auf den Bahnen vorwärts, die sein Vater, Ferdinand I., betreten 
und seinen Nachfolgern vorgezeichnet hatte. 

Allerdings zwang die Noth d^ Zeit den Erzherzog zeitweilig 
aach zum Zurückweichen — so auf dem Bmcker Generallandtage 
1578, wo er den vereinigten Ständen der drei Lande gegenäber sich 
zu Zugeständnissen auf confesdonellem Gebiete veranlasst sah, die 
er dann im Jahre 1580 wieder zurfLcknahm und ein Jahr später 
wieder in Kraft setzte. Aber unangefochten von diesen Schwan- 
kungen des auf den Landtagen geführten Kampfes mit den Ständen, 
wirkte im Stillen die auf Grund der erlassenen Gesetze in regel- 
rechten Bahnen sich bewegende Verwaltung der landesf&rstlichen 
Behörden, die um die einstige Willkfir und ^Freiheit*^ der Landherren 
immer engere Schranken zog. Und es ist bezeichnend genug, das» 
es gerade Karl IL war, der, um seinem landesfftrstlichen Wirken 
auch den entsprechenden geistigen RUckhalt zu sichern, die Grün- 
dung einer katholischen Landesuniversität in^s Werk setzte (1586). 

Oesterreich unter Maximilian II. und Ferdinand II. 

(1564—1637.) 

Wenn Max IL, ungeachtet er das Haupt der Dynastie, Deutscher 
Kaiser und König von Böhmen und Ungarn war, in seinem Erb> 
lande Oesterreich gegen die Stände eine grössere Nachgiebigkeit 
zeigte als sein Bruder Karl II. in Innerösterreich: so ist der 
Grund dieser Eracheinungen gewiss darin zu sacheu, dass er 
seine ganze Energie und Actionsfreiheit sich für die Kämpfe in 
Böhmen und Ung:im bewahren und dass er in seinem Stamm- 
landf Oesterreich Ruhe und Frieden haben musste, um ungehindert 
mit den Ständen von Böhmen und Ungarn den Kampf um den 
Besitz dieser Länder fähren zu können. Man kann mit Fug von 
einer Theilung der Arbeit an der Vorbereitung der künftigen 
absoluten Monarchie zwischen Erzherzog Karl und Max IL 
sprechen, von denen der erste in Innerösterreich die landesfünitliche 
Gewalt festigte, während letzterer, nachgiebig und milde im Öster^ 
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reichischen Stammland, seine ganze Thatkraft der Befestigung des 
Besitzes der zwei grössten Kronländer Oesterreichs, Böhmens und 
Ungarns, widmete. Auch konnte Max II. io seinem Stammiaude 
nicht den neuen Glauben (hinter dem sich die ständische 
Opposition yerschanzte), den er in Bdhmen und Ungam anzu- 
erkennen gezwungen war, verfolgen, wollte er den B^ts dieser 
Länder nicht in Frage stellen. Und so erlangen denn die pro- 
testantischen Stftnde Ober- nnd NiederOstenreiclis Ton Kaiser Max II. 
eine Reihe wichtiger Zugeständnisse, allerdings aber nur die (adeligen) 
Stände, keinesw^ auch die dem Ptotestantismns nicht weniger an- 
hängenden landesfftrsüichen Städte, ein Umstand, der deutlich die 
politischen Beweggründe dieser Zugeständnisse verräth. 

Den Reigen derselben eröAiet die Verfügung vom 5. September 
1664, welche das katholische Glaubensbekenntniss als Bedingung 
der Promotion an der Wiener Universität besdtigt. £s folgt auf 
dem Wiener Landtage 1568 die Gestattang freier Religionsnbung 
an den Adel Oesterreichs auf dessen Gutem in Haus nnd Schloss, 
jedoch unter der Bedingung, dass sich die Evangelischen tiber ihre 
Kircfaeuordnung einigen.^ Endlich erlSsst der Kaiser die Resolution 
von Prag vom lA. Januar 1571 fär NiederOsterreich (im December 
desselben Jahres für Ober<»sterreichX womit dem Herren- und Ritter- 
stande, sammt Gesinde und Unterthanen, gegen einen Revers 
die katholische Kirche nicht zu benachtheiligen, die evangelische 
Glaubensübung gestattet wird. 

Wenn Kaiser Max II. der ständischen protestantischen Oppo- 
sition soldie Zugeständnisse in seinem Erb- und Stammlande 
machte, um wie viel nachgiebiger musste er in Bdhmen sein, wo 
die Stände ihren gewählten Königen gegenüber eine viel grössere 
Macht besassen, und gar in Ungarn, dessen Besitz ihm theils von 
den Tfirken, theils von nationalen Gegenkönigen streitig gemacht 
wurde. In diesen beiden Ländern hatte der Monarehismus noch 
Alles zu thun — sein Werk war da noch gar nicht begonnen. 
Aber Maximilians Nachfolger Rudolf II. (1576 — 1612) nnd dessen 
Bruder Mathias, der sich 1608 des Thrones bemächtigte und bis 
1619 herrschte, hatten einerseits nicht die persönliche Eignung, 
dieses Werk durchzufahren, andererseits konnten Zwistigkeiten in 
der HerrscherEsmilie und ewige Kämpfe mit den mächtigen und 
überlegenen Ständen Böhmens und Ungarns, um deren Gunst die 
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stroitoid«]! Mitglieder dm HerncheffamiUe bnblen masrten, dem 
Honarchisnros nicht znm Siege gelasgen laaaeo. So bHeb denn jene 
Ton Ferdinand I. in GesammtBeteneieh und von Erdieraog Karl in 
InnerOsterreich so gldcldich begonnene Action unterbrochen, bis^ 
nach dem Tode Mathias wieder ein Ferdinand» der Solm Ersberwg 
KarlB, ab echter geistiger Erbe seines Vaters nnd Grossvaten die 
Herrschalt Aber Gesammtiteteireich antrat nnd jene historische Anf- 
gabe seiner Vorfiahren vnd des habsbnrgischen Hanses mit Jtller 
Kraft wieder anfnabm. 

In den Osterreichischen Erblanden allerdiiigs war die Sache 
nicht schwielig. In InnerOsterreicb mnssten die StSnde Ferdinand II. 
bedingungslos bnldigen, die SteiennSrker 1690, die Eftratner und 
Erainer 1597, und auch in NiederOsterreicb» das keinen Erzherxog 
Earl hatte und das im Gegentheil unter Budolf und Mathias in die 
Balinen Ungarns und Böhmens eingelenkt war — auch in Nieder- 
Osteireich setzte Ferdinand II. kurz nach der Uebemahme der Herr- 
schaft den oppositionslustigen Stftnden einen peremptorischen Hnldi- 
gungstermin und trug kein Bedenken, diejenigen AdeUgen, die sich 
seinem Befehle nicht ffigten, 81 an der Zahl, in die Acht zu er- 
klären. Ebenso verstand es Ferdinand II., die StSnde OberOster- 
reiche sur bedingungslosen Huldigung zu zwingen. 

Nun blieben ihm aber noch, als der schwierigste Theil der 
Arbeit die nichtdeutselien EronlSnder Böhmen und Ungarn mit 
ihren Nebenlftndem fibiig. Zunächst kam Böhmen an die Reibe. 

Hier war die Au^be aus dem Grunde eine schwierige, weil 
die akathoHsehen Stände Böhmens durcb die Zugeständnisse Ru- 
dolfe IL (Mftjestätsbrief 1609) in den Defensoren ein geseteliches 
Organ besassen, das g^gen jede Maassregel der Regierung das Inter- 
esse der Evangelischen zu vertbeidigen befugt war. Als nun 1618- 
eine kaiserliche Gommission die Sperrung evangelisclier Kirchen in 
Braunau und Klo.st( rgi-ab veranlasste, traten die Defensoren in 
ActioD, beriefen eine Stände Versammlung nacb Prag, arrangirten eine 
SturmdepatatioD, die sich auf die Prager Burg begab und jenen 
berühmten Fenstersturz inscenirte, der zum Signal des bewaffneten 
Attfstandes ward. 

Schon damals, im Rathe des kranken Kaisers, war der Thron- 
folger Ferdinand gegen jedes Zuräckwetchen und fnr r&dcsichtsloses 
Vorgehen eingetreten, in Folge dessen es auch zum offenen Kriege 
kam, den sodann Ferdinand nach dem bald darauf erfolgten Tode 
Mathias (20./3. 1619) mit aller Energie fihrte, nachdem er nocb 
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schnell (28. Augiut 1619) sich in Frankfurt ctie deutsche Kaiser- 
krone aufsetzen Hess. Fast gleichseitig (27. August) schritten die 
böhmischen Aufständiachen in Prag zur Neuwahl eines Königs und 
wählten Friedrich von der Pfalz. In ganz Oesterreich g&hite es 
bedenklich; in Ungarn ward Gabriel Betblen zum Försten gewüblt 
— ein entscheidender Sieg der Aolirtftiidischen und Habsburgs 
Herrschaft wäre nicht nur in Böhmen und Ungarn, sondern auch 
in den £rbl&nderii gestürzt worden. Aber diesen entscheidenden 
Sieg trugen am weissen Berge die Kaiserlichen davon, und Habs- 
burgs Herrschaft triumphirte. Jetzt galt es, diese blutig erkaufte 
Herrschaft neu zu begränden — auf neuen gesellschaftli« hen Grund- 
lagen anfzuiichten. Die rebellischen Stande mussteu durch eine 
neue, an die siegreiche Macht durch materielles Interesse geknüpfte 
herrschende Klasse ersetzt werden. Kurz und gut, die Besiegten 
mussten enterbt und eine neue Adelsklassc musstc mit den Gütern 
<ler enterbten ausgestattet werden. Dieser eminent staatsrechtliche 
Process war ein Act der Selbsterlialtunj^ des Siej^ers. Die Neu- 
begründung aber der liabshurgischen Herrschaft konnte oflFenbar 
nur auf katholischer (Grundlage erfolgen — denn Protestantismus 
und ständische Unabhängigkeit hatten sich als identische Begrilfe 
erwiesen, der Monarchismus musste sich somit mit dem Katholicis- 
inus identificiren. Unter den gegebenen realen Verhältnissen konnte 
Keligion und Politik nicht getrennt werden.^ 

In welcher Richtung übrigens Ferdinand II. seinen Sieg über 
die ständisch«' Partei in BOiimeu auszunützen gesonnen war, das 
zeigt am «leutlichsten sein aus dem Jahre 1621 datirendes Testa- 
ment, worin er einerseits die Untheilbarkeit der osterreichiücheu 
Länder, andererseits? die lineare Erbfolge des Mannesstammes, und 
/.war des Jedesmaligen Ki s!L:rlioreuen festsetzt. Denn der Monar- 
ehismus in Oesterreich koimte nur gekräftigt und sichergestellt 
werden, wenn es dem jedesmaligen Herrscher möglich gemacht 
wurde, gegen uie emzeluen ^Landschaften" d. h. gegen die Stände 
der einzelnen Länder die uugetheilte Gesammtmacht des ganzen 
Rei< hes aufzubieten. Eine Zersplitterung durch Autonomisirung des 
Reiches war gleichbedeutend mit der Schwächung des Monarchit,- 
mus; daher ergab sich die Festsetzung der Untheilbarkeit und der 
Erbfolge mitErstgeburtsrecht als eine Maassregel der Öelbsterhaltunng. 

* Kroues ij.ll. 433; nennt die ka- I tischen Fehler: sie war eine histo- 
tholische Restauration einen poli- \ rische Nothwendigkflit 
Onnplowfcs, Stutsrecht 8 
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Was aber von Gnrnd aus umgestaltet werden miiwte, wenn der 
dieg des Monarchismus dauernde FrAcbte tragen sollte, das war die 
8tellnng der Stände der Krone gegenüber; die Oompetenz defielben 
niliBste eingescbriokt und diejenige der Krone so am^dehnt werden, 
daas sie das geeammte Gebiet der Geeetegebung und Verwattong 
ausschliesslich umfitfae. Diese Gonsequenzen des Sieges sog Fer- 
dinand Tl. in der «vemeneiten Landesordnung vom 10. Mai 1 527'^.^ 
Unter Berufung auf die Bestimmung der goldenen Bulle (1348), des 
liadislaischen Privilege von 1610 und des MajestStsbiiefs Ferdinand 1. 
von 1546 macht er aein nnd seiner Nachkommen Erbrecht als 
Herrscher von Böhmen für ewige Zeiten geltend, weist all und 
jedes Wahlrecht der Stände schroff zurück und erklärt die Erhebung 
diesbezüglicher Anspräche, sowie Anawetflong seines Erbrechts als 
Majestfttsbeleidigung strafen zu wollen (Art. I). Allerdings stutzt 
er dieses nicht unbestritten gebliebene urkundliche Recht zugleich 
nuf das Recht des Siegers, der mit Waffengewalt das Land eroberte 
und damit nun nach Belieben schalten und walten kann.^^ Als 
solcher ordnet er die öffentlich-rechtlichen Verhältnisse des König- 
reichs auf neuen Grundlagen, um künftigen Rebellionen vorzubeugen. 
In erster Linie nun wurden die Prärogative des Herrschers festge- 
stellt. Nnr ihm steht das Recht zu, die Landtage zu berufen. 
Ihm als dem König allein steht es zu, „Gesetze und Rechte" zu 
machen.^" Dagegen sollen Contributionen nur mit den Landtagen 
vereiiib;iit \s erden.''* Aemter besetzt der König, ebenso das könig- 
liche „Land-Recht" (Landgericht); letzteres soll alle Urtheile, in 
denen dem Beklagten .^T.eib und Teben. Treu und Ehre* abge- 
sprochen wurde, vor der I'xefution zur königlichen BestStigiing ein- 
.schicken (X.). Der König i>t oberster Kriegsherr; nur er kann 
Heerdienst anbefehlen. Niemand darf Truppen werben (XI), wer 
dieses Verbot überschreitet, wird als „Zerstörer gemeinen Friedens 
an Leib, Ehr und Gut gestraft" (XII). Heimliche Conspirationeu 
werden als Majestätsverbrech- u geahndet (XIII). Dem Könige steht 
das Keclit der Adelsverlei hung und der Auluahme sowohl von Aus- 



» 8. HistoriBGli« AotensMe aber | 

• I; st'indewesen in Oeaterreieb. Leip- ■ 
zig. 1848. Heft II. 

** Art. XX.: Nachdem Wir dieses 
unser Brb Königreich Böhmen mit 

zulässiger Gewalt, Gegenwehr und ! 
gewafl'ueter Hand eingenommen \ 



ArtXXIII.: ,Nach dem Wir dieses 

Unser Erb Königreich durch kostbare 
schwere Kriegs-Rüstungen wiedenuu 
erobert . . . 

" Art. IV. 

" Art. Vm. 

" Art. V. 
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l&ndeni wie InlSndeni m den SUnd der Henren in (XX); er be- 
sitzt das obenle «ad Mfinsregal (XXI); er verleiht die I«u)deB- 
Smter nach Gntdfinken, jedoch unter Attfrecbterhaltong der vom 
Jahre 1497 datirenden Beschrinknog, wonach gewisto Aemter nur 
uus dem Herren- oder Ritterstknde besetzt w^en sollen, welche 
Beschränkung aber insofern ihre frfihere Bedeutung Terliert, als dem 
König nunmehr das B/ßdki der Adelsverleihung und Standeserhöhnng 
nach Belieben zusteht; er verleiht Markt- und Mautrecbte, ver- 
fugt allein über confiscirte Güter (XVII); ist oberster Vogt und 
ächutsherr der Kirche, ohne dessen Bewilligung^ der Vermögensstand 
<lerselben nicht geändert werden darf (XXV). ^V;ls die hierarchische 
Ordnung der Stände anbelangt, so saM der geistliche Stand der erste 
sein; der Herrenstand mit Einschloss der Hensoge und Fürsten der 
zweite: den dritten bilden die Ritter, den yierten die Städte. 
Üie Attribute und Vorrechte jedes dieser Stände werden bestimmt 
und endlich die Abgaben der Städte (Ungeld und Biergeld) festge- 
setzt (XXXIV). Sodann werden die ständigen Landesämtw au%e- 
zäblt, die auch ferner iieibehalten werden sollen und in Gonseqnen/ 
des Grundsatzes der Erblichkeit die staatsrechtliehe Institution der 
ThronvacauK aufgehoben (Art. XLl). 

Sollte aber diese ganze Neuordnung der öffentlichen Verhält» 
nisse vor neuerlichen Angriffen und Erschütterungen geschützt 
werden, so musste die vermeintliche Ursache der „hochabscheu- 
lichen Rebellion", d. i. die Reformation mit der Wurzel ausgerottet 
werden. Und so cassirt denn die neue T.andesordnung alle in 
trüberen Jahren und von früheren Regenten zu (junsten der Neue- 
rer erlassenen königlichen Resolutioneo, Majestätsbriete, Landtags- 
beschlüsse Ii. s. w. nnd verbietet die Aufnahme von Akatholikeu 
ins Land und in die ötadte (Art. XXIII). 

Einige der in ahsolntistischem (leiste verfassteu Bestimmungen 
dieser „verneu« rti I.;iiide80rdnung werden wohl 'auch die neuen 
katholischen Stünde mit Besorgniss erfüllt haben, und .so sah sich 
denn Ferdinand II. veranlasst, einige Tage nach Publicirung der- 
.selben iu dem Majestatübrief vom 29. Mai die neuen Stande 

zu versichern, dass er dieselben bei allen Privilegien, welche der 
verneuerteu Landesorduung nicht zuwider sind, erhalten wolle. 
Au.sdrücklich widerruft er in derasclbun deu zu Guusten der Akatho- 
likeu erlassenen Maj»'-tati,lj.rief Rudolfs IL, wie er denn über- 
haupt alle Akatholikeu von der Wohltbat der standischen Privi- 
legien ausschliefst. 

8* 
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Dauernde Erwerbung tTnganis und Siebenbürgens. 

(Leopold 1. 1657—1705. Joseph 1. 1705—1711.) 

g 31. 

In Böhmen war jetzt Habsburgs Herrschaft auch staatsrechtlicli- 
begründet. Ferdinands II. Nachfolger, Ferdinand III. (1637 — 1657) 
und Leopold I., brauchten nur die staatsrechtlichen Errungenschaften 
Ferdinands II. festzuhalten. Der Akatholicismus, der eine Unab- 
hängigkeit der Stände von der Monarchie anstrebte, war pjeschlagen 
lind verdrSnpt. I>ie neuen, dem alten (jlaubcn angehörigeu Stände 
fügten sicli den Geboten der Moiiarchit'. nnd l)(><rnügten sich ihr 
gegenüber mit der gleichen Stellung, wie die der fc>täude ffer öster- 
reichischen Krbländer. Und nun, da die staatsrechtliche .Structnr 
der Gesellschaft in liehmeu derjenigen in den Erbländern gleich- 
gemacht worden war, konnten alle diese Länder znsaniiiien einen 
einheitlichen Staat unter dem Scepter eines hier nnd dort gleicher- 
weise erblichen Herrschers bilden. Aber was in Böhmen und mit 
Böhmen Itewerkstelligt wunie, süUte nun auch in Ungarn versucht 
werden. Hier war es noch immer der Reichstag, der thatsächlich 
über dem Monarchen stand — hier war der Monarch noch immer 
nicht der erbliche Herrscher des Landes nnd musste bei der AVahl 
die von den Stünden dictirten Bedingungen (Wahlcapitulation) 
unterzeichnen. Diese Discrepuuz zwischen der Stellung der liabs- 
burgischen Monarchie in Oesterreich und Böhmen einerseits* und in. 
Ungarn amlererseits nuisste aufgehoben werden, wenn aus Oester- 
reich einmal eine kräftige, erblich.- Mooarchie werden sollte. Es 
ist ein tranvigcs Gesetz der Gefcchichte, dass kein Kampf um Herr- 
schaft sich jeuiuls ohne Blutvergiessen vollziehen kann, l'reiwillig 
verzichtet weder ein Staat noch irgend ein Bestandtheil eines Staates- 
aut' ein ansgenbtes Herrschafts-Recht. Durch diplomatische Ver- 
handlun^tu und Compromisse allein ^l iangt mau nie zu wirklicher 
Herrschalt. Ein Sieg, der eine solche begründen soll, kann kein 
unblutiger sein. Dieses traurige Gesetz sollte sich auch in dem 
Verhältni.ss Oesterreichs zu Ungarn nur allzu grell und zu oft be- 
thätigen. — 

Seit dem Anssterben seiner nationalen Dynastie, der Arpadeu. 
hielt der ungarische Adel allen Erb Verträgen seiner Herrscher gegen- 
über KB seinem Rechte der freien Königswahl fest, und der Um- 
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«tand, dass sieb seit dem Tode des letoten Arpaden (1801X wegen 
«ich wiederholenden Hangels an m&nnliehen Erben keine Dynastie 
»af dem ungarischen Throne bleibend festsetste,^^ liess dieses Wahl- 
recht des nngartschen Adels immer mehr erstarken. 

In der That mnsste Ferdinand 1. trota aller Erbvertrige der 
Habsburger mit frflheren angarischen Henschem (1463 und 1491), 
und trotxdem er das Erbrecht seiner Gattin Anna, der einzigeo 
Schwester des bei Hohaos gefallenen Ludwig IL, geltend machte, 
auf dem Pressbniger Wahllandtag (1. December 1526) das Wahl- 
recht der Stfinde anerkennen nnd ihnen in einem Versichemngs» 
briefe vom 29. Juni 1587 ausdrflcklich erklären, dass sie ihn „aus 
freiem und unbeeinflnsstem Willen zu ihrem König genommen, ge- 
wählt und verkündet'' hatten.^^ 

Dagegen folgte ihm sein Erstgeborener Maximilian IL auch in 
Ungarn (wie in Oesterreich und Böhmen) auf Grund der auf- 
^gerichteten Hausordnung vom 35. Febmar 1554,^^ welche allerdings 
nur ^on einem Theile des ungarischen Adels (der andere hing dem 
Iregenkönig Zapolya an) unter dem Drucke der türkischen Kriegs- 
gefahr anerkannt wurde (Fressburger Landtage 1665 und 1568). 
Maximilians IL Sohn, Rudolf II., wird noch zu Lebzeiten des 
Ersteren (25. September 1572) zum ungarischen König gewählt. 

Rudolfs n. Bruder und Nachfolger Mathias IL lässt sich ohne 
Wissen und Willen des geisteskranken Monarchen zum ^erblichen 
<Tul)emator* von üngarn wählen (1608), worauf ihm Rudolf im 
Hashuier (Sterbopoler) Vertrag Oesterreich, Ungarn und Mähren 
abtritt (25. Juni 1608). Mathias aber muss sich unter solchen Um- 
ständen auf dem Wahl- und Krönungslandfatire in Pressburg 
(25. September 1608) zu bedeutenden Zugeständnissen an die un- 
garischen Stände herbeilassen, die in einer Wahlcapitulation 
t'ormulirt wurden. Ebenso mnsste sein Nachfolger Ferdinand 11. 
sich mühevoU um die Zustimmung des Adels zu seiner Nachfolge 

Dor Sohn Karl Roberts des Ani^io- n ich hcii iitliete, deren Sohu Ladis- 

vincn. Ludwig der Orosse, hatte nur laus Hosthumus jung und kinderlos 

zwei Töchter, von denen (V\n jüngere j starb (1457), 

Hedwig auf üeu poluischou Thron • Kroues UI. 186. Stau.SmoIka: 
i^-cwühlt wurde und den Litthauiachen | Ferdinand des L Bernnhungeu, um 
Hor/.og Wladislaw Jagielle heiratheto; i die Krone von Ungarn. "Wien. 1878. 
^lie jungen' Maria bo^ieg den nnga- ' Uns dorn Archiv f. üsterr. Gesch.) 
riscUou Thron und heiratheto Sigis- ilul»ei III. 553— 5üü. 
mund den Luxemburger. Dieser Ehe Krones III. '262. Die Urkunde 
entstammte wieder nur eine Toeht er ist uligedruckt lu i P( brötter, Ab- 
Elisabeth, die Albrecht V. von Oester- bandiungeu. Bd. V. S. 449. 
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bewerben und hatte seine aeliwere Noth, bi» er auf dem Wahlland- 
tage an Presebnig (16. Mai 1618) zun KSmg gewthlt wurde. Denn 
ein Theil des Adele verlaogte die ansdr&ekliehe Anerkennung seines 
freien Wahlrechtes (mera et über» electio) und b^gifigte sich 
sehliesslich mit der Formel, dass ^die ungarischen Stände anf die 
Bmpfehlnng des Kaisers hin, nach ihrer alten stets beobachteten 
Weise Ferdinand II. mm Könige gewfthlt hätten.^ Ferdinand IL 
erlless im Jahre 1631 eine Testamentserklflmng (nnd dazn Oodieill 
vom Jahre 1636), worin er das Erbrecht nnd die Untheilbarkeit 
der (Merreichischen Linder, wie auch die lineare Erbfolge des 
Mannsstammes in denselben festsetst. Nichtsdestoweniger mnaste 
sich sein Nachfolger Ferdinand III. dazn bequemen, bezflgUch 
Ungarns ein Inanguraldiplom zu erlassen, in dem er seiner Wahl 
zum Könige Ungarns gedenkt'^ 

Auch Ferdinand III. gab sich alle MOhe, die Ungarn für die 
Erblichkeit der Krone zu gewinnen; jedoch Tei^ebens. Er musste 
einwilligen, dass sein Sohn Ferdinand IV. bei seinen Lebzeiten (1647) 
nur unter der Bedingung zum ungarischeo Köni^x p:ewäblt und ge- 
krSnt warde, dass er joie 17 Artikel, die sein Vater und Gross^ 
▼ater beschworen hatten, beschwöre. Und als Ferdinand IV. noch 
zu Lebzeiten seines Vaters mit Tod abging, musste seiu Bruder 
Leopold sich ebenfalls der Wahl unterwerfen. Doch sollte er der 
letzte erwählte ungarische König sein.'^ 

Dieses Wahlrecht Ungarns lastete schwer auf der habsburgischen 
Monarchie und machte jede gedeihliche Staatsverwaltung unmöglich. 
Ungarn war im Grunde kein monarchisch regiertes, sondern ein 
von willkflrlichem Adelsregiment zerrüttetes, von „Parteinngen zer- 
klüftetes, von „nationalen^ Gegenkönigen, die in dem anarchischen 
Adel immer mächtigen Anhang fanden, ausgebeutetes Land.^ Die 
auf die jedesmalige -Wahl"^ angewiesenen Habsburger, gezwongen^um 
die Bedingungen derselben mit den Ständen zu feilschen, waren 
stets an die ihnen octroyirten Wahlcapitulationen gebunden und 
konnten eine kräftige, das Land einigende innere Verwaltung gar 
nicht durchfübreu, was zngleich Ursache war, dass das Iiond gegen 



Kayer IL 44—45. Krones lU. ; 

398. 

^ „Man betrachtet die ungarische i 
Krone zwar ebenfalls als ansgeoiacht | 

erblich, schreibt dumals der vcne- j 
tiauische Gesandte an den Rath Ve- | 



nedigs, allein thatsächlich ist sie doch 
von ein«»r Wahl abhängig" s. Zahn, 
Ferdinand III. u. Leopold 1. 1869. 
8. 18. 

^ Mailatb, Gesch. Uaganu. IIL 
260, 
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d«n ftBacem Fondf die Tftrken, mit denen abtitenige Addapurteieii 
mid ebigdsge GegenkOidss hM$ Sclmti- vsd TratibendniBae ein- 
glBgen, nie eriblgnieli geichtHifc weiden konnte. 

Denn die Stftnde, an die der Monarell jedesmal mit der Bitte 
un Mdbevilligong dch wenden rnnsete, so oft Gefahr von den 
Tntken drohte, vmrelgerten dfeaelbe in den meisten FSllen oder 
lieeaen sieh nnr in der Bosaersten Noth an apftriiehen Beitrigeu 
herbei. So zum Beispiel anf jenem Preaabntger Ständetag, anf dem 
die Aotwort der Stände lautete, ,,aie hitten aohon Blut genug fOr 
die VertheidiguDg der Chiiatenheit vergoeeen nnd erwarteten jetet 
yom König die Hilfe, ?;u der er verpflichtet sei.^^ 

Schlimmer aber als air dieses war die tief im Geiste der nn- 
garisohen Magnaten wurzelnde feudale Staataanffiuaung, Wonaoh 
jeder von ihnen ein Souverän im Kleinen war, dem es ebenso wie 
er mit seinen ünterthanen frei schalten und walten durfte, aucli 
gestattet sein sollte, mit auswärtigen Mächten über Ungarns Schicksal 
Verabredungen zu treffen, Könige und Fürsten ein- und abzusetzen, 
Heere zu werben, Feinde in's Land zu bringen, kurz und gut, dem 
gewftblten Monarchen gegenAber stets den unabhängigen Kroii- 
veigeber und Thronverleiher zu spielen, der sich jederzeit auch 
anders besinnen könne. Diese Anschauung hatte anscheinend einen 
gesetalichen Boden in jener un^^innigen, jede Staatsordnung unmöglich 
machenden Widerstandsklausel der goldenen Bulle vom Jahre 1223, 
vermöge deren es der Willkür des einzelnen Königswählers anheim- 
gestellt war, bei jeder vermeintlichen Ver£assung8verletzung gegen 
den gewählten König sich aufzulehnen. 

Das Streben der Habsburger miisste darauf gerichtet sein, ilin« 
erbliche Monarchie auch in Ungarn fest zu begriintlen. dem anar- 
chischen Treiben des Adels ein Ende zu machen. Dies war aber 
unmöglich, so lauge mächtige Geijenkönifje ihnen den Thron streitiij 
machten und so lange sie um die jedesmaUge Thronfolge mit den 
Ständen unterhandeln mussten. 

Der erstr. der sicli solcher Rücksichten entschlagen konnte, war 
Leopold 1. Er ist es denn auch, df^r als Bei^nmder der erbli<"heii 
Monarchie der Habsburger in Ungarn betrachtet werden muss. Was 
Ferdinand i. für die österreichischen Erblande, Ferdinand 11. für 
die Länder der höhmischon Krone, das war Leopold 1. für die 
Länder der ungarischen Krone. Als erwählter König übernahm er 
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die letzteren und untonseiehnete eine Wahlcapitnlation — es war 
die letsEte Wahl und die letete Wablcapiiolation; als ein erbliches 
Königreich hinteriiess er Ungarn seinem Sohne, der es kraft Erb" 
rechts ttbemahm. Aber ebenso wie Ferdinand I. sein Werk nicht 
ohne das Wienei^Nenstftdter Blutgericht vollenden konnte, wie Ferdi- 
nand n. nur durch Ströme Blutes am weissen Berge zum Ziel ge- 
langte: so musste auch Leopold I. in blutigem Ringen theils mit 
dem ganzen Ungarrolke, theils mit mächtigen GegenkOnigen und 
nationalen Anfetandsbäuptern seine Herrschaft begründen, wie- 
wohl eine UDparteiische Geschichtsforschuug zngcsteheD muss, dass 
es weniger die blutigen Maassregeln, als vielmehr die Anerkennung 
berechtigter Forderungen der Lugarn war, welche sowohl damals 
als auch in der neuesten Zeit die habsburgische Herrschaft in Ungarn 
l)efestigte und dass die rechtzeitige Erkenntniss der Berechtigung dieser 
Forderungen vielleicht Blutvergiessen erspart hätte, wiewohl allere 
dings solche Erkenntnisse im Laufe der Geschichte ohne Blutrer- 
giessen schwerlich gewonnen wcr<b y. 

Leopold I. trachtete bald nach seiner erfolgten Wahl in die 
avitische Verfassung Ungarns insofern eine Bresche zu legen, als er 
den versammelten Ständen Vorschlag, an Stelle des verstorbenen 
Palatius keinen neuen Palatin zu wählen, sondern sich mit dem 
Oran er Primas Lippav als Statthalter {Locum tenens) zu begnügen. 
Dieses Ansinnen lehnten die Stände damals ab; Leopold musste 
sich drein fügen, der alten Sitte und dem alten Rechte gemäss den 
Ständen vier Oandidaten zu nennen, aus denen sie einen Palatin 
(Franz We.s^^eh^Ilyi) wählten. 

Aber dieser neue Palatin scheint den Pliinen Leopolds 1. von 
vornherein geneigt gewesen zu sein, denn er zögerte nicht, den 
Ständen eine anonyme Staatssclirift mitzutheilen. in der die Ungarn 
aufgefordert wurden, ihr VVahlreich in eine erbliche Monarchie unter 
dem Scej>tei- der Habsburger umzuwandeln, nachdem das Haus Habs- 
burtr üenui?ende Garantie biete, dass die Rechte und Freiheiten der 
«Staude erhalten würden. Die Stände ;il»er wollten von einer solclien 
Umwandlung nichts wissen Insbesond iv waren es die protestan- 
tischen Mitglieder der Siande, die von tiefem Misstrauen gegen Leo- 
poldl. erfüllt wtfren. fb in mau papisl isi ln> Neigungen zuschrieb und von 
«lern man eine kaiiioli.'^« iic Ilestauratiou beliirchtete. 1 Hesera Misstrauen 
gaben sie oflFeneu Ausdruck auf dem Prassburger Reichstag 1659. 

Auf dem folgenden Pteichstag 1662 waren es nicht nur die 
Protestanten, sondern vereint mit ihnen auch die ^papistischen'^ 
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Magnaten, die ftber das österreicbische Regiment sieb beschwer- 
ten nnd insbesondere die Entfemnng der deutschen Besatzungen 
ans Ungarn verlangten. Anf solche Fordemngen glaubte die Wiener 
Regierang nicht eingehen zu können — galt es doch, Ungarn und 
^nicb Ungarn Oesterreicb vor dem Erbfeind zn schlitzen. Ohne also 
anf Oppositionen und Remonstrationen ungarischersdtB zn achten, 
traf Leopold diejenigen militfirischen Maassregeln, die durch die 
Olfensive der Tflrken geboten waren, bis es den 4Ssterreicbiscben 
Truppen nach vielen Niederlagen und Wechselfällen des Krieges 
gelang, den Tfirken bei St Gotthard eine entscheidende Nieder- 
lage beizabringen (1664). Dann aber besann sich die fisterreichische 
Kriegsleitung auch nicht lange und schloss mit dem mfirbe gewor- 
denen Gegner einen Frieden (von Vasvar), um, ledig der Furcht vor 
dem Susseren Feind, die inneren Verhältnisse in Ungarn zu ordnen. 

Aber Leopold wurde von einem unseligen Irrthum beherrscht 
nnd dieser war es, der seinen Kampf um die Herrschaft in Ungarn 
so schwierig und langwierig gestaltete. Erst die Erfolglosigkeit 
vieler blutiger Missgriffe liess endlich in seinem Geiste die Erkennt- 
niss des einzig richtigen Weges zur Pacificatiou und iriedliclHm 
Beherrschung Ungarns aufdämmern. Dass aber Leopold schliesslich 
nach gewonnener besserer Erkenntniss diesen einzig richtigen Weg 
einschlug, bildet sein grosses geschichtliches Verdienst und mildert 
die Schuld der in unseligem W^ahn begangenen politischen Miss^riffe. 

Um es nun im vorhinein kurz und bündig zn sagen, worin die 
berechtigte Forderung der Ungarn bestand, die so hartnackig vom 
Wiener Hofe verkannt wurde: die Ungarn wollten, obwohl uuter 
Herrschaft einer deutscheu Dynastie, doch nicht von Deutschen, 
sondern von Einheimischen regiert werden. Allerdings war 
*s eine historische Nothwendigkeit, der sich die Habsburger nicht 
entwinden konnten, wollten sie nicht zu Grunde gehen, in Ungarn 
das Wahlkönigthum und das anarchische Adelsregiment mit jener 
ganzen feudalen avitischen Verfassung zu stürzen und an deren 
Stelle eine geordriHte inonarrhische Regierung herzustellen: aber der 
Wiener Hof, ein eifriger Verfolger seiner historischen Aufgahe. über- 
sah, dass dieselbe in Ungarn sehr wohl mit einer ungarischen 
Regierung vereiul^n- war und dass die Ungarn doch nieht zu dem 
j^wcrkc einen fremden Dynasten sich /iirn Reinige wählten, um von 
Fremden regiert zu werden. Dieser Irrt im m des Wiener Hofes zieht 
a'ich wie ein hlntrother Faden durch alle die Wechselfalle der 
Geschichte des Verhältnisses Oesterreichs zu Ungarn und erst 
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unsereu Tagen war es vorbehalten, deaaelben vollkommeii xa ftber- 

wiodeD. 

Die ungarischetj Magnaten allerdings waren mit dem Frieden 
zu Vasvar, den sie nicht abp-s^schlossen und zu dessen Abschluss 
ijie nicht beigczogeu wurden, unzufrieden, denn sie sahen darin mit 
Recht einen gegen ihre Herrschaft in Urtorarn gerichteten Schaclizug 
und fürciiteten nicht ohne Grund, den frei gewordenen Arm der 
Wiener Regierang. Sie sollten denselben in der Xhat bald zu 
fahlen bekommen. 

Einige hervorragende Magnaten, (iarimter der Palatiu Veseleuy.j, 
der judex curicB Nadasdv und der Bau von Croatien Zrinyi hatten 
eine Verschwörung gegeu die österreichische Regierung angezettelt, 
die eine bewaffnete Empörnug und den Abfall von Oesterreich zum 
Ziele hatte. Leopold liess die Rädelsführer verhaften und nach 
gerichtlich r \ ururtheilung wegen Hochverraths hinrichten und ihre 
Güter coiitibciren (1671); gegen die oppositionellen Parteien, und »-s 
waren dies meistens Protestanten, wurde mit rücksicht.sloser StK-iiL'e 
vorgegangen, so dass die von der Politik eiuEr. iz;- bene Verfolgung 
politischer Gegner noch obendrein den Anschein der Glaubensver- 
folgung erhielt« Aber die Strenge und Energie der Wiener Regie- 
rung begegnete der ausserordentlichen Zähigkeit und Widerstandb- 
tähigkeit der Ungarn. Die ungarische Opposition erwies sich wi»' 
eine tauyendköpfige Hydra, welcher nach abgeschlagenen Kopien 
immer neue wachsen. Die Nadasdy's, Zrinyj's, Frangipaoi's uud 
ihre (Genossen waren todt — au ihre Stelle erwuchs Michael Teleky, 
der der Wiener Regierung mehr zu schaffen machte, als die ganze, 
soeben gedämpfte Maguatenverschwörung. 

Die Reaktiüusmaasüregeln der Wiener Regierung und die offen 
erklärte Absicht, in Ungarn das absolute Regime einzufahren, und 
was mehr als all dies bedeutete, das Bestreben, die Ungarn durch 
Deutsche i)eherr8chen zu lassen, gaben Teleky den besten Vor- 
wand, die i'^ahne des Aufstandes zu entfalten und fahrten ihm 
die ganze nationale Opj>osition gegen das deutsche Regime zu. 

Der von ihm Itegonnene offene Aufstand, au dessen Spitze daua 
Tokölyj trat, war weit gefährlicher als die frühere Magnatenver- 
schwörung uud die Wieuer Regierung sah sich schliesslich ge- 
zwungen, mit „den Rebellen'^ zu pactiren. 

Ein solcher „Ausgleich'* mit Ungarn erwies sich um so drin- 
gender, da indessen auch von den Türken eine Gefahr drohte. 

Nacb zehnjährigen, blutigen und nutzlosen Verfolgungen begann 



Digitized by Google 



§ 31. Dauernde Erwerbung Ungarns und Siebenbürgens. 



123 



die kaiserliche Regierung auf dem Oedenburger Reiehatag (1681) 
Schritte der Versöhnung. Die während des aehnjährigen Schrecken- 
regimea ergriffenen Maassregeln, wie Eraennnng eines Gnbematois 
an Stelle des Ter&asttngamäsaigen Palatina, Einsdirftnknng der 
Glaubensfreiheit etc. wurden rückgftngig gemacht. Ein Palatin 
wurde ernannt und mit kaiserlicher Resolution von 9./11. 1681 die 
seit zehn Jahren betriebene RekathoHsirung Ungarns sistirt. 

Hit dem Reiehstagsdecrete vom 80. December 1681 wurde die 
ReactiTirung der Verfassung Ungarns, der alten Rechte und Frei- 
heiten des Landes wieder in Aussiebt gestellt. Ueber die Durch- 
fübrung des Ausgleichs sollte der Kaiser mit dem ungarischen Staats- 
raihe in Unterhandlung treten und duroh Erneuerung eiues beson- 
deren ungarischen Botschafters bei der Pforte au der Seite des öster- 
reichischen die Parität Ungarns mit Oesterreich in der Vertretung 
nach Aussen Ausdruck erhalten. 

Dieses versöhnlielie Entgegenkommen des Kaisers wirkte mehr 
als das lOjährige Schreckeosregimeut. Tökely verliert in Ungarn 
immer mehr Anhang und Boden, 7.umal die Türken 1683 mit Hilfe 
von Polen von Wien zurückgeschlagen, auf der Flucht entscheidende 
Niederlagen erlitten, und auf diese Weise die Malcontenten Ungarns 
ihres mächtigsten Rftekhaltes verlustig wurden. 

Darauf erlässt der Kaiser (1684) eine allgemeine Amnestie und 
Ungarn steht wieder i^^egen die Türken im kaiserlichen Lager. Aut 
dem Pressburger Landtag 1687—1688 erscheint der Kaiser persön- 
lich mit seinen beiden Söhnen Joseph und Karl, nm einen Ausgleich 
mit Ungarn zu bewerkstelligen. Die Erblichkeit der ungarischen 
Krone in dem Mannesstamme der habs burgischen Dynastie, die 
Aufhebung des Insurrectionsartikels von 1222 als des letzten Restes 
mittelalterlicher Adelsherrschaft wurden vom Landtag angenommen 
und des Kaisers Krstgeborener, Joseph, als erblicher König von 
Ungarn gekrönt (8./r2. 1087). 

Gleichzeitig konnte auch au die „Revindication" Siebenbürgens 
ge'hicht werden, die sich nun aul friedlichem Wege durch Unter- 
handluncren mit den siebeubärgischeu Fürsten Apaffy, dem älteren 
und jüngeren, vollzieht. 

Aber was auf dem Landtag in Pressburg im unmittelbaren Con- 



^- 1686 der Haller'sche Vertrag 
mit dem Uteren ApafTy, 1688 die 

^'iohcnhür^'er Imldit^eu (lern Kaiser, 
darüber das Rescript vom 17. Juni 



168ö, Dipiouia LeopoldieQ.se t. 1691. 
Thronmtsagung des jüngeren ApaiTv 
1696. — 
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tact Leopolds 1. mit den Ungarn gut genuiclit wurde, das sollte 
bald von eioer aus Nichtangarn bestehenden ^Tonimission'* in Wien 
verdorben werden. Es war ein unglüciclicher Gedanke, eine solche 
in W ien zur -Einrichtung des Kunigreiches üngaro'*' einzusetzen 
lind in dieselbe untci- dem Vorsitze eines ungarischen Erzbischofs 
lanter Nichtungarn zu berufen (Kinski, Bucelini, Tburn, Doiscb, Hof' 
maon und Krapf). Als Frucht der Verhandinngen dieser Commission 
"kam ein Entwurf: „Einrichtungswerk des Königreichs Ungarn'', 
' zu Stande, welcher unter anderen Reformen eine „Hebuiit; der Loyali- 
tät der ungarischen Bevölkemng durch deutsche Colonisation^ 
— sodann aber aiu li w^uc Steuern u, dgl. för Ungarn projectirte. 

Durch ein solches Vorgehen war der so mühselig auf dem Press- 
"burger Landtage zn Stande gebrachte Ausgleich wieder in Frage 
gestellt: denn die Ungarn konnten doch unmöglich einwilligen, dass 
4nan sie von Wien aus, durch aus Nichtungarn ^»usammcngeset/.te 
Hofconimissioncn reformire und gar so einschneidende i\Iaassrt'i;t'ln, 
wie sie das ,.Einricbtungswerk'' enthielt, ohne ihr Einvernehmen 
über sie verhänge. 

Die nationale Opposition Ungarns nnterliess es nicht, jenes 
^deutsche'' Einrichtungsproje<'t für ihre Zwecke auszubeuten und 
die Wiener Kegiernni^ gab sich veriieblielie Mühe, die Führer der 
Unfraru für ihr J'roject zn gewinnen, im .)ahre 169() berief sie eine 
Mai,Miaten(lelet:atioii nach Wien, der sie das Einrichtungswerk vor- 
lebte. l)assell)e wurde abgelehnt, (leldnoth zwang die Tvedernnir 
zu weiteren Ausgleichsversnrheu. Im .lalire 1G98 wurde v ü ili r eiue 
imgarisclie Kcgnicolardeputation nach Wien lierufen, nm ül)er eine 
Vierraillionensteuer zu berathschlagen. Die j)epiitation lehnte jede 
»Steiicrnansschreibnng mit Tanireliung des IJeiclistags ab — wobei sie 
sich vollkommen aut dem Boden der nni^ariscben Verfassung befand. 
In Wien aber siegten wieder die unheilvollen RathsrhiSge der ungani- 
feindlichen Partei. Die ViermilHonensteuer wurde von Wien aus 
mit Umgehung dt s lleichstai^cs o tn-vii t, wogegen der Palatin in einer 
Denkschrift vom 6./11. 1698 reinnustrirte. 

Die Wiener Regierung lilieb hartnäckitr. Kin kaiserliches Kescript 
vom 24. December 1698 wirft den Ungarn Illoyalität und ünbot- 
müssigkeit vor: wieder einmal gewann der d euts che Absolutismus 
in Wien die Olierhand. Die Folgen konnten nicht ausbleiben. Der 
Aufstand in Ungarn loderte wieder auf; der Ha.ss gegen die „deutsche 
Regierung*' nährte ihn; auswärtige lutriguen (Frankreich, Türkei) 
schärten ihn. Au der Spitze desselben stand Kakoczy — die ein- 
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flussreichsten Ma^aten Cngaros, die Earolyf andAndrassy's scbaarten» 
sich um seioe Fahne. 

Jetzt erkannte Leopold I. die von ihm 1)eg[aDgenen Hi&ssgriffe. 
Er setzt nun die octroyirte Steuer herab, verkündet allgemeine Am- 
nestie, beruft einige Magnaten zu Unterhandlungen nach Wien. 
Während auf dem Kriegsschauplätze mit wechselndem Glück ge- 
fochten wird, erklärt sich Kaiser Leopold zu Coucessiouen bereit. 
Er yerspricht (1701) eine allgemeioe Amnestie, Wiederherstellunii: 
der nngarisehen Verfassung und einen endgültigen Ausgleich mit 
Ungarn. 

Leider aber war es nicht in der Macht einer geringen kaiser- 
lich gesinnten Partei, in Ungarn den Ausgleich durchzuführen, denn 
Rakoczy, von Frankreich und der Türkei unterstützt, wollte von einer 
Unterwerfung nichts wissen und kämpfte für seinen eigenen Fürsten« 
thron. 

Mittlerweile war Kaiser Leopold I. gestorben und sein Nach- 
folger Joseph 1. (1705—1711) verfolgte neben der kriegerischen Action 
seiner Generale den Weg der Unterhandlungen mit Kakoczy. Die 
Bedingungen dieses letzteren waren jedoch für die Wiener Regierung 
unannehmbar. Da erliess Joseph I. ein Manifest au die Ungarn 
(Januar 1706), worin er nochmals die Aufreclithaltung der ungari- 
schen Vorfassung zusichert. Rakoczy antwortete darauf mit einem 
Gegenmanifest (Juli 170C)) an die Nation, worin er die Unmöglich- 
keit eines Ausgleichs mit Oesterreich betont und zu weiterem Kampfe 
auffordert. Joseph I. erliess darauf nochmals eine allgemeine Am- 
nestie; es fruchtete wenig. 

Die niisarisclie ^Confödcration*" sagt sich feierlicli von Oester- 
reich los und erklärt den uij^arischeii Thron für erledigt, alle An- 
hän]ü;er Oesterreichs für Lundesverrätlier. (les^eri diese Erkläninp: 
tler Cont'üderation protestiren die kaiserlich gesinoteu uugaris( hen 
Würdenträger! Palatin, Bauns, die iM/hi^chöt'e von Gran und 
Kalocza, eine Anzahl von Obergespänen und Magnaten. Ungarn 
war in zwei Lanier gespalten — hie Hn]>shnri,% hie Kakoc/y. In 
dieser verzweifelten Lage griff der kaiserliche Hof zu dem schon 
oft erprobten Mittel, das Werk d« ^ Ausgleichs und der Pacilieation 
in ungarische Hände zu legen; sein Wald fiel auf einen Palffy. 
Diejfer gewinnt in der That für den Ausgleich einen bedeutenden 
Anhang von Magnaten und so koniint am 1. Mai 1711 (mittlerweile 
war Kaiser Joseph I. am 17. April gestorben) der S/atmarer Ausgleich 
zu Stande. Derselbe sichert Rakoc^sy und seinem Anhange Am- 
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uesüe zu, verkfindet voUkommeae Glanbensfreiheit, wie auch alle 
andereD veHassungsinfissigeD Freiheiten in Ungarn-SiebenbficgeD. 
Dieser, von ungarischen Magnaten in Scene geaetete Ausgleich wurde 
von dem Medebeduifdgen Lande angenommen; Rakocsy verlor jede 
Bedeutung und ging in^s Exil nach Polen. 

Kaiser Josephs Nachfolger, Kail VI., der letzte mÜnnUche 
Sprosse aus dem Habsburger Stamme, fibemahm als erblicher 
KGnig die Herrschaft über das pacificirte Ungarn. 

Der Pressbuiger Beichatag (Mai 1712) besiegelte das Werk des 
Szatmarer Ausgleiches und Karl VI. herrschte wieder als veriassungs* 
mSssiger Monarch in Ungarn und Siebenbürgen. Nun konnte sich 
Oesterreich wieder mit Erfolg gegen die Türken wenden. Auf dem 
Tressburger Reichstag 1715 wurde die so wichtige Steuerfiage in 
Ungarn verfossungamSssig geordnet, worauf 1716 der Krieg mit den 
Türken begann. Er endigte glücklich mit dem Frieden von Passa- 
rovitz (81. Juli 1718X in welchem Oesterreich die Stadt und das 
Banat Temesvar, ganz Serbien mit der Hauptstadt Belgrad, die 
Wallachei bis an die Aluta, den tOrkischeu Besitz in SlaTonien und 
Bosnien bis an die Save erwarb. 

Karl VI. 

(171 1-1 740. j 
§ 32. 

Knr\ VI. biiiuen und Tni'-litcri war darauf gerichtet, die Zu- 
sui/iiin nLn liörigkeit aller ö.sterreirli-un^'arisclien Läu<ier und die 
unfielheüte Hi'rrscliäft über dieselbe nach dem Erst4j,tljurt^rechtf 
M-ineu Nachkni/jdicii Mclierzustellen. Wollte er dieNi s Ziel erreieiien. 
itiiisste er sorgtältitr alles venneiden, was im lüuerii seiueü Reiches 
Unruhe und Aulruiir erzeugen könnte. Kaum hatte er die Reijie- 
rung in den deutsch-böhmischen Erblauderu übernommen (1711). su 
zögerte er nicht, den Sj^atmarer Ausgleich mit Ungarn zu bestätigen 
die ungarische Vertasäung feierlich anzuerkennen-' und sich in 
Pressbarg (22. Mai 1712) zum König von Ungarn krönen zu lassen. 

Am 21. Mai 1711 beschwor ' H^gio ac covmuni Statuum consemu 

Karl VI. ..er wollo die Kirche (!ottf»s, iMätaliter cofiventumfuertt: er werde 

die Prälaten, ßuruue, Kdle, die freien dus Decret Andreas II. mit Au;iuabint> 

Städte des Reichs in ihren Freiheiten, der Wahlfreiheit und des 31. Arti- 

ilecht* Ti i:t. I P ivil 'ijien erhalten kcis beobachton, die Grenzen des 

prout super eorum mteUcctu et usu Keiche.s nicht Terengen, sie vielmehr 
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Nacb den bisher zugfinglichen bistorisehoa Qaellen zu urtheflen 
scheint die Idee einer feierlidhen geset^eberischen Bestimmung über 
die Untheilbarkeit der Monarchie und fkbct die weibliche Erbfolge 
in d^ herrschenden Linie der Habsburger zuerst auf dem kroatiseh'- 
slaToniscben Landtage (1712) toh den dortigen Ständen angeregt 
worden zu sein.*'^ Dagegen erregte es in Ungarn Anstoss, dass der 
kroatische Landtag sich mit der Anregung einer so wichtigen An- 
gelegenheit unmittelbar an den Wiener Hof wandte, da doch die 
Ungarn &oatien als eine pars adnexa betrachteten, die nnr auf dein 
fiber Pest mit dem Wiener Hofe in Beäefaung treten dürfe. 
Ungarn verlangt denn auch darüber Aufklärungen in Wien, in Folge 
' dessen der Wiener Hof den Plan fasst, Uagam für diese Idee zu 
gewinnen. Im Juli desselben Jahres wurden die uns:ariscben 
Magnaten auf einer in Piessburg abgehaltenen Palatinal-Confetenx 
sondirt, ob sie nicht einer solchen Aeii<I rung der Erbfolgeordnung 
zustimmen wfirden. Sie erkl&ren sich dazu bereit unter der Be- 
dingung, wenn ihnen der Wiener Hof die Einheit und Untheil- 
barkeit der deatsch-bömischen Erbländer und die Uuan- 
tastbarkeit der ungarischen Verfassung garantire. Offenbar war es 
die OTStere Bedingung, in wdkdier dor Keim des Österreich- 
ungarischen Dualisimus zum ersten Mal zu Tage tritt und die kai- 
serliche Regierung in Wien veranlasste, vorerst für die deutsch- 
böhmischen Er]>h'luder die pragmatische Sanction zu verkünden. 

Am 19. April 1713 versammelte der Kaiser in der Wiener 
Burg seine geheimen Räthe, wie auch die beiden höchsten unga- 
rischen Würdenträger, den judea- curicB (Palffy) iiud den ungarischen 
Kanzler (llleshazy) und erklärte vor ihnen feierlich seinen Herrscher- 
willen, „dass dahero nebenst und zu donen von weiland Ihrer 
kaiserlichen Majestät Leopold und Josepho höchst seiiger Gedächt- 
nis» Ihrer kaiserliche Majestät übertrageneu spanischen Erbkönigrciehen 
und Ländern nunmehr nach Absterben Ihres Herrn Bruders Ma- 
jestät und Liehden ohne männliche Erben auf Ihre kaiserliche Ma- 
jestät auch alle dessen hinterlasseoen Erbkunigreichc und Länder 
gefallen und sämmtlich bei Ihren ehelichen männlichen Leibeserbeu 

erw«ttem und alles dasjenigo tiiuu, stebung und Bedeutung der pragro. 

was er nach seiner Ebre, iloiii guten \ Sanction in Grunhuta Zeitschr. 1875. 

Hechte und dem üffontlichcn Wohle | Dazu: Fournier, zur Enst<»hun!rf8?e- 

gemäss leinten könne". Adam Wolf, ' gesciiichtc der pragmatischen Sanc- 

Gesch. d. pragm. SaiictioiL 8. 34. tion, in Sybels Hist Zeitschr. N. F. 

^ Vrgl. die interessante AMi:iiid- 1 Bd. II. S. 16. 

lung von J. U. Bidermaan: Ent- | 
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nach dem primo geniturce^ so lauge .solche vorhanden, ohtj- 
/.(•rt heilt zu verbleiben haben. Auf ihres jnännlichen Starames 
Abgang aber (so Gott guüdiglich abwenden wolle) auf die ehelich 
hinterlassenen Töchter allzeit nach Recht der primo genitar gleich- 
rnas-sig unzertheilt kommen, ferners in Ermangelung oder Abgang 
der von Ilirer kaiserlichen Majestät herstammender aller ehelichen Des- 
cendenten Mann — und weiblichen (Teschiechts. dieses Erbrecht 
aller Erbkönigreiche und Länder ohnzertheilbar auf Ihrer Majestät 
und Liebden seeligster Gedäehtniss nachgelassenen Frauen und 
Töchter und den en (dieliche Deseeudenten wiedemmb auf obige Weise 
nach dem jure primo gmiturce fallen, eben nach diesem Recht und 
Ordnung auch Ihrer Frauen Erzherzoginnen alle anderen Vorzüge 
und Vorgänge gegenwartig zustehen und gedeihen müssten. Alles 
in dem Verstand, dass nach beiden der jetzt regierenden Caroli- 
nischen und narhfolgenden, in dem %veililichen Geschlecht hinter- 
lassenen Jusephinischen Linien Ihrer kaiserlichen Majestät Frauen 
.Schwestern und allen übrigen Linien des durcliUiuehti^steu Erz- 
hauses nach dem Recht der Erstgeburt in ihrer daher eutspriuijen- 
den Ordnung jedes Erbrecht und was denen aid<bd>et, gebühre, 
allerdings bevorbleibe und vorbelialten sei. L'jiil) willen nun diese 
inimerwährende Satzung Ordnung und Pacta zu Ehre Gottes und 
('onservation aller l'^blaudeu angesehen errichtet, auch nebst und 
samint weiland Ihres Herrn Vaters und Herrn Binders Majestät 
durch leiblichen Eidschwur bekraltigt worden. So werden sowohl 
Ihre kaiserliche Majestät darob beständig halten als Ihre Majestät 
zu Ihren geh. Rathen und Ministris sich mildest versehnten, die- 
selben auch gnädigst vermahn eteu und ihnen befehleten. dass nicht 
minder sie solche Pacta und Verorduiiug vollkoiumentlieh zu beob- 
achten, zu erhalten und zu verthatii^en gedacht und befliessen sein 
sollen wie dann Ihre Kaiserli< he Majestät zu diesem Ende sein geh. 
Uäthe und Ministros in diesem Tall ferner des vinculi sileniii ent- 
lassen haben wollen 

Erst viele Jahre später wurde diese feierlich abgegebene Er- 
klärung als staatsrechtliche Testsetzung den Ständen der «nzelnen 
Länder offiiciell mitgetheilt, so den niederößterreieluÄChen Stinden 
auf dem niederösterreichischen Landtage zu Wien 1720, worauf der 
Landtag diese ^pragmatische Sanction* feierlich bestätigte. In dem- 
selben und in den folgenden Jahren warde derselbe Vorgang auf 

^ GkZ aitfir. Adam Wolff, Qesch. d. pragm. Sanction. 8. 13. IL 
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den Landtagen der anderen deutsch - böhmischen Erbiänder be> 
folgt. 

Mit der feierlichen Annahme und Beschwörung der pragmati- 
schen Sanction seitens der deutsch-)»fthmisehen Erbländer war jene 
BediuguTisr erfi'illt. welche seiner Zeit die Ungarn ;uif der Palatinai- 
Confereii/ in T'i i s>lni i- i^t stellt hatten und von deren vorhergehender 
Eriiiiiuug am di> ilirerseitige Auuahiue der Bestimmungen dieser 
pragmatischen Sanction abhängig machten. 

Dem zu Pressbiirg im Jahre 1722 zusammengetretenen Landtage 
wurde nun auch die pragmatische Sanction zur Annahme vorgelegt 
und von (iemsellten bereitwilligst angenommen.* 

Die kroatiä^clieu Stände hatten ein Jahr früher schon dasselbe 
gethau und der Landtag von Siebenbürgen folgte ajü 30./S. 1722. 
Frei von innerer Unruhe und vou Bürgerkriegen konnte Karl VI. zur 
inneren Cousolidirung seines Reiches schreiten. 

In erster Linie galt es, die Verwaltung Ungarns auf Grundlage 
der wiederhergestellteu ungarischen Verfassung /u reformiren. Die 
Erfüllung dieser Aufgabe war um so leichter, da die Macht der 
Osmanen in einem glücklichen Kriege (1716, beschlossen mit dem 
Vorth eil hatten Frieden von Paösaruvitz) geschwächt und denselben 
IIa allemal über die Donau und Save zurückgedrängt wurden, 
iü Folge dessen Ungarn eine 20jalirige Rulle genoss. 

Auf dem Reichstage 1715 wurde der Wirkungskreis so wie die 
amtlichen Pflichten und Hechte de.s Palatins, des judex curüe und 
des Bans von Kroatien festgestellt. Neben der bisher verfassungs- 
mässig bestehenden, aber unzulänglichen Insurrection für den Kriegs- 
fall ward ein stehendes Heer errichtet, zu dessen Unterhalt eine 
Steuer eingeführt wurde; das Verhältniss der Militär- zu den Civil- 
behörden wurde geregelt. Der ursprüngliche Wirkungskreis der unga- 
rischen Hofkanzlel wjid durch Aufhebung der von Leopold L ein- 
gesetzten SpecialeommiBsioiien wiederhergestellt und die ongaiisehe 
Uofkammer als oberste Finanzbehörde für die Länder der ungari- 
sehen Ij^ne reactivirt. Schliesslich werden Commissioxien bestellt 
zur Berathung yon wfinschenswerthen Verwaltungsrefonnen.^ 

Diese reformatorische Thätigkeit ward auf dem folgenden Reichs- 
tag (1723) fortgesetzt Als oberste TerwaltungsbehArde in Ungarn 
wnrde die ^königliche ungarische Statthalterei*' eingesetst; vier neue 
Qexichtshdfe für Ungarn, Districtualtafeln, errichtet; ein Gerichtshof 



^ Adam Wolff S. 35. | ^ Mailath, Gesch. Ungarns. III. 443. 
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für Kroatien, die Banaltafel, in Agram; aber alle diese Gerichtshöfe 
wurde als oberster Gerichtshof die curia regia gesetzt. Auch über 
Kirchenangelegenheiten wurden mehrere Bestimmungen getroffen, die 
eine Controle des Staates über die Gebahrung mit dem Kirchenver- 
mögen und eine Beschr^Tikiing kirrlilicher Autonomio l>ezwefkteii. 
Endlich iielaiif? e.s dem Kaiser, auf diesem Reichstaj^e die Annahme 
der pragmatischen Sanction durclizusptzcn uod dieselbe als Gesetz 
in die Gesetzartikel dieses Reichstages autnehmen zn hissen. Seitens 
der Ungarn war damit eine Concession an da- Haus Habsbuig ge- 
macht, denn nach dorn geltenden, auf dvm Reichstage 1(^H7 be- 
schl'Kssonen (xesetz« st;iiid das Recht der Thronfolge iii Ungaru den 
Habsburgeni nur in man n lieber Linie zu. 

l>afür hatten aber die üngam die staatsrechtliche Sf-lbststHndia;- 
keit ihres Königsreichs' sichtTgestellt und sich als gleiebiM ! htit>teu 
und selbststäudigeu Theil der Monarchie allen deutsch-bohmiHchen 
Erbländeru derselben gegeuiibergestellt. \v?n der Grundsatz des 
Dualismus, der damals ins praktische Staatslebeu der Monart ine 
Einzug hielt — und Karl VI. konnte zufrieden sein, auf diese Weise 
die Herrschaft seines Haukes auch in weiblicher i^inie über da:» so 
constituirte Oesterreich-Ungarn sichergestellt zu haben. 

Deu Ungarn aber erwuchs aus dieser Constitnirung der Vortheil, 
dass die gesammte Macht der deutsch -böhmischen Länder ihnen 
jederzeit als Schutz und Stütze gegenüber feindlichen Einfallen zur 
Verfügung gestellt wurde. Kurz, die pragmatische Sanction war für 
beide Theüe von eminentem Nutzen, indem sie dem Herrscher die 
unanfechtbare Herrschaft seines Hauses, den Unt n ii die Stütze eines 
consülidirten einheitlichen Staatswesens im Falle der Gefahr sicher- 
stellte. 

Es wurde in neuerer Zeit darüber gestritten, ob die pragma- 
tische Sanction thatsächlich eine dualistische Gestaltung Oesterreich- 
Ungarns inaugurirte oder ob sie im Gegeutheil nur eine Stufe höher 
auf dem Weg der Gentralisation (Verwirklichung einer ^Gesammt- 
staatftidee'', wie man es nannte) bUdete.^ Thatsache jedoch ist, dass 
aas den RegieningBliandlangen Karl YL geschlossen werden muss, 
dasB er die pragmatische Saaetion in «csterem Sinne anffasste; denn 
seine ganze innere PoUtOc trägt das ansgesprochenste dualistische 
Gepräge. Hinter dem, was man eine „Oesammtstaatsidee* in Oester- 



Vrgl. U. J. Biderinaon: £nt- 1 tischen i:>auctiou in üiuiiiiuts Zeit- 
stehung u. Bedeatmig der pragma- | aehiift. Bd. II. 1875. 8. 13S. 
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reich nannte, liegt nothwendigerweise, die Idee der Herrschaft des 
Deutscbthums im geaammteii Besitz der habsburgischen Dynastie, 
und wenn Ungarn gegen eine solche ^Gesanuntstaatsidee^ von jeher 
censequent sich stränbte, so war es ( ])eii darum, weil sie sich dieser 
Herrschaft nicht unterwerfen wollte. Nun sehen wir aber gerade 
unter Karl VI. Ungarn nur von Ungarn regiert und die Herrschaft 
der Deutschen auf die deutsch-böhmischen Länder beschränkt. Denn 
die pisgmatieehe Sanction hat es mit einem Gesammtstaat nicht 
zn thun, sondern nur neben der Erbfolgeordnung, also einer reinen 
Mausangelegenheit der Dynastie, nur mit dem Gesammt besitz der 
habsburgischen Länder. Nicht Ton einer Oesamintstaatsidee ist 
darin die Rede, sondern nur von einer Untiennbarkeit des Besitzes 
der habsburgischen Dynastie, also vielmehr von einer dynastischen 
Gesammtbesitzidee — die mit einer Gesamrotstaatsidee, mit 
eint^r unitarischen" Idee nicht verwechselt werden darf.'^ 

Eine Gesammtstaatsidee involvirt eine einheitliche Herrschaft 
eines nationalen Klenientes, und davon ist in der pragmatischen 
Sanction keine 6pur zu finden und mich weniger in den Bestre- 
bungen desjenigen Kaisers, der dieselbe erh\.ssen hat. Karl VI., und 
auch nicht in den Bestrebungen dprienigeu Kaiserin, welche un- 
mittelbar nach Kurl VI. seine Teiulf in Aii'ifühnin? brachte. 

Dagegen ist allerdings in der giinzt n J^nt tciinngsgeschichte der 
pragmatischen Sanction und in den Bedingungen, unter welchen 
üngani dieselbe acceptirte, die Idee eines dnalisti^f lieii Oesterreichs 
klar ausgedrückt Denn die Ungarn a'^ff- stiren dieselbe miter der 
■■msdnlrkliclirn lii dingiing, dass dit^ df-iitsrli-böhmischen Lünder einen 
einiieitliclieii Stuiit iliiien gegenüber als dem zweiten einheitlichen 
Staat zu bilden haben, und die ganze Regiennm, snwohl Karl VI. 
wie seiner Nachfolgerin zeigt die ronseqnente Beslrebung, diese vom 
Wiener Hof acceptirte Bedingung in loyalster Weise zu erfüllen. 
War es doch uii hts anderes als Beginn der Ausführung dieser dua- 
listischen Idee, wenn Karl VI. die drei österreichischen Hofkan/leien, 
die niederösterrcichische (für Oesterreich ol) uud unter der Kms), 
die innerösterreichische (für Steitmiark, Kärnten, Krain) und die 
ober<>sterreichische (für Tirol, Vorarlberg uüd Vorderösterreich) in 
eine emzige ^Hofkanzlei" der österreichischen Erblande vereinigte. 



^ Dieser Ansieht ist aueh Sprin- 
ger, Gesch. Oesterreichs seit 1809. 
Hd. II. S. 5(X). „Die pragma- 
matiäche Sanction, sagt er . . machte 
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£s war das ein gewichtiger Scbritt zur Centralisalion der deutsch- 
böhmischen Erbländer. Denn nachdem diese vereinigte Uofkanzlei 
ihren Sitz in Wien hatte, wo ebenfalls die böhmische Hofkanzlei 
(seit 1624) residirte, so war die einheitliche Verwaltung der deutsch* 
böhmischen Erbländer von Wien aus damit angebahnt. 

Daneben wurde die oberste deutsch^böhinische Hofkammer nach 
einheitlichem Plane organisirt. 

Demselben Gedanken der Vereinheitlielmng der deutseh-^iöhmi- 
srhen Länder entsprang ferner die Incorporirung von Eger und El- 
bogen als königlicher bölimischer Bezirke in s KönijErreirb Böhmen 
(1714—1723). Diesen Vereiuheitlicliungsbe.strebungen aut dem Gr- 
hiete der Bchördeuorganisation nud der territ<)rin]*»ii Zusammen- 
fi«'hörigkeit entsprachen auch die gleichen Tendenzen auf dem Ge- 
liiete der Verv all ung und Gesetzgebung. Auf ersterem wurde durch 
die Einführung d* r Decennalrecesse (1714), d. i. durch die von den 
Stauden der einzelnen Länder geforderte .^A'erwilliguna'* der 
Steuern auf 10 .Taltn eine grössere StetifTkeit und Sicherheit im 
finanziellen Gebahren tier Regierung erlangt; auf letzterem giug 
Karl VL. unterstützt durch die in Wien centralisirten zwei deutsch- 
böhmibrjj.'n Hofkanzleien, mit allgemeinen für die deutsch-böhmische 
Ländergruppe gleichmässig verbindlichen Geüetzen vor, inslx sondere 
mit solchen, welche den wirth schaftlichen und Handelsverkehr dieser 
Länder nach einheitlichen Principien regelten. 

So wurde 1722 eine Wechselordnung für Innerosterreich, Triest 
und Finnie erlassen; 1731 eine Reichsgewerbeordnuug und 1736 ein 
Gesetz über Errichtung von Grundljüchern. Mehr aber noch brach 
die Vereinheitlichung und Centraliäirung der Verwaltung sich Bahn 
durch finanzielle Maassregeln. die gleichmiisjsig für die deutsch-böhmi- 
schen Länder ergriflFen wurden. 

So wurde das Taha kmonopol für diese Länder eingeführt, die 
dem Hause Taxis abgelöste Post als Staatsmonopol in diesen Lan- 
dern in Betrieb gesetzt, allgemeine ALarktordnungen für dieselben 
erlassen, endlich das Rekmtirungssystem in denselben nach gleichen 
Grundsätzen immer mehr zur Ausführung gebracht. — Die Geltung 
und Wirksamkeit all dieser Maassregeln der Gesetzgebung und 
Verwaltung erstreckte sich nur auf die deutsch-böhmischen Erb- 
linder. Drftben in Ungarn herrschten andere Elemente — galten 
andere Gesetze — ward in anderen Formen verwaltet Aüerdings 
regt steh au^ in Ungarn reformatoiisclier Geist; die Nothwendigkeit 
einer neuen Einrichtung wird erkannt. Aber Karl VI. ISsst Ungarn 
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durch Ungarn reforiniren. Au: il> u uui;anschen Keirlistai<i*ii wurden 
riiese Keformen in xVagriff gunomiiieu uud im Geiste der ungarischen 
Verlassung durch die in Ungaru herrschende Klasse durchgeführt. 

Maria Theresia. 

(1741-1780.) 

§ 3S. 

a) Gentralisation Westösterreicb». 

Es war Tielleicht eine gMcklicbe Fügung und entscheidend für 
die ganze innere Politik der Regierung Maria Thereaiaa: dass sie 
bei ihrer Thionbesteigiing, von ganz Europa angefochten, die Hilfe 
und Untersttttzung der Ungarn anrufen musste. Dieser ümstand 
zeichnete ihr Mb schon mit Nothwendigkeit die Bahn vor, die sie 
in ihrer inneren Politik den Ungarn gegenüber zu beobachten hatte, 
und bewahrte sie yor Hissgriffen, wie sie ihre Yoifehren (Leopold I.) 
und auch einige ihrer liachfolger zu wiederholten Malen begingen*^ 

Es waren also vornehmlich die auswSxtigen Verhältnisse, die 
Anfechtungen, die Maria Theresias Erbrecht von den Staaten 
Europas erfuhr, welche sie bei Zeiten davor bewahrten, in der inneren 
Politik die von Karl VI. vorgezeichnete Bahn zu verlassen. Cen« 
tralisirung und Vereinheitlichung der Gesetzgebung und Verwaltung 
in den deutsch*b5hmischen Erblanden einerseits und vollkommene 
Autonomie und Selbstständigkeit Ungarns blieben die leitenden 
Gedanken auch ihrer Regierung — so wie der ihres Vaters. 

Diese Kichtnng der inneren Politik hatte auch noch den un- 
schätzbaren Vorth^l, dass die österreichische Regierung, von hineren 
Kämpfen befreit, ihre ganze Sorgfalt den social-politischen Reformen 
Westösteireichs zuwenden konnte. Und auf diesem Gebiete waren 
die Aufgaben so gross, dass^man dieselben gewiss nie in dem 
Maasse, wie es thatsächlich geschehen ist, bewältigt haben könnte, 
wäre durch die strenge Einhaltung des Grundsatzes des Dualismus 
das Arbeitsfeld nicht auf die österreichisch-bObmischen Länder ein- 
geschränkt worden. Alierdings darf man, wenn von den Reformen 

^ Ueber die Regierung Mar. Ther.'s Theresia, Joseph U. u. Leopold IL 

vrfl. Ameth; Gesefaichie Maria t. Ad. Wt^ii. Zwiedinek-Sudenhori^t 

resias. lOBände. Wien. 1870—1879. in der Oncken'schen Sammlang. Her« 

Daneben: Oesterreich unter Maria lin. 1884. 
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der Theresiaiiischeii RegieruDg die Rede ist, nur an die Westliälfte 
der Monarchie denken; doch eben dieser Eioachrftnlcnng nnd dem 
Umstände, dass man Ungarn rahig nach seiner Fa^on selig werden 
Hess, ist es zu Terdanken, dass die Theresiiuiische Regierang fm 
die staatsrechtliche Entwickelnng Oesterreichs so epochemachend 
war und dass dieselbe den stftndisch-anarchischen Charakter des 
alten Gsterreichisdien L&ndercomplexes endgiltig ubstrcifte uud an 
dessen Steile dnen, wenn anch absolut, so doch nach aufgeklärten 
Gmndsätzen regierten Staat setzte. 

Nach zwei Richtungen erstreckte sich diese Reform : sie dehnte 
den territorialen Umfang der monarchischen Verwaltung mis. 
indem sie die deutsch-böhmischen Lande centralisirte, und sie griff 
in die Tiefe, indem sie nicht nnr die untersten Volksschichten, 
die robotpfliGhtige Landbevölkerung der Herrschaft des Ad»'l> ent- 
wand, sondern auch unter Aufhebung oder Beschränkung der Au- 
tonomie der Stände, der Kirche und der Stadtgemeiudeu 
alle diese Körperschaften und Gesellschaftskreise der unmittelbaren 
Herrschaft des Staates endgiltig unterwarf. 

Nach beiden genannten Richtungen verfolgte Maria Theresia 
nur die von Karl VL eröffneten Bahnen. Hatte Karl VL, wie wir 
gesehen haben, durch Vereinigung der Hofkauzleieu der deutsch- 
österreichischen Länder in eine einzige, den ersten Schritt zur Cen- 
tralisirung dieser Länder gethan. so vollendete Maria Theresia dieses 
Werk, indem '^it die zwei in Wien befindlichen Hnfkanzleien der 
österreichischen und böhmisclicu Lande in eine einzige, das yDirti'- 
U)rium in poUticis et cumeralihuH'^ vereinigte, welche Hofstelle kurz 
darauf Thri hd^m man ilir die, eine Zeit lang vou ihr verwalteten 
Finanzge.schatte abgenommen hatte) den Namen der „böhmischen 
und österreichischen Hofkanzlei" erhielt. Während so diese o! »erste 
politische Centralbehörde alle reinen Verwaltungsgeschfiffe tiir 
alle öst^^rrfMchischen nnd bolimischeu Länder besorgte, ühcr- 
nahm die neugeschaffene ilHi^te Jus^tizste 1 1 e alle Jnstizgesehälte 
dieser Länder, sowie gleichzeitig die Hofkamnier in Wien eiue 
joberste Centraibehörde für die Finanzen Westösterreichs wurde. 

Neben diesen speciellen rmtralstelleii schuf Maria Theresia für 
die deutsch-böhmischen Erblander (14. December 1760) eine 1* rste 
consultative Behörde den Staat.srath, der kein l)esotideies Ver- 
waltungsgebiet zugetheilt erhielt, sondern über alle Angelei^eu- 
heiten, über die er befragt werden würde, Gutachten abzugeben 
hatte. 
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Auf diese Weise war die administrative Gentralisation der dster- 
reichiBch-bGluittaelieii Lttnder dnrcbgesetxt und jene von den Ungarn 
seiner Zeit Kar] VI. gegen&ber gestellte Bedingung der Vereinheit- 
liehung der »Erbländer* jetzt von ICaria Theresia Tollkonunen erfnllt. 

. An£ diesem administniliT yeieinfaeliten Gebiete konnten nun 
erst mit grosserem Kaehdmek und mit erfolgreidier Wirksamkeit 
alle jene Reformen dnrcbgefillirt werden, welche dazu bestimmt 
waren^ der Monarchie endgiltig an ihrem Rechte zu verhelfen, d, h. 
ihr jene Herrschaft im Staate zu versebaffen, welche ihr die unhalt' 
bar gewordenen, als mittelalterliche Gespenster noch umgehenden 
Gewalten der weltlichen und geistUchen Hierarchie, des Adels und 
der Geistlichkeit streitig machten. Erst die Ceutralisirung der ge- 
sammten politischen, finanziellen und Justizverwaltung der gesammten 
deutsch -böhmischen Länder der Monarchie setzte die Gentraigewalt 
in den Stand, jene politischen Ideen, die im Geiste der neuen Zeit 
lagen, zu verwirklichen, und die Ueberwindung ^vinzieller Sonder- 
heiten ermöglichte es, nunmehr auf dem gesammten vereinheitlichten 
Territorium Westösterreichs auch mit den Sondermfichten des Adels 
nnd der Geistlichkeit, der Stadtgemeinden und Zünfte, die ihr In- 
teresse über das Interesse des Staates zu stellen gewohnt waren, 
gründlich aufzuräumen. 

Unmöglich aber wäre es gewesen, diese Aufgabe zu erfüllen, 
wenn die monarchische Gewalt in Oesterreich sich gleichzeitig auch 
den ungarischen „Ständen'^ gegenüber befunden hätte, und daher 
ist es gewiss nicht übertrieben, zu behaupten, dass das bei Gelegen- 
heit der pragmatischen Sanction zuerst deutlich formulirtf Piogiimiiu 
deslhialismus für Oesterreich-Ungarn eine wahrhaft erlösende Idee war. 

h) Militarreform. 

Für die Reformeu nach jen» r zweiten Richtung hin, welche sicli 
<lie Vertiefung der monarchisclicn FTcrrscliaft durch alle staatltclien 
Bestandtheile hindurcii bis in die untersten Volksschichten hmeiu 
zur Aufgabe stellte, war dio oitreutliche Triebkraft in dem Bedürfniss der 
Schaffung einer hiniau^lirhen Wehrkraft gelegen, l^i»^ unbedingte 
Notb wendigkeit einer solchen liatte der siebenjährige Krieg nur allzu 
deutlich bewiesen. Sollte der Staat erhalten werden, so musste di« Wehr- 
macht desselbeflf auf feste, uneischütterlicbe Grundlagen gestellt 
werden. 

Als solche Grundlagen der Wehrmacht erkannte mau duiuals 
schon mit Recht: Mannschalt und Geld. Sollten diese in möglichst 
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ausgedelutteiQ Maasse gewonnen werden, mnsate der Staat des un* 
mittelbare VeifagangBrecht über alles im Staate Torliandene Men- 
schenmaterial nnd, nm die ans diesem Menschenmateriale auszu- 
hebenden Truppen auch unterhalten zu können, auch das unmittel- 
bare YerfSgongsrecbt Über das ganze Vermögen der Gesammtfaeit, 
soweit es nur immer möglich war, dasselbe zn Staatszwecken zu 
verwenden, sich zu ▼erschallen suchen. Dieses, durch die Reformen 
Karia Theresias angestrebte Ziel wurde zum grossen Theil mittelst 
derselben erreicht 

Fflr die Gentralisirung der Militärverwaltuiig in den deutschen 
Brbländem war schon unter Kaiser Joseph 1. der erste Schritt ge- 
than worden durch die im Juni (und Juli) 1706 erfloasene Yerord- 
nnng, kraft welcher das Militär sowohl der inner-, wie ober- und 
▼orderdsterreichischen Lande dem kaiserlichen Hofkriegsrathe unter- 
geordnet wurde. Dieser verordnete dann unterm 80. Jäoner 1723, 
dass „die Regimenter sich künftig solcherart zu recrutiren und zu 
remontiren haben, dass dabei den Ländern, Kreisen, Stfinden und 
Kanzlden keine Mühe, Besf liwerung und Kosten erwachsen. Die 
Regierung Karl VI. entwarf den Plan eines beständigen Landes- 
Defensions-Systems, aber welchen mit den Ständen unterhandelt 
wurde — zu dessen Durchführung es aber unter Karl VI. nicht mehr 
kam.'^ 

Die Neuorganisirung der österreichischen Wohrraacbt beginnt 
erst wieder nach dem Frieden zu Dresden (1745) damit, dass das 
General-Kriegscommissariat unmittelbar unter die Befehle der Kaiserin 
gestellt (1747)3^ und dass für das Militärrerpflegs-, Bequartirnngs-, 

Marsch-, Vorspanns-, Recruten- und Remoutirungswesen ein eigenes 
Reglement erlassen wird unterm 13. Juli 1748.** Noch in demselben 
Jahre unterm 22. October wird das neue „Militär-Contributions- und 
Cameralsystema" eingeführt. In die letzten vierziger und in die 
fünfziger Jahre fÄllt der allmälige üebergang von dem System der 
Werbung zu dem der Zwangsrecrutining, und da mr Durchführung 
dieses Systems (ield nötbi^»- war, mit den uuregelmässig einfliessen- 
dei) und schwer zu ei hiut^t-nden Coutributionen der Stände aber 
stf liende Truppen nicht unterhalten werden konnten, wurde vor allem 
die »Steuerfreiheit des Adels und der Geistlichkeit aufgehoben. Gerne 
verzichtete die Regierung auf jede Mitwirkung der iStäude sowohl 

Mciuert, Geschichte des Kriegs- ^ (^od xiustr. V. o55— 358. 
wesoTis III. 148. w Cod. Aiv^tr. V. 300-342. 

3' i>aselb8t S. 152. Cod. Austr. V. 355. 
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rar AufbringiiDg von Hannscliaik, wie auch zur Eintreibiixig der 
Steuern, TenlrftiiKte den Adel aus seiner hemehafUiclien Stellung 
und ersetzte dessen freiwillige aber unzuTerlässige MtfalÜfe dureli 
ein System tob Behörden und Beamten, die, vom Staate besoldet, 
nur dße Interessen des Staates vertreten sollten. 

Zu diesem Zwecke wurden die in den bOhmischeü Provinzen 
als ständische Institation bestehenden EreishauptmannBchaften zu 
staatlichen EreisSmtem umgestaltet und solche in den deutsehen Erb- 
lindem neu eingeführt^ Diesen unter Kreisliauptleaten stehenden 
Kreisimtem wurde ein allgemeines Auünchtsrecht über die Befol- 
gung der staatlichen Befehle und Verordnungen der Landesregienuigen 
(Gubemien) gegeben und die Ifitwirkung bei der Durchführung aller 
staatlichen Anordnungen zur Pflicht gemacht (1758). 

c) Robptregulirung. 

Die Schaiding und Begründung dieser staatlichen IGttelbehürdeu 
erm<^chte es auch der Theresianischen Begierung, in die mittel- 
alterlichen Terhftltnisse zwischen G-rundherren und Unterlhanen ein- 
zugreifen, letztere den maasslosen Bedrückungen der ersteren zu 
entziehen, eine Regelung dieser VerhSltnisse im Geiste der neuen 
Zeit vorzunehmen und damit die einstige Befreiung des von den 
Grundherrschaften schwer bedrftngten leibeigenen Landvolkes anzu- 
bahnen. 

Allerdings hatten schon in vergangenen Jahrhunderten öster^ 
reichische Regenten diese Verhfiltnisse zu regeln versucht und dies- 
bezügliche Bestimmungen erlassen. So waren für Rühmen in den 
Jahren 16ü0 und 1Ü80 Plrovinzialverordnungen erflossen, womit für 
jene Ortschaften, wo keine »gemessenen Roboten und Scharwerke*^ 
bestanden oder »wo es von der alten Ausmessung bereits abge- 
kommen ist% das Ausmaass dieser iSndlichen Roboten festgesetzt 
wurde, und zwar auf nur drei Tage in jeder Woche. Diese Be- 
stimmungen wurden mit Verordnung von 1718 auch in Mfthren ein- 
geführt^ In dem auch für die üsterreichischen Länder als Gesetz 
verüffentlichten l^'aeiafm de ^mbm %neorp(iraUjlm (1680) traf 
Leopold 1. über die Robot Bestimmungen (worin er sich auf eine »Reso- 
lution^ ähnlichen Inhalts seiner »Vorfahren*' von Anno 1&68 — das 
wäre also Ferdinand I. — beruft), worin er zwar die Leistungen der 
Grandhoiden .nicht »mässigt*, d. h. festsetzt, doch im Allgemeinen 

^ Cod. AMStr. V. 806, 807. | Cod, Auatr. V. 806, 807. 
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den Obrigkeiten befiehlt, ^ibre Untbeitbanen mit der Robot nicht 
irider Billigkeit sn besebwereii*^.^" Auch Kari VI. erlieiB in wieder- 
holtenmalen Verordnungen fihnliehen Inhalts (1717), und schliess- 
lich im Jahre 1738 ein Robotpatent, worin er den Missbräuchen der 
Obrigkeiten entgegentrat Doch was halfen alle solche Bestimmun- 
gen, wenn die Regierung, da sie keine hierfür tauglichen Verwaltangs- 
organe hatte, nicht in der Lage war, die Befolgung derselben zu 
ftberwachen, geschweige denn zu erzwingen? 

So kam es denn, dass die bftueriiche Bevölkerung in dem Maasse, 
u)8 die Bedürfnisse des Staates grössere Steuern erforderten, von 
ihren Herrschaften, an die der Staat init seinen Forderungen UD" 
mittelbar herantrat, immer mehr bedrückt und ausgesogen wurde. 
Klagen über solche Bednlcknngen des Landvolkes liefen fortwährend 
ein, und im Jahre 1769 äussert sich der Staatsrath Geb 1er über 
diese Zustände folgendennaassen : „Ifit Erstaunen, ja mit wahrem 
Granen und peinlich iuneister Kührung ersieht man das ftusserste 
Eleud, in welchem der arme Unterthan durch die Bedrückung seiner 
Gruudherren schmachtet.^ 

Die Regierung Maria Theresias hatte doppelte Veranlassung, 
sich der schwer bedrückten Landbevölkerung anzunehmen. Erstens 
waren es die Ideen des Zeitalters der Aufklärung, welche für das 
f.oos der ländlichen Bevölkerung Thcilnahmc und Mitleid weckten, 
(iefühle, die im Herzen der Kaiserin ein lebhaftes Echo fanden und 
dieselbe insbesondere nach ihrer (lenesuug von den Blattern (1768) 
zur Inanffriffnahme des wohlthätigen Werkes der Linderung des 
Loo>ses der Landbevrdkerung bewogen. Zweitens waren es schwer- 
wiegende Gründe der Finanzpolitik, weh'lie dringend eine Schonung 
des arbeitenden Volkes als der wahren Quelle des Wohlstandes und 
Heichthums des Staates empfahlen. Konnte man sich doch der Er- 
kenntniss nicht verschliessen, dass die Steuern, welche die Olnig- 
keiten nnd Stände so lässig und unwillig in die Staatskasse ab- 
führten, aus jener einzigen ergiebigsten Quelle flössen — und die 
Grundsätze und Ansichten über Steuerpolitik, wie sie zmn Keispiel 
der Staatskanzler Kaunitz in seinem Memoire an die Kaiserin aus- 
spricht, rnusstttu cousequenterweise dazu drangen, aus dieser vv- 
giebigsten Steuerquelle unmittelbar zu schöpfen und sie uicht 

^ TrucUü. ile jur. incorj). TUul \ . regeln, die iu dem 1772 zum ersten- 

^ Ametli« Ilaria Theresia IX. 388. ] mde erscbienenen Werke Adam Smtths 

*^ Ks ist interessant, dass jene be- enthalten sind ^Bncli V. ('.II. p- II.) 

rühmten i5mitb*scbea vier Steuer- | sich fast wörtlich iu der Denkschrift 
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dmch 80 kostspielige Yemiittler, wie Obrigkeiten und StSnde, in 
ihrer £i!|^ebigkeit immer mehr gefilhxden zu kssen. 

Sollte nun diese ergiebi^rte QueUe des Wohlstandes und der 
Machtmittel gesckont nnd gefördert werden, so musste der Staat in 
die DienstbaricdtsrerhSltnisse der Unterthaaen zn den Hemchaften 
sich einmischen, den UmiBng der Pflichten der Unterthanen, wie 
sie in den Urbarien bestimmt waren, einer PrAfhng unterwerfen; 
wo keine Urbanen Torhanden waren, diesen Umfiang nach 
firnndsttaen der Billigkeit bestimmen und mittelst seiner nenge- 
schaffsnen Organe« der EreisSmter, die Unterthanen vor Uebergriffen 
der Heirschaften schfttsen. 

Nock bestand in den d^itscb-MHunischen Provinsen die volle 
Leibeigenschaft des Landvolkes nnd die Obrigkeiten wurden als 
Eigenthfimer der Personen ihrer Untothanen angesehen. In diesem 
traditionellen BechtsverhSltniss war mit inbegriffen, dass die Unter- 
thamen sich nicht verehelichen durften ohne Einwilligang der Obrig- 
keit. Etwas schüchtern trat im Jahre 1753 die Staatsgewalt an 
dieses Verhältnis^ heran; doch war das Interesse, welches der sich 
entwickelnde Militftrstaat an dem Wachsen der Bevölkerung hatte, 
iXL gross, als dass er gleichgiltig die Beschränkungen der Ehefreiheit 
Seitens der Obrigkeiten hätte hinnehmen können. So verfugte denn 
eine Verordnung vom Jahre 1753. dass seitens der Obrigkeit die 
Bewillignngen fur Yereheiichnng ihrer Unterthanen «willig zu er- 
theilen" seien. 

Eine Verordnung vom Jahre 1756 über das Veränderung»-, Sterb* 
rechts-, Todteupfundgeld reducirt die unter diesen Titeln von den 
Bauern den Obrigkeiten gezahlten Abgaben auf die Hälfte (statt 
6 Kreozem vom Gulden des Werthes von nun an nur 8 Kreuzer). 

Um aber den 1753 verstaatlichten Kreisämtem ihre, die Obrig- 
keiten controlirende und beaufsichtigende Th&tigkeit zu erleichtem, 
wurde schon 1764 verfftgt, dass die Obrigkdten über alle wichtigeren 
Amtshandlungen mit ihren Unterthanen Protokolle auftunehmen 
haben. Gleichzeitig aber wurden, um diese protokollarischen Amts- 
händlungen für die herrschaftliehen Beamten nicht zu einer neuen 



ausgedrückt finden, die Kaunitz vier angemessenen Verhältnisse, in ge- 

.lahre früher der Kaiserin unter- rechter Gleichheit, in der für die 

breitete. Kaunitz formuliil diese Steuenablenden wenigst drückenden 

Regeln in folgender Weise: „Die Ab- Art und achliesslidi mit mogliehst 

gaben sollten nur in einem deu geringen Kosten eingehoben werden*" 

&r&ften der einzelnen Staatsbürger j (Araeth IX. 547.) 
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Quelle der Aiubeatimg des Landvolkes zu nuvcfaen, die Gebftbren 
fOr dieselbe stutÜcheneits festgeseixt 

Gegen die Bedrückungen, welche ans der Jagdliebhaberei und 
der Pflege des Wildes seitens der Herrschaften Ar die Unterthanen 
sich ergab«! , richtete sich ein Rescript des Jahres 1766, welches 
den Herrschalten ein „Uebennaass*^ von Wild an halten verbietet 
nnd jeden den Unterthanen durch Wild zogefBgten Schaden zu ver- 
gfiten verordnet. 

Jede diesex Verordnungen eröffnete für die Ereisämter ein neu^ 
die Herrschaftsämter beaufsichtigendes, deren Thfttigkeit beschrän- 
kendes Gebiet. Die Henrschaften hörten langsam auf, Herrschaft 
über ihre Unterthanen au ftben — an ihre Steile trat der Staat, 
der nun ihre ^Anmaassungen^ gegen die Unterthanen in die ge- 
bührenden Scbrankeu zurückwies. 

Der Geist, iu welchem die staatlichen Behörden ihres Amtes 
walteten, spricht klar und deutlich aus den Erlässen, Decreten und, 
Rescripten, die vom Hofe herabgelangten. In einem Erlasse vom 
26. Juli 1769. den die Kaiserin an die böhuiiscb- österreichische 
Kanzlei richtete, heisstes: ^So oft es um Bestimmung der Schuldig- 
keiten der Bauern gegen ihre Grundherren zu thun ist, hat sich die 
Kanzlei zur Kichtscbnur dienen zu lassen, dass der erste Bedacht 
dahin genommen werde, den Bauernstand^ als der zahlreichsten Klasse 
der Unterthanen und der die Grundlage und die grösste Stärke des 
Staates ausmacht, in aufrechtem, und zwar in solchem Stande zu er- 
halten, dass derselbe sich und seine Familie ernähren und daneben 
in Friedens- und Kriegszeiten die allgemeinen Landesauslagen be- 
streiten kHnne. Hieraus fliesst von selbst, dass weder ein ürbarium 
noeh ein Vertrag und am allerwenigsten ein obseliou noch so altes 
Herkommen bestehen möge, welches sich mit sothaner Aufrechter- 
haltung des ünterthans nicht vereinigen Ulsst.'^*^ 

In diesem entschieden reformatorischen Geistf^ «jing in den böh- 
misch-österreichischen Provinzen die ganze Plialunx der Kreishaupt- 
leute vor, und das Interessanteste an der Sache ist dass sowohl iu 
den Anfängen wie auch noch mehrere Decennien hindurch diese 
Beamten zum grossen Theil aus den Reihen des Adels genommen 
wurden. Dieser vom Hofe der Kaiserin aus, fortwährend genährte 
reformatorische (leist war von so uiachtiger "Wirkung, dass die 
Kreisämter bald, ohne sicli dessen zu ver^eheu , die enragir- 



Hock-Biederm&uu, der österr. SUuitsrath S. 6Sj. 
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testeii G^er des Adels wurden und sa Vertretern jener echt Steter- 
reicbisehen Beamtenscliafl sich entwickelten, die, immer mehr ron 
jedem Klassen- nnd Parteünteresse losgeschilt, nur das Interesse 
des Staates und der Regiemnf^ zu ihrer obersten Richtschnur 
mihm. 

Auf dem so eingescblageneD Wege gab es aber weder Umkehr 
noch Halt; das Ziel, «die AufrechthaltiiDg des ünterthans'*, war ein 
m hohes und zu bedeutendes, als dass es mit der blossen Festsetzung 
der Dienstbarkeiten, mit Hintanhaltnng von Missbräuchen, mit £r- 
mSssignng der Geb&hren und Leistungen an die Herrschaft hätte 
erreicht werden können. Es waren dies lauter negative Bestim- 
mungen, lauter die ärgsten Bedrückungen hintanhaltende Palliativ- 
mittel, die das üebel nicht an der Wurzel fassteu, welche in der 
persönlichen Unfireiheit des Bauern und in der ßealdienstbarkeit 
seines Grundes lag. Diese Wurzel auszugraben und jedes herr- 
schaftliche VerhältnLss zwischen Bauern und Adeligen zu lösen, da- 
zu war der Staat Maria Theresias noch zu schwach — er that, 
was in seineu Kräften stand. Er legte die Axt au und beseitigte 
die ärgsten Auswüchse; das Werk der persönlichen Befreiung des 
Bauemstandes vollbrachte erst der Sohn Maria Theresias — und 
die Vollendung dieses Werkes durch endgiltige Entlastung des 
bäuerlichen Grund und Bodens vollzog ein Jahrhundert später 
Kaiser Franz .Josef. 

So wie aber, in diesem Zusammenhange betrachtet, die Befreiung 
des Yolkf^s von den Fesseln mittelalterlicher Sciaverei sich uns als eine 
lortlauleude Kette der Entwickehmg darstellt in welflnT jedes Glied 
mit Nothwendigkeit durch das vorhergehende bedingt ist, eine Ent- 
wicklungskette, die nicht von Menschen geschaifen ist. sondern die 
Menschen zwingt, ihrem ehernen Gang sich zu fügen: ebenso ist 
diese einzelne öffentlich-rechtliche Angelegenheit, die Befreiung des 
Landvolkes, nur ein Zweig au dem grossen Baume staatlicher Eut- 
wickelung, der durch die parallele und gleichzeitig sich abspielende 
Entwickelung aller anderen Zweige desselben Bauraes bedingt wird 
und seinerseits für deren Entwickelung Betliugung ist. 

Als solch eiti nothwendiges (ilied in dieser langen Kette staat- 
licher Entwickelung und zugleich als eine einzelne Masche in dem 
umfangreicheu xSetze staatlicher Reforinthätigkeit tritt uns das 
ßobotpatent von 1775 entgegen. Vorbereitet wurde dasselbe 
durch die im Jahre 1771 eingesetzten Urbarialhofcoramissioneu. 
deren Aufgabe es war, die bestehenden VerpÜichtungen und 
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Leistungen der UnterÜiaiieii gegenfiber den Obrigkeiten festBosetaei, 
um den Obrigkeiten ungeaetslieiie nnd nnbOlige Mehifindeningen 
unmdglich zu machen. ^Znr standhallen Behebung*' heiast es in 

dem bezüglichen Patente von 10. October 1771, „der von einiger 
Zeit her zwischen den Gmndobrigkeiten und ihren Unterthanen 
über die Roboten und andere dahin einschlagende Schuldigkeiten 
obwaltenden Streitigkeiten, dann der an einigen Orten daraus er« 
erfolgten Verweigerung der Frohndienste und anderer daliin ein- 
schlagenden Schuldigkeiten, wird eine eigene k. k. Urbarialbofcom- 
mission angestellt, welche die dermal bestehenden Urbariaiechnldig« 
keiten auf jeder Herrschaft und jedem Gute umzusehen, su nnter- 
suchen und zu Folge der ertheilten Instruction, entweder zu be- 
stätigen oder abzuändern, in einem oder dem anderen Falle aber 
für jede Grund obrigkeit und Gemeinde neue Urbanen am arriehten, 
auszufertigen und hinauszugeben hat/' 

Es war dies schon ein kühner Eingriff in die „althergehrarlrten\ 
Rechte des Adels und ein Zeichen der bereits durch ein hochent- 
widceltes Militär- und Steuerbehördensystem bedeutend gestärkten 
monarchischen Gewalt. Im darauffolgenden Jahr 1772 erschien 
(6. Juli) das erste von den grösseren Theresianischen Robotpatenten, 
welches vorerst die ungebührlichen Belastungen mit Robot der un- 
behausten Gründe verbietet und die Robotleistung der (besitz- 
losen) „Inleute'' auf 12 Tage im Jahre festsetzt, mit der Be- 
schränkung, dass, „wenn ein Inmann verheirathet ist und Weib und 
Kind hat, sie alle nur für eine Person angesehen werden.'* Die 
Leistungen der auf behausten Gründen ansässigen Bauern wird, je 
nachdem dieselben Ganzlehner, Halblehner, Viertellehner oder Hof- 
stattler sind, abgestufterweise fest-gesetzt. 

Auch wurde ein Normalarbeitstag für die RoboteTi und zwar 
mit zehn Stunden taglich bestimmt, doch so, dass zwistdien de:; 
vormittägigen nnd den nachmittägigen fünf Arbeitsstunden eine 
zweistündige Rast einzutreten habe. Weitere Bestimmungen und 
Erläuterungen nach derselben Richtung enthält das Patent vom 
12. Juni 1773 In demselben wird die Robot des Hofstatt! er >. 
«1. h. desjenigen, der nur ein Haus und dazu nicht mehr als ein 
Jotdi besitzt, auf blos 26 Tage im Jahre restringirt. Da auch dieses 
Patent eine Reihe von Zweifeln ni'-bt ludiehrn konnte, so werden 
mit dem Patent vom 24. October neue Belehrungen und Bestim- 
mungen erlassen. Es half wenig, dass die böhmischLii Staude 
unterm 27. Oktober 1778 gegen jede vom Staate ausgehende 
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Rflgelnog der UntertliaiuleiBtongeii Protest einlegten,^ za mächtig 
war die StrSmung der Zeitideen nidit nur in Oesteneich, sondern 
aacb in allen anderen enropftiachen Staaten, als dass irgendwelche 
Regierung damals anf dem eingeschlagenen Wege hAtte H^t machen 
können. Schlimmer war nnd grosse Schwiengheiten bereitete der 
Umstand, dass einerseits die Mannigfaltigkeit nnd Verschiedenartigkeit 
der Robot- und Unterthans^erhftltnisse in den einzelnen Ländern 
und G^i^den ein einheitliches, anf glichen Principien bembendes 
Ablösungssystera unmöglich machte, andererseits die raaassgebenden 
Kreise über die Art des Vorgehens, über das dabei zur Anwendung 
m bringende Princip sich nicht einigen konnten. Denkschriften 
wurden entworfen, Gutachten von Central- und Landesbehörden 
eingeholt, ohne dass eine Einigung so bald zu Stande kommen 
konnte. Sogar Kaiser Joseph, der als Mitregent an dieser Sache 
theiluahm und der in anderen Angelegenheiten und in späteren 
Jahren so rücksichtslos und entschlossen vorzugehen pflegte, zeigte 
in dieser Angelegenheit die grösste Unschlüssigkeit und fortwfthren- 
des Schwanken. 

Die Punkte aber, über die eine Einigung schwer zu erzielen, 
und über die man sich nicht klar werden konnte, waren namentlich 
folgende : Sollte die Aenderang der Robotverhältnisse dem frei- 
willigen ü eberein kommen zwischen Herrschaften und Unterthanen 
überlassen werden ? Sollte das Maass der Giebigkeiten und Leistungen 
nach dem alten Urbarium und nach dem Herkommen oder nach 
Billigkeit nnd .,Natnrrecht'* festgesetzt werden? 

Nicht wenig trug zu dieser Rathlosiirkeit bei, dass man sich 
über den Ursprung der Robot die entgegengesetztesten Vorstellungen 
machte. Während dip einen die Ansicht vertraten, der Grund und 
Hoden sei ursprünglich Kigenthum der Herren gewesen und die 
Robotleistungen wären nur ein Entgelt für die Ueberlassung des- 
selben zum Fruchtgenuss an die Bauern, wao-ten andere die Ansicht 
auszusprechen, die Robotleistungen seien missbräuchlich und durch 
Gewalt seitens der Herren eingeführt. Kein Wunder, dass so ent- 
geiieuflreM'tzte Ansichten iUx r den ürspnintr der Robot, ebenso ent- 
gegengesetzte Meinungen über doit n Abl<»sung zu Tage förderten. 

Sollte die von staatäwegen bemessene und festgesetzte Tlo])ot 
aufrechterhalten oder aufgehoben und in Abgaben und Leistungen 
umgesetzt werden? Sollten diese Abgaben in Bodenerzeuguisseu 

Arueth IX. 351. 
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oder in Geldzins bestehffii? Diese und ähnliche Fragen hielten 
alle Kidse in Aufregung und Hessen keinen Entschluss zur Reife 
kommen. Aber inmitten der Rath- und Hilflosigkeit auch der 
höchsten Machthaber lollte die geschichtliche Entwickelung unent- 
wegt ihrem Ziele zu, und jede me auch imm^ geartete Maassrege] 
der im f inst«m herumtappenden Gesetzgeber Tcar schliesslich gut 
genug, um dem UuTermeidlichen um eine Staffel näher 2U kommen. 

Die Regierung ging so schonend als möglich vor, sie versuchte 
der Reihe nach alle möglichen Mittel, um den von Alters her be> 
rechtigten Herrschaften die noth wendige Aenderung des Verhält- 
nisses so leicht erträglich als möglich zu machen und doch trug 
sie mit all diesen schonenden Mitteln und Maassregeln nur dazu bei, 
das Unabwendbare und Unausbleibliche, die Befreiung der ünter- 
thanen und die Entlastung des Grundes und Bodens von den Dienst- 
barkeiten schliesslich herbeizuführen. Erst wollte man die Ab- 
schaffung der Robotverhältnisse der Grossmuth der Herrschaften 
überlassen. Man gab sich der Hoffnung hin, dass die aufgeklärten 
Zeitideen über das Sonderinteresse der ( )ltrigkeiten den Sieg davon- 
tragen würden. Diese Hoffnung ging tehl. iSur von zwei weissen 
Raben aus den böhmischen Ländern meldet die Geschichte : ein 
mährischer Prälat. Gregor Lanibeck. und ein liohinischer Magnat, 
Graf Trautinannsdort". schritten freiwillig zur \ erbesseruug der Lage 
ihrer Lnterthaueu. Aber ihr leuchtendes Beispiel blieb ohne Nach- 
ahmung. 

Da erliess denn die Regierung in Folge eines Hol'decrelcs vom 
28. März 1774 die Verordnung vom 7. April 177-4. worin „den ge- 
rammten Obrigkeiteii eine Zeitfrist von sechs Monaten gestattet wird, 
binnen welcher dieselben über die veiscliiedenen Urbarialprästationen 
ein verständlieh mit ihren Üuterthaueu, folglich ohne Zwang, Bedro- 
hung oder anderweitige Inductionen entweder über neue oder über 
die alten jetzt gewöhnlichen Urbarien übereinzukommen trachten und 
wenn dieses geschehen, selbe Urbarien gemeinschaftlich errichten" 
jJoUten; wo diese freiwilligen Vereinbarungen ni( ht durchgeführt 
würden, haben die Urbarialcomraissarien die noth igen Bestimmungen 
zu treffen. Für diese letzteren ward gleichzeitig ein umt'angreicher 
.Unterricht" herausgegeben, worin die Leistungen der Üuterthaueu 
in bestimmten Ausmaasijcn festgesetzt werden. Als Grundlage dieser 
Ausmaasse wurden die Steuerleistuugeu der Ünterthanen benützt, 
und zwar in der Höhe, in der sie von den Obrigkeiten fatirt wurden. 
Aber gleich im folgenden Jahre erHoss wieder ein weitlüutiges Robot- 
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patent (13. Augast 1775), welches unter Autliel uog aller älteren 
Robotpatente eine Yollständige Codification sämmtlicher RobotTOr» 
h&ltmsse enthält. Dasselbe zerfällt in acht Artikel, jeder aus meh* 
reren Paragraphen bestehend. Der erste Artikel, aiebzeim Para- 
graphen umfossend, enthält die Aosmesanng der Yon jenen Unter- 
thanen, die nicht lieber bei ihren bisherigen Schuldigkeiten vei^ 
bleiben wollen, künftighin gefordert werden könnenden Roboten, 
Spinnschuldigkeiten und Arbeitstage, und auck die Bestimmungen 
über die „standhaften Grundzinse'^ Diese Ausmessung erfolgt auf 
Grundlage einer Eintheilung der Unterthanen in Kobotsklassen nach 
Maassgabe der von ihnen gezahlten Steuern. Die bestehenden Grund- 
zinse werden aufrecht erhalten und eine willkdrliche Steigerung der* 
selben seitens der Obrigkeit verholen. 

Der zweite Artikel (dreizehn Paragraphen) handelt von der „den 
Unterthanen zustehenden Wahl zwischen ihren bisherigen und den 
in diesem Pateute ausgemessenen Robotschuld igkeiten"". Der dritte 
Artikel (13 Paragraphen) enthält die allgemeinen Bestimmungen über 
„die Verrichtung der Roboten überhaupt", und zwar verbietet er 
die Anli'iltuijg zur Robot au Sonn- und Feiertagen, bestimmt, dass 
dem Unterthanen, der mehr als drei Tage in der Woche zu roboten 
hat, ein in die Woche einfallender i'^eiertäg in die Robottage ein- 
gerechnet werde; setzt den ..Kormalarbeitstag'' für die Robot fest, 
und zwar mit acht Stunden für das Winter- und mit zwölf Stunden 
für das Sommerhalbjahr u. s. w. 

Der vierte Artikel handelt \oii der Repartirung einer gemessenen 
jährlichen Anzahl von Robot hi.iiru über das ganze Jahr, verbietet 
"Verwandlungen leichterer Roli it« ii in scliwin re, ebenso Ut tterbür- 
duugen der Koboier und deren Viehes — endlich die Anhaltung 
„elender, presshafter oder 60 Jahre alter Inleute"' zur Robot. Der 
fünfte Artikel (1 3 Paragraphen) handelt von der Anrechnung weiter 
Fahrten und Botengänge, sowie auch anderer Leistungen (Jagen, 
Nachtwachen etc.) als Robottage; der sechste Artikel (sechs Para- 
graphen) „von den in unterthänigen Händen befindlichen obrigkeit- 
lichen Kirchen-, Pfarr- und Gemeindegründen und Häusern", und 
bestirniiit unter anderem, dass es Unterthanen freistehe, wenn sie 
obrigkeitliche Gründe unter Robotbediugungen käuflich übernommen 
hätten, die ihnen zu hart schienen, diese Grüude den Obrigkeiten 
gegen Rückzahlung des Kaufschillings zurückzustellen. 

Der siebente Artikel (7 Paragraphen) handelt davon, „wie seiner 
Zeit die Roboten eines jeden steuerbaren ünterthans schriftlich ver- 
Gamplowiei, StMtaNclit. 10 
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keichnet werden sollteii md von nach der Hand etwa zwischen 
Obiigkeit und einzelnen üntertbanen oder ganzen Gemeinden er- 
folgenden Verträgen*\ In dem Eingang dieses Artikels wird erklärt, 
daas ,fder allerhöchste Wille dahin geht und zur Sicherheit beider 
Theile unumgänglich erforderlich ist, dass die künftige wahre Robots^ 
Obliegenheit eines jeden Unterthans entweder nach Maassgabe des 
ersten Artikels (gesetzlich festgesetzte Bedingungen) oder aber nach 
der von dem Unterthanen getroffenen Auswahl seiner bisherigen 
oder etwa auf eine dritte Art beglichenen Robotsrhuldigkeiteu für 
jede Gemeinde schriftlich verzeichnet und dnss dieses Verzeichuiss 
mittelst des Kreisamtes den Landesgubernieu zur Kmsirht und Be- 
stätijniTiir vorgelegt werde". Da aber an die DiirchtTilinnii; dieses 
Programmes erst nach Ablauf des den Unterthanen zur Fassung eines 
definitiven Emsclilusses zu* i kannten Jahres geschritten werden konnte, 
so wurden mittlerweile nur einige provisorische Anordnungen über 
Verfassung vou Robot Verzeichnissen erlassen, welche die Robot- 
schuldigkeiten jedes Unterthans zw enthalten hätten und wovon je 
ein Exemplar bei der 0}>rigkeit und bei der Gememde aufzubewahren 
sei. Von diesem Robotverzeichnisse darf eigenmächtig keine Partei 
abweichen: oinvprständlich dürfen sie wohl dasselbe ändern, soll 
dass aber auf tnn/ längere Zeit als drei Jahre treschfbpn, so muss 
das Laudesgubernium zu einer solchen Aenderung st-iiif iMnwilligung 
geben. Der achte Artikel (7 Paragraphen) enthält allgtuulüf Re- 
stimmungen über die „genaue Befolgung dieses Patentes und der 
neuen Robotverhältnisse". Auf diese KetnlLung haben Kreisamter 
und Landf'Sgubernien ,.von Anitswegen eifrig zu sehen"; Zweifel uud 
Unklarheiten sollen im ordentlichen lustauziMizuge behoben werden; 
Uuterthant' n. die sich beschwert erachten, sollen ihre Beschwerden 
beim Kreisamte vorbringeu; andererseits wird aber auch den Obrig- 
keiten gestattet, im Falle dass „ein oder der andere Uuterthau wider 

alles Vermuthen ungehorsam und stützig sein sollte mit 

einer dem Verbrechen angemessenen Strafe zu belegen, bei nicht 
bezeigter Besserung aber dem Kreisamte zur weitereu uud schärferen 
Bestratimg anzuzeitrcn'*. 

lü dl Iii K iiujjk uin die Herrschaft über das Landvolk war die 
Regierung mit diesem Robotpatent allerdings ein gutes Stück vor- 
wärts gekommen. Die Veriiultuisse zwischen Obrigkeit und Unter- 
thau waren in ihren Details so geregelt, dass einerseits der maass- 
losen Ausbeutung des Landvolkes seitens der Grundobrigkeiten ge- 
wisse Schranken gesetzt wurden, andererseits die Kreisämter als 
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die unmittelbare AufsichtsbebCrdc für diese Verhältnisse im Namen 

des Staates die Herrschaft über Bauer und Obrigkeit übten und 
indem sie ersteren vor übermässiger Aussauguug seitens der Obrig- 
keit schützten, einen kräftigen und verläsfilichdo Steuersahle): theik 
«ihielten, theils heranzogen. "^^ 

An und für sich allerdings war durch diese Reform das Ver- 
hältniss zwischen Obrigkeit und Unterthan keineswegs schon ein 
solches geworden, um den Unterthan vor Bedrückungen und Unge- 
rechtigkeiten zu schützen. Denn bis auf das gesetzlich festgesetzte 
Ausmaass der Leistungen, über dessen Verletzung der üntertliau 
beim Kreisamt sich beschweren konnte, während der Obrigkeit sogar 
em gewisses Zü'htigiingsrecht gelassen wurde: blieb doch der 
Liitertlian als Leibeigener in der grundherrlichen Gewalt der 
Obrigkeit. 

Nach wie vor blieb der Grundherr die Vormundschaftsinstanz 
des Unterthaus, nach wie vor konnte er ihm die Ehebewilligung 
ertheileu oder nicht, nach wie vor konnte er ihm das Wegziehen 
von seinem (Irund und Boden, seinen Kindern das Erlerneu von 
Handwerken oder Schulbildung gestatten oder verweigern und tau- 
send andere Handhmgen dulden oder verbieten; und angesichts 
dieser Ueberfülle obrigkeitlicher Macht war der Schutz vor Ueber- 
hnrdung, den das Robotpatent dem Bauern gewährte, ein sehr 
zweifelhafter, denn der wegen Ueberbürdung beim Kreisamte be- 
schwerdeführende L'uterthan setzte sich tausend anderen Belästi-" 
jungen, Chikanen und Bedrückungen seitens der Obrigkeit aus. 

All diesen Uebelständen konnte nur durcli Aufhe])ung der 
Leibeigenschaft und jedes Unterthausvcrbandes zwischen Herr 
und Bauer abgeholfen werden. Dies war der nachfolgenden Re- 
gierung Kaiser Josephs IL vorbehalten. 

d) Aufhebung der Autonomie der Stftdte. 

Ebenso wie mittelst Kreisämtern und Robotpatenten der Staat 
in die Verhältnisse der J>;nulbevölkeruiig uiiuiittelbar eingriff und 
seine Herrschaft über dieselbe zur Geltung brachte: ebenso geschah 



Auch für Ungarn orliess Älaria 
Theresia ein „Urbarium in welchem 
ältere noch giltige Vorsehrilten über 
RoI>nt 7.nsammen2;pfas.*t ^•unlen und 
welches der Willkür der üruudberreu 
einen Damm setzen sollte. Doch be- 
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sass dieses Urbar, weil mit dem 
uugar. Reichstag nicht vereiubuil, 
nur eine „provisorische" Geltung. 
VrgL Pauli: Consiitutio rei urhari- 
cUis regni Mungariae Vienncfe 1817. 

10^ 
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es auch mit den Städten. Auch in diesen war bis znr Regierang 
Maria Theresias nicht der Staat der unmittelbare Herrscher, son- 
dern ZfkaSte und Patriziercoterien, die auf Grand althergebrachter 
Sitten und Privilegien über die Stadtbevölkerung, ähnlich wie die 
Grundobrigkeiten über das Landvolk, ihr «patriarcbalischea Regime*^ 
filhrten. 

Auch diese Verhältnisse waren unhaltbar. Weder war die 
Jurisdiction der Städte über ihre Angehörigen mit der Stellung der 
modernen Monarchie vereinbar, noch auch konnte dieselbe den aus 
Zunftvorständen und altbürgerlichen Sippscbaftpn bestehenden Stadt- 
o!)rigkeiten mit Beruhigung die Wahrung der öffentlichen Sicherheit 
und Wohlfiahrt ftberlasseii, 

Eine Reibe toh Anordnungen Snderte diese Verhftltnisse nnd 
die Ereiaftmter mnssten aneh auf diesem Gebiete der Antoritftt dea 
Staates Geltung verschaffen. 

Zuerst wnrde der Grundsatz aufgestellt und in Yerordnungen 
und Gesetzen durchgeführt» dass jede Wahl oder Ernennung von 
Stadtobrigkeiten oder Beamten, insbesondere der so einflussieichen 
Stadtsclgeiber und Syndici einer Bestätigang seitens der landesfiirst- 
liehen Behörden bedürfe.^ 

Die unmittelbare ^Au&icht über die Städte**, insbesondere 
fiber die Einhaltung der Verordnungen betrefis der Marktpolisd, 
sowie der Ilaasse und Gewichte, wurde den KreisSmtem wiederholt 
eingeschärft,^ so mit der Verordnung vom 7. Jänner 1754, worin ea 
heisst: ^bei den in den Städten und Märkten obwaltenden Gebräuchen 
und Unordnungen iu Ansehung der Polizeigeschäfte, werden sämmt* 
liehe Städte und Märkte erinnert, dass jeden Ortes sich befindenden 
Zäoften wobler&hrene Männer als Gommissare vorsustellen, Aber 
alle politischen VorfiUle oder Veranlassungen ein Protokoll zu 
führen und dasselbe namentlich dem Kreisamte zur Einsicht ein- 
zureichen und in erheblichen Gegenständen die hShere Entscheidung 
zu gewärtigen seL*^ 

Durch diese Vorschrift: dass ftber alle politischen Vorfälle ein 
Protokoll angenommen werden müsse, wurden die Stadtobrigkeiten 
mittelbar gezwungen, gelehrte oder wenigstens doch „studirte^ 



Für Oberösterreich erfloss ein 

solches Gesetz unterm 7. Juni 1749. 
S. Beidtel, Oesterr Zust&nde etc. 
S. 57. 



^ So fSr Böhmen mit Hofdecret 
Tom 1 8. September 1781. Beidtel 1. c 
^ Ebenda. 
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Juristen aosuatelleii, in d«ran Hftnde aÜmShlig die ganze stftdtuclie 
Tenvalfong Überging. 

Nicht weniger war es na«h den Begriffen jener Zeit ^ gewal- 
tiger Eingriff des Staates in die Aatonomie der StSdte, dass mit 
dem HoMecret vom S9. Jloner 17Ö4 in die Oon8eriptl0n, die t&r 
die gesanunten deatseben Erblande Teroidnet worde, ancb die 
Stidte mit dnbeaogen wurden. Femer wurde mit Velnardnang' Tom 
S6. Jnni 1764 die Banpoliset in den Stfidten der besonderen 
siclit der Landesstellen nnterwoifen. Eine Verordnung Hr Böhmen 
▼om 99. Jnli 1765 entaog 864 SUdten und HSikton die* Griminal- 
geiiebtsbarkeit nnd Yerpflicbtete sie obendrein zu jibriichen Bei- 
trSgen IBr den staatlichen Criminalfond. Geomdeordnongen für 
fitfldte wurden erlassen ohne die Stadtobrigkeit su befragen, so 
s. B. für Oberitoteneich unterm 12. August 17G5. Mit dem Patente 
fom 18. November 1768 wurde, ebenso ohne die Stftdte zu be- 
fragen, die Zerstftcicelung der Gemeinde weiden angeorduei Eine 
Verordnung Tom 25. September 1770 stellte den altherkömmlichen 
Gebranch des obrigkntlichen Staatskleides (Hantelkleider) auch fftr 
die stidtisehen Obrigk^ten ab, womit das Ansehen und die Würde 
der. letzteren eine grosse Einbuase erlitt. - 

e) Verstaatlichung der Länderverwaltung. 

Ebenso wie sie die unmittelbare Herrschaft über Land- und 
Stadtgemeinden an sich brachte und beide durch ihre Kreisämter 
übte: zog die Regierung Maria Theresias auch die unmittelbare 
Herrschaft über die Länder, die bisher durch die Stände geübt 
wurde, an sieh und übte dieselbe mittelst der aus den Reprftsen- 
tationen neu organisirten Gubemien. 

• Die Macht der Stände gründete sich nebst der Herrschaft über 
das Landvolk zunächst darauf, dass sie nach altem Herkommen 
und Becht die Landes -Stenern von Jahr zu Jahr auf ihren Land- 
tagen beschlossen und durch ihre eigenen Organe einheben liessen. 
Diese von ihnen dngehobenen Landessteuem wurden aber keines- 
wegs für die Regierung, sondern in erster Linie för den Landes- 
haushalt verwendet; nur ein Theil derselben wurde nach Maassgabe 
der jeweiligen, von Jahr zu Jahr beschlossenen Bewilligungen au 
die Regierung abgeführt. Doch musste die Rec^it niug jedesmal als 
Bittstellerin bei den Landtagen ihr Ansuchen vorluingen und die 
Stände bewilligten nach ihrem Gutdünken. Dadurch war die Re- 
gierang in steter Abhängigkeit von den Ständen und das Staats- 
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Jnterane den Sonderinteressen der „fienen^ untergeoidnet Zudem 
war die Finanz-, apedell die Stenerwirtbschaft der Sünde nicht 
nur repnblikaniacli, sondern geradesa anarcbiech. Die Steuern 
wurden wohl beechloasen und ausgeschrieben aber tou« da bis 
im ianbringung hatte es noch seine guten Wege. Die Stände 
hatten keine ausreichende EzeeutiTgewalt (trota aller von Kaisem 
bestätigten JExecutioUBOrdnungeu'O und die einzelnen Herren unter- 
warfen sich weder dem Beschlüsse der Stände, noch komiten sie 
zur Steuerzahlung gezwungen werden. 

Die Einen ^ behaupteten ihre Tollkommene Steuerfreiheit; die 
Andern, welche wohlweisslich dem Landtagsbesehlnss nicht zuge- 
stimmt hatten, erklärten durch einen solchen Beschluss nicht ge> 
bunden zu sein^ (das erinnert an das Ubenm veh der Adeligen 
in Polen 0; wieder Andere endlich zahlten ein&ch nicht, ohne jede 
Bbchtsbegrändung. Die Folgen einer solchen Ständewirthschaflb 
Waren f&r die Eegierung sehr missliche — denn sie erhielt tou den 
Ständen nicht einmal jene Summen, die ihr nach jedesmaligen lang- 
wierigen Unterhandlungen Von Jahr zu Jahr bewilligt wurden. 
Die Stände wiesen auf die rückständigen Steuerpflichtigen hin und 
blieben selbst wieder der Regiemug gegeuttber im Rftckstand«. 
Solchen Zuständen, die mit dem sich entwickelnden modernen 
Staate unvereinbar waren, musste ein Ende gemacht werden, wenn 
die Monarchie den Staat vor dem Untergange retten sollte. 

Der erste Schritt zut Emancipation der Regierung von der 
Vormundschaft der Stände war schon 1714 unter Karl VI. gethan 
worden, indem mit den Ständen das Ue hereinkommen getroffen 
wurde, dass ihre Geldbewilligmigen auf zehn Jahre gelten sollten 
(Decennalrecesse) , und zwar waren es die böhmischen Stände^ 
welche zuerst auf dieses Zugeständniss an die Hegiernng eingingen. 
Die Regierang Maria Theresias setzte es allmählig durch, dass die 
Rekratenausbebnng und Erhaltung des Heeres in die unmittelbare 
Verwaltung des Staates überging und die Stände statt der Natural- 
liefening (Rekruten und ihre Verpflegong) nur das zu diesem 
Zwecke erforderliche Geld an die Regierung abführten. In weiterer 
€onseqnenz dieser Reform ging aber auch die Verwaltung der stän- 
dischen Finanzen (Domestikalkasse) an die staatliche Behörde über 
(1748). Unterstätzt wurde diese wichtige Maassregel durch die üm- 



. Wie 2. B. die Grafen von Arco, 
Casteiuau, Lodron und Liechtenstein 
in Tirol. & Bidenuann, Wiener 



>'?tadtuuuk, Note 2. 
^ Ebenda. 
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gestaltmig der Mheran stSndisehen Landesbeliöideii (ReprSsente- 
tlonen) in staatliclie Behörden, ^Landesgabeniien^ (1758). Auf 
diese Weiae wurden die Stände, in deren H&nden Mher ras- 
aeUiesdidi die YerwBltnng der I4bider rahte, ganz bei Seite ge- 
ediebeo, jene StSnde, von welehen die Kaiserin so cbarakteristiseh 
sich ftnseerte: ,»Hit denen Ständen ist nichts zn fhnn haben 
keine Köpf nnd keinen WiUen.^ 

f) Kirchliche Reformen. 

Anf die bisher geschilderte Weise wurde der Staat alleiniger 
Heirsciher Uber das Landvolk, über die Städte nnd Aber die Länder. 
Ifnr eine Uadit noch blieb, die bisher ihre Unabhängigkeit von 
ihm behaüptete, die ]Orehe. Anch diese sollte unter die Sonverä- 
netftt des modernen Staates gebracht werden. In dem fendalen 
nnd ständischen Staate nahm die Kirche jene selbstständige imd 
souveräne Stellung ein, die durch die Verhältnisse jenes Staates 
vollkonmien gereditfertigt war. Denn wo der Staat nnr ein Spiel- 
ball der egoistisehen Interessen der „Herren*^ war, wo die Städte 
sich vollkommener Autonomie und Selbstständigkeit erfreuten, wo 
das Landvolk leibeigen war und sein Wohl und Wehe von der 
Willkür der Gutsbesitzer abhing, da war die SouTcränetät der 
Kirche eine Wohlthat — der einzige Lichtpunkt in der allgemeinen 
Kechtlosigkeit. Da war es vollkommen begründet und gerecht- 
fertigt, wenn die Kirche ein Asylrecbt besass, das vor den ünge> 
rechtigkeiten ständischer und städtischer Justiz schützt«; wenn sie 
Bannstrahlen schlenderte gegen zuchtlose «Herren^ und herzlose, 
gottvergessene ständische Beschränktheit; wenn sie vollkommene 
Freiheit hatte, die idealen Prinzipien des Christenthums, wann nnd 
wo es ihr immer gut und nützlich dünkte, zu verkünden. 

Ganz anders gestalteten sich die Verhältnisse in der absoluten 
Monarchie. Indem diese die unmittelbare Henschaft über Land- 
volk, Städte und Länder an sich brachte, musste sie sich auch be- 
mfen fühlen, oberster Richter über das gesammte Staatsleben zu 
sein und die oberste Verantwortlichkeit für dasselbe vor Mit- und 
Nachwelt zu übernehmen. In ihrer souveränen Stellung kann die 
absolute Monarchie keine höhere Macht über sich dulden — und 
damit ist auch die Stellung der Kirche im Staate bestimmt. Sie 
kann weder über dem Staate, noch unabhängig von ihm existiren — 
sie muss sich seiner Souveränetät unterordnen. Wohl hatte schon 
in veigangeuen Jahrhunderten der Staat einzelne feindliche Vor- 
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«UteM gegen die Eiielie unternommen, so unter Herzog Rndolf IV., * 
der den Ansaprach that, er wolle in seinem Staate Papst und 
Kaiser sogleich sein. Aber immer wieder wnsste sLcli die Eirdie 
als souveräne Maclit in ihrem Wirknngskrdse neben dem Staate 
geltend zu machen. Erst seit der Erstarknng der absoluten Hon- 
archie unter Maria Theresia wird das Yerhältniss von Grund aus 
auf die Dauer ein ganz anderes. 

Im Jahre 1746 erhalten die Ordinariate von Wien und Passau 
einen strengen Verweis wegen Verlautbarung päpstlicher Bullen 
ohne frfiher eingeholte Genehmigung der Regierung (ohne pheeium). 
Im Jahre 1760 wurde eine Stolataxordnung erlassen, die för alle 
kirchlichen Functionftre verbindlich sein sollte. Im Jahre 1752 er- 
hebt die Kaiserin als ^^mima advocata ecclesiarum** irn Staate den 
Anspruch, die oberste Controle ftber das gesammte Pfirdndenverw 
mögeVL zu üben. 

Unterm 10. .Mai desselben Jahres erging eine Verordnung gegen 
das Asylrecht der Kirchen. 

Im Jahre 1754 erfolgte auf Initiative der Regierang und im 
Interesse der Voikswirthschaft die Verminderung der Feiertage, und 
im folgenden Jahre (1755) wird die staatliche Controle über die 
kirchliche Excomunicationen eingeführt. Bald darauf (1756) liess 
die Regierung das gesammte Kirchengut inventarisiren und erliess 
im Jahre 175B das Verbot eigenmächtiger kirclilicher £xorci8men. 

Alle diese und ähnliche Maassregeln der Regierung gegen die 
Kirche hatten eine moralische Stütze in der mächtigen antikirch- 
lichen Strömung, die von den Universitäten ausgehend auch kirch- 
liche Würdenträger zu ihren Anhängern zählte und in dem im Jahre 
176G erschienenen Buche des "Weihbischofs von Trier, Johann von 
Hontheim (unter dem Pseudonym Febronius, daher Febronianismus), 
„de gtatit ecclesiaef"* ihren epochemachenden Ausdruck fand. 

Diese Strömung ward gegen die zweite Hälfte der Regierung 
Maria Theresias immer stärker und tiefgreifender. Durch die Ver- 
staatlichung des Schulwesens (1770 rescribirt die Kaiserin: „Das 
Schulwesen ist ein Politicum**) wurde der Kirche das mächtigste 
Werkzeug kirchenfreundlicher Propaganda entwunden und so lang- 
sam der Boden zu jenen entscheidenden Uragestaltungen vorbereitet, 
die später Kaiser Josef II. auf diesem Gebiet voUf&hrte.^ 

*^ Von speciellen Haassregeln, die Jahren erwähnt: 1778 Aofbelrang des 

der neuen Richtung Vorschub leis- Ordens der Jesuiten, 1774 neue Fa- 
teten, seien noch aus den Siebziger- cultätSTerfassung der UniTersitItea, 
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g) Besitzergreifaag und Constituiruog Galiziens. 

Am dem Titalen Inisreise des feterreichiscbeii Staates, das po- 
ütiscbe Gleicbgewicbt im Osten Europas niclit zu seinen üngonsten 
Terrftclcen va lassen, eigab sich fär Oestemieli die bistoiiscfae Noth- 
wendigkeit^ den ihm sogefallenen Antheil Polens, Galizien, in Besits 
n nehmen. Unterm 11. September 1773 erliess Maria Theresia 
das Oceipationspatent» vennftge dessen das Land am rechten Ufer 
4er 'Weichsel von Schlesien gegen Sondomir bis an die Sffindnng 
des San und gegen den Bog nach Zbaraz und dem Laufe des Iliiss- 
diens Podbone entlang zum Dnlester hin bis an die Moldau in 
österreichischen Besits ftbergeht Als ^ staatsrechtlicher Grand des 
Besitzes worden nach damaliger Methode alte Rechtstitel Böhmens 
und Ungarns angeführt und ein bevoUmichtigter OommissSr in der 
Person des Grafen Pergen ernannt 

Es wurde eine Landesregierung (Gubeminm) eingesetzt, bei 
welchem alle von früher her bestehen ^ n Aemta und Behörden sich 
m melden und ftber ihren gesetzlichen Wirkungskreis Mittheilung 
SU machen aufgefordert wurden. Die bestehenden Gerichte wurden 
Torderhand in ihrer Amtsthfttigkeit bestätigt, nur wurde der Weg 
der Appellation an das nenerrichtete Guberninm eröffnet (1773). 

Sogleich wnrde auch an die Ab&ssung der Verzeichnisse der 
Krongüter geschritten und die P&chter derselben in Pflicht genom- 
men. Priyatmauthen wurden ani^hoben, Besirksftrzte wurden an- 
gestellt; gegen Viehseuchen PrSsentimaassregeln ergriffen. Die ge- 
sammte Bevölkerung — namentlich: Geistlichkttt, Adel, Städte, 
Mfirkte, Dorfbewohner und die Jndenschaft — wurde zur Leistung 
des Huldigungseides auiigefordert, und derselbe im December 1773 
im ganzen Lande abgenommen. Kun begann die Einführung der- 
jenigen Kegnerungagrnndsfttee, die in den alten österreichischen Pro- 
vinzen in Geltung standen. Die Verminderung der Feiertage gemäss 
der päpstlichen Bulle von 1771 wurde, wie das schon frfiher in 
Oesterreich der Fall war, kundgemacht 

Eine neue Gerichtsordnung wurde 1774 eingeführt, gleichzeitig 
auch als finanzielle Maassregel eine „privilegirte Lotterie*. Auswär- 
tigen in Galizien sich ansiedelnden Kaufleuten und Handwerkern 



1775 Gymnasialreform, 1778 ZoIm' 

sung protestantischer Doctorisationen, 
177d Verbot von ftosseren Kircben- 



bussen und Bosdniakung der Jus- 
tizfreiheit der Mönche. 
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wurde Steuerfreiheit zugesichert; den Geistlichen das Veifasseii von 
Testamenten und die Zeugenschaft bei solchen verboten. 

Im Jahre 1775 ordnete ein Mftnzpatent das Mfinzwesen; ein 
Postpatent das Postwesen, in denselben Jahre wurde das eiste 
galizische Robotpatent erlassen — ^zur Abstellung der bei ver- 
schiedenen Dominien verübenden Unterthansbedrückungen*'. Nach 
denselben Grundsätzen, die bereits in den anderen österreichischen 
Kronlftndem in Anwendimg gebracht worden waren, ging die Re« 
gierung auch hier den grundherrüchen Monopolen und Bannrechten 
an den Leib. So ward der Zwang, von den jüdischen P&cbtem eine 
bestimmte Quantität Schnaps ra. kaufen, aufgehoben; ebenso der 
auf dem Landvolk lastende Zwang, obrigkeitliche Feilschafteu zn 
kaufen und ihr Getreide den Herrschaften um einen von den letz- 
teren festgesetzten Preis zu verkaufen. Körperlichen Strafen (Stock- 
schlägen) sollte von nun an der Bauer nicht ohne Vorwissen der 
Oberbeamten unterliegen; an Sonn- und Feiertagen soll keine Robot 
verlangt werden, überhaupt keine über das Maass der alten Inven- 
tarien (Urbarien). Das Patent stellt ferner eine künftige ürbarial- 
Einrichtung und Ermässigung der Robot in Aussicht; im üebrigen 
werden die Obrigkeiten erinnert, die Unterthauen „nicht zu be- 
drücken und auszusaut,'en.'' Ueber die Befolgung der Bestinot- 
muugeu dieses Patentes haben Kreishauptleute und Distrikts-Direk- 
toren zu wachen. 

Dem Robotpatente folgt unmittelbar das Patent behufs „Ein- 
riclitung und Verfassung der galizischen Landstände''. Die in den 
anderen Ländern festgesetzte Gliederung in Herren und Ritter soll 
auch hier zur Grundlage der ständischen Verfassung dienen. Zu 
diesem Zwecke sollen die polnischen Fürsten und Grafen um Be- 
stätigung in ihrer Wurde und ihrem Runge ansuchen; die Edel- 
leute, welche keine höheren AVurden und Chargen haben, werden 
zu Rittern erklärt — aus diesen zwei Klassen bestehen die galizi- 
schen Stände; ein Prälatenstand wurde nicht kreirt. Doch dient 
dm Recht der Standschaft nur denjenigen Adeligen, die 300 fl. 
polu. (75 fl. rhein.) an Steuern zahlen. Die Städte schicken je 
zwei Abgeordnete; doch sind nur die Abgeordneten Lembergs ein 
„Mitstaud", die der anderen Städte „können den Sitzungen bei- 
wohnen". Die Competenz der Landtage wurde sehr eng bemessen. 
Dieselben haben die „allerhöchsten Befehle" zu vernehmen, „bei 
der QtKmtio: an? sich niemals zu verweilen, sondern bloss über 
die Quaestio: quomodo? zu berathschlagen**. Doch wird den 
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Ständen gestattet, im Wege des Landesgubenunms ,b!tflic3ie Ein- 
wendungen und aUenmterthänigste Votstellnngen za machen.^ 

Der Landtag wSblt einen ständigen Anflschnae Ton seclis llit- 
gUedern (diei Henen und drei Ritter), die Yon der Kaiserin be- 
stätigt werden, ein jährliches Gehalt bezieben nnd berufen sind, 
Gntaehten zu erstatten, eventuell YorsteUungen zu machen. Damit 
war die Constituirung Galiziens nach dem Vorbilde der deutseh- 
böhmischen Erbländer ToUzogen und von nun an konnte das Land 
mittelst derselben Gesetze nnd Verordnungen wie die flbrigen Erb* 
länder und mittelst einer der in den letzteren bestehenden genau 
nachgebildeten Behördenorganisation (Landes>Gubemien und Kreis- 
ämter) regiert und yerwaltet werden. 

Joaef IL 

(1780-1790). 

a) Versuch der Einverleibung üugaruö. 

Es scheint ein allgemein gütiges sociales Gesetz zu sein, daas 
jede Bewegung und Strömung im gesellschaftlichen und staatlichen 
Leben so lange anhält und vorwärts strebt, bis sie die Grenzen 
ihrer Berechtigung überschreitet, sich überstürzt und erst durch eine 
hiedurch hervorgerufene Reaction auf den Boden ihrer Berechtigung 
zurflckgedrängt wird. 

Auch die Regierung Kaiser Josef IL zeiirt uns nach einigen 
Richtungen hin eine solche Ueberstürzung und ein solches Ueb er- 
greifen über die Grenzen der Berechtigung von Strömungen, die 
unter der Regierung Maria Theresias in staatlicher Nothwendigkeit 
tief begründet waren: während in anderen Richtungen die Ent- 
wicklung der öffentlichen Verhältnisse wohl weiter gedieh, doch 
noch immer weit Ton jener Grenze ihrer Reife entfernt blieb. 
Sprechen wir zuerst von den ersteren, die man sich gewöhnt bat, 
för die Regierung Kaiser Josef U. und für ihn selbst als charakte- 
ristisch hinzustellen. 

So wie sich das öffentliche Leben auf einer Anzahl von mehr 
oder weniger zusammenhängenden Gebieten abspielt, so kann die 
Entwicklung der Verhältnisse, die durch jene socialen Strömungen 
hervoigebracht wird, auf dem einen oder andern Gebiete der Grenze 
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der UeberstürzuQg näher oder femer sein, daher die Erscheinung, 
dass auf dem einen Gebiete die Katastrophe schon eintritt, wenn sie 
anf dem anderen erst einer späteren Zeit vorbehalten bleibt. Es 
ist also irrig, wenn man die Ursache solcher Ueberstürzungen ein- 
zelnen Regierungen oder gar einzelnen Persönlichkeiten, einzelnen 
Monarchen zuschreibt: geschichtliche Entwicklungen spielen sich 
nach den ihnen innewohnenden Gesetzen ab und die Individuen, 
mögen sie noch so borhpe^tellt und mächtig, mögen sie noch so be- 
gabt, ja p-enial sein, folgen doch nur nothgedrunireü dem Strome 
dieser Entwicklungen, dem eisernen Gebot dieser C» . setze. Dass 
es sich so und nicht anders verhält, dafür liefert uns der Um- 
stand den besten Beweis, dass unter einer un i derselben RegieninR. 
unter ein und demselben Monarchen, den man c'ern als Umstürzler 
hinstellt, nur die eine oder andere Bewegung die Grenzen ihrer 
Berechtigung überschreitet, während andere, die dafür noch nicht 
reif sind, von dieser Grenze weit entfernt bleiben. 

Hatte unter Maria Theresia die Centralisirung der Verwaltung 
zum Zwecke der Stärkung der Centraigewalt ihren Höhepunkt in der 
Vereinigung aller deutsch-böhmischen Erbländer unter der Leitung 
einheitlicher Centralstellen in Wien erreicht: so glaubte Kaiser 
Josef II. in dieser Richtung weiter gt lu u zu dürfen, indem er auch 
die ungarischen Länder dieseia \ eieinheitlichungsprozess zu unter- 
werfen und aus der Monarchie «eine einzige in allen Einrichtungen 

und Lasten gleiche Provinz eine einzige Masse, welche 

auf gleiche Weise gelenkt wird"^) zu raachen suchte. Hierin aber 
machte er die Rechnung ohne den Wirth. Die realen Verhältnisse, 
das mächtige Unabhängigkeits- und iNationalgefühl der Magyaren 
stellten ihm unübersteigliche Hindernisse entgegen und alle seine 
Bestrebungen scheiterten an einer historischen Unmöglichkeit. 
Seine verfassungswidrigen Absichten gegen Ungarn verrieth er durch 
die Thatsache, dass er von einer Krönung als König von Ungarn 
Umgang nahm und die den Ungani als Symbol ihrer Unabliangig- 
keit lieilige Reichskrone aus ihrem Aufbewahrungsort im Pressburger 
Schlosse nach Wien bringen liess, womit er die öffentliche Sitte und 
Tradiuon der Ungarn direct missachtete. Aus der rationalisüsch- 



^ Josefs II. Worte. Im Jahre 1781 
scbrieb er: „Ein R'M'^h. das ich re- 
giere, muss nach m erneu Gruud- 
ätzen regiert werden". Bs ist das 
die oberflächliche Betrachtungsweise 
der Geschichte aus der Zeit der .Auf- 



klärung", die da meint, der Monarch 
könne nach Willkür und Gutdünken 
sein Reich lenken imd regieren! Der- 
selben Betrachtungsweise gab Josef IL 
Ausfirnck in einem Schreiben an 
Cardinal Herzan vom Jahre .1781: 
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philosophischen Ideenrichtang seiner Zeit, deren Anhänger er war, 
ergab sich für ihn die logische Nothwendigkeit, „alle Mine Länder 
in oinen Staat von gleicher Gesetzgebung vnd Verfassung zu veiw 
einigen nnd die an Sitten und Coltor so verschiedenen Bewohner 
derselben ZU einer Nation, nämlich zu OeaUnreichem m machen*^. 
Die Idee war an und f&r sich nicht ungereimt, ja segar ganz ver- 
nünftig — wenn de nnr in den Gienzen der Mflglichkeit geblieben 
wäre. 

Um diese Idee durcbzufuhren, war tot allem die Einführung 
einer Sprache in die Verwaltung der gansen Monarchie nöthig, 

nnd diese Sprache sollte die deutsche sein. 

Kaiser Josefs Argumentationen iu dieser Hinsicht im Rescript 
vom 11. Mai 1784 sind logisch voUkommen richtig. »Wie viele 
Vorth eile dem allgemeioen Besten erwachsen, wenn nnr eine einzige 
Sprache in der ganzen Monarchie gebraucht wird und in dieser 
allein alle Geschäfte besorgt werden; wie dadurch alle Theile der 
Monarchie fester unter einander verbunden und die Einwohner 
durch ein stärkeres Band der Bruderliehe verknüpft werden, wird 
Jedermann leicht einsehen und durch das Beispiel der Fransosen, 
Engländer, Russen davon überzeugt werden. 

Aber dieselbe Logik würde auch fordern, dass alle Menschen 
der Welt ein Volapük sprächen — und doch scheitert dieser 
Rationalismus an der Welt der Wirklichkeit! Auch Kaiser Josefo 
XiOgik scheiterte an der Logik der Thatsachen. 

Und als weiterer Beleg, wie kiir?jsichtig auch die grössten 
Staatsmänner (und zu diesen gehört Josef II. ohne Zweifel!) sind, 
so oft sie den Lauf der politischen Welt nach ihrem Eintagsinter- 
esse beurtheilen. diene die Ansicht Kai'^cr Josefs über die un- 
gerische Sprache: „Wenn die ungarische [Sprache in dem Kdnig- 
reiche UnErarn nnd den dazu gehörigen Theilen die allgemeine 
Landessfu arh, w ire, so könnte man sich vielleicht derselben bei 
der Verwaltung öffentlicher Geschäfte bedienen; allein es ist be- 
kannt, dass die deutsche und die illyrische Sprache mit ihren viel- 
fältigen Dialekten, so auch die wallachische ebenfalls so sehr ira 
Gebrauche sind, dass die ungarische den Anspruch auf Allgrinrin- 
gtütigkeit gänzlich verliert. Der Gebrauch der todten lateiuischen 



»Seitdem ich den Thron bestieg imd j geberin meines Reiches gemseht; 
das erste Diadem der Welt trage, , zufolge dieser Logik wirr) Oester- 
habe ich die Philosophie zur Gesetz- | reich eine andere Gestalt bekommen!" 
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Sprache beweist genügbam, dass die Natioualspraclie maugelbaft sei 
und einzig und alkin diejeniges, welche die lateinische Sprache 
erlerat habeu, die i^ähigkeit befiitzen, ihr« Gedanken schriftlich zu. 

Die seit zwd Deceimien in ÜDgam geltende nngariaclie Amts- 
sprache widerlegt den Irrtham des Idealisten anf dem Tfaione, und 
dieses Beispiel beweist am besten, dass es darcbaus kein Glfldc für 
die Hensehheit wftre, wenn die Throne der Henscher von Idealisten 
eingenommen würden; denn diese wären immer geneigt, . die Welt 
nach ihren Ideen zu modeln, während die höcliste politische W«a- 
heit die ist, seine Ideen dem Lanfe der Welt zu entnehmen mtd 
den thatsächlichen Verhältnissen amsnpassen. 

Die Einfihrang der deutschen Sprache in die Verwaltang Un- 
garns sollte nur der erste Schritt zur Umgestaltung dieser Verwal- 
tung in absolutistischem Sinne sein — die weiteren Maassregeln — 
sollten systematisch folgen. Mit Decret vom 17. August 1784 
wurde, als Grundlage ffir alle Verwaltung, eine allgemeine Conscrip- 
tion (Volkszählung) und Häusemummerirung angeordnet 

Diese Eingriffe in die Gesetzgebung und Verwaltung Ungarns 
mit Umgehung des verfassungsmässigen Organs derselben, des un- 
garischen Reichstages, den Josef gar nicht einberief, weckte allent- 
halben in Ungarn die heftigste Opposition. Offenen Ausdruck gaben 
derselben die ('omitatsversammlungen. Der Kaiser fiberlegte nicht 
lange — er hob die Coniitate erst in Siel>enbürgen, sodann in 
Ungarn auf (18. März 1785), thelltc das Land wülkührlich in 
10 Kreise und machte den Versuch, es durcli ins Land geschickte 
deutsche Coinniissäre zu verwalten. Dieser Versuch konnte iu 
L'ugaru nicht gelingen. Denn die dort herrschende (.'lasse, der un- 
garische Adel, hielt mit grosser Zäliigkeit an den ullhergebrachteu 
Rechten und Freiheiten -und vertheidigte dieselben von dein un- 
erschütterlichen, weil tief im Volke wurzelnden Bollwerk seiner 
Nationalität aus. Der ungarische Adel verstand es, die absolutistischen 
Angriffe auf die avitische Verfassung als Angriffe des Deutsch- 
thums gegen den Magyarismus hinzustellen und rief auf diese 
Weise eine tiefgehende Volksbewegung der Ungarn gegen die 
Deutselien hervor. Dies konnte ihm desto leichter gelingen, als 
thatsächlich die absolutistische Umgestaltung der Verfassung and 
Verwaltung Ungarns, da sie unter den [gegebenen Verhältnissen 
Ton Wien aus geleitet und mittelst deutscher Beamten ins Werk 
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gesetit imrcle, offenbar den Deutschen die grOssten VorUteile 
wenden miiBate. 

WShcend es also der Wiener Regierung Imki mir, in den 
deutscb-tfaterreioliischen Erbl&ndem die Hadii der Stünde zu 
bredien, da dort der Adel zum Sehutze seiner Froibeiten nicht die 
Bedrohung seiner Nationalität anrufen und daher die Maasen für 
sich nicht in Bewegung setzen konnte — während in diesen Pro- 
Tinzen im Oegentheil die Wiener Regierung als Erl^rin des 
Volkes von der drfickenden Herrschaft des Adds auftrat — war 
die Sachlage in Ungarn eine ganz andere, ffier stfitzte sich der 
Adel wenigstens in den von Magyaren compact bewohnten Land- 
strichen auf das Volk und konnte der Wiener Regierung köhn die 
Stime bieten. 

Allerdings blieb die Opposition des Adels so lange unwirksam, 
so lange sonst Friede herrschte und der Staat keinen äusseren Krieg 
zu fähren brauchte; im Frieden hatte die Wiener Regierung noch 
immer Macht genug, ihre Ter&ssungswidrigen Maassregeln trotz der 
Proteste des Adels in Ungarn durchzaf&hren. 

Als aber der Krieg mit der Türkei ausbrach (1788) und der 
Kaiser geüöthigt war, an die Cömitate Ungarns mit der Forderung 
heranzutreten, fnr die Bedürfhisse des Heeres Getreide zu steuern: 
da bewies ihm die Weigerung der Comitate, diesem Ansinnen Rech- 
nung zu tragen, und seine Machtlosigkeit dieser Weigerung gegenüber, 
dass ihn seine idealistiscb-ratioiialistisrhe Politik in Ungarn auf 
laiiche Bahnen geführt hatte, und da;si> ihm kein anderer Ausweg 
blieb, als die Umkehr. 

Dauerhafter war d;js W ^ rk der Orfranisation iiud Fp>ü^Liug der 
Verwaltung in den deutsch-böhmischen Erhländern. Hier K<-dfiug es 
Kaiser Josef vollkommen, die Grundlagen eines inteiligcnteu Beamten- 
thums zu schaffen und demselben den Geist seiner echten Grund- 
sätze", wie er es nannte, cm/uflössen. An der bestehenden Behfirden- 
organisation rüttelte Kaiser Josef nicht; dieselbe wurde vielmehr mit 
Rescript vom 30. November 1780 ausdrücklich bestätigt. Dagegen 
lenkte er seine ganze Auln rksamkeit auf die persönliche Qualifi- 
cation und Leistunfähiy;keit der Beamten und ordnete, um über die- 
selben stets sich orientiren zu können, die strenge Fuhrung von Con- 
duitenlisten an (Handbdlet vom 28. December 1780)', welche 
jährlich an die ('eutralstellen eingesendet werden müssten. 

Vereinfachung des Gcschäftsgauges war eine der wichtigsten Auf- 
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gaben, die zu lösen Kaiser Josef sich vorsetzte. Denkwürdig in dieser 
Beziehung ist sein Rescript von 1784, worin er den Beamten 
einschärft, „nach dem Muster seiner unbegrenzten Täebe für's 
allgemeine Reste keine andere Absicht zu haben, als das 
Beste der grösseren ^Zahl", und ihnen empliehlt, ^anstatt mecha- 
nisch und knechtisch zu arbeiten sich eine Reihe von Grund- 
sätzen des Kaisers zu eigen zu macbeo. Die wichtigsten dieser 
Grundsätze sind f nickende: 

„Jeder müsse eigenen Trieb haben und nicht nach Stunde urid 
Seiten arl)fiteu; Eigennutz müsse fern sein, nicht nur mit Bezug 
auf Geld, so u dem auch auf die Richtung der Darstellungen in Berichte; 
Freimüthigkeit und eigenes Streben nach Abstellung der Missbräuche 
und alles unnöthigen Umtriebs sei eines jeden Pflicht; das Gute sei 
nur Kins, also dürfe Nation, Religion, Stand etc. keinen Unterschied 
machen: persönliche Ab- und Zuneigung dürfe nicht Statt haben; 
jeder müsse bei allen Vorschlägen und Vereiufachungen nicht auf 
sich, sondern auf das Ganze sehen. Wer nur das Utile und 
Honorificuni vor Augen habe und sein Amt als Nebending oder als 
eine willkommene Quelle des Einkommens betrachte, der solle es 
lieber gleich verlassen, er sei dessen nicht würdig; denn des Staates 
Bestes verlange yoUkommene Entsagung und dass man sich ihm 
ganz hingebe." 

Dass Eaker Josefe Beispiel und unaufhörliche geistige Ein- 
wirlcnng von dem wnhlthftfigaten Einflnss anf sein Beamtenthnm, 
auf die Büdnng des Geistes und der Tendenz desselben war, kann 
nicht bezweifelt werden, nnd wenn man seine Regiemngsweise als 
Absoltttismns bezeichnet, so darf nicht vergessen werden, dass es 
ein dnreh ein anfgeklSrtes, intelligentes nnd pflictitbewnsstes Be- 
amtenthnm beschrSnkter Absolntismns war, den Kaiser Josef 
begrflndete. 

b) Reform der ünterthftnigkeitsTerhftltniase. 

Ebenso erfolgreich war das Wirken K iisor Josephs, wo er in Ent- 
wicklungen eingriff, die noch weit vou ihrem Höhepunkte entfernt 
waren. Da konnte er bleibend Gutes stiften und hat es auch ge- 



VrgL (las Handbillet vom I. März 
1781 an den Oberstlcnn/ler ßlümegen 
bei Mejnert: Kaiser Josef 11. S> 7. 
Ebenso die Inatraction an die Hof- 
kanslei-HoMtbe vom 90. April 1781 



über Beschleunigung der Geschäfte 
und Vermimdening der Schrtibe- 
reien. 

*■ Ueynert L ft. S. 13. 
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tlum. Id erster Reihe koBimt hier sein gesetageberisches Walten 

aof dem Gebiete der UDterthänigkeitsverhältnisse des Landvolkes in 
Betracht. Wir wissen, bis zu welchem Stande diese Entwicklung 
unter der Kaiserin Maria Theresia gediehen war. Das augenfälligste 
Resultat der theresianischen Reform war vorderiiand ein trniiricres — 
endlose Prozesse zwischen üuterthanen und Grundobrigkeiten. Eine 
Reihe von Patenten gleich zu Ende des ersten Regierangsjahres 
Kaiser Josefs (1781) sollte all den Missständen vorbeutren, die sich 
für die Unterthanen aus ihrer gristii^i n und materiellen Ünvermögen- 
heit, ihr Recht geltend zu macheu, ergaben. 

Ein 40 Paragraphen umfassendes Patent vom 1. September 1781, 
gütig für ganz Cisleithanieu (Böhmen, Galizien, Mähren, Schlesien, 
Oesterreich ob und unter der Enns, Steiermark, Kärnten, Krain, 
Görz, Gradiska, Triest) verkündet die „Art und Weise, wie die Be- 
schwerden und Streitigkeiten der Unterthanen gegen ihre Ol>rig- 
keiten behandelt und wie beide Theile ihr vermeintliches wechsel- 
seitiges Recht*^ bei den Behörden, den Kreisämtern, Laudesstellen 
und bei Hof „zu suchen befugt sind.** 

Darnach hat der sich gekränkt f&hlende Unterfchan sich vor 
allererst an einem Amtstage bei seiner Obrigkeit zu melden (§ 1 
und 8), seine Beschwerde dort Qu der Kanzlei) annbringen, 
▼orftber die Obrigkeit ein Ptetokoll aufzunehmen (§ 6), die Ent- 
flcheidung zu treffen (§ 8) und über dieselbe dem Untertfaan den 
Bescheid schriftlich hinanszngeben hat Gegen letzteren steht dem 
ünterthan der weitere Rechtsweg zum Ereisamt (§ 12) und zur 
LandessteUe, CTentaett znm Kaiser ofllsn. Betiifffc der Streit zwischen 
Untertfaan und Obrigkeit keine aus dem Kexu subäUdae sich er- 
gebende Angelegenheit) so hat das Ereisamt die Akten dem „in 
der Haaptstadt eines jeden Landes an%e8tellten Unterthans-Advo- 
caten einzuschicken, der den Process des Ünterthans als ein ex ojfb- 
Vertreter bei der ordentlichen Gerichtsbehörde nach den Vorsehriften 
der allgemeinen Gerichtsordnung weiter zu fähren hat (§§ 83, 86). . 
üeber diese üntertbans-AdTocaten erfloss eine besondere Instruction, 
worin die Pflichten derselben genau bestimmt wurden, insbesondere 
die Pflicht gewissenhafter Vertretung der Unterthanen und das 
Verbot, von denselben Geschenke oder Honorare anzunehmen. 
Gleichzeitig mit obigem > Patent, welches die Civilrecbtsbändel 
zwischen Unterthanen und Obrigkeiten zum Gegenstände hat, erfloss 
ein zweites, welches sich mit den Strafsachen der Unterthanen 
befasst und die Einschrftnknng der stiafrechtUchen Macht der 

Oamplowics, 8to«tBnelit 11 
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Obrigkeit zum Zwecke hat. Nachdem der Grandsatz Yorauagesehickt 
wild, da« ,geder ünterthan nicht nur den EutMheidangen nnd 
Teroidninigen der laodesf&rttUcheii Stellen, sondern auch den Ver> 
ilkgUDgen und Anoninungen seiner Grundobrigkeit nnd ihrer Be- 
amten Gehorsam und Unterwürfigkeit schuldig ist (§ 1), wird der 
TC&itente Unterthan im Allgemeinen „als strafbar, der Bestimmung 
seiner Obrigkeit überlassen" (§ 3). Wie weit aber diese „Be- 
stimmung der Obrigkeit^ gehen kann, wird sodann genau festge- 
setzt. Und zwar darf die Obrigkeit den behördlich bestraften 
Unterthan wegen desselben Vergehens nicht noch einmal strafen 
(§ 3); muss Sit' denselben wegen schwererer Vergehen und thät- 
licher Widersätzlichkeit „dem nächsten Halsgerichte " zur Be- 
stratnug übergeben (§ 4). Jedenfalls (auch bei geriutieren Ver- 
gehen) ist gegen den Unterthan ordnuugsmässig und protokolla- 
risch vorzugehen f. uiitl 0) und hat der Unterthan das Recht 
der Beschwerde bei der iainirsfiir.-tlichen Instanz. 

„Unter den der Erkenutuiss der Ul)rigkeit oder des sie vor- 
stellenden Beamten überlasseuen Strafen'^ versteht das Pat^t nur 
folgende ausdrücklich erwähnte, namentlich: 

a) ein anständiger und der Gesundheit offenbar unnachtheiliger 
Arrest, allenfalls bei Wasser und Brod; 

b) Strafarbeit; 

c) Verse liiii lang des Arrestes resp. der Strafarbeit durch Anlegung 
von Fusseisen; 

d) die AbStiftung von Haus und Hof (§ 8). 

„WolHe aber eine Obrigkeit ihren Unterthanen über S Tage 
iang mit Anrast od«r Strafarbeit belegen oder mit der Abitiftung 
▼an Haua «nd H<if b^ttrafon, ao solla aalbe Aber em deiki B«- 
atraftrag voiliii% die kreiaamtlMlie Genehmhaltaiig aiiuniholea top* 
bwidon aem«" (§ 8). 

Dia früher beafcehend« «Sitasebtitor^ die der im Aneat be- 
. findliehe üntevthan entrichten muatto, ivird aufgehoben; aneh darf 
die Obrigkeit den Unterffaan „vn Geld nnd Oeldeewetth^ nicht 
alrafen. Die Tendenz dieser Besfcinimnngen iat Idar; daa Strafredbt 
aollte nicht nun Deckmantel niederer Habancht dienen. Der leiste 
■ Abeati dea Patentee ($ 13) achfirfl den Obrigkeiten nnd ihien Be* 
amtan nnter Androhung der Yeraatwortlkhkeit ein, «den Unter- 
thanen nichta üngebfihrlicliea snznmnthen, wohl aber dieaelben bei 
ihren Rechten und BefiigniiBett nach alloi Eiftften an aehitzen*^. 

Wenn anch die TOialefaenden Pntente daa YerhUtniia derüator- 
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tbanen Hu den Gruudobrigkeiten gesetzmässig regelten, und erstere 
vor Uebergriffen der Willkür seitens der letzteren schützten, so blieb 
doch das Wesen des ünterthäuigkeitöverLültnisses unberührt: die 
Leibeigenschaft. So lange die vier Merkmale derselben gesetzlich 
aufrecht erhalten wurden und zwar so lange der üntertban: 

erstens: von den Obrigjceiteu nach Belieben mit Stoc^cstreichen 
gezüchtigt werden, konnte, 

zweitens: zu. meiner Verehelichong der Einwilligung der 
Gruudobrigkeit bedurfte, 

drittens: ohne Einwilligung der Obrigkeit seinen Wohnsitz 
nicht verlassea durfte, also glebae aäseriptus war, und 

Tierteni: seine Euider niebt fnrtadiiGkeii, äe keinem anderen 
Berafe vidmen» de weder ein Hnidwerk noeli frde Künste leünea 
lassen durfte: so lange bestand trote aller gesetzlichen Begelnngen 
da^ was man mit einem gelinderen Ausdrucke Leibeigenschaft 
nannte, was aber im Grunde der Sache — Sclaverei war. 

Diese Einrichtung zu Andern, sie aufisnbeben, hatte Christen- 
thum und Kirche durch 17 Jahrhunderte keine Macht; erst die 
^irreligiöse**, als „ketzerisch*^ verschriene Aufklärung des 
18. Jahrhunderts brach den Jahrtausende alten Bann und verkündigte 
laut das angeborene Recht der Freiheit aller Menschen. Biese 
Attikllrung des 18. Jahrhunderts hat durch Unwissenheit 
und Uebereilung viel gesündigt, aber es muss ihr viel verziehen 
werden, ob des Adels ihrer Bestrebungen und ob der einen un- 
sterblichen That, deren Vollzug sie in Europa anbahnte: ob der 
Befreiung des Bauernstandes. 

Kaiser Josef II. war ein echter Sohn seiner Zeit, er theilte 
ihre VorzügjS und Fehler. Zu den ersteren gehdrten die idealen 
Bestrebungen der politischen Befreiung und moralischen Hebung 
aller Menschen ohne Unterschied des Standes, der Abstammung und 
Religion zu den letzten die Tollkommene Yerkennung der 
socinl-psychischen Gewalten, die das Leben der Menschen über- 
mächtig beherrschen, als da sind: Sprache, Sitte, Religion, Kirche, 
?\ationalität. Den Rationalisten der Aufkläningsperiode schien es 
möglich, mittelst Gesetzen und Regierungsdecreten auf allen diesen 
social-psychischen Gebieten einzig und allein dem „gesnnden 
Menschenverstände" Geltung zn verschaffen und über Spracbe. Sitte, 
Religion. Kirclie. Nationalität ebenso zn sclmlti Ti nnfl zu walten, 
wie etwa über Steuerleistuug, Assentirung. Hauseriiummerimng und 
Strassenreiniguiig. Darin irrte seine Zeit ijind Kaiser Josef II. mit 

11* 
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ihr. Worin er aber Recht behielt uiid behalten wird für all© 
Zeiten das ist sein Eintreten für da^ gleiche Recht aller und für 
die AufhebiTip- all' und jeder Knechtschaft nnd Hnrrh ßie 
Geburt bftrrüudeter pers^mlicher Abhängigkeit der Mitglieder 
eines Standes von denjenitrcn einps anderen. 

Es war das jene Idee der ^angeborenen Freiheit und Gleich- 
heit" der Menschen, welche sirh gleichzeitig auch der Geister in 
"Westeuropa bemächtigte, insb^hondere in Frankreich, wo dieselbe 
ein Jahrzehnt später durch die grosse Revolution in Gesetzesform 
verkündigt wurde. Jener epochemachenden Umwälzung des euro- 
päischen Staatsrechts vorauseilend, verkündete Kaiser Josef II. diesen 
Grundsatz in dem Patente vom 1. November 1781. welches mit den 
für Oesterreich ewig denkwürdigen Worten beginnt: „Die Leib- 
eigenschaft wird von nun an aufgehoben/ ■^^) 

Dass aber Kaiser Josef keineswegs ein so radikaler Umstürzler 
war, wie ihn seine Gefjner darxustelleu pflegen, erliellt am besten 
daraus, dass er, den Grundsatz der persönlichen Freiheit des Bauern 
verkündigend, keineswe|?s alle aus demselben sich ergebenden Con- 
sequenzen zog, souderu den thatsächlichen wirthschaftlichen und 
socialen Verhältnissen Rechnung tragend, vorerst noch eine „ge- 
mässigte Untertbänigkeit*^ an Stelle der bisherigen Leibeigenschaft 
setzte. Allerdings, jene wesentlichen Merkmale persönlicher Uii> 
freibeit wurden sftmmtlich beseitigt und aufgehoben. Insbesondere 
wurde Jeder Unterthan blos gegen vorhergehende Anzeige und 
nnentgelllichen Ueldezettel sich m verebelichen berechtigf* (§ 1); 
wurde jedem Unterthan freigestellt, „unter Beobachtung dessen^ 
was das Werbbezirks-System Torscbreibt, von der Herrschaft weg- 
zuziehen und innerhalb des Landes sich niederzulassen oder Dienste 
zu suchen* (§ 2); femer „können die ünterfbanen nach Willkfir 
Handwerke und Kflnste erlernen und ohne Losbrief^ welche ohne- 
dies schon g&nzlich aufhören, ihrem Nahrungsrerdienste, da wo sie 
ihn finden, nachgehen*^ (§ 3); „sind die Unterthanen kftufüg nicht 
mehr schuldig, einige Hofdienste zu leisten* ($ 4). Trotz dieser 
Aufhebung aller persönlichen Unfreiheit lä^ aber dieses Patent 
alle dinglichen Rechte der Herrschaften an den unterthllnigen 
Gründen aufrecht bestehen, so dass vorerst die Grundlagen der be- 
stehenden Landwirthschaft nicht erschüttert wurden. „Alle übrigen*. 



Einige Monate früher, 30. Mai 
1781, war die Strafe der Stockstreiche, 
m eiche seitens der Obrigkeiten gegen 



die Baueru gar zu freigebig auge- 
wendet wnrde, verboten woram. 
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Ikeisst esim sechsten und letzten Pangraplien dieses Patentes* «auf den 
«nterth&nigen 6t Anden haftenden Roboten, Natural- nnd 
OeldprSstationen, zu welchen die Unterthanen anch nach der auf- 
gehobenen Leibeigensehaft Terbonden bleiben, sind durch die ür- 
baiialpatente ohnehin bestimmt und kann ausser diesen von den 
Unterätanen nirgends etwas mehr abgefordert werden. Uebrigeos 
aber bleiben die Unterthanen ihren Obriglceiten auch noch nach der 
angehobenen Leibeigenschaft yermfige der hierüber ohnehin be* 
stehenden Gesetze mit Gehorsam verpflichtet.'^ 

Gleichzeitig mit diesem erschien ein zweites Patent, welches die 
weitere Entwicklung des nun persönlich befreiten Bauemstandes an- 
strebend, die vollkommene Befreiung des bäuerlichen Grundbesitzes 
anbahnte, indem es die Obrigkeiten aufforderte, denjenigen Unter- 
thanen, welche das Eigenthum ihres Grundes erwerben wollen, „den- 
selben gegen billigen Entgelt einzuräumen.'^ Üa in diesem Patente 
keinerlei G^hnt oder staatlicher Zwang behufs Vereigenthümlichung 
des bäuerlichen Grundbesitzes ausgesprochen werden hoU, so hebt 
dasselbe nur die Vortheile hervor, welche den Herrschaften aus 
dieser Veränderung der Eigenthurasverhältnisse erwachsen würden. 
Denjenigen Unterthmu n ji doch, welche das Eigenthum an ihrem 
Grundbesitz erweiben, werden ausdrücklich säuiuitliche Rechte freier 
Eigenthümer zuerkannt, als das Recht, ihre Gründe „nach Gutdünken 
ZU benutzen, versetzen, verpfänden, verkaufen oder vertauschen, nur 
allein die zu den Häusern gehörigen Gründe ausgenommen, welche 
vermöge ihrer Bestimmung ohne dem Haus nicht verkauft werden 
können" (§ 1). Kurz, das Patent gewährleistet denjenigen Bauern, 
die das Eigcnthiun an ihren Gründen erwcibcu, die Rechte freier 
Eigenthümer, damit die Unterthanen sich „dieser Vortheile wegen 
um das Eigeuihum auf das sorgfältigste bewerben.'* 

Von der Verkündigung dieser Patente bis zur Durchführung der 
in denselben ausgesprochenen Grundsätze war der Weg noch ein 
aehr weiter. Weder konnten diese Ininen, ans einzelnen allgemeinen 
Sitsen bestehendoi Patente die nnendUehe Zahl der EinielfUle er- 
-schOpfen; uock konnten sie die grosse Mannigfaltigkeit der in den 
verschiedenen Ptovinsen bestehenden Ftohnverh&ltnisse b«fidc- 
aichtigen; noch endlich den missbr&uchüchen Deutungen vorbeugen, 
welche die verkündeten allgemeinen Gmndsätae von beiden Seiten, 
von ünterthanen and Herrsehaften erfahren sollten. Die ersteren 
waren nur zu geneigt, all und jede Giebi^eitnnd Dienstleistung, anch 
wenn sie auf Titeln beruhte, welche durch obige Patente nicht be- 
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rührt wmden, unter BeruAmg auf die Aufhebung der Leibeigen- 
sehaft ea verweigm; anderelseita waren die )leinchafteii bemftht, 
theils eine ganze Eeihe am der beatondenen Leibeigenschaft hervor* 
gegangener Giebigkeitennnd Dienstleistungen als sell^tstindige privat- 
rechtliche VexpÜichtaligen au&n&Bsen, die von den Patente nicht 
berfibit worden; theils in missbrAnchlicher Deutung der Patente 
den Rechtsbestand anderer Leistungen und Verpflichtungen auch 
fernerhin zu behaupten. tJeberdies scheint sich aber auch der 6e- 
setsgeber entweder der ganzen Tragweite der ausgesprochenen ali> 
gemeinen Grundsätze nicht klar bewnsst gewesen zu sein, oder er 
trug in der Folge Bedenken, diese Grundsätze bis in ihre letzten 
Gonsequenzen ganz zu verwirklichen. Aus alldem ergaben sich eine 
Unzahl von Streitigkeiten und Zweüieln, welche etne Keihe nach- 
folgender authentischer Erklärungen und neuer gesetzgeberischer Be> 
Stimmungen nothwendig machte. Damals schon zeigte es sich, was 
in erhöhtem Maasse bei der sogenannten Yerfassungsgesetzgebung 
des Jahres 1867 zu Tage trat, wie wenig allgemeine Grundsätze im 
Stande sind, die Fülle der Rechts verlmltnisse des Wirklichen Lebens 
im voraus zu erfassen und zu regeln, und wie es erst einer jahr- 
zehntelangen, die Einzelfalle regelnden gesetzgeberischen Tluitigkeit 
bedarf, bis es gelingt, die früher velkftndeten allgemeinen Grundsätze 
den wirklichen Verhältnissen anzupassen und in's Leben einzufahren. 

Und noch ein anderer Umstand trat schon damals zu Tage, 
der sich auf die besonderen Verhältnisse Oesterreichs bezieht. Es 
zeigte sich, dass bei der grossen provinziellen Verschiedenheit der 
geschichtlich fewordeneu wirthschaftlichen und socialen Verhältnisse 
die allgemeinen, tur die ganze Monarchie bestimmten Anordnungen 
vollkommen unzureichend und ungenügend sind und auch die so 
sehr auf Centralisation und Vereinheitlichung lossteuernde Regie- 
rung Kaiser Josefs II. war genöthigt, hinterdrein den provinziellen 
Eigenthümlichkeiteu Rechnung tragend, für die einzelnen Kronländer, 
Galizien, Böhmen, Kärnten, Oesterreich u. s. w., specielle Nach- 
tragspatente, Verordnungen und Decrete zu erlassen. Diese Colli- 
sionen zwischen den verkündeten allgemeinen Grundsätzen und der 
Praxis, den wirklichen Verhältnissen,die durch übermächtige Inter- 
essen aufrecht erhalten, sowie die gesetzgeberischen Correcturen, die 
in Folge dessen nöthig wurden, mögen durch einige Einzelheiten 
illuüüiri werden. 

Es War selbstverständlich, dass die Unterthanen aus der Auf- 
hebung der Leibeigensch£^ und der ihnen ausdrücklich eingeräumten 
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Ffdsftgiglielt den Schlnai zogen, dass es ihnen nageliindert nnd 
koetenloe freistehe, mit ikrem Hab und Gut, leepeetiTe nach Yer» 
ilusseruiig ihres unbeweglichen lägenfhonis von ihren bisherigen 
Wohnsitzen fort und wohin es ihnen gut dftnkte, hinzuziehen. Da- 
gegen verlangten die Herrschaften von den Wegziehenden das alt» 
heigebnchte Abfahrtsgeld, und zwar sowohl von dem unbeweglichen 
als von <\cm beweglichen Besitze. Eine Verordnung vom 18. Sep- 
tember 17dd entschied diese Streitfirage keineswegs radical im Sinne 
▼oUkommener Befreiung der Banem von fendalen Lasten, sondern 
in conservativer Vermittlung zwischen dem verkündigten Grundsatz 
der Befreinnng und den alfhergebrachten Interessen der Herr- 
schaften : 

.^Bei der aufgehobenen Leibeigenschaft^, heisst es in dieser Ver- 
ordnung, „können die Obrigkeiten das Abfahrtsgeld nur von dem un- 
beweglichen unterthünigen Vermögen, nach Abzug aller Schulden 
und nothwencIiffeTi A.usgaben fordern, keineswegs aber von dem be- 
weglichen Vi [ IM irir [1, welches eben so wie die Person des ünter- 
thans von allen Abgaben frei bleibt . . .* 

Eine weitere noch viel strengere Interpretation des Grundsatzes 
der Freizügigkeit der Unterthanen erfolgte mittelst Hofdecretes vom 
7. October 1785. Es wurde damit der Forderung der Gruudobrig- 
keiten, der ünterthan müsse vor seinem Wegziehen einen anderen 
üntcrthan an seiner Stelle zurücklassen, offenbar im Interesse der 
Volkswirthschaft Rechnung getragen, zugleich aiier auch die Frei- 
zügigkeit mit den zur Aufrechterhaltung der (zu Aintii ungszwccken 
erforderlichen) Evidenzhaltung der Bevölkerung uuthigen Formali- 
täten umgeben.** 

„Da einem Ünterthan,'* so lautet das Hofdecret vom 7. October 
1785, „die Verlassung des Grundes, ohne der Herrschaft einen anderen 
annehfflliehen Unt«rttian sn stellen, nSfilii erlaubt, anch die Uebei)- 
siedlung ans einem coDscribirten Lande in ein nnoonseiibirtes ohne 
Yorlftnfig erwirkte Einwilligung der politisohen und der Militär- 
landesbehOfde ohneliin schon Terboten ist, so werden alle jene, die 
dagegen handeln, wenn de gleich mit ihren ganzen Familien sich 
«ndeisiro ansAssig gemacht haben, an ihre voiige Gnindherrschaft 
snrttekgeliefert nnd ihres Üngehoraams wegen gesQchtigt werden.* 

Trotz seiner centralisirenden nnd vereinheitlichenden Tendens 
war Kaiser Josef anch in Unterthftnigiceitssadien hftnfig gezwungen, 
den Eigenthftmliehkeiten einselner L&nder Rechnung zn 
tngoi nad spedell« Vefordmnigen nnd Patente f&r solche einaehie 
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Länder kundzumachen. Und zwar bestanden diese Eigenthftmlich- 
kciten anf dem Gebiete der Frohn- und Robotverhältiiisse darin, 
dasä der Adel der einzelnen Provinzen den Bauemstand je auf 
seine eigene „national- eigenthümliche" Weise bedrückte. Dieser 
Umstand zwang die sonst gut ceutralistische KegLeraug zu eioer 
^provinciellen Gesetzgebung." 

So wollte z. B. der Adel Oberöstt-n t icli> ti (^t/, aufgehobener 
Leibeigenschaft auf die althergebrachten iändiich-sittlichen herr- 
schaftlichen Nutzungen Itei Todtennialilen und Hochzeitsgelagen der 
Unterthanen nicht verzichten. Diese dem Geist der neuen Gesetz- 
gebung wider.strebende Bedrückung der Bauern hob Kaiser Josef 
mit der Verordnung vom 9. April 1784 auf, aus deren Inhalt auch 
das Wesen jenes Missbrauches am besten erhellt. „In BetreflF der 
Unterthans-Zehrungen und Hochzeitsmahle haben Se. Mai. zu ent- 
schliessen geniht, dass, nachdem schon längst alle Todtenmahle 
gesetzmässig abgestellt worden sind und zudem auch ein solcher 
Zwang mittelst dessen so und so viel verzehrt werden lausö, an 
sich unbillig und offenbar ungerecht ist, dem Unterthau oder be- 
ziehungsweise den Erben niemal zugemuthet werden soll, bei den 
Abhandlungen eine sog. Zehrung zu halten, und noch weniger bei 
selben vorzuschreiben, wie viel dabei yrasehrt und vertrunken 
werden muss, folglich dieser widernatHrlielie Zwang im ganzen 
Lande aufgehoben werden soll.^ 

Dass es aber nicht so leicht war, fest eingewnnselte Missbräiiche 
nnd Bedrückungen der Bauern abzuschaifen, beweist, dass es trots 
dieser Verordnung im folgenden Jahre wieder nOthig ward, nebst 
anderen widerrechtlich seitens der Herrschaften von den Banem 
erhobenen Abgaben nochmals die Aufhebung aller „Zwangssehmogen, 
Zwangsablflsungen^ zu verordnen. Es geschah dies in. der Verord- 
nung l&r Oesterreich ob der Enns Tom 17. Jftnner 1786, in welcher 
jedoch einige von jeher bestandene Abgaben der Unterthanen an 
die Herrschaften, wie z. B. Todfidlsfireigeld, Sterbhaupt noch femer 
belassen und nur dem Betrage nach bestimmt werden (TodftU- 
freigeld nie hoher als 10 o/q vom Vermögen; das Sterbhaupt nie 
mehr als höchstens 10 fl.)$ dagegen werden eine Anzahl anderer 
Bezüge, an denen die Obrigkeiten in OberOeteiTelch noch immer 
festhielten, als: Anlauf, Abfiihrt, Anaeiggeld, 8tiftthaler, Auffahrt, 
Hemettuch etc. aufgehoben. 

Eine andere Eigenthümlichkeit zeigte Galizien. Lauerten die 
österreichischen Herrschaften noch immer auf TodesAUe und Hoch« 
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20iten der Baaem — allfliduigB swei onTomeldiieb« l>inrc1igMig»- 
poneto im meiuchliolieii Leben, ^ um ihre Gassen zu fällen, so Ter* 
legten sich die galiziscben Herrschaften vielmelir Mif die unent- 
behrlicheu Nahrnngsmittel, um den Bauern zu besteuern. Bekannt 
ist das Schnapsmonopol des polnischen Adels, an dem aUerdingis 
auch der Josefinismus nicht rütteln durfte und dem aucli unsere 
Zeit nur wenig Eiutrag tliuu konnte. Ebenso verstanden es die 
Herrschaften in Galizien, den Salzverbrauch der Baaem ansionfttzen, 
indem sie dou Salzverschldes auf dem Lande monopoUsirfcoi, wobei 
ineler Orten der den Bauern znm Einkauf des Salzes vorgestreckte 
Geldbetrag doppelt zurückverlangt wurde. Auch erhielt sich noch 
immer in Galizien eine althergebrachte Abgabe an die Herrschaften 
für jedes Stück Leinewaud, das der Unterthan auf seineu Gründen 
bleichte. Gegen diese und ähnliche Bedrückungen wandte sich das 
Patent für Gnlizieu vom 8. September 1784. 

üeberhaupt war Galizien dds Land, wo es in Bezug auf Reform 
der Unterthans Verhältnisse am meisten zu thun gab. Denn in den 
alten österreichischen Provinzen war diese Reform, wie wir 
gesehen haben, seit jeher amichalint woriicii. Die Robotpateute 
Karls VI. und Maria Theresias bereiteten sie vor, indt rn sie das 
Ausmaass der Dienstleistungen der Willkür der Herrschaften ent- 
rückten und t^esetzlich feststellten. Zu jener Zeit war Galizien noch 
nicht dem habsburgischeu Scepter unterworfen, uüd wenn auch die 
letzten theresianischen Robotpateute in den Siebzigerjahren (1775) 
«rflossen, zu welcher Zeit Galizien (seit 1772) bereits österreichische 
Provinz war, so gab es doch in den ersten Jahren der österreichischen 
Herrschaft in dieser neuerworbenen Proviuz viel wichtigere organi- 
satorische Arbeit, als dass mau gleich an die Reform der Unler- 
thanenverhältnisse und Einführung der neuen Robotpatente dort 
hätte denken können. Erst Kaiser Josef blieb es Yorbehalten, diese 
Reformen in Galizien einzufahren, und er that dies mit den ob- 
«rwälinten zwei Patenten yom 1. September ind den swei Tom 
1. Novemb» 1781, welehe alle anck fftr Galizien eriasson worden. 
Wftbiend aber diesePatento In denÖsteneiehisch-bOlimiselienErblanden 
einen bereite von den karolinischen xrad tbereaiBniaelien Bobot- 
patenten Torbereitelen Boden fonden (gesetilicbe Bemewang nnd 
Beetimmnng der Roboten, sowie Yei&liren in Streitigkeiten iwiaeken 
Unterthanen nnd Herracksften), feblten ihnen in GsJizien diese ge- 
Mtilieh dnrcbgefobrten Voranseetznngen. All dieses mnsste also für 
Galinen naehgekolt werden nnd dieees gesekah theilweise schon 
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miltebt der Veiordiiiiiig vom 6. Mal 1784^ mit der mehrere auf die 
Eheconsense der Ghitsberreii besflgticfaeBeetunmangeagetrojfeiiiraidettt 
theila mittelst des obenerwAhnten Patentes fftr GaMsien vom 8. Sep- 
tember 1784, sodann mitteilt des HoMecretse vom 28. October 1784 
worin es heisst : 

«Die SchnldeD des Landvolkes sind eine der vorzügliohsteii 
Quellen seines Unterganges. Se. Maj. sehen es also als eine ebense 
nothwendige als heilsame Vorsoi^e für seine Anfrechterhaltnng an, 
dasselbe dnrch gesetzmässige Vorsehung gegen seine eigene Ün> 
wirthschaft und gegen die Anfölle des Wuchers zu schütten . . 
endlich aber in gründlichster Weise mittelst des ausfährlichen Robot- 
patentes für Galizien vom 16. Juni 1786, welches die speciellen und 
eigenartigen Verhältnisse Cküiziens im Geiste der Jesepliinischen 
Gesetz K^'^Hing regelte. 

Den Hauptinhalt dieses Patentes bilden die BestimmuTifft ii über 
Umfang und Ausdehnung der von den Untertlianen zu leistenden 
Roboten. Wie da^s Tbfrf'sinniseTie Patent von 1775 für die öster- 
reichisch-böhmischen Erblünder. so tntli alt dieses Patent für Galizien 
die Festsetzung eines Normalrobotstages und des Maximums der 
Robottage im Jahr. Es soll ^die Art und Weise." heisst es in dem 
Patent, ^wie die schuldigen Frohndienste — Roboten — gefordert 
und geleistet werden können, nn/'h dem Beispiel von andern Erb- 
ländem ausführlich bestimmt" werden. Dasselbe besteht aus 84 Para- 
graphen. Zuerst wird das „Stundenmaass, ans welchem ein grosser 
Zug- und Handrobottag zu bestehen hat,** festgesetzt, sodann über 
Rast und Fütterungsstunde und über das Maximum der Robottage, 
über die Aufeinanderfolge derselben und was an denselben die 
Unterthanen m leisten verpflichtet und die Herrschaften zu fordern 
berechtigt sind, bestimmt (§ 1—9). Die Ansprüche der Herrschaften 
werden .sodann liucii den verschiedensten Richtungen hin, uaeJi 
welchen sie sich mit den von der neuen Gesetzgebung angenommenen 
Omndsfttzen in Widerspruch befanden und daher als missbräachlich 
betrachtet wurden, beschränkt. 

Hftnsler und Inienle, die keinen Gmnd besitsen, haben nur 
zwölf Tage im Jikre m firakaen (} 12); presskafte und alte Leota 
sind frei von der Robot (§ 18); alle Robot mnss reehtseitig ange^ 
sagt werden (§ 14). Es folgen Bestimmungen Über den Eiiatl der, 
sei es dnrck Verscknlden der Herrsekalt oder des üntertkaas» Ter* 
sinmten Robottage (§ 15—19), Aber Anrecknmig von Pakrten nnd 
Botengingen in die sckuldlfB Robot (§ fil— 88), ftber Sonn* and 
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Feiertapnihe (§ 25), aber dss Maiimmn dar im Jahre ÜMer* 
tlian au&ulegenden Fahrten (nicht Uber vienig Meilen j&tarüeb illei 
in allem) (§ 27), über Ehirecbnong allerhand anderer Dienste, wie 
Jagden, Nachtwachen ete., ht die Robot ($ 81), Aber VeriodeniBg 
der Frohntage, d. h. Abdiennng der Robot dnrch Spinnen etc. (} 8ä), 
über Relaiümk dee Natnraldienstes durch Geldleistangen (§ 85), Ober 
die Reihenfolge der ÄH»eiten im ColMomfiille vtm Roboten Ar 
Grundherrn nnd Pfarrer (} 37). All diese allgemeinen, den ftlteren 
Östeneichischen Robotpatenten tfaeils enteommenen, Üieils nach- 
gebildeten Bestimmungen schienen aber dem Gesetigeber noch immer 
nngenfigend, um die Unterthanen in Ghiliaen vor Bedrflckongen 
seitens ihrer Herrschaften za schütten. „So unangenehm es übiigena 
ist,*^ heisst es daher im § 40; „wenn die j^tfentliehe Verwaltung 
sich genKthigt sieht, in der Gesetzgebung auf einzelne Fille and 
Umstünde herabzosteigen, so ist dennoch kein anderes Mitte], die 
Unterthanen ge^en die mannigfeltigen Bedrücknngen zu scbütxen, 
för welche der Eigennutz so verschiedene Wege nnd Gestalten an 
finden und darauf die allgemeinen Yerordnongen zu Tereitehi 
sich immer sinnreich zeigt." 

Es folgen demnach Verbote, die unterthünigen Grunde zu 
zerstücken (§ 41); den Unterthan zu Arbelten über die Prohn- 
Schuldigkeit, auch gegen Entlohnung zu Zwingen (§ 42); die so- 
genannten Scharrwerkstage, welche zur Verbesserung der Wege, 
Brucken und Dnmrae bestimmt waren, zu Feldarbeiten zu be- 
nutzen (§ 44); irofkneclite und üienistleute gegen blosse Kost zu 
Diensten zn zwingen (§ 45); Naturalabgaben, die in den Urbarien 
nicht ausdrücklich bestimmt sind, einzubeben (§ 4(5); Handwerks- 
arbeiten auf Abschlag der Frohndit mste zu fordern 47); die 
Unterthanen zur Verschiffung des lierrschaftlichen Getreides nach 
Danzig oder anderen Leistungen zu difsfm Zworlce. endlich zu 
anderen nicbt in den Urbarien bestimmten Arbeit* n zu zwingen 
(§ 48). Solcher Arbeiten, die missbränchlicb gefordert wurden. 
Werden eine ganze Reihe aufgezählt r§ 51 bis 57): Teiche aus- 
fischen, den Schlamm ausführen, Wieseu und Gärten benrbeiten 
u. dgl. Endlich wird eine ganze Anzahl althergebrachttt herr- 
schaftlicher Auflagen und Monopole aufgehoben (Zoll und Zapfen- 
geld, Weinauflage, Wohnuug.szins, ünschlittverschleissmonopol. Staub- 
und iMaassgeld vom abgeführten Zinsgetreide. Obst- nnd Tal uk/ehnt, 
"Waggeld, Marktgcld von jedem in die Stadt zum Verkauf ge- 
brachten Obstwagen, äalzzins, Feiertagsgelder, Heidukengelder, 
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Geifigelzma^ Trankstener, QnitAmigasteiier, Leinwandbleiclurteiier, 
8clklac1itBteaer u. 8. w. u. 8. w. 

„Ujh also diese*^, so Isatet der Tienmdaehzigste u&d letzte Pa- 
n^npb, ^nnd alle derlei gesetzwidrige Unterthansbe- 
drückungen desto wirksamer abzuhalten, werden die übertreten den 
'Gäterbesiteer und Obrigkeiten jedes Mal zum doppelten, uach üm- 
stgnden auch zum dreifachen Ersatz des wideirechtUch £rpres8ten 
ohne Nachsicht verhalten werden." 

Es erhellt aus obigem zur Genüge, welchen Augiasstall es in 
Galizien zu reinigen gab — eine Arbeit, die in den älteren öster- 
reiebischen Provinzen schon seit einem Jahrhundert in Angriff ge* 
Bommen word^ war. 

Und wenn auch die nationale Geschichtschreibung der Polen 
ungern die beschämende Thatsache eingesteht, dass es einer fremden 
Herrschaft bedurfte, um dieser mensrhenunwürdigen Lage des ga- 
lizischen Bauers ein Ende zu machen: so kann diese Thatsache 
doch nicht bestritten werden. Wie konnte es aber auch in der 
„Republik" Polen, wo der König eine Null und der Adel der all- 
mächtige Herrseher war, je zu einer Aufhebung der Leibeigenschaft 
und der den Bauern erdrückeuden Robotverhältnlsso kommen. Nur 
eine al i^^l1ut^> Monarchie, zu der es der „Freiheitssiun'' des pol- 
nischen Adels nie konimeu liess, konnte Abhilfe schaftcu — eine 
solche Monarchie hat Polen aus sich heraus nicht erzeugen können 
und es war nur ein Akt geschichtlichen Strafgerichtes, dass 'fremde 
absolute Monarchien ein Werk der Gerechtigkeit vollbrachten, für 
das in Polen nur vereinzelte Idealisten schwärmten. 

Und ebenso wie für Galizien muss tur Ungarn Kaiser Josef als 
der eigentliche Befreier des Landvolks von der Willkürherrschaft 
des Adels betrachtet werden. Denn wenn auch die vier Verord- 
nungen vom 15. Februar 1787,^ welche für Ungarn die Robot- 
verhältnisse ganz in gleicher Weise wie für Galizien ordneten, als 
verfassungswi.iri^ uTid nicht mit dem ungarischen Reichstag ver- 
einbart, von dcü Lugaro als Gesef/e nicht reciput wurden und im 
corpus juris Ungarns, gleich der ganzen übrigen Gesetzgebungsarbeit 
Kaiser Josefs, keinen Platz fanden: so konnte doch die spätere 
Terfassungsmässige Gesetzgebung Ungarns auf diesem Gebiete, die 
4urdi Kaiser Joeef geschaffenen, dem Zeitgeist entsprechenden 
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Thatoachen meht mehr rückgängig machen imd mvsste die Josefini-^ 
sehe Refoim auf ▼«rfMSTO g gmitogigem Wege sanetioiiiran. 

c) Reformen anf kirchlichem Gebiete. 

Anch auf kirchlichem Gebiete griff Kaiser Josef in eine soeial» 
Entwicklung ein, die von seinen Vorgängern, insbesondere der 
Kaiserin Maria Theresia, bereits gefördert, ihren Gipfelpunkt noch 
lange nicht erreicht hatte. Und wenn auch seine Reformen auf 
diesem Gebiete ^von manchen Missgriffen nicht frei waren. ]so hat 
er doch im Ganzen auch hier Bleibendp«? cf^schaffen und. weiter- 
hauend fin dem Werke, das seine Vorgänger begonnen, die Krönung 
des Gebäudes seinen Nachfolgern überlassen. 

Auch nnf diesem Gebiete handelte es sich darum, eine mit 
der Souveränetät des Staates unvereinbare Macht — die der Kirche 
und der geistlichen Ordeu — einzuschränken und das Volk vor 
übermässigen Bedrückungen der vielfach ihre geistliche Stellung 
zu weltlichen Zwecken missbrauchenden kirchlichen Hierarchie ent- 
gegenzutreten. Dabei befand sich Kaiser Josef II. in vollkouim -ner 
Uebereinstimmung mit dem Geiste des 18. Jahrhunderts, der aus 
der geschichtlichen Entwicklung Europas sich ergebend, in allen 
europäischen Culturstaaten mächtig sich regte, und überall die- 
selben Forderungen der Kirche gegenüber geltend machte. Auch 
hier also ist Kaiser Josef II. nicht als kühner und rücksichtsloser 
Neuerer und Zerstörer, sondern als treuer Vollstrecker dessen an- 
zusehen, was eine aufgeklärte Zeit von den Machtbabem st&rmisch 
▼erliüigte. Die Missgriffe nnd Fehler aber, die dabei begangen 
wurden, sind Missgriffe und Fehler jener Anflciftrnngi und dtlifen 
nicht dem einzelnen Monarchen znr Last geschrieben werden. 

Dagegen gereicht es Kaiser Josef zum Rnhm, dass er dnichana 
nicht alle seichten Anschannngen der AufklSntng seiner Zeit Aber 
Religion theilte; er war weit entfernt ron jener Geriogsohftteang 
der Religion, welche Voltsire repr&sentirte. Als er ans Zeitangs- 
annoncen eisah, dass eine billige Uebersetznng Voltaire'scher 
Schriften in Wien erschien, trug er nnTerzfiglicb dem Grafen Eo-^ 
lowrat anf (17. 10. 1789), zn untersuchen, „was es mit dieser Ueber-^ 
setznng för Beschaffenheit habe, ob hierin alle die so hftnfig in 
diesem Werke enthaltenen religionswidrigen und sittenverderblichen 
Pie<^n ebenfolls vorltommen und weil es höchst unschicklich wfiie^ 
dass man das häufige in dem Original enthaltene Gift noch durch 
eine ürbersetrang ..... absichtlich auch in Meinen gesammten 
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Provinzen verbreiten wollte/'-^-' Nicht um eine Erniedrigung der 
Religion also war e« K;nHer Josef zu thuD; sondern eiuerseite um 
die Behauptung und Herstellung der vollen Souveränetfit des Staates 
der Kirche und dorn Papste gegenüber — andererseits um die 
Oleicliln ivclitiL^ait^ der CoBfessiouen, d. h. um die Unabhängigkeit 
der buigerlichen Rechtsstellung vom religiösen Bekenntnisse. An- 
(sriffe gegen die Religion und insbesondere gegen den Katbolicismus 
•wies er eutsohieden zurück: auch Sectenwesen und neue Religions- 
stiftuugeu (Deisten etc.) Hess er nicht iiutUoinmen. Er schützte die 
bestehenden, vom Staate anerkannten Religionen. 

!Nur wo die Kirche die staatlichen Machtbefugnisse beein- 
trächtigte, trat er ihr entgegen, weshalb er aber keineswegs als 
Neuerer betrachtet werden darf, ^ sondern als treuer Befolger der 
traditionell tu l*olitik seiner Vorfahren. 

Die erste Sorge in dieser Hinsicht musste die sein, die öster- 
reichische Geistlichkeit, sowohl die weltliche, als auch die Ordens- 
geistlichkeit der unmittelbaren Herrschaft sowohl des Papstes wie 
»wiäBdkcli^ Ordensgenerale zn entziehen. Schoo im Jahve 1775 
hatte die b^SuniBclL-figteErnchbclie Hofkaoslei die AiifUtenng des 
Yerbaides der inlSndiscben KUteter mit auswftrtagen imd deien 
Uateiofdnnng unter die metei in Bora lesidireiidev Generale bean- 
tragt^ Die Angelegenheit wurde damals nicht erledigt and kam 
1781 WBL neuerlicher Behandlung im StaaAsrath^ worauf im Sinne 
der AnUrfige desselben swei Hofdecrete (vom 34. Män und 39. April 
1781) die ÄjaMemg aller Bedehungen der österreichischeu Klteter 
ZB den Ordensgeneralen im Auslande verfilgten. 

. 0enselb«a Zweek, etwaige mit dem Grandsats der Staatsver- 
waltung in Widerspruch tretende Einflüsse Royrns aqf die Ostenreichi- 
sehe Hierarchie sa farechen, verfolgte die Erneuerung des unter 
frfiheren Begienmgen schon m wiederholten Malen angeordneten 
Baeäum regitm (Hofdecret vom 33. MSrx 1781).-'^ Auch das Verbot 

Meynert 8.31. I wie dies im Text anstreftlhrt ist. 
*^ Weua Albert Jäger die Maass- (Jäger, Kaiser Josef 11. und Leo- 
regeln Kaiser Josefs gegMi die Vor- ( pold H., S. 67. 
biüdiiii^f dos Kirehouwnsens in Oes- . " Der österr. Staatsrsth v. Hock 
terreich mit Horn als „erste Folge j lu Bidermann S. 452. 
der Onindsfttze Josefs** hinstellt, so | " Dieser eminent statt liehe 



braucht nur darauf hingewiesen zu 
wcriien, dass sieh diese Msassregelu 
nur als Erneuerung und Forsetzung 
fthnHeiker unter froheren Regierun- 



Standpunkt wird im Hofdecret vom 
26. Mär/, 1781 ausdrücklich betont: 
„Da alle von dem papstUchen Stuhle 
erlasivnen BulleB, Biwwn «tc eiiiMi 



gen ^Nift« MgriAmer, dantolUn, | Bssvg «uf den sMs fiiOUem 
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^er Bullen in 'eoma domini und uni^mius kann nur als Abwehr 
mberecliUgter Aigiiff» der Kirche gegen den Staat betrachtet 
wenlen.^ Dagegen sollten die Bischöfe^ im Sinne der Lehre 
Febvonnw' ihre dem Geiste des ursprüuglichMi Christenthnms ent- 
sprechende episcopale Macht über die ihnen untergeordnete Geist- 
lichkeit unabhängig vom Papste üben (Hofdecret. vom 30. Mära 
1781). Allerdings sollte diese Macht der Bischöfe und der Geist- 
lichkeit auf keinem Punkte auf weltliches Gebiet übergreifen, daher 
auch die geistliche Büchercensur aufgehoben und von den ordent- 
lichen weltlichen Behörden geübt werden (Hofdecret vom 30. März 
1781). Um solchen üebei^ffen und Bedrückungen der Geistlich- 
keit auch auf materiellem Gebiete zu ste uern, wurde »-inp Stol- 
orduuug erlassen (24. Aus^ust 1781), ^v( Iclie in der juiuutiosesteu 
W( isi uuf all und jeUe geistliche Function Taxen festsetzte, deren 
Leberschreitung strenge verboten ward. 

Bei di^er EinflchrSnkung der Macht des Clerus und seiner üeber- 
griffe aufs weltliche Gebiet blieb Kaiser Josef nicht stehen. Theils 
theoretische Erwägungen, wie sie dem Zeitalter der Autklärung 
eigenthiimlich waren, theils gewiss auch matericUe Bedürfuisse des 
Fiscus bestimmten ihn, auf das Gebiet des Kirchen- und Kloster- 
vermögens hinnberzupreifen und einen beträchtlichen Theil desselben 
för die Zwecke der Staat.sverwaltung, allerdings nur für üuterricht 
ujid Erziehung in Beschlag zu nehmen.^ 

Diese Maassregel Kaiser Josefs wurde von geistlicher Seite viel 
imd heftig getadelt. Dieselbe stellt sich allerdings vom Standpunkt 
des strengen Eigenthumsreclites ak eine GewaltmMssregel dar. 
Dennoch daxf man nidit ▼c rg oB sea» daas dieielbe tm den Ideen 
der Zeit gefloesen, im besten Glauben nnd im Interesse des Staates 
▼olUftlirt, den pri?atreeht]icben (Mterien voUkommen entrückt 
Min soUke. 



babea: so tiadm wir uothwendig, 
dass dereu Inhalt uuuacbsichtlic)i vor 
deren wirklichen Kundmachung uns 
«ur 8rtk«lhuig unseres piaeeU regü 
oder Exegmaittr vorgelegt wer^ 
den". — 

Die Bulle in coctia domini (so 
genannt, weil sie in Rom jittriich am 
Gründonnerstag verkündigt wurde) 
eatkält unter anderem die Excom- 
ninniettton aller derjenigen, wslehe 
auiser den in dem Gesets bestänn- 



teu Fällen oder ohne ausdrückliche 

Erlaubniss des Papstes ihren Län- 
dern neue Stenern auflegen 
oder die alten erhöhen, die geist- 
lichen Sachen wie Zeheut u. drgl. 
vor weltliche (rerichte bringen , der 
Kirche ueueu Tribut autiegen, gegen 
Geialticlie peinliebM Yeimirea eiBr 
leiten u. s. w. 

* Adam Wolf: Die Aufiiebung der 
Klöster in LuserösterrMdL Wien. 
1871. 
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Zum Zwecke der Darchfahnmg dieser theil weisen ElSster- 
anfhebnng wurde eine geistliche Hanptcommissioii in Wien nnd eine ihr 

nntergeordnete Filiale in Pest (15. Juni und 10. September 1782)®* 
eingesetzt, welcher die oberste Verwaltung aller geistlichen Ange- 
legenheiten inbegriflFen auch die Aufhebung geistlicher Orden, Ein- 
ziehuDg ihres Vermögens und Verwaltung des aus demselben gebil- 
deten Religionsfonds übertragen wurde. Dass diese Maassregel 
durchaus nicht einer der Religion und speciell der katholischen 
Kirche feindseligen (xesinnuug euf'^prang, das beweisen nicht nur die 
"Worte, mit denen dieselbe eingelritci wurde, sondern auch die Werke», 
welche als ihr Ergebniss m's Leben geriifeii wurden. 

Das bezügliche Rescript betont, dass dem Kaiser „nach dem 
Beispiele seiner Vorfahren nichts näher am Herzen liege, als dass 
die echte christliche Glaubenslehre rein und unverletzt erhalten nnd 
so viel wie möglich ausgebreitet werde. Zu diesem Endzwecke 
halte er dafür, dass nicht« sicherer leiten könne, als wenn alle 
Gegenstände, welche die geistliche Gewalt, die Seelsorge und die 
äussere Kirchenzucht betreffen, gemeinschaftlich also behandelt und 
mit den Grundsätzen des Staates in solche üebereinstimmung ge- 
bracht würden, dass dabei alles zum gemeinschaftlichen Besten, 
zum Frieden und zum Ruhm der Religion und des Staates zu- 
sammenwirke.** 

Das Ergebniss der Thätigkdt dieser Commissioa war die Er- 
richtung mizSliHger neuer Pfarreien, die Erbannng einer grossen 
Anzahl vim Kficben, kniz, die Herstellung geregelter Seelaorge fllr 
die grosse Masse des Volkes. Angesichts solcher dnteh Kaiser 
Josef geschaffener Thatsacben ist die AnimositSt gastlicher Scbijft- 
steller gegen ibn^ darebans ungerechtfertigt. 

Ancb wenn ^iser Josef Erziehung und Unterricht der Jugend 
der Kirche entzog und einer 1788 neugegründeten weltlichen Oberst- 
Hof-Stadien*Gomni]ssion in Wien (Filiale in Pest) übertrug, handelte 
er ebenfalls nur conseqnent nach denjenigen Grandsatze, der schon 
unter Maria Theresia in die Staatsverwaltung eingeführt worden, 
war, dem die Kaiserin in den bekannten Worten: „Die Schule ist 
ein Politicnm** Ausdruck lieh. 

Dagegen war es allerdings ein Verkennen der Macht der Sitte, 
eine Uebersehfttznng staatlicher Gewalt Aber dieselbe und zugleich 



Fessler, Geschichte der Magy- 
aren X, 566. 
^ Albert Jftger, Sebastlaa Bnumer, 



insbesondere aber Ritter: Die ldrch> 
liehoi Reformen Kaiser Joseft IL 
Regensboig. 1867, 
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eine Kleinlichkeit, wenn Kaiser Josef es unternahm, eine Begräbüiss- 
oidnnng (178Ä— 1784)6-^ zu erlassen und sich dem Wahn hingab, 
Jahrlinndeiie alte, liebgewordene B^gräbnissceremonien durch Proce- 
diuren exsetzen zu kdnaeo, wie eie der „Aiifkllirang" entsprechen, 
das mensehlidie Gemüth jedoch oicht befriedigen. Gewiss ist es 
viel Teniftnftiger, allen&Us auch wirthscbafUicher, den menschlichen 
Leichnam, wie es Eaiser Josef wollte, pranklos in einem ein&chen 
Leinwandsack in*s Grab zn senken und dem miTermeidb'chen Ver^ 
wesnngsprozess za ftbergeben, statt bei dieser Gelegenheit unwirth- 
schaftlichen Aufwand zu machen: doch ist das menschliche GemAth 
auch «an Factor im wirthschaftlichen Leben, der BedürfiBisBe schafft, 
die ebenso befriedigt werden wollen, wie leibliche Bedfirfhisse und 
der tiefer denkende Volkswirth darf nicht veikennen, dass hier Auf- 
wuid und Luxus der Beritzenden und Wohlhabenden, insofern er 
Aermeren und Nothleidenden — allerdings auch geistlichen Func- 
tionären — Gewinn bringt — im wirthschaftlichen Leben allen&lls 
eine nicht zu unterschfttzende Angabe erfüllt. 

Dasselbe Urtheil wie über die Begräbnissordnuug muss auch 
über jene Verordnungen gefällt werden, welche sich ^»g^ien den 
überflüssigen Aufputz und Prunk'* im Innern der Kirche wendeten^ 
und denselben nach nationalökonomischen Gesichtspunkten ver- 
einfachen wollten (nur 6 Altarkerzen gestattet). Es war das ent- 
schieden ein Missgriflf und eine Verirmng der Staatsgewalt auf ein 
Gebiet, das sie besser nie betreten sollte und schliesslich la^' darin 
eine ebenso falsche nationalökonomische Tendenz wie in der Ver- 
einfachnng des Begräbnissapparates. 

Berechtigter allerdings als diese Verordnungen sollten die Maass- 
nahmen gogen Angriffe auf den Staat von der Kanzel aus scheinen 
— doch waren die letzteren die natürliche Folge jener kleinlichen 
Eingriffe in interne Kirchengebräuche und es darf daher nicht Wunder 
nthmtü, dass auch die strenge Instruction für diese Predigten 
(4. Februar 1783), wolrhe eleu Geistlichen auftrug, sich strenge an 
(las Evangelium zu halten. .si(^h keine Anzüglichkeiten gegen die 
Regierung /u erlauben ii. dergi., nur von sehr geringem Erfolge war. 
Denn die Controle der gelialtent n Preditrten durch den Befehl, die- 
selben früher schriftlich au^uzeiciiueu und zur jedesmaligen Vor- 

lieber die Begräbnissordnuug , M&rz 1782, 86. Juli und 20. August 

vr^'l. Mcynert S. 194: Sebastian 1781. 

Brunnn : Josff II. S. IfiR: die be- [ Z. B. vom U. Mai 1782. 
treffendeu Resoiutioueu äiiid vom 21. | 

Onmplowies, Stuterecht 12 
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weisunjBf au die weltlichen Behörden bereitzuhalten, konnte nicht 
wirksam seiu; dagegen war eine so weitgeliende Cerisur und polizei- 
liche Ueberwachung der Kanzelrcden gewiss sehr unpolitisch. 

Bei weitem wirksamer war der Versuch, die Erzielmug »ier 
Kleriker in die Hand zu nehmen und auf die Ideenrichtung der- 
selben einen Einfluss zu üben. Zu diesem Zwecke wurden General- 
seminarlen errielitet, die dem Einflusa der Bischöfe und Ordens- 
oberen entj^ogen wniden. Gleiehzeitig wurde die Aufhebung aller 
philosophiechen nnd theologischen Sehnlen in Stiften und Elöstem 
mit 1. November 1788 verfügt and der Eintritt in einen geistlichen 
Orden von der Absolvirnng sechsjähriger Stadien in einem 
Generalseminar abhftngig gemacht Diese Generalseminare sollten 
nach den Worten der Verofdnnng von 1788 „der allen Weltgeist' 
lieben and Religosen gemeinschaftliche Bildongsort* sein. Diese 
pädagogische ICaassregei war eine von den erfolgreichsten, die das 
josefiniacbe Regiment anf kirchlichem Gebiete dorchftlhrte. An den 
Angriffen der klerikalen SchriftsteUer gegen die ^ZOglinge der 
Oeneralseminarien^ (veigl. Ritter), welche in der nacl^osefinlschen 
Zeit die höchsten Stellen and Wiirden in der kirchlichen Hieraichie 
Oesterreichs einnahmen und segensreich wirkten, kann man es er- 
messen, inwieweit dieselben 'die ihnen von Josef II zagedachte Auf- 
gabe thatsächlich erfüllten. 

£s darf wohl nicht Wunder nehmen, dass eine Regierung, 
welche sich so manche unberechtigte Einmischung in interne 
Eirchenangelegenheiteu erlaubte, welche kirchliche Processionen und 
Bittgänge einschränkte, das Vortragen von Statuen wie auch der 
grossen Züuftefahnen bei Processionen verbot und statt dessen nur 
das Tragen kleiner Fähnchen gestattete u. dergl. — dass eine solche 
Regierung der kirchlichen Herrschaft eine Domäne des bürgerlichen 
Lebens entziehen musste. welche nach den Grundsätzen der Auf- 
kläruns' nherhaupt keinen kirchlichen Charakter tragen und deren 
ßegulirung einzig und allein Sache der weltlichen l^ebörde sein sollte. 

ünterm 16. Januar 1783 erfloss die weittragende Verordnung, 
welche die Ehe für einen „bürgerlichen Vertrai''' erklärte, welcher 
„einzig und allein durch landesfürstliche Gesetze geregelt wird." 

Ein Monarch, der der Kirclit gegenüber den rein staatlichen 
Standpuuct geltend machte, konnte aber auch der Angeliungkeil z\x 
einer oder der anderen Confession keinen Einfluss auf die staatliche 
Stellung der Staatsbürger einräumen, konnte überhaupt keine aus- 
schliesslich priviiegirte Kirche im Staate anerkennen. Schon im Jahre 
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1781 erliess Kaiser Josef sein berühmtes Toleranzedict, welches alleii 
akatholisehen cbrntlkben GonfesBionen das PriTatezeeritium ihrer 
Religion gwtattete. 

d) Wirtbachaftliche Retormen. 

Wenn schon auf kirchlichem Gebiete ans natlonalöcononiiachen 
Gründen reformirt wurde, wie viel mehr musste auf rein wirtbschafl- 
liehem Gebiete den neuen Anschauungen und Principien, die seit 
Adam Smith (1772) allgemein herrschend wurden, Rechnung ge- 
tragen werden. Die Beseitigung aller persönlichen und sachlichen 
Beschränkungen des Erwerbes, die Förderung aller Produ tion durch 
Freigebung der Arbeit und Heranziehung aller Elemente des Volkes 
zur ft-eien Mitwirkung and^elben: das waren die Gruudsät'/e. zu den«n 
die .Tosefinische Regierung, in erster Linie der Kaiser, sich bekannte. 
Unvereinbar mit denselben waren vor allem alle znnftmässigen £r^ 
schwerungen und Hindemisse des freien Erwerbes. Schon die There- 
sianische Regieruiiir hatte gegen diese angekämpft; Kaiser Josef setzte 
den Kampf energisch fort. 1780 wurde die Haudweiks<rrnss-Geh(ihr 
aufgehoben — ihr folgte 1781 der Willkoramsbecher und - i i utik, lauter 
niittelalterliche Erpressungen und Bedrückungen der Haudwerks- 
Oanilidateu. Im Octoher verordnete der Kaiser die Aufhebung 

aller „Einschränkungen der Gewerbetreibenden auf eine gewisse 
Zahl^ (numefu^ clausus!) und trug den Magistrait-u auf, ^itnrn Ge- 
sellen, welche die gehörigen Fertigkeiten besitzen, das Mei-t errecht 
ohne Unterschied, ob sie Fremde oder Inländer sind und oline Vor- 
zug für Meisterssöhne zu ertheilen. In derselben Verordnung wird 
dem ohnehin „in den ächten Grundsätzen zur Beförderung der In- 
dustrie und Gewerbsamkeit bewanderten'' Magistratsbearaten dringend 
empfohlen, alles, „was zum Nutzen des Puldici, zur Vermehrung der 
Concurrenz und Wohlfeilheit des Vers(^hleisses, dauu zum Besteu der 
Handwerke erforderlich ist,"" zu veranlassen. 

Im Jahre 1785 wurde sodann „zur Hintanhaltung der uach- 
theiligen Beschränkung der Zünfte^ eine Ordnung in demselben Geiste 
erlassen. Ebenso wurden alle Beschrfinkungen und Behinderungen 
des Verkehrs beseitigt Vom 1. Hianung 1788 ab waren alle Privat- 
maaten aufgehoben (die ftrarm^hen mnssten allerdings ans fiscalischen 
Gründen aufrechterhalten bleiben) — nachdem ein kaiserliches 
Fatent vom 9. April 1782 erklftit hatte, dass „die Befugniss Mauten 
zu riehen keine Folge der gnindherrlichen Gerechtsame, sondern 
nur ein PriTilegium ans der Gnade des Landesf&rsten*^ sei, „welches 

12* 
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bei jeder Thron.seineiH'iunf,^ ausser einer n< uarhaltenen Bestätigung 
von sich selbst erlischt.^ War einmal der freie Verkehr als nützlich 
für die Gesaiiimtheit erkannt, so konnte man beim Beseitigen der 
PrivatniuutüU nicht stehen bleiben. Man musste aü die Beseitigung; 
aller inneren ZwLschenschranken auf dem Gebiete des Staates denken 
und auch zwischen den staatsrechtlich getrennten Ländern diesseits 
und jenseits der Leitba dieselben hinwegwunschen; ein Gedanke, 
der erst unter dar Regierung Kaiser Joseis I. seine Ver- 

wirklichung und zugleich seine staatsrechtliche Lösung fand. Doch 
wenn wir uns heute efaies einigen Zollgebietes mit den Ungarn er- 
freuen, darf nicht yergessen werden, dass die erste InitiatiTe zu 
dieser Einigung in jenem fiandbiUet Tom 5. Juli 1784^ ezgrilfen 
wurde, womit der unganseheu Canzlei au^tnügen wird, in Ungarn 
das deutsch<erbl&ndische Mautsystem einzuführen und worin jener 
Zeitpunkt iu's Auge gefasst wird, wo „eine vollkommen freie Gircu- 
lation und Verkehr aller Producte der ganzen Monarchie wird ge- 
stattet werden können,.'' — ein Zeitpunkt,, der in unseren Tagen 
eingetreten ist 

Hand in Haud mit der Beseitigung der Zunftschranken und 
Herstellung der „freien Girculation*^ im Innern ging die Forderung 
der freien Goncnrrenz, Begünstigung der Vereinigung zerstreuter 
Gapitalskräfte zu industriellen Unternehmungen, endlich die Sorge 
um Eröifnung neuer Absatzgebiete für die österreichischen Producte. 
Es würde zu weit föhren, hier alle diesbezügUcben Maasregeln der 
Josefinischen Regierung des Ausföbrlichen zu besprochen. Wir 
können die Tendenzen derselben nur mittelst einzelner Beispiele 
illustriren. 

Die 80 wichtige fäsenindustrie in der Steiermark Uetand sich 
auf einer noch sehr primitiven Stufe und es entging der aufmerk- 
samen Beobachtung des Kaisers nicht, wie sehr dieselbe bei ratio- 
nellerem Betrieb gehoben werden könnte. In einem sehr lesens- 
werthen Handbillet vom 26. Octnlier ITRS*"'"' an die Hofcanzlei 
verbreitet sich der Kaiser mit wnhrer Sacbkeuutuiss über die zu 
diesem Zwecke zu ergreifenden M;i:issrp«jeln. Die F(')rdenintr des 
RohinattM-iales empfiehlt er der .Vufsieht des Staates, damit dasselbe 
der industriellen l^earbeitung zu moglicLst l)illii2:tin l'reisen eeliefert 
worden könne; dageiien will er ..die Haniinerwerkc und sämmtliche 
Eisen-Fabrikaturen gänzlich der freien Jjpeculation überlassen." Doch 

M«yneit ß. 145. Meynert 147. 
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hebt er gleichzeitig die Vortheile „einer zusammen zn setzenden 
starken Gompagnie** hervor, welche „die Kräfte uud Mittel hätte, 
das Werk (am Erzberg in Steiermark) mit kostbaren Wassergebäuden, 
Strassen nnd anderen Veranhissnngen far beständige Zeiten auf einen 
soliden Fuss zu bringen und darauf zu erhalten'* hätte und entwirft 
einen Plan zur Gründung einer solchen Gesellschaft. 

Dass Kaisei Josef bei solchen volkswirthschaftlichen Grund- 
sätzen der Vervollkommnung der Communicationen ein besonderes 
Interesse «'m tu egenbrachte, ist selbstverstäTullicb. Strassen wurden 
angelegt, Seehäfen vergrdssert und regnlirt, l^lösse schiffbar ge- 
macht.*"'" 

Hat Kaiser Josef auf diese Weise die iiationalöconomische Lehre 
seiner Zeit, von staatswep:en die wirtlischaftliche Productinn zu 
fördern, treu l)efolp:t, so konnte er aucli in dem Bestreben nicht 
zurückbleiben, der heimischen Produf fif^n neue und ausf^edelmt«' 
Absatzgebiete im Ausland zu versehatten — > ein Streben, das durch 
die T.eliren von Adam Smith und seiner Anhänger nachhaltig au- 
geregt wurde. Die.seni Zwecke dienten die Handelsverträge mit 
Russland (12. November 1785) und mit der Türkei (24. Februar 
1784; (also mit Ländern, in denen die österreichische Industrie ihre 
natorlichen A bsatzsrebiete unterhalten konnte), auf Grund, welcher 
in diesen Lüuilern die ersten ühtcrreichischen Oon.sulate errichtet 
wurden. Sodann wurden alle AusgangszöUe an den Grenzen der 
Erbländer aufgehoben (MO. April 178G). 

Eine weitere Folge des Hestreheu.s. durch Hinwegrüumuug hem- 
mender Schranken uud Freigebung der Concurrenz die Production 
und den Handel zu heben, war die Beseitigung der Beschräukuniren, 
welche in den Jahrhunderten der Zünfte und der Zollschraukea 
dem Erwerbfleisse und dem Handel der Juden uud somit auch ihrer 
persönlichen Freiheit auferlegt wurden. Schon in dem für Nieder- 
östetreicb erlassenen Tolerauzpatent vom 2. Jänner 1783® sprach 
Kaiser Josef seine reformatorischen Absichten bezfiglich dieses Theils 
der Bevölkerung aus. „Da wir die jädische Nation hauptsächlich 
durch bessere Unterrichtung und Aufklärang ihrer Jugend und durch 
Verwendung auf Wissenschaften, Kfinste und Handwerke dem Staate 
nätzlicher und brauchbarer zu maohen, zum Ziele nehmen, so „ge- 
stattet nnd befiehlt er, dass die Juden, wo sie keine eigenen Schulen 
haben, ihre Kinder in christliche Schulen schicken sollen. „Wir 
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gestatten ibneu^. heisst es weiter, ^dass sie von nun an alle Gat- 
tungen von Handwerken und Gewerben hier und anderwirtig bei 
christlichen Meistern erlernen, sich bei solchen als Leb rj im gen auf- 
dingen oder als Gesellen arbeiten, ohne jedoch dadurch Juden oder 
Christen einen Zwang aufzulegen**. Femer wurde mit diesem Pa- 
tent den Juden gestattet, alle Gattungen von Gewerben and alle 
freien Künste zu betreiben und um die Befugnis» zum Grosshandel 
sich zu bewerben. „Auch erneuern wir hiemit die Erlaubnis« und 
erweitern sie zur Anlegung von Manufacturen und Fabriken"'. 
Schliesslich wurden viele nndero Belästigungen nud Bedrückungen 
der .luden, wie doppelte Kanzlei- und Gerichtstaxen. Verbot des 
Haltens christlicher Dienstboten, des Besuches ölTeutlicher Belusti- 
frunffcu, aufgehoben. Jn ähnlichem Sinne wurden auch für andere 
Kiouländer Judenpatente*® erlassen. Nebeu der Absicht, die Pro- 
duction zu heben, fand in all' diesen Maassre^eln der Grundsatz 
der Gleichheit aller vor dem Gesetze seineu Ausdruck. 

Dieser Grundsatz, den das Zeitalter Josefs IL überall einzu- 
führen unternahm und für den der Kaiser begeistert war, sollte 
auch auf staatsfinanziellem Gebiete mä( litig dazu beitragen, die 
materiellen Grundlagen des Staates zu befestigen und zu .stärken. 
Während also Josef II. alle Abi^abeu, welche diesem Grundsatz 
zuwider, nur eiue einzelne Clas«e von Staatsbfirtrern trafen, aufhob, 
wie die verschiedenen Steuern Her Bauern, Juden, bpieiieule''^ u. s. w. : 
schritt er andererseits au die Schaffung von Grundlagen zur gleichen 
Besteuerung aller Staatsbürger uach Maa^sgabe ihres Besitzes und 
Einkommens. 

Das Hauptaugenmerk musste sich da offenbar auf Grund und 
Boden richten, der bisher sehr ungleich und muugclhatt besicueii 
war. flDcr Grund und Hoden'', heisst es in einem Handschreiheu 
des Kaisers vom 30. Juni 1783, „ist die einzige Quelle, aus welcher 
Alles kommt und wohin Alles zurückflie*»st, was zum Unterhalte 
der Menschen dient. Der Wechsel der Zeiten ändert hieran niclits. 



« Ffir Böhmen unterm 2. Nov. 

1781. .,Zii ihrer besseren Bilduuo- 
und Aufklärung" wurde damit ver- 
ordnet, ihre Schulen zu refonnireu, 
in denselben die Landesspnehe zu 
lehren, ihre ..Nahningswe^^e zu er- 
weiteru" durch Gestaltung des Acker- 
baues, Fuhrwesens, der Srleraong 
Ton ProfessioDen etc. Fnr Qftlmen 



wurde ein Patent betrelTs Gleichbe- 
rechtigung der Juden unterm 7. Hai 
1789 erlassen. 

^ 178:^ wurde dus S{>ielgrari.'ua.mt 
aufgehoben als „wider die natür- 
liche Freiheit, durcli Kunst sein Brod 
zu verdieneuj streitende Beschräu- 
kuDg.* 
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Deshalb muss aber auch die CiilturflaclM' die ganze Last der Be- 
8t(MK'ni?iür traijen, deren der Staat bedarf und kmm imter den Be- 
sitzern ihrem persönlirlieu Stande nach kein Unterschied gemacht 
werden. Die Besteueruug darf nur narh der verschiedenen Güte 
des Bo«1ens und nach der Lage der (Grundstücke, dann auch nach 
derei] Grosse abgestuft werden." 

Mit der Aufgabe, diese Reform der Grundsteuer dnrrhzufnhren, 
war eine Steuer - Regulirungs - Hofcommissiou niit untergeordneten 
Proviüzial- und Kreis-Commissioueü betraut; auf Grundlage der von 
ihr gelieferten Eutwürte ward das Patent vom 20. April 1785 er- 
lassen, welches die Grundsätze enthält, nach denen bei dieser 
Reform vorzugehen sei. Darnach sollte es sich bei derselben nicht 
um eine Erhöhung des Steuerbetrages, sondern ,uni eine voll- 
kommeu gleichmässige Abgabe jeder Provinz, Gemeinde und jedes 
einzelnen Eigenthümers, nach Verhältniss des Besitzstandes* handeln. 
Diese Abgabe soll auf Grund von Fassionen bemessen werden, zu 
deren Controle eine Vermessung und Abschätzung der Gnmdstiicke 
angeordnet wurde. Wenn auch die Art und Weise dieser damals 
▼oi^enommenen Vermessung und Abscbitsni^^ noch recht primitiy 
und mangelhaft war, so ist doch diese Josefinische Eatasteraufnahma 
die Grundlage aller späteren ähnlichen, zu demselben Zwecke auf- 
genommenen Katastrkungen, und der von Josef II. eingeführte 
Grundsatz der gleichen Repartirung der Grundsteuer ohne Rücksicht 
auf Stand und Beruf des Besitzers bat sich seither siegreich in 
der StaatSTerwaltung behauptet. — Da^s die auf Grundlage des 
Josefinischen Katasters mit dem Patent vom 1. November 1789 
▼erffigte Steuer- und ürbarialregnlimng nicht fiber alle Kritik er^ 
haben sein konnte, ist selbstverständlich — es war eben eine erste 
Arbeit, die dem gerechten Grundsatse der Gleichheit vor dem Gesetz 
Rechnung tragen wollte und sollte, die aber eben dadurch viele 
materielle Interessen, namentiich der bis dahin begfiitstigten Classen 
tief verletzte und schon deswegen überall heftigem Tadel begegnete, 
der sich mit der ganzen Wucht der Parteileidenschaft auf die un« 
letigbaren, weil unvermeidlichen Schwächen und Mängel dieses 
ersten Versucjhes einer gerechten Steuenrepartition warf — und aus 
denselben die Verwerflichkeit des ganzen Operates beweisen wollte. 

Ziehen wir schliesslich die staatsrechtliche Resultirende der 
theresianischen und, josefinischen Reformen, so sehen wir, wie die 
Herrschaft der Stände und die ständischen Körperschaften voll- 
kommen beseitigt und an ihre Stelle die UerrschafI des Staates 
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durch das Organ eines ceatralisirten Systems staatlicher Beamten- 
schaft gesetzt wurde. Wenn, soweit es Zeit und Umstände und die 
erreichte sociale Entwickelungsstuf«' ziiliessen. die frühere Ungleichheit 
der Staatsbürger vor dem Gesetze aufgehoben, die Gleichheit überall 
durch gefnhrt wurde: so blieb über der nivellirten Gesellschaft als 
einzige die Herrschaft nbendf Macht der Staat, resp. die von ihm 
eingesetzte Bearatensr haft. Darin la^^ dio grosse Umwälzuntj. di»^ 
dtirch die theresiauischeu und josefioischea Keformen herbeigeführt 
wurde. 

Wäre nun das Österreichische Volk ein national oiaheitliches, 

dann gibe es neben dem Gegensätze der Machtstellung zwischen 
Beamtenschaft und Volk — ein Gegensatz, der in keinem Staate, 
auch in dem nationalsten, nicht fehlen kann — nur noch der 
Oea;ensatz der wirthschaftli« hen Stellunir 'l*^r Bcnifsarten und die 
weitere staatsrechtlich o Entwiiicelunü: würde sich thoils um das 
Mehr oder Minder der politischen liechte der Staatsbürger dem 
Staate und der Heauitenschaft L'ei;enübor. tbeils um die rein wilth- 
scbaftlichen K unpfe der Berufsstiiude gegeneinander bewegen. 

So einfach lag die Sache in Oesterreich nicht und es 
harrten der staatlichen Macht noch gar lange und schwere 
Kämpfe nnt StrebuDgen und Tendenzen, die in ganz anderen 
jetzt zu Tage tretenden Gegensätzen ihre Quelle hatten. 
Oesterreich umfasste eine Anzahl verschiedener und verschieden- 
spracbis:er Stämme, die sich gegenseitig das Gleichgewicht hal- 
ten wollten und von denen keiner dem andern ein Uebergewicht 
nnd eine Uebermacht iin Staate gönnte. 

Diese nationalen Gegensitze waren schon gelegentlich im 
16. und 17. Jahrhundert hervorgetreten, und zwar zwischen Czechen 
und Deutschen in Böhmen, zwischen Magyaren und Deutschen in 
Ungarn; doch konnten damals diese Gegensätze keine grösseren 
Dimensionen annehmen und dem Staate nicht gefährlich werden, 
weil sie einerseits nur innerhalb der kleinen Kreise der herrschenden 
Glassen sich abspielten, während die grosse Masse des Volkes in 
Leibeigenschaft schmachtete, andererseits aber bei dem Umstände, 
dass die Sprache der höheren Verwaltung überall die lateinische 
war, das diesen Gegensatz verschärfende Moment der Sprach- 
Terschiedenheit bei Amt, Gericht uud Schule nicht hervortrat. 

Die theresianisch -josefinischen Reformen vertieften und ver- 
schftrften diese Gegensätze auf mancherlei Art. 
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Die an die Stelle der gfcindiscbeii Organe tratende Beamteiucliaft 
wuide, insbesondere nach der Einführung der deutschen Sprache 
als Staatssprache, unter Kaiser Josef fast aossohliessUch dem deut- 
schen Stamme entnommen oder mnsste sich doch wenigstens der 
deutschen Sprache bedienen. 

Dies erzeugte äbenül, wo diese Beamtenschaft in nichtdeutschen 
L&ndem die Verwaltung übernahm, einen schroffen nationalen 
Gegen sntz und rief bei den Czeehen, Ungarn und Polen ein Gefühl 
der Erbitterung wach. So lange diese Erbitterung nur in den höhe- 
ren Gesellschaftsklassen herrschte, konnte sie der bestehenden staat- 
lichen Ordnung nicht gefährlich werden, weil die Staatsgewalt sieb 
auf dii- Ivreitcn Massen des Vnlkes, welche von ihr zur Freiheit und 
zum Bnrtreneclit berufen wurden, stützte. Dem czerhischen. polnischen, 
ja aucli dem mai^vnrisrht n Bauern war vorerst der deutsche Beamte, der 
ihm staatlichen >rliiir/. verlieh und in ihm nach Kaiser .lo.sefs Grund- 
satz «leii Menschen aclitete. willkomniener als der adflige Grund- 
besitzer, der ihn vor kurzem erst nach ..nationaler" Siti*' uiit Stock- 
schlägen tractirt hatte und ihn in allertlinijs verstäudlicher. heimischer 
Sprache zur Robot antrieb. Aber die Einancipation der Mansen in 
den uiciudeutschen Ländern angesicht.s der deutscheu Beamtenschaft 
enthielt doch den Keim eine.s nationalen Gegensatzes, der in der 
Zukunft uothweudiger Weise sich vertiefen musste, wenn einmal 
die Freiheit dieser Massen eine feststeheude Thatsache ijewurden, 
mit der sich die höheren Glassen vertraut gemacht hatten und wenn 
es diesen höhereu (Jhisscu iu den uichtdeutschen I.änth'rn rrst ge- 
hmgeu war, im Namen der gemeinsamen Natioualitüt die Miissen 
für sich und gegen die deutsche Beamtenschaft zu gewinnen. Diese 
Zeit musste einmal kommen — in dem einen Lande Mher, in dem 
anderen spfiter; den Keim aber dieser späteren nationalen fibnpfe 
legten allerdings die josefinischen Oermanisirungsbestrebungen. 

Vorerst aber flammte die nationale Opposition in üngam auf. 
Der deutsch amtirenden, die ungarische VerfiEusong bei Seite 
schiebenden josefinischen deutschen Beamtenschaft stellte sich mit 
der ihm eigenen Energie der magyarische Adel entgegen. Er war 
in semen ererbten Rechten schwer verletzt, in seiner altgewohnten 
Herrschaft flber Land und Volk von den josefinischen Reformen be- 
droht. Er protestirte auf den Gomitatsversammlungen gegen die 
verfassungswidrigen Neuerungen des Kaisers. Als Antwort darauf 
wurden ctie Gomitate auflöst und die Verwaltung derselben, Re- 
giemngscommissftren übertragen. Der Adel verharrte in passiver 
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• Opposition. Nur zu bald ergab sich für ihn Gelegeuheit, aus der- 
selben herauszutreten und den Kaiser zur Nach*j:iebigkeit zu zwinereu. 
ünfTcaclitet des Unfriedens im Innern war Kaiser Josef so iinvor- 
Hichtig, sich als Bundesgenosse Riisslands in einen Kr'ws mit der 
Türkei einzulassen (1789). Der i^'eldzug ging nicht sehr glücklich 
von Statten. Der Kaiser war pezwun^en, noch vor Beendigung des- 
selh^^n zu weiteren Aushebungen und Proviautfordernngeu im lulaudo 
y.u seil reiten. In dieser Nothlage erliess er an Ungarn das Rescript 
vom 18. .liinner 17811. worin er den ungarischen Reichstag einzu- 
bmifen, die (Jomitatsvertassung wiederherzustellen und uluriiaupt 
die ganze Verwaltung nach den ungarischen Vertassungsgcsetzen 
wieder einzurichten verspricht, zugleich aber das Begehren stellt, 
die Cüiüitatsversaramlungen mögen für die Armee den nöthigen 
Proviant und weitere Recruten votiren. Statt diesem Begehren 
jedoch zu willfahren, beschlossen die Comitatsversauimlungen ein- 
stimmig . Ili piä.Nt^iitationeu" an die Krone, in denen sie ihre Gra- 
vamina vorbringen. Ein Sturm patriotischer Eutrü.stuug und leiden- 
schaftlicher Proteste gegen die „deutsche Herrschaft** erhol) sich — 
zwei gtattliche gedruckte Bände fallen die Sündenregister, die dem 
Kaiser vorgehalten und in denen alle verfassungswidrigen MaasB- 
regeln seiner Regierung aufgezählt werden,''^ In knapper und 
drastischer Form zählt das Eomomer Gomitat die von der 
josefinischen Regierung begangenen 38 Yerfiissungsverletoangen 
anf. An der Spitee steht die Entfährnng der ungarischen 
Krone nach Wien; dann folgt (zweitens) HSaserniunmerirang and 
Conscription, bei welchen Operationen die Regierung sogar (!) die 
Rnstical- nnd Dominicalgrflnde in präjudideller Weise unterschiedslos 
in ein Yerzeichniss sosammsnsteUte;^' (drittens) die Unterlassang 
der Krdnnng und die Nichteinbemfong des Reichstags seit 10 Jahren ; 

Erlassnng eines Toleranzediktes ffir die Augsburger und hel- 
vetische Confesnon, die in Ungarn doch gesetzlich anerkannt sind; ISx- 
setzung der gesetzlichen Qrafennnd Obergespane durch Administratoren ; 
Aendemng der Oondtatssiegel; Aufhebung der Gemeindestatnten; 
des adeligen Omndbesitzes verderbliche Verminderung (jtermcioaa 



^* QiUeetio B^raetentatümum et 
ProtowUorum SUituum et Ordinum 

Rei/ni Hung. Occasiove Altissimi 
Uecreti äe äte /Ö. Jan 1789. 2 Vol. 
Pest 1790. 
" Inäiecrimimatim fada do- 



I morum rtgHicoimiwM nwmeresatio 
\ et populmi» emacriptio äomcrum 
I et levatorum nobilaUtrium cum rus- 

ticanis ad unam eandem dasstm, 

fira^udveow facta coBrefio. 
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diminuHio); £rlasi>ung von Civil- wie Stra^^esetzeu, welche den alten 
StatQten suwiderlauteD; Erledigong inneier Angelegenheiten Cngarn« 
ohne Ingerenz dfr UDjr.irn; UmBtun: der gesetzlich geregelten Com- 
petenz des Palatins; ebenso der gesetzlichen Corapeteuz des Erz- 
biscbofs; £infahmng einer fremden Sprache in Amt und Gericht; 
Aufhebung gesetzlich bestehender Orden und Klöst«r; Profanisimng 
von Kirchen und kirchlichen Geräthachafteu ; Konfiscirung von 
Stiftungs-Capitalien ; Einführung fremder Unterrichtsmethoden; Frei- 
zügigkeit der Bauern und die ihnen geschenkte, die Herrenrechte 
verletzende Freilieit (juribus dominialihm ahrogam nimia Ii' 
bertas); Patente, womit die Hauern von dem den Hr^rren ge- 
bührenden Gehorsam abgezop^on werden; andere Patente, worin 
das freie Jagdr^elit der Herren beschränkt wird: Aeiiderungen 
des Mnnzfusses; Aiitliel iing der Wuchergesetze; Uebertmprnng der 
öffentlichen Archive in die Provinzial-Landtfifel : Ankündigung <1* > 
Krieges nnt der Türkei, ohne die ünjrarn zu befrageri; Verbreitung^ von 
Schmähschriften gegen die Ungarn im Lande; Rekrutenausheliuug in 
einer bisher unerhörten Höhe; Steigerung der Steuern : willkürliche 
Aenderung der Jurisdiction, Provi;(nterpressnng. Salzpreiserln huug, 
ungerechte gerichtliche Verfolgung migarisrlier Adeligt.u, Amts- 
enthebung eifriger Patrioten. Bedrückungen des gemeinen Volkes 
durch Eintragung von Naturallieferuugeu, die uuvergütet blieben; 
Unterlassung des Aufgebotes der Nationalmiliz unter gesetzlicher 
Führung des Palatins, willkürliche Schleifung der Festungen, die 
meist der Adel aof seine Kosten errichtete u. s. w. 

Die Repräsentation des Biharer Oomitates fahrt ans, dass, wenn 
es nnr vom guten Willen, von der Trene und Anhänglichkeit aa 
den Kaiser abhängen wnide, die geforderten Subsidien und Rekruten 
gewiss gleich mit grösster Bereitschaft geliefert wftrden; leider aber 
stehe die Bewilligung von Snbsidien und Rekraten den Comitaten 
nicht za, indem die Verfassungsgesetze Dngams einzig und aHein 
dem Reichstag das Recht solcher BewilUgnngen vorbehalten* Wörtlich 
wird der Reichstags-Gesetsartikel von 1504 citirt, wonach ein 
Gomitati welches ohne Beschloss des Reichstags dem König Snb- 
sidien liefert, Verrath und Trenbrnch an der Nation begeht, mit 
Ehr verlast bestraft nud ans der GemeinschafI des Adels des Könige 
reichs ausgeschlossen wird. In'„schabaaeisterlicbemTon'*,wieSpringer 
richtig bemerkt, folgt sodann eine lange Strafpredigt über all die Ver- 
fassungsverletanngen, deren sich der Kaiser schuldig gemacht hatte. 
„Seitdem die Stände des Königreichs nicht zum Reichstag be- 
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rufen werden, wird die ganse Verwaltung ohne Zustimmung der 
Stände willkürlich durch blosse Mandate und ungesetzlich geführt." 

Diese und ähnliche Beschwerden wiederholten alle Comitats- 
versaramlungen im ganzen Lande; die zehnjährige Regierung Kaiser 

Josefs, sein efaiizes Thun und Lassen in dieser Zeit, alle seine Ver- 
waltungsmaassregeln. all seine Refornien wurden kritisch zerfasert 
und vom Standpunkt des ungarischen Vertassungsreclifes verdammt. 

Weder der Widerruf so vieler seiner Verwaltun^^smaassregeln 
noch das Versprechen, in verfassungsmässifre Bahnen einzulenken, 
halt*' etwas gefruchtet. Der ungarische Adel beharrte auf seinem 
prineipielleu Standpunkt und in seiner passiven Opposition, er 
wollte sich zu keiner Hülfeleistung herbeilassen. Kaiser Josef II. 
blieb die trauriprt* Erfahrung nicht erspart,, dass er, Ideale ver- 
folgend, mit den wirklichen Mächten im staatlichen Leben nicht 
gerechnet hatte und nun iu den Tagen der Gefahr von ihnen ver- 
lassen wurde. Die aus dieser Erfahrung sich ergebende Lehre zu 
ziehen, war seinem Nachfolger vorbehalten, dem er (im Reskript 
vom 28. Jänner 179<); durch Widerruf aller Reformen mit 
Ausnahme des Toleranz- und Robot-Pateutes die Umkehr 
und die Anbahnung verfassungsmässiger Zustände bedeutend er- 
leichterte. 

Kaiser Leopold II. (1790—1792) sftumte denn auch nicht, eine 
RestanraÜoii einsaleiteik, wobei er sich auf Ungarn allein nieht be- 
scliiinken konnte, sondern ancli in den £rbl&ttd<£rn einige josefinisclie 
Beformen rfickgängig machte, beziehiingsweise josefinische Untei<> 
lassnngen durch Herstellung der froheren Uebung wieder gnt 
machte. 

So wurde in Ungarn die lateinische Sprache au Stelle der 
deutschen wieder eingeführt, die Ehesachen wieder an die geistlichen 
Gerichte tiberwiesen, die weltlichen Haassregeln gegen kirchliehe 
Oeremonien au%ehoben, endlich der ungaiische Reichstag zur 
Wiederherstellung des yeiftusungsmfissigen Zustandes Im Lande und 
zur verfiissungamAssigen Regelung des Verhältnisses der Kation zum 
Könige anberufen. 

Dieser Reichstag trat am 16. November 1790 iu Pressburg zu- 
sammen; Leopold wurde, nachdem er schon irflher das Inaugoial- 
diplom nach dem Muster des karoUnischen und theresianischeu 
unterzeichnet hatte, zum König yon Ungarn gekrönt und ernannte 
gleichzeitig nach dem Wunsch der Ungarn seinen Sohn, Erzherzog 
Alexander Leopold, zum Palatin. 
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Indem aber Leopold II. zugleich den Ton Ungarn abgetrennten 
Illyriern (Slavonien, Kroatien nnd Dalmatien) die Abhaltung eines 
oonetitnirenden Congresses zur Wiederherstellung ihrer alten Rechte 
nnd Freiheiten bewilligte, ncherte er sich in diesen Ländern einen 
Rflchhalt gegen zu weitgehende Aspirationen der Ungarn und schrftnkte 
ihre llachtsphäre, die durch Reactivirung ihrer Verfassung erweitert' 
wurde« im Interesse der monarchischen Gewalt in etwas ein. 

Auch in den Erblftndem wurden mehrere Neuerungen Kaiser 
Josefs widerrufen, die Landstände der einzelnen Provinzen reacti- 
▼irt und ihre Huldigung entgegengenommen. 

Leopold IL 

(1790-1792). 

§ 35. 

Es war ein Glfick fttr die fortschrittliche Entwicklung Oestei^ 
reiche, dass Leopold IL es verstand, unter der Form der Restaura- 
tion die wichtigsten Errungenschaften der josefinischen Reformen zu 
erhalten; das Unwesentliche preiszugeben, den Kern und das Wesent- 
liche derselben zu bewahren. Denn nur dadurch blieb trotz der 
Aufhebnng so mancher josefinischen Neuerungen, der von der Josefi- 
nischen Regierung in den Boden Oesterreichs gesenkte Samen 
staatlichen und gesellschaftlichen Fortschritts unversehrt, um for 
spätere Geschlechter auüsugehen nnd reife Frucht zn tragen. 

Nicht wenig trug zu dieser Dauerhaftigkeit des Kernes der 
josefinischen Reformen das mit josefinischem Geiste erfSUte Beamten- 
thum bei. Es war unter Kaiser Josef erstarkt, theils mit bürger- 
lichen Elementen versetzt, die aus ireigewordeuen bäuerlichen und 
städtischen Volksschichten emporgekommen, der Rflckkehr ständischer 
Verfossnngen widerstrebten, theils aber aus bureankratischen Adelqpen 
bestand, die an dem Wiederaufleben ständischer Institutionen kein 
Interesse mehr hatten. 

Diese Bearotenklasse, Trägerin josefinischer und aufgeklärter 
Ideen, auf die Beamtencairi^re angewiesen, musste der Natur der 
Sache nach die grösste Ma<^t des Staates sowohl über 
Kirche und Stände, wie auch fiber Land und Stadt anstreben und 
ans diesem Grunde josefinisch, also liberal sein — allerdings aber 
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auch all iitid itHierAutouoniiefeiiidUch gesinnt, ftberall bevormiuideDd 
nnd polizeilich regierend. 

Doch war damals die Bevormuuduog seheos des Staates, das 
anfgeklftrte polizeiliche Walten desselben der gewaltigste Fortschritt« 
vei^lichen mit den von mittelalterlichem Geiste getragenen, ^isttschen 
Tendenzen der Stände und der Kirche. 

Von allen Heformen Kaiser Josef II. hatte diejenige die grOsste 
Unzufriedenlieit erzeugt, welche fBr den Staat die allernothwendigste 
war, d. i. die mit Patent vom 1. Novt infier 1789 verordnete Steuer- 
und Urbarialregulirung. Schon auf dem Wege von Florenz nach 
Wien, durch Tyrol, Kärnten und Steiermark wurde Leopold II. 
überall mit Klagen ftber die josefinischen Reformen bestftrmt^^ Unter 
diesen Klagen spielten diejenigen Aber die ^Bedräckongen^ der nenen 
Steuer- und Urharialregulirung die erste Rolle. Namentlich waren 
es die „Obrigkeiten'', die über die Zurücksetzungen klagten, welche sie 
in dem josefinischen Pesteuerungsgruiidsatzo erblicken zu müssen, 
glaubten. Kaiser Lmprild äusserte sich vorerst beruhii^end, dass er 
„die landschaftlichen Stande als die Säulen der Monan^hio ansehe 
und ihnen ihre Vorrechte wiedergeben wolle.'' Auch die „unmittel- 
bare nach Kaiser Josefs Tode versammelten T nndtage"" verlangten 
überall stürmisch den Widerruf der neuen Steuergesetze. 

Unter dem Eindruck dieser Klagen und getreu seinen Ver- 
sprechungen, liess Kaiser Leopold, kaum in Wien angelaugt 
(12. März 1790) die josefinische Steuer- und Ürbarialre^lirung einer 
Revision unterziehen, als deren Resultat sich eine vorläufige Auf- 
hebung ergab. Das Patent voui 6. April 1790 berichtet im Eingange, 
dass ^'m Folge von Klagen der Obrigkeiten" das ueue Steuer- und 
Urbarialreguliruiigssystem untersucht worden sei, wobei sich die 

Snit Kaiser Leopold II. beginntm ' wurdon. \(>'jon (li<'sen oflicieileu Ge- 

für die aichtuugariscbea Länder sützäaiuiniuugen sind für die lU. Pe- 

anthentifiche G^eset^ammlungen zu e^ riode bis 1770 als Quellen von Wich* 

scheinen. Die erste ist: ^Sr. k. k. tigkeit der sog. Codex austriaeus 



"Verordnungen für die deutscheu, ' compüati). Wien 1704 und dessen 

bühmischen und galizischen Erblän- | Fortsetzungeu bis zum Vf. Band, 

der". 4 Bde. Wieu. 1791 ff. Diese Wieu 1777, der diese Privatsamm- 

Sammiung wurde dann fortgesetzt luog schiiesst. Kür die folgende Zeit 

unter Fruus I., Ferdinand L bis mit bis 1790 ist audi die Pnirataainm- 

dem Patente vom 4. März 1840, das hing von Kropatschek brauch* 



M. Leopold II. politische Gesetze u. 




noch gegenwärtig erscheinende Keichs* 

KMtzblati* sowie die Landes- und 
gierangsbmtter m.*s Leben gerufen 
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ftblen Wirkungen desselben iseigien, welebe gewiss zu «»Der Aufhebung 
desselben geführt haben wfttden, wenn die widrigen Folgen desselben 
durch die Erfidining bestitigt worden wären. Es habe nfihralich 
dieses System 1) die beabsichtigte WohlfahrtsbefiSrdenuig nicht eis 
reicht, 3) seien in Ansmaass der Steuer ünrichti^eitai und Un* 
gleichheiten unterlaufen, 8) sei <Ue ümwattd|iing des Naturalzehents 
in Uibarialgeldabgaben Utotig, 4) die Haftung der Gemeinde für den 
länaeinen ungerecht, -5) auch die Umwandlung der Urbarialschul- 
digkeit in Geldabgaben dr&ckend, 6) der zur Eintreibung der Steuern 
nOthige Beamtenapparat su Icostspielig. Aus diesen quasi sachlichen 
Grfinden, von denen die meisten (ad 1, 3, 6 und 6) ganz hinfallig 
und unstichhaltig waren und oiTcnhar nur einem momentanen Ruhe- 
bednrfniss entsprechen und endlich aus dem verfassungspolitischen 
Grunde, dass sich der Kaiser „gegen die Obrigkeiten und die Geist- 
lichkeit verpflichtet erachtet, ihr rechtmässiges Eigenthum zu 
schätzen/ wird dem Kaiser die „Wiedereinsetzung der um einen 
beträchtlichen Theil ihrer Einkünfte gebrachten Obrigkeiten in ihre 
rechtmässigen Urbarialbezuge zur Pflicht." auch erwachse daraus 
den rntcrthnnen ein Nutzen, Ueberdies v/nrdeu durch die Re- 
gulirung iStittunöreTi und Reh'gionsdieuer verkiir/.t. Daher rechtfertigt 
sieb die AuthelmitL;. woltei sich der Kaiser vorbehält, diese Steuer- 
sachen künftig unter Mitwirkung der btäude zu regeln. 

Kurz darauf wurden die Generalseminare aufgehoben und die 
Aü>lukiung der Goistlirlien wieder den Bischöfen anvertraut;'*' die 
verhasste Strafe dcjj Scinffziehens wurde abgeschafft; ebenso das 
unl»eliehte Institut der Couduiteulisi m. 

Keine von diesen, josefinische Ktunchtungen aufhebeudeu Maass- 
regelii kann als reactionSr, rä<-kschrittlich liezeichnet werden. Dass 
die josetiuisclie Steuerreguiimug viele Mangel enthielt, unterliegt 
keinem Zweifel; sie wurde unter Vorbehalt künftiger Wiederaufnahme 
der Reform aufgehoben: die (leneralseminare waren keine glückliche 
Schöpfung; das Schiffzieheu eiue allzu strenge, daher inhuniaue 
Strafe; die Oonduitenlisten wären eine ganz nützliche Einrichtung, 
wenn nur auch Jemand da wäre, der über die Parteilichkeit und 
Ungerechtigkeit der dieselben Fnhrraden eine Conduitenliste fthren 
kdnnte; kursnnd gut, die leopoldiniscben Wideimfe und Aufhebungen 
josefinischer Reformen waren keine Beaelion, sondern nur Gorrectoven 
jcs^nischer üebereilungen und^ Missgrifle. 

" Hofdecret vom 4. J«M 1790. 
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Aber da, wo die Stände mit wahrhaft reactionären Forderungen 
liervortraten, WO sie WiederhersteHung ihm- alten Vorrechte und 
Wiedereinführung bäuerlicher Lasten und Bedrückungen des Land- 
volks, Aufbebung religiöser Toleranz Teriangtea: da zeigte sich 
Kaiser Leopold II. »pröde und keineswegs gesonnen, die Reform- 
arbeit seines grossen Vorgängers rückgängig zu machen. 

Formell allerdings konnte es scheinen, dass das josefinische 
Regime gestürzt sei. Die erbländischeu Stände versammelten sich; 
der nngaiische Reichstag sowie der Landtag Siebenbürgens wurden 
einberufen; die abgestorbenen alten Formen wurden künstlich gal- 
vanisirt; über all dem aber schwebte mit mächtigem Flügelschlage 
der Geist der neuen Zeit. 

Denn auch in Ungarn, wo die reactivirte Veitassuiii; kein 
Scheinleben führto waren doch Thatsacben fjeschaifen, wie z. B. 
die Auf helMiiiL»^ di r Leiboigenscliaft. cHl' nir-ht mehr rückgängig ge- 
macht werden konnten und die itn <Tähruug erzengten, welche sich 
auch in den Formen der alten Verlaiisung zu frischem Leben durch- 
ringeu mus-ste. 

Vor allem aber war als Kern der Theresianisch-Josetinischen 
Reformen in den deutsch- höhmischen Erbländern eine starke 
0 entralregierung begründet worden, welche durch die leopol- 
(iinische Restauration mit nirliten geschwächt, vielmehr in ihrem 
Zustande durch unbedentende ( oncessionen in den Erbländern und 
auch dur<'h die Keactivininj; der Verfassiiuy in Uniraru l>ei gleich- 
zeitiger .staatsrechtlicher Lostrenuung der Nebenländer (^lllyiieu, 
Siebenbürgen) nur gekräftigt wurde. 

Dort war der Reichstag auf den 6. Juni 1790 einberufen worden. 
Derselbe liess sich sehr stfiimisch an. Die Ungarn geberdeten sieh 
als oh durch doi Bruch dear Yerfossung adtens Kaiser Jos^ ü. jedes 
staatsrechtliche Band zwischen ihnen und dem Hause Habsburg- 
Lotbringen zerrissen worden wSre. Sie stellten nun 26 Bedingungen 
auf, die Kaiser Leopold zu erfSUen im Inauguraldiplom sich bereit 
erklären müsse, wolle er den ungarischen Thron besteigen. Kaiser 
Leopold verstand es aber sehr gut, denReichstag schliesslich zu einer be- 
deutenden Herabminderung seiner Forderungen zu bewegen; von 
den 25 Artikeln der „Wahlcapitulation* liess der Reichstag 11 der 
extremsten fallen; sprach die Anerkennung des unbedingten Erb- 
rechts Kaiser Leopold II. aus, wogegen Kaiser Leopold das Recht 
des Reichstags, an der Gesetzgebung mitzuwirken, anerkannte. Am 
18. März 1791 wurde der Rdchstag geschlossen, dessen Berathuugs- 
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fwtdtate in 74 OcsetmrtikelD niedergelegt wurden, van denen der 
wichtigste der 67. «nf Betreiben der damals aeliott mfielitigeii „pa* 
triotischen*, d. i. demokratischen Partei, die Wahl von nenn Ans- 
Schüssen bestimmte, welche' die rakünftigen Reformen der un- 
garischen Verfassung im Geiste der neuen Zeit zn entwerfen 
hatten." Im Chrossen nnd Gänsen hatte Kaiser Leopold U. die 
nngaiische Opposition besiegt, was ihm einerseits durch die Unge 
Ansspielnng der patriotischen (d. i. demokratischen) Partei des 
Reichstags gegen die Magnaten, andererseits durch die Begünstigung 
Siebenbflrgens (eine eigene Siebenbfiigische Hofkanslei geschaffen!) 
und der „Illyrier" in Ungarn gelang. 

£benso sollte einer kziftigeren Entfoltung der ^nationalen* 
Stellung des polnischen Landestheils durch Abifennung der Buko- 
wina von Galizien vorgebeugt nnd damit die Gentrairegierung gegen- 
über Galizien gestärkt werden. 

Franz L — Persönliches Hegime. 

(1792-X835). 

§. 86. 

Der auf ohige Weise begründeten Centralisation ist es in erster 
Linie zuzuschreiben, dass Oesterreich in den Kriegsstürmen, die im 
Jahre der Thronbesteigung des Kaisers Franz (1792) losbrachen und 
zwei Decennien tobten, als Grossmacht ersten Ranges sich be- 
haupten konnte. 

Doch wäre Centralisation als blosse Regierungsform nicht im 
Stande gewesen diese Stellung Oesterreichs in Kriegsjahren, zu be- 
haupten, wenn nicht durch die Yorhergegaugeue Befreiung des 
Volkes von adeliger Knechtschaft und die gleichfalls voii der There- 
sirin)s<'h(Mi und Josepliiuisclien Regierung durchgeführte Erlösung 
des Handels und der Gewerbe von allerlei mittelalterlichem Zwange, 
dem Staate unerschöpfliche Ilülfsquellen eröltuet worden wären. 
L)«'nn so wie all und jede Unfreiheit im Staate nur kleinen hevor- 
ziifiTf II Kreisen und Classeu zum Vortheil gereicht: so stärkt und 
ktiiitigt alle Freiheit die materiellen Grundlagen des ganzen 
Staates. Darum waren die priveligirten Classen, die vom Schweiss 
und Blut des Volkes sich ernährten, immer Feinde der Freiheit und 

" Vrgl. Springer, Qesch. Oesterr. seit 1809 Bd. L S. 46. 
Gmnploirics, Staitsreeht IS 
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darum war ea die für den Staat nfttslicliate «od heilsafluite That 
des AbaolutintiB, den Bann der Sdaveiei gelyrochen in haben, der 
über den untenten Olaasen des Volkes lastete. 

Unendliche Op§u Ton Gut und BInt biaehten diese, wenn anch 
nur halb befreiten Volksdaasen f&r den Staat in 90jihrigen Staunen 
und Drangsalen des Krieges; mhig und ohne Harren nahmen sie 
die Kosten desselben auf sich, als im Jahre 1811 der Staatsbankrott 
^/r, ihres Vermögens confiscirte und diesem eisten Staatsbankrott bis 
1816 noch weitere mehr oder weniger verdeckte' folgten. 

Nur die Stände klagten über den Verlust ihrer Freiheiten, das 
^olk war froh, nach beendigten Kriegen wieder an die Medliche 
Arbeit gehen zu können, und es dauerte nicht lange und Wohlstand 
erblfthte in Österreich wieder so. dass die zweite Hälfte der 
Regierung Franz I. in materieller Beziehung den glncklichsteii Zeiten 
Oesterreichs beigezählt werden muss. 

Aber gerade in dieser zweitfii Hälfte der Regierungszeit Franz I. 
bereiteten sich im Stillen und unbemerkt vou der llegicrung Ver- 
hältnisse vor. welclie iu der Folge, da ihnen uicht rechtzeitig durch 
entsprechende Reformen Rechnung getragen wurde, zn gewaltsamen 
Ausbrüchen und zum Umsturz der bestehenden Verfassung führen 
mussten. 

Diese Verhältni.sst'. unter deuen die Keimt: fler 1848er Revo- 
lution grossgezogen wurden, wollen wir Jetzt Jjetrachten. 

Neben dem gesunden Kern fortschrittliclier Reformen hatti? die 
Leopoldinische Regierung von der Theresianischeu und Josefinischen 
noch ein anderes Erbtheil überkommen, welches in seiner Weiter- 
entwickelung unter Kaiser Franz 1. dem Staate nicht zum Heile 
gereichen sollte: es war dies das persönliche Regime. 

War das Eintreten für das Volk gegen die Stände ein Verdienst 
der absoluten Monarchie, so hat doch frühzeitig die Allmacht de» 
Henrsehers zu der Regierungsart rerleitetj welche Wohl und Wehe 
des Volkes von individuellen Ansichten und Stimmungen eines 
£inaelnen abhängig macht. 

So lange dieses persönliche Kegime auf der Hdhe der Zeit stand, 
wie unter Haria Theresia und Kaiser Josef IL so lange es in 
den Dienst aufgeklUrter Ideen stellte, far Linderung des Looses des 
Landvolkes und der Mittelclassen gegen Stftnde nnd Zflnfle eintiat: 



™ Vrgl. darüber Springer, Ge- 1 S. 106—177. 
schichte Oestemüch s«it 1809. Bd.i. | 
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konnte die Masse des Volkes» mit d«^msell>i'ii nur zutriedeu sein. 
Die ürsaclie. warurn <■> uiit dem Fortschritt der /♦■it und der Weiter- 
entwickeiuug des Staates immer drückender eiiiptuudeu wurde, lag 
in erster Reihe darin, dass der Staat seine Herrsrhaft und seine 
Verwaltun^sthäLigkeit innner weilt i ausdehnte und immer tieter in 
die untersten Volksschichten eindrang. 

Noeh im 17. Jahrhuodert war es nur ein beschränkter Kreis 
von Geschäften, um die sich der absolute Herrscher kümmerte; es 
waren nur Angelegenheiten des höchsten Staatsinteresses, der abso- 
luten Staatsnothwendigkeit. Noch war die „allgemeine Wohlfahrt* 
nicht als Zweck des Staates vorangestellt. Auch war ein grosser 
Theil des Volkes noch gar nicht unmittelbar vomMonarcheu beherrscht. 

Der Afosolntismus des 17. Jahrhunderts konnte den Ständen 
drftckwd ^erden^ nicht aber der Gesammtheit des Volkes; er 
küoimerte sieh iiiclit um die Mieder der IVvoaudmiiiinr, um die 
Zahl der Kenen auf den Ahflien, um die Ali und Wdse wie siek 
der Einzelne begraben lasse. Und als der Absolutismus in der 
zweiten H&lfte des 18. Jahrhunderts immer weitere Gebiete des 
Lebens in die SphSre seiner Aufincht und Beherrschung einbezog, 
da stand i^ilcklicherweise in Oesterreich an der Spitxe des Staates 
eine Frau, welche in all und jodet Angelegenheit den Rath und 
die 'Woblmeinung eines Kreises von. Staatsmfinnem befolgte. Der 
ThereRanische Absolutismus war durch eine Eanslei und ein Kanzler- 
regime, durch eine lünistercouferenz, gemildert. 

Das alles änderte sich unter Kaiser Josef II. Ein selbstständigelr 
und starker Geist, warf er nicht nur alle ständische Beschränkung^ 
sondern auch alle Kanzler* und Minister-Berathung Aber Bord und 
wollte im Staate all und jedes, von den grössten bis zu den 
kleinsten Angelegenheiten nach eigenem Willen und Gntdönken 
ordnen. 

Damit brach da» alles bevormundende persönliche Regime über 
Oesterreich herein, welches sich immer mehr der Polizei bediente 
und den Poüzeistaat schul'. Und in dieser Beziehung hat Kaiser 
Josef Schule gemacht ADerdings nicht sein Bruder Leopold Ii., 
der leider sehr kurz regierte, sondern sein Neffe Franz war sein 
- treuer Schüler, der die Methode des persönlichen Regimes von ihm 
erbte, ohne jedoch seineu über alle Vorurtbeile .der Welt erhabenen 
Creist geerbt zu haben. 

Die Fehltritte des persönlichen Regimes Kaiser Josefs in der 
inneren Politik yersökneu uns durch die idealen Motive, die ihneu 

18» 
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zu. Grande. Hegen, dwcli den Geist der Aufklfining und Menschen- 
Hebe, von denen sie eingegeben wurden. 

Als in der ersten HSlfte des 19. Jahrhunderts in Folge der Giftnel 
der franzflaiscben Revolution jener Geist einem übertriebenen Arg* 
wohne und Misstranen wich und in blinde Furcht vor allen 
freien Vollcskr&ften umschlug, musste das persönliche Regime noth- 
wendiger Weise in ein geheimes, anf weitverzweigtem Spionirwesen 
sich stfitzendes Polizeiregime sich verwandeln. 

Der Gipfel des Uebels aber war dadurch erreicht, dass das 
Heispiel von oben Nachahmung fand in dem über den ganzen Staat 
weithin verzweigten, immer üefer greifenden und Wurzel fassenden 
Beamtenthum. Wenn auch in diesem der Josefinismus noch leben- 
dig war und der Kirche und den StSnden gegenüber sich geltend 
machte, auch Inr Aufklürnng, Volksbildung, Gleichheit vor dem 
Gesetze, Sinn und Interesse nicht verlor: so steigerte sich doch 
andererseits der Geist der Bevormundung und der persönlicben 
Willkür, verbunden mit dem Glauben an den eigenen hüheren 
Verstand und den „beschränkten Unterthanenverstand.*' 

Diese allmfihüg hervortretende Sdiattenseite der „Bnreaukratie*^ 
wirkte um so empfindlicher, je mehr in Folge der Hftufung der 
Geschäfte beim persönlichen Regime der Monarch gezwungen war, 
immer mehr Agenden ans seinem eigenen Wirkungskreise auszu- 
scheiden und den Landesstellen zu überlassen, die wieder aus dem- 
selben Grunde die Gompetenz der Kreisbehörden erweitern mussten. 
So stand denn schliesslich dem Volke und dem grossen Publikum 
gegenüber als absoluter Kerrscher, der in den unzähligen Verhält- 
nissen des Lebens nber Wohl und Wehe des Einzelnen entschied, 
der untergeordnete Kreisbeamte mit seinem ganzen Dünkel von 
geistiger üeberlegenheit. Diese letztere war aber im Laufe dw 
Zeit eine inhaltslose Phrase, eine hureaukratisehe Mythe geworden. 
Denn einerseits hatte ja die Josefinische Volksbefreiung auch den 
geistigen Bann gebrochen, der über den breiten Volksschichten ge- 
lagert war. andererseits war seit dem Ende des 18. Jahrhunderts 
die gelehrte Bildung in Oesterreich in vollständige Ver- 
sumpfung gerathen. 



^ Ueber die Regierung Kaist r /.nr Gescliiclitn Or>ti'i i eirlis im 'A< '\i- 

Franz vrgl. Aleyuert: Kaiser Jj'rauz 1. ; alter der frauzösischeu Kriege 1792 bis 

Wien. 1872. Intoresssate Beitrige 1 1816. Gotha 1886. 

u. Streiflichter enthikit auch; Krones, ' 
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Dem Volke dagegen war die mftchtige Entwicklimg des Schul- 
wesens seit Maxia Theiesia zu Gute gekommen und auch die ge- 
waltigen Strömungen neuer Ideen von politischer Freiheit und 
Selbstverwaltang, die trotz aller Vorkehrung^ der Polizei und 
Gensur vom Westen her nach Oesterreich eindrangen, weckten 
neue Anschauungen Ober politische Selbstständigkeit und freie 
Bewegung und liessen die engherzige bnreaukratische Bevormundung 
immer drückender empfinden. 

So lange der Krieg dauerte — und er dauerte mit kurzen Unter« 
brecbungen über zwei Dpr ennien (1792—1814) — musste man aller* 
dings den Druck der fiureaukratie ertragen — ja, er spielte gar 
keine Rolle, verglichen mit den viel schwereren Lasten, welche 
der Krieg auf die schwer heimgesuchte Bevölkerung wälzte. Dafür 
war aber nach wiederhergestelltem Frieden alle Welt darüber einig, 
dass au Stelle des absoluten Polizei- und Beamtenstafites eine andere 
Refifientngsform gesetzt werden müsse, hei der den arlteitenden, den 
Staat unterhaltenden, für ihn (iut uud Blut opfernden Volksklassen, 
eine entsprechende Theilnahrae an der Gesetzgebung |durch gesetz- 
li<he VHrtretutiir eiuj[rer8umt werden niüsst-. Diese Meinung ward 
immer intsciiiedeiier und allgemeiner, sie ward die „oÖentLiche 
Meinung"' in den contiueutalen Staaten und ihre Aeusserungen 
konnten seit dem Wiener Cony;resse, der ihr auch weitgehende, 
allerdings nur theoretis In Zugeständnisse machte, durch Censur 
und Polizei nicht unterdrückt, kaum hie und da etwas gedämpft 
worden. 

Je geschäftiger aber der Polizeistaat war, jeden öffentlichen 
Ausdruck dieser allgemeinen Ueberzeuguug zu unterdrücken, desto 
tiefer senkte sie ihre Wurzeln in 's Volk, desto weiter verzweigte sie 
sich durch alle Schichten der Gesellschaft. — 

Auch konnte auf die freiheitlichen Aspirationen in den deutsch- 
böhmischen Ländern der Umstand nicht ohne Einfluss bleiben, 
dass sich ein Theil des Staates, Ungarn, auch unter Franz I. schlecht 
und recht eines Ter&ssnngsmässigen, constitutionellen Lebens er- 
freute. Denn dort befolgte Kaiser Franz die Politik Leopolds II. 
Die Reichstage wurden gesetzmässig einberufen, aUerdings vor- 
wiegend zum Zwecke der leichteren Aufbringung von Recniten und 
Steuern. So votirte der Reichstag von 1796 50,000 Recmten und 
bewilligte die üebemahme der Verpflegung der Armee durch das 
Land. Der Reichstag von 1S08 bewilligte auf wdtere drei Jahre 
bis zur Einbemlhng des nflehsten Reichstages 64,000 Hann« Aller- 
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tliugb scheint dem Kaiser dies ewige Feilschen mit dt iii iicichstag 
um Steuern und Recruten nicht behagt zu haben und er machte 
einen Versuch (auf einer 1806 nach Wien entbotenen Magnaten- 
versammluug), die Beitragsleistung Ungarns auf anderem Wege zu 
erlangen. Aber die ungarischen Magnaten gingen auf eolehe Vor^ 
Schläge nicht ein und so mnsste denn 1807 der nngarische Reiche- 
tag wieder einberufen werden. Derselbe bewilligte nach langen De- 
batten 12,000 im Conscriptionswege anfsubringender Recruten 
und Steuern (Snbsidiem). Der folgende Reichstag (1808) bewilligte 
eine Erhöhung bis zu 20,000 Mann. Dagegen konnte der Reichs- 
tag von 1811 bis 1812 mit der Wiener R^erung über die Ein- 
Ahning des Ftnanzpatentes Tom 20. Februar 1811 in Ungarn. sich 
nicht einigen und wurde aui^elOst, worauf das Finanzpatent vom 
1. September 1812 in Ungarn als «ProTisorium** mit Umgehung 
des Reichstages eingeführt wnrde. Dreisehn Jahre ward sodann in 
Ungarn mittelst Ordonnanzen za regieren versucht, der Reichstag 
nicht einberufen. Erst im Jahre 1825 lenkte die Wiener Regienmg 
wieder ein, berief den ui^jansch^ Reichstag, mit dem sie jedoch 
in figist zweijährigen Unterhandlungen und Streitigkelten Uber die 
Folgen des Finanzpatentes vom Jahre 1811 und dessen Wirksamkeit 
in . Ungarn zu keinem befriedigenden Resultate gelangen konnte. 
Zugleich wurde auf jedem dieser Reichstage die Reform der un- 
garischen Verfassung im Geiste der neueren Zeit angeregt und immer 
wieder eine Deputation des Reichstages mit Ausarbeitung eines dies- 
bezüglichen Entwurfes beauftragt 

Mit der Verfassungsreform aber in Ungarn war es weder der 
Kegierung, noch auch dem Gros der Magnaten ernst und so vor- 
schob man die Sache von einem Reichstag zum anderen. Ende 1830 
ward wieder ein Reichstag nach Pressbarg berufen, diesmal um 
der Krönung des Kronprinzen Ferdinand zum König von Ungarn 
beizuwohnen. Dieselbe wnrde nach den Bestimmungen der un- 
garischen Verfassung am 28. Septeinbpr 1830 vollzogen. Die Na- 
tionalitätsidee, welche damals ganz, Europa in Bewegung setzte, 
äusserte sieh anf dieseni Reichstage in der von der Kefonnpartei 
aufg« stellten Forderting der Einführung der ungarischen Sprache 
anstatt der lateinischen in dein amtlichen Verkelir. Doch ^elani,!; 
es der Kegierung nach Dun hhringung ihrer Recruten und Ssubsidieu 
den Reichstag zu schliessen und auch die definitive Regelung der 
iSprachenfrage auf den küiittigen„Upeniteu-Keichstag" zu verschieben.** 

^ Doch brachte die Patrioteapartei den Gegetzartikel durch, dass 
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IMeser int endlieli am 19. December 1839 in Pressbiurg susammeD. 
Er iaaugnrirte die neue Zeit in Ungaxn. Die liberile Patrioten- 
partei trat in der Ständetafel immer entsdiiedener auf. Ihr Be> 
streben ging dabin, die ungariacbe Verfassung im Sinne der Prin- 
npien des modernen Gonstitntionatismns und Liberalismus, dabei 
aber Ungarn zu einem nationalen magyarischen Staat umzu- 
gestalten. Sie fand nicht nur an der Regierung, sondern auch an 
der Majorität der Magnaten heftige Gegnerschaft. Die wichtigste 
Reform, die unter heftigen Kämpfen der Parteien in langwierigem 
Streit mit der Regierung auf diesem Reichstag durchgeführt wurde, 
war die iTbarialregulirung. Dem Bauer wurde Freizügigkeit ge- 
währt: der Zehent an die Gnindhenen wurde ohne Entschädigung 
abgeschafft: der Bauerngemeinde eine gewisse Autonomie und Un- 
abhängigkeit von der Grundherräschat't verliehen; die Jurisdiction 
der Grund herrsch aft beschränkt: das Recht körperlicher Züchtigung 
der Hauern nufgehohen n. s. w.^* Während die liberale Partei 
aut dem ungarischen Reichstage (1832 l)is 1836) immer stärker 
wurde, starb der energische und eigenwillige Kni^pr Frauz I. 
(2. März 1835) und bestieg den Thron sein willeussi Ii w acher Sohn 
Ferdinand I. Eskonnte keinem Zweifel unterliegen, das.s dieser Personen- 
wechsel auf dem Throne deu baldigen Sieg der Reformpartei bedeute. In 
der That begann fnr letztere die neue Regienmg vielverheissend. 
Ein kaiserliches Rescript sprach im Priucip die Einverleibung 
Siebenbürgens in Uugaru aus. Ein Herzenswunsch der Patrioteu 
war erfüllt! — Nachdem der Reichstag am 2. März 1836 von 
Kaiser Ferdinand I. per.sönlich geschlossen wurde, konnte sich die 
Patriotenpartei mit den 69 Gesetzartikeln desselben zufrieden er- 
klftren. Gleicli der erste Artikel war von grosser Bedeutung; er 
erweiterte das Geltungsgebiet der magyarischen Sprache in Amt 
iind Gericht vnd verhiess ffir die Znknnift eine weitere Ausdehnung 
desselben.^ 



jeder Beamte der uugarLschen Sprache i .Sprachenrechts vr^fl. d» V>vf>. ..Das 



pächtig seia mü^e. 

*' 8. Mailath, Gesch. Cngams IV. 
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^''^ Ueber die Kutwickiu^ d^s 



Recht (lerNationaiitüteu uuU Spraclien 
in Oesterreich-Ungara. Innsbrack. 
1879. 
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Ferdinand L und die Revolution. 

(1885—1848.) 

§8^ 

Dadurch, dass in den deutsch -böhmischen Ländern absolut 
regiert uud jede h'eiheitliche Regang polizeilich unterdrückt wurde, 
in Ungarn dagegeu auch Kaiser Franz mit kurzer Unterbrechung 
(1812—1825) sich YerSusung und Reichstag ge&llea lassen mnmte: 
irar «llmfihlich der Schwerpunkt des öffentlichen Lebens in Oester- 
reich Ton Wien nach Pressburg und Pest Terschoben worden. Auch 
die ersten Regierungshandlungen Kaiser Ferdinands I. Ungarn 
gegenflber waren, wie wir gesehen haben, conect den ungarischen 
öesetsen entsprechend. Kaum war aber der Reichstag geschlossen, 
als schon die Wiener Regierung dem in den deutsch-bShmischen 
Erblftadem so energisch gedSmpften und niedergedrückten Libera- 
lismus auch in Ungarn entgegenzutreten begann. Die Anhänger 
der Patriotenpartei, die soeben auf dem Reichstage Triumphe feierten, 
wurden poliz^ch und gerichtlich verfolgt, in Haft gehalten und 
drangsaiirt. Da sich aber die R^erung zu einer Wiederholung 
eines reichstagslosen R^pimes in Ungarn nicht «ntschliessen konnte, 
schon der Recmten und Subsidien wegen, die in Ungarn ohne 
Reichstag nicht leicht aufbringbar waren: so konnte es nicht aus- 
bleiben, dass auf dem nächsten Reichstage, den Kaiser Ferdinand I. 
am 6. Juni 1839 persönlich eröffnete, der ganze Ingrimm der 
Patriotenpartei sich in heftigen Ausfällen gegen die Regierung Luft 
machte. Wie es von Ferdinand „dem Gütigen^ nicht anders zu 
erwarten war, erfolgte am 29. April 1840, um die erbitterten Ge- 
müther zu besänftigen, eine Amnestie für die im Kerker schmachtenden 
Patrioten (Kossuth, Wessel eny und andere). Die Amnestie konnte 
aber die Ungerechtigkeit und Ungesetzlichkeit der geschehenen Ver- 
folgung lind Verhaftung nicht gutmachen. Die von den Patrioten 
verfochtene Sache erlangte immer grössere Popularität; die liberalen 
•Bestrebungen \vurden durch die Schwäche der Wiener Regierung 
nnr gefördert. Der folgende Reichstag 1843/44 brachte der Patrioten- 
partei, wenn auch nur wenige positive Errungenschaften, do(^h grosse 
moralische Siege. Zu den ersteren muss die Erweiterung des 
amtlichen Geltungscrehietes der ungarischen Sprache gezählt werden. 
Auf eine diesbezügliche Repräsentation des Reichstages vom 11. De- 
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ceinber 1843 erfloss eiu köDigliches Rescript (vom 25. Januar 1844), 
womit (Vit: uDgarisdie Sprache für alle königlichen ResoripU*. Pro- 
positioneu, ResolutioDcn und (n setze vorgeschrieben wurde. Der 
grüsste moralische Sie^i ;dier, den die Patrioten parti i errang, latj, 
wenn auch vorläufig nicht in (jcsetzesartikel getas.stj darin, dass die 
Uebeizciiguug von der Noth wendigkeit einer gründlichen Umge- 
staltung der ungarischen Verfassung, wodurch aus dem alten stän- 
dischen Staat ein moderner Repriisentativstaat gebildet wurde, zum 
Gemeingut der ganzen Nation oder doch wenigstens des ganzen 
gebildeten Mittelstandes wurde. Gestutzt auf diese ^öffentliche 
Meinunii", dif aich uuu bereit^^ auch in Unguni m einer öffentlichen 
Presse Ausdruck zu verschaffen wusste, nahm unter Führung 
Kossuth's auf dem folgenden Reichstag 1847 die Patriotenpartei, 
durch die bisherigen Erfolge gestärkt, mit frischem Muthe den 
Eai&pf wieder auf. Jedes Entgegenkommen der Regierang Wftr nur 
ein Ansporn zu wdteren Forderongen. Der Kaiser erSffnete den 
Reichstag am 12. November 1847, entgegen der bisherigen Ge- 
pflogenheit, mit einer ungarischen l^onrede. Dies nationale 
Zngest&ndniss wurde mit Jubel aufgenommen, konnte aber nicht 
▼erhindem, dass in einer der erste» Sitzungen Eossuth den An- 
trag auf Aufhebung der Gensur einbrachte. Die ReTolution 
nahte im Sturmschritt — und swar soUte sie nicht nur der 
Regierung, sondern auch der bisher piivil^prten, steuerfreien, von 
der conservativen Partei, den Oberhausmagnaten, vertheidigten Adels* 
käste gelten. 

Gegen die letztere waren die Anträge auf Aufhebung der Steuer» 
freiheit des Adels, auf zwangsweise Durcliffihrung der Robotablösung 
und dergl. gerichtet IHe Regierung wurde in der von der Oppositon 
beantragten Reprftsentation fitamlich des Yerfassongsbrucfas angeklagt, 
weil sie in der Zwischenzeit seit dem Schloss des Reichstages von 
1844 zum Zwecke leichterer Aufbringung von Recruten und Steuern 
die Obergespftne in den Gomitaten durch ernannte Administratoren 
ersetzt hatte. 

Wie das schon seit dem Regierungsantxitt des Kaisers Ferdinand 
den Ungarn gegenüber üblich geworden war, antwortete die Re- 
gierung auf die strengen Anklagen der Opposition mit — klein- 

müthigeu Entschuldigungen. 

Ein königl. Rescript von» 1. Februar 1848 rechtfertigte die Er- 
nennung der Administratoren mit gebieterischen Umständen und 
versprach die Wiederherstellung der Obergespäue. Dieses Vorgehen 
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der Regieruiii: war eine AnerkeiiHiiTiL'^ des patriotischen Eifers der 
Heforrapartei: eine grössere Anfniuntcniug, auf der ein geschlagenen 
Balm vorwärts zu schreiten, konnte es für die Opposition nicht 
j^ebeij. Sie zögerte denn aneh nicht, den eutscheidenden Angriff 
auf die alte Verfassung und di«* AVieuer l^egieruug zugleich zn unter- 
nehmen und ihre letzten Ziele otfen darzulegen. Am 3. Miirz 1848 
hielt Ix'i (lelegeidieit Oeltatte über die österreichische National- 
haiik und die allerdiu^-^ s 'lir ]irnt.ieiuatische Finanzpolitik der WitMier 
liegierung Kossutli seine denkwürdige Prograin in reiie, worin er nieht 
nur die Ketorui der ungarischen Verfassung, sondern auch die eoii- 
stitutionelle Umgestaltung aller österreichischen Länder, und als 
Vorbedingung dieses durchzuführenden Werkes für Ungarn eine aus 
«1er Majorität de> uiiuaii.-,* heu Reichstages zu enieuuende nationale, 
dem lieiehstag verantwortliche Regierung verlangte.'^'* Die 
Opposition siegte. Die von Kossuth am 3. März beantragte Repräsen- 
taüoD (Adresse) an den König, „in welcher alle jene Reformen, 
w^clie die Stände alB unabweislich nolhwaidig eraebteten, au^e- 
iShlt^ wurden, ward von der Sttndetafel und aodanu am 14. Hins 
— einen Tag muh den Ansbnieb der Revolution in Wien von 
der Magnatentafel angenommen. Mit dieser vom Reiclistage be- 
schlossenen Keprftsentation verfligte aicb eine Deputation an das 
Hoflager nach Wien, wo Kaieer Ferdinand am 16. März die Re- 
präsentation annahm und die Redigirung der in denelben au%e* 
stellten principiellen Bestimmungen in Gesetiesaitikel anbefahl. 
Nachdem diese Redaction der Gesetzartikel vom Reidbstag ange^ 
nommen wurde, traf Kaiser Ferdinand am 10. April in Pressburg 
ein und «rtheilte am 11. April denselben seine Sanction. So 
kamen die denkwfirdigeu 1848er Gesetze Ungarns zu Stande.^ 
Dieselben enthalten in 81 Artikeln eine vollständige Umgestaltung 
der avitisohen Veiftssung Ungarns, und zwar im Geiste des modernen 
europäischen Consfitutionalismus. 

In Zukunft solle der Reichstag jährlich, und zwar nach Pest 
einberufen werden; die Abgeordneten werden fär dtel Jahre ge- 
wählt; dtm Reichstag müssen der Voranschlag für das künftige und 
der Rechnungsabschlnss fSr das verflossene Jahr vorgelegt werden; 
die Reichstagssitznngen sind öifentlich; die vollziehende Gewalt ftbt 
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der konig. in seiner Abwesenheit der Palatin. und '^war durch eiu 
„una))hanfjiges unmwisches" verantwortliches Miuisleniuii. desseu 
Sitz in Rudn-Pest ist uüd welches aus einem Präsident'^Ti und acht , 
Ressort-Mimsrevn besteht. Ein Minister befindet si<di ..uuuiif > 1 1 i (M'hen 
um die Person des Koui^.s" und überwacht die mit den Erhianderu 
gemeinsamen Angelegenheiten. Alle üblichen Dienstleistungen, 
Zehente nnd Geldabgaben der Unterthaueu an die Grnndhei rt n 
werden autgehoben. Die Berechtigten erhalten ihre Entschädigung 
in JStaatsobligationen. 

Die Avitiritilt (das Hecht des Rückkaufs einstigen Familien- 
besitzes durch die Nachkommeu) wird aufgehoben. Die ( uuulats Ver- 
fassung wird durch eiu späteres Gesetz reformirt werden. Die Be- 
rathungssprache der Comitate ist die ungarische. Die Censur wird 
au%ebobcn — Pressfreibeit eingeführt. Sämmtliche gesetzlich an- 
erkannte Religionen werden gleichgestellt. Eäne allgemeine Na» 
tionalgarde wird oiganisirt. Die Richter sind unabsetzbar n. 8. w. 

Als Kaiser Ferdinand in Pressborg am 11. April diese Gesetees- 
artikel sanctionirte, war in Pest, in Wien und den dentsch-bdhmi- 
schen Erbländem die Revohition seit vier Wocben bereit^ in vollem 
und siegreiehem Gange. 

Trotzdem sie von einsichtigen Männern vorausgesehen nnd 
yorausgesagt worde, geschah nichts, am ihr vorsubeiigen und traf 
sie am 13. MSns 1848 die Regierung in Wien vollkommen unvor* 
bereitet. 

Dass es za einer Katastrophe kommen mnsse, wenn nicht recht- 
jseitig Reformen eingef&hrt werden, war ja klar. Die Erblfinder 
worden absolut regiert, und Kwar war es der polixeiliche, bureaa- 
kratische, alles bevormundende und doch selbst so beschr&nkte 
nnd kurzsichtige Absolutismus, der rieh hier breit machte. Seit 
der Thronbesteigung Kaiser Ferdinands I. gerieth die Staatsver- 
waltung in immer grösseren Ver&Jl. Die dem Monarchen ange- 
borene Willensschwäche zwang den Hof an die Spitze der Staats^ 
Verwaltung eine .,Staateconferenz** zu stellen. Nichts desto weniger 
lähmte die staatsrechtliche Fiction des absolut herrschenden Kaisers 
jedeu Schritt der Staatsconferenz und machte jedwede energische 
Regierungsraaa.ssrf'i^el unmöglich. 

So geschah es denn, dass trotzdem alle Schichten des Volkes, 
obenan die höchsten Staatswürdenträger und die Mitglieder der 
Landstftnde von der Nothwendigkeit einer Reform der Staatsver- 
fassung überzeugt waren, die Regierung bis zum Ausbruch der 
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Kevolution (März 1848) sich zu keiner enbclieidenden That, die 
eine Reform anbahnen sollte, aufraffen konnte.^ 

Erst als die Februarrevolution in Paris ganz Europa in Auf- 
regung brachte, die Vorgänge auf dem Ungarischen Reichstage die 
Geister in den Erbiändern elektrisirten und zur Nachahmung auf- 
munterten und Anfangs- M^r/ 1848 in den Hauptstädten Deutschlands 
die Revolution losbrach, da^ Volk überall repräsentative Verfassungen 
und politische Freiheiten verlangte: ermannte sich die Regierung 
in Wien zu einem entgegenkommenden Schritte und ein Kaiserlielies 
Cabinetsschreiben vom 12. Mär/- 1848 an den obersten Kanzler 
verkündete den Entschhiss ^aiis allen Provinzen, deren ständisehe 
Rechte sich auf alte, bisher unverändert, gebliebene Verlassuugs- 
urkunden gründen, ständische Mitglieder und zwar eines aus jedem 
Stande nach Wien m berufen'", um mit ihnen „ständische Verhält- 
nisse'* und die „Bedürfnisse des AugcnbiK k.^ " zu berathen. 

Aber schon am selben Tage erfolgte in Prag und Tags darauf 
in Wien der Ausbruch der Revolution. 

Mau darf das Wesentliche an dieser Bewegung nicht übersehen 
und sich von den oft widerliehen Einzelnheiten nicht beirren lassen. 
Dieses Wesentliche aber lag ebenso wie in Liigarn und auch in 
Deutschland darin, dass der gebildete und wohlhabende Mittelstand, 
der in den letzten Hundert Jahren eine Macht geworden war, diese 
Macht auch im öffentlichen Leben üben wollte. Der absolute 
Poljjsdstaftt Yerweigerte ihm dieses; verlangte von ihm Gut und 
Blut für den Staat und im Uebrigen sehweigendeii Gelionam gegen- 
Aber der in all und jedem ihn bevomundenden Bnreankratie. Dieses 
nnBatfirliche VerhUtaiss konnte noch immer unter Kaiser Franz 
einem Willensstärken Honarchen, aufrechterhalten werden. Als 
aber zur materiellen Macht des Mittelstandes sich noch fibeiall 
die geistige Triebfeder der Nationalitätsidee gesellte, eine Idee, welche 
auch die Massen begeisterte und sie in' den Dienst des Mittel- 
standes stellte: brach der Sturm mit unwiderstehlicher Gewalt los 
und würde auch ein st&rkeres Regime wie das Ferdinand des Gfttigen 
erschüttert haben. 



Eine klassische Darstell unji des auch über die Halfun<2^ der Qieder> 

Verfalls der Staatsverwaltung unter j österreichischen Stände sowohl vor 

Kaiser Franz I. und Ferdinand I. als | wie am 18. Man seine Uissbilligung 

ve--:r'nT!icf>^ rrsrich'"- der Kevolution ' au'^^pnt•!lt . vTsin-lit v< piti Mitglied 

lietert Graf üartig in seinet (anonym): ; dieser «SUiude (ebenfails anonym) in 

Qenesis der Rerolutioii. Leipzig 1850. der Schrift: „Die niederfoterreicbi- 

Da er in derselben (IV, Abschn.) | sehen Landstande und die Genesis der 
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Der staatsrechtliche lobalt dieser revolutionfiren Bewegung in 
den £rblftndeni besteht aus Forderungen, die in Adressen und 
Petitionen an die Regierung gestellt wurden. 

Diese Forderungen waren doppelter Art: politische Frei- 
heit und nationale Sonderstellung. So verlangte eine Burger- 
yenammlung in Prag (Wenzelsbad, 12. März 1848) t^humane Ver^ 
besserang der bäuerlichen Verhältnisse, Öffentliches und mündliches 
Gerichtsver&hren", dabei aber auch „Anbahnung des Verbandes von 
Böhmen, Mähren und Schlesien xu gemeinsamer Ständeversammlung.** 

Die Wiener Buchhändler petitionirten um ein freiheitliches 
Censurgesetz. Der Wiener . Gewerbeverein verlaugte in einer 
Adresse an den Kaiser ein „festes Anschliessen der Regiemng an 
die Stande und Bürger^S dabei ein „inniges Anschliessen Oester^ 
reicbs an die Interessen des gemeinsamen deutschen Vater- 
landes/' Diesen „Auschluss an die deutschen Interessen^' forderte 
auch die Petition des Wiener juridisch-politischen Lesevereins, da^ 
neben aber aucli Pressfreiheit, Oeffentlichkeit der llochtspflege, 
Reform der Gemeindegesetzgebung und eine Gsterreichische Gesammt- 
Verfassung. ..Die periodische Berufung," hiess es daselbst, „eines alle 
Länder der Monarchie, sowie alle Classeu und Interessen der Völker 
vertretenden Körpers mit dem Rechte der Steuer be willigung und 
der Controle des Fin;i nzhaush altes, sowie die Theilnahme 
an der Gesct/.;j:<' luiug kann allein der Dynastie und dem Staate 
neue Kraft verltihen. ' 

Adressen niid Petitionen ähulicheu Inhalte gelangten aus allen 
Landeshauptstädten nach Wien. 

Die Regienin«^ stand dies*»r IJewegiinu rath- und hilflos gei;« n- 
ühcr und wusste kein anderes Hilfsmittel, als don ausgebrücheneii 
Sturm durch momentane Zugestiindnisse und piijiierne Constitutionen 
zu beschwärrn. Am 14. Mär/ wurdi; Aunirliung der Ceusur, sodann, 
als dies nicht befriedigte, rressfri ilit it verkündigt; am 15. März wurde 
kundgemacht, dass die Ständi der dculst lieu und slavischen Länder, 
sowie die Centralcongregationt ii <les lombavdisch - venetianischen 
Königreichs spätestens bis zum '^. Juli Abgeurduete nach Wien 
senden sollten, da der Kaiser die Absicht habe, sich in legislativen 
und administrativen Fragen ihres Beirathes zu versichern.* 

Kevolution** die Vorwarfe Harti^'tt zu | scbiiften; Aufklärimg«» ete. V. fie- 

oiitkr;iff( ii (mit geringem Krfolg, (luclmont. Leipzig 1850 imd Rürk- 

doch instructiv). Den Ausbruch der blicke etc. von F. v, P(Ulerädor[). 

Revolution beleuchten auch die Flug- Wien 1849. 
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Eine weitere Proclamation der Rt iiiernni^ erklärte, dass ^wegen 
Einbenifune von Abe^eordneten aller Pruviuzialstiinde uud Ceutral- 
« ougrcimitioueü in der Jiiöjiliclisi küizesieü Frist mit verstärkter Ver- 
tretung de.s Bnrgerstandes. und unter Berücksichtigung der Ixstelien- 
den Provinzialvertassungen zum ßehufe der Constitution des 
Vaterlandes das Nöthige verfügt*^ sei. 

Thätsächlich verbies« das Patent vom 18. Mftrz den Ständen 
die Mittheilong des Staatabaodialtes und forderte sie auf, Aber die 
Keform der ständischen Vertretung, Ablösung der Gmndlasten u. dgl. 
zn berathen und scbon am 38. Mfirz, bevor noch die Landtage ver- 
saromelt waren, verkündete ein kaiserliches Patent die Anfhebnng 
der Robot für das ganze Reich, angefaugeu vom 31. MSrz 1849. 
Im Siune des Patentes vom 18. März trat Anfangs April ein von den 
niederOsterreichischen Stftnden einberufener Centcalausschuss der 
Stände^ der deutschen Provinzen (Böhmen und Galirien waren 
nicht vertreten) in Wien zusammen, der durch ein Gomite aus seiner 
Mitte an Ministerialconferenzen zum Zwecke der Ausarbeitung einer 
Constitution Theil nahm. Eine solche Constitution (nach dem Ent- 
würfe des Ministers Pillersdorf) wurde dsnn mit Patent vom 25* April 
als „Verfassungsurkunde des österreichischen Ealserstaates*^ kund- 
gemacht. 

Dieselbe besteht aus 59 Paragraphen, die in 7 Abschnitte ge- 
gliedert sind. Im I. Abschnitt („allgemeine Bestimmungen'*) wird 
erklärt (§ 1), dass „sftmmtliche znm Österreichischen Kaiserstaate 
gehörigen Länder eine untrennbare Constitution eile Monarchie 
bilden'^, doch zählt der folgende Paragraph nur alle deutsch-böhmi- 
schen Erbländer und Dalmatien als diejenigen Länder auf. für welche 
diese Verfassung zu gelten bat. Ungarn und Lombardo-Vcnetieu 
wird mit Schweigen übergangen — was angesichts der in diesen 
Ländern gerade damals sich abspielenden Ereignisse wohl begreiflich 
war. Die bestehende Provinzialeintheilung wird beibehalten und 
kann nur durch ein G esetz geändert werden. „Allen Volksstämmea 
ist die Unverletzlichkeit ihrer Nationalität und Sprache gewährleistet. 
Die Rechte des Kaisers werden in neun Paragraphen specificirt. 
Darauf folgen die Rechte der Staatsbürger, die damals sogenannten 
„Grundrechte*, als: (ilaubens- und Gewissensfreiheit, persönliche 
Sicherheit, freie Meinungsäusserung in Rede und Presse, Brietgeheim- 
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niss, Petit ionsrt'cht. AiLswaadtiirngsrecht (unbeschränkt), Besitzrecht, 
Erwerbsfreiheit. Aemterretht, Gleichheit vor dem Gesetze, Gleich- 
stellung der Gonfessionen, freie Ausübung des Kultus ffir alle Christ^ 
licken und die jfldische Confeisioii, UiiabhSi^;i|^eit des Riehtenmtes, 
Oeffentlichkeit und Hfindliclikeit des Geriehtsverfiibrens. Der Ab* 
sehllitt IV spricht in xwei Paragraphen den GiundsatE der Minister- 
TerantwortBcbkeit ganz allgemein aus, ein specieUes Gesetz daraber 
in Aussicht stellend. Abschnitt V und VI handeln vom Reichstag. 

Derselbe besteht aus Senat- und Abgeordnetenkammer. Der Senat 
besteht aus: den Tolljfthrigen Hitgliedem des kaiserlichen Hauses, 
aus den auf Lebensdauer vom Kaiser ernannten Ifitgliedem (deren 
Zahl nicht bestmunt wird) und aus 150 gewfthlten Grossgrund- 
besitzen!. 

Die Abgeordnelenkammer besteht aus 883 Mitgliedern, deren 
Wahl „auf der Volkszahl und auf der Vertretung aller staatlichen 
Interessen beruht**. 

Ihre Wahl erfolgt Torerst auf Grund eines proyisorischen Wahl- 
gesetzes bis der Reichstag ein definitives bescldiesst Priaidenten- 
urahl. Oeffentlichkeit der Verhandlungen, Immnnitftt der Reichstag- 
mitglieder werden gewährt. »Alle Gesetze bedürfen der Zustimmung 
beider Kammern und der Sanctio]i der Krone. Zum Wirkungskrei« 
des Reichstages gehört ferner: Civillisti- des Kaisers. Vpanaiien und 
Ausstattungen für Mitglieder des kaiserlichen Hauses, jährliche Be- 
williffung des Heerescontingents, der Abgaben, Steuern und .Staats- 
schulden. Veräussenmg der Staatsgüter und Budget. Die bisherigen 
Provinzialstände l> leiben zur Wahrnehmung der Provinzialinteressen; 
doch wird ilire Orfranisation vom ersten Reichstag revidirt, nach 
Umständt'n inoditicirt. Munizipal- und Gemeindeeinrichtungen werden 
gesell utVe II zur Wahruehmung der Interessen der Kreise, Bezirke und 
Gemeinden. 

Üipse Verfassimii l>etnedigte nirht diejenigen, auf dcreu uu- 
niittelbares Drängen sie erlassen wurde. Die Wiener ^Demokraten'* 
warfen ihr vor: erstens, doss sie octroyirt sei. zweitens, dass sie zwei 
Kairmiern einsetze. Die Rt liu i iniL,' schwaeh ^^euug und ohne jeglichen 
Halt, gab in Ijeiden l'iinklen naeh. Kine kai.serliche Proclamation 
vom K). Mai erklärte, dass ^die Verfassung vom 2.'). April vorläufig 
der Heratkuug des Reichstage.s uuter/.ogeu werden soll'*, 
^ Damit die Feststellung der Verfassung.'^ heisst es weiter, „durch die 
coustituirende Keichsversammlung auf die znverläs.sigste Weise 
bewirkt werde, beschliesse sie femer, für den ersten Reichstag nur 
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«ine Kammer wählen za lassen, wonach also ffir die Wahlen gar 
kein Censns bestehen und jeder Zweifel einer unTollkommenen 
Volksvertretung entfiülen wiid^. 

Diese Zugeständnisse wurden durch eine weitere kaiserliche 
Proclamation vom S. Juni beetiltigt. 

Auch hesiiglich der Wahlordnung för den ersten Reichstag glitt 
das Ministerirm immer üehr auf der schiefen Ebene der Ooncessionen 
an die von ^Demokraten** geführte Menge. Die ursprüngliche Wahl- 
ordnung vom 9. Mai, die von Jedem Wähler neben einem Gensus 
einen Aufenthalt von sechs Monaten am Wahlorte forderte, befriedigte 
nicht Das Ministerium „erläuterte' die Wahlordnung bis zur Zu- 
lassung «jedes selbstständigen Arbeiters, der 24 Jahre zählt,' zur 
Wahlurne. 

Der auf dieser (iriindlage gewühlte Kciclistag, aus SSd Ab- 
geordneten bestehend, bereitete den Wiener Liberalen eine grosse 
Enttäuschung — denn die Mehrheit desselben war nichtdeutsch; 
die Slaven hatten in demselben das üebergewicht. Am 22. Juli 
erfolgte dessen feierliche KrötTtiung durch Erzherzog Johann als 
Stellvertreter des Kaisnv. Die Thronrede verkündete als leitende 
Grundsätze der Regiening: (Gleichberechtigung der Nationalitäten 
und innigen Verband mit Deutschland. Dass die Durchfahrung 
dieser beiden Grundsätze in Oesterreich unmöglich ist. daran 
dachte luan damals nicht: denn weini die Majorität der nicht- 
deutschen Nationalitäten in Oestorreich mit der deutschen Minorität 
gleichberechtigt wird, so ist ein inniger Verband (d. h. ein staats- 
rechtlicher) unmögli<?li. Der tiefe Gegensatz dieser beiden Grund- 
sätze sollte erst viel spater klar werden. 

Am 31. .Inli wälilfe der Reichstag einen Constitiition.sfiusschuss 
zur Au.«5arbeiluu>; eines Vertassungsentwurles. Dieser wählte sodann 
aus s<'iner Mitte zwei engere Aus^t iiusse . einen zur Ausarbeiliing 
der „(iruiidrechte'' und einen zweiten aus füut Mitgliedern zur Aus- 
arbeitung der eigentlichen Verfassung. 

Der erstere hatte oflFenbar die leichtere Arbeit, denn die „Grund- 
rechte" constitutioneller Staatsbürger pfiffen damals schon die 
Spatzen vom Dache. Schwieriger war die Aufgabe des 1 anfer- 
Ausschusses. Denn V(»ii den zahlreichen, seit der grossen fran- 
zösischen Revolution geschaflfeneu \ crfassungeu passte keine für 
einen. solchen Ländercomplex, wie der östeneichische. 

Doch gingen beide Ausschüsse mit grossem Eifer an die Arbeit, 
während das Plenum sich mit der Aufhebung der Unterthans» 
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Verhältnisse und der Robot beschäftigte, eine Angelegenheit, für deren 
Lösung seit Kaiser Josef viel Material in Oesterreich aufgespeichert 
wurde, die mit kaiserl. Patent vom 28. März 1848 im Princip ent> 
schieden war und nnn mit dem Oeaetz fdm 7. September 1848 
endgiltig durch Aufhebung aller auf Grund und Boden haftenden 
Laaten erledigt wurde. ^ 

Die Arbeiten des Reichstages waren jedoch nicht im Stande, 
die Revolution zu schlieseen, die in den Strassen Wiens ihr Un- 
wesen trieb. Endlich nach den gränelvoUen Octoberereignissen er- 
mannte sich die Regierung, übertrug aum Zwecke der Herstellung 
der Ordnung ausserordentliche Vollmachten an den Oberbefehlshaber 
der-Armee, Furstm Windischgr&tz (16. October), schloss die Sitzungen 
des Reichstages in Wien (23. October) und berief ihn auf den 
15. November nach Kremaier. 

Windischgrfttz Idste die ihm gewordene Au%abe pQnktUch. Am 
30. October nahm er nach kurzem Kampfe Wien ein und machte 
daselbst der Revolution ein Ende. Schwieriger gestalteten sich 
jedoch die Dinge in Ungarn. Der Triumph des Nationalitfits- 
princips auf dem Pressburger Reichstage 1847/48 sollte für die 
Magyaren noch manche bittere Folgen haben. In seinen äussersten 
Conscquenzen erwies sich dieses Princip für Ungarn als zwei- 
schneidiges Schwert. Im Namen desselben verlangten die Sieben- 
biirger „Komanen" auf einer Volksversammlung in Blasendorf 
(Id. Mai 1848) die Anerkennung der romanischen Sprache als Staats- 
sprache, ein .selbstständig zu constituirendes romanisches Territorium, 
eine ihrer V'olkszahl entsprechende Vortretung: im Siebenbörger 
Landtag und vollkommene Trennung von Ungarn. Geführlifher als 
die roraanische war die gleichzeitig zum Ausbruch gelangte siid- 
slavische Bewegung. Eine serhisrhe Nationalversammlung in Karlo- 
witÄ (13 — 15. Mai) erklärte: -die serbische Nation sei frei und selbst- 
ständig unter osterreichisrbem Sctjpter; das s*^r>*isehe Territorium 
bilde eine sellist-^täudige Wojewodschaft und trete uiit dem drei- 
einigen Königreich (Croatien. Slavonieu. Dalniatien) in staats- 
rechtliche Verbindung.*^ Am verhängnissvoUsteu jedoch für Ungarn 
sollte sich die in Croatien .seit dem März 1848 ausgehrochcno Be- 
wegung gestalten, zumal au die .Spitze derselben sich der noch am 
23. März 1848 vom Kaiser ernannte Banus Jelacic stellte. Denn 

Vrgl. Die Grundentlasttmg in | brich; Gnmdzüge des österr. Vcr- 
Oesterreich. Wien lÖ57j ferner Ul- j waltungsrechts, Prag 1884, S. 195> tf. 
Ganplowicz, Stutaredit. 14 
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kaum gingen die Magyaren daran, nach Sanctioniruug ihrer 1848er Ge- 
setze und Ernennung eines nationalen Ministeriums (Mitte April) 
die Krachte ihre.s Sieges /.u gemessen: als ihnen Groal&eii nntet 
FähruQg des Baniu Jdade den GekOTsam kfindigte nnd das acht- 
hmider^ftlirige staatsrechtliche Band filr zerrissen erld&rte. Ein 
ganzer Rattenkönig von Iffissveistfindnissen, Vorwidcehiqgen und 
Intrignen verschärfte die O^ensfttse immer mehr.^ Einander 
widersprechende Befehle ergingen vom kaiserlichen Hoflager bald 
an den Banns^ bald an das Pester Ministerium. Das Resultat dieser 
unseligen Verwickelungen war, dass Jeladc mit kroatischen Re- 
gimentern Ungarn angriff (September 1848} und damit die be- 
waffnete Erhebung Ungarns gegen Oesterreich provocirte. 
Wfihrend Windischgr&te die RcTolution in Wien niederschlug, tobte 
Bürgerkrieg in Ungarn und vertheidigte-eine nationale ungarische 
Armee, die im April enmugene nationale SelbststSndigkeit gegen 
überlegene österreichische StreitkrSfle. 



Franz Josef I. TJebergang zur Repräsentativ- 

Verfassuas. 

(1848— 18G7.) 



In Kreinsier stellte sich dem Reichstage vom 21. November ein 
neues Ministerium vor, an dessen Spitze Fürst Felix Scliwarzen-.^ 
Herg .stand von dem mau eine Herstellung gesetzlicher Ord- 
nung sich wohl vorsehen konnte. Das Programm desselben lautete : 
constitutionelle Mouarchie, lilit iale Institutionen, freie Gemeinde, 
Reform der Verwaltuiii;. Treiuiuüg derselben von der Justiz. Auf- 
hebung der Patrimouialgeiiclite , Umgestaltung der Re(hts]>flege in 
constitutionellem Sinne. Elf Tage später erfolgte diu Abduiikuug 
Kaiser Ferdinand l. und die Thronbesteigung Franz Joseph I. 
(2. December). In der Proclamatiou des Jugendlichen iQsers 



„Fest entschlossen, den Glanz der Krone ungetrübt zu er- 
halten — aber bereit, Unsere Rechte mit deo Vertretern 
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Uuaerer Völker zu theilen. rechnen Wir darauf, dass Uns mit 
Ootles Beistand uiul im Einverstandnisse rait den Völketn ge- 
liagea werde, alle Lftnder und Stämme der Monardiie zu eiaan 
grossen Staatskörper zu vereinigea*^. 

Mittlerweile trat der VerfassangssossehusB, der mit den „Grund- 
rechten*^ noch im October fertig geworden war, mit dem Entwurf 
derselben vor das Plenum des Reichstages. Sie war^ so radica) 
als möglich; sie proclarairten : Volkssoiiverainetät, Aufhebung des 
Adels. Abschaffung der Fideicommisse, keine privilegirte Kirche, 
unbeschränktes Recht der Petitionen, Associationen, des Wafteu- 
tragens. Pressfreiheit etc. Vor der Generaldebatte über dieselben 
verwahrte sich das Ministerium gegen die Theorie von der Volks- 
sonvfMuuetät. Nicht die Volkssouveränetät." saf^te Ministt-r Stadion, 
..^(irult rn das erbliche uiunan ltische Recht ist ju Uc^t i i k ich die un- 
veraubserliche Quelle der oberateu Gewalt". Diese Worte enthielten 
eine gar zu offenliegeude Wahrheit, als dass sie nicht siegreich 
durchschlagen sollten. Der Reichstag vertagte die Debatte, aber 
gab schliesslich nach und Hess den § 1 mit der Volkssouveränetät 
fallen. 

Die weitere Debatte über die Gnindrechte wurde von der Re- 
gierung nicht mehr ^a-stört, obwohl der nächste Paia^iaph lauiete: 
„Adelsbezeichuungen jeglicher Art werden vom Staate weder ver- 
liehen noch anerkannt*^. £s folgte eine ganz tadellose Habeas- 
corpusacte, Abschaffung der Todesstrafe, Untentdlung aller Kirchen 
imt«r das Gesetz des Stuites, Verleihung voller Autonomie an jede 
derselben n* s. w. Die Regierung liess den Keichstag ndug ge- 
w&hren. Sie hatte andere Sorgen und weitergehende PUne. Ihre 
ganze Anfmerksamkeit war von der Revolution in Ungarn in An- 
spruch genonunen. War einmal jene bezwnngen|, dann wollte sie 
mit dem Exemiierer Rddistag schon fertig werden. 

Am S8. Januar 1849 hatte der grosse Constitntionsauaschnss de»> 
selben die Debatte über den Verfassungsentwurf begonnen. Schroff 
standen sich die Meinungen und Programme gegenüber: die grSsste 
Schwierif^eit bot der Gegensatz xwischen Föderalisten und Oentra- 
liflten. Auch die Frage war streitig, ob man die Ver&ssung nur 
fftr die deutsch-bObmischen SrblSnder oder für ganx Oesterreicb mit 
SSnaehluss Ungarns beschlisssw soUe, trotzdem der Reichstag be- 
augUch Ungarns kein Mandat besass. Nach langem Debatten wurde 
dtt Entwurf auch im weiteren Gonstitutionsausschuss angenommen 
und sollte am Jahrestage der Revolution, am 15. März 1849, vor. 

14* 
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das Plenuni des Reichstages gebracht werden. Der Entwarf be- 
steht aus 160 Paragraphen, die in 9 Abschnitte gegliedert sind. 
Das Staatsgebiet wird in 14 Länder eingetheilt: Böhmen, Galizieo, 
Dalinatieu, Oesterreich ob im ! unter der Enns, Salzburg, Steier- 
mark, Kärnthen, Krain, Schlesien, Mähren, Tirol, Küstenland und 
Bukowina. Diese Länder sind autonom und unter einander gleich- 
berechtigt (I). Die Regierangsgewalt wird vom Kaiser gemeinschaft- 
lich mit dem Reichstage eventuell mit den Landtagen geübt. Die 
Hechte des Kaisers, die „durch die Constitution festgestellt" sind, 
werden aufgezahlt (III. 40 — 63), ein dem Reichstag verantwortliches 
^Finisteriura steht dem Kaiser zur Seite; der Tfeiehstasr besteht ans 
zwei Kammern: die Volkskammer und die Landerkammer. Die 
Lnndesverwaltung wird von Statthaltern trpleitet die den Landtagm 
verantwortlicli •^ind. Die ersten Landtage solleu constituirende m 
und die ProvinziaiverwaUnn<r besrhliessen. Unter den Landtagen 
stehen Kreistage und Gemeinden. Je ein Abscimitt ist der richter- 
in iiea Gewalt, den Staatsbeamten, den Finanzen und der bewaff- 
neten Macht gewiduRt. Einige allgemeine und vorübergeheude Be- 
stimmungen schliessen diese „Verfassung für die «istcrreirhischen 
Staaten", in welcher Ungarns und Siebenbürgens keine 
Erwähnung yes« hiebt. 

Sie sollte nicht Uesetz werden. Die Regierung wollte sich, 
abgesehen von dem do(;trinären Charakter dieses Entwurfes, mit 
einer Verfassung blos für die nichtungarischen Länder nicht zufrieden 
g(djen. Sie hatte in d«r letsten Zeit mit einigen ^ Vertrauens» 
inännem^ Uber eine Gesammtverfassung Oesterreiclia Verliandlungen 
gepflogen und gab sicli der Hoffnung bin, eine solcke im Wege der 
Octroyimng dnrchfftfaren zn kdnnen. So eraehien denn knapp vor 
dem angesetzten Termin der Plenarberatfanng des Reichstags über 
den Entwurf, eine Kaiserliche Proelamation (7. März), welche die 
Octroyimng einer VerfsMung für Gesammt-Oesterreieh (vom 4. Mftrz) 
r> ankündigte. ^ 

Diese octroyirte Ver&ssung vom 4* Mftrz 1849 besteht ans zwei 
^Urkunden. Die eine entbAH die „den Bewohnern dieser L&nder 
durch die angenommene constitutionelle Staatsform gewährleisteten 
politischen Rechte** (also die damals sog. „Grundrechte^); die zwäte 
enthält ^die Reich s-Yerf^ssung für das Kaiserthnm Oesterreich.'' 
Die Grund rechte . sind nur für die deutsch-b^ihmischen Erbländer 
'(also mit Aussrhluss Ungarns) erlassen. Sie gewähren: Glaubens- 
freiheit^ Unabhängigkeit der politischen Hechte vom Glaubensbekennt- 
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niss, Freiheit der Wissenscbaft, der Lehre, der MeiPungeäiiMeruBg 
in Wort, Schrift und Druck, Petitione-, VersammlniigB^ und Vereliui» 
recht, personliche Sicherheit vor Beamtenwillkfir, Haosiecht, Brief- 
gehelmnifls u. e. w. 

Die Verfassung begiüut mit der Aui/äbluug aller, das Kaiser- 
tlmm Oesterrei<'li bildenden Lander (mitsammt ünguru und dessen 
Nebeiilander) udU verleiht denselben: Tb ei Inahme an der Oesetz- 
gebung durch gewählte Vertreter, theils in einem Centralparlamcut, 
dem „Reichstag", theils in Laudtagcu. 

Zum Wirkungskreis des ersteren gehören die Reichs-, zu deu der 
letzteren die Landesangelegenheiten. Die einzelnen Länder sollen im 
Laufe des Jahres 1849 Landesverfassungen erhalten, die dem ersten 

allgemeinen österreichischen Reichstage vorf?olegt werden sollen. 
Au die Seite der Krone und der Minister wird ein Keichsrath 
(dem Wesen der Sache nach ein Staat srath) eingesetzt. Schliess- 
lich enthält die Verfassung ähnlich wie der reichstägliche Entwurf 
Abschnitte über richterliche Gewalt (Unabhängigkeit der Magistratur), 
üb T (l( u Reichshansbalt (Budgetrecht), über bewaffnete Macht und 
allgemeiue Bestimmungen. 

Ebenso wie die Doctrinäre des Kremsierer Reichstages der 
Meinung waren, dass es in ihrer Macht liege, mittelst doctrinärer 
in Gest't/.est'orni gekleideter Sätze deu Staat umzuwandeln: ebenso 
gab sich die Regierung dem Wahne hin, dass sie durch eine „Ver- 
fassung für Gesaramt- Oesterreich" die Monarchie in einen centrali- 
sirten llii lii itsstaat umwandeln könne. 'i riumphirend schrieb 
damals der .Minister Fürst Schwarzenberg an Schmerling, deu Ver- 
treter Oesterreichs in Frankfurt: „Durch die Verfassung (!) ist 
Oesterreich ein Einheitsstaat geworden; alle Zumuthungen, Oester- 
reich zu spalten und zu theilen. haben ihren th atsüc^hlichen 
Boden verloren.'' Wir sehen, Wahn und Irrthum waren auf beiden 
Seiten. Die Minister waren nicht minder Idealisten und Doctri- 
näre, ja! sogiii Revolutionäre, wie die Mitglieder des von ihnen 
aufgelösten Reichstages. Mit deu wirklicheu Thatsacheu, mit den 
historisch gewordenen und nicht abgestorbenen, sondern mächtig 
gebliebenen Verhältnissen rechnete Niemand. Dagegen rechnete 
mit ihnen, wie immer nnd flhenll — die geschichtliche Ent- 
wicklung und diese warf die MftrzTer&aning in ihren Papierkorb, 
eben ao gut wie das Ministerium es mit dem Reichstogsentwurf 
gethan hatte. 
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lBtei«8B8nt ist dabei noch Folgendes. Das MiDisteiimii Schwanen* 
beig'Stodioa confisciTl» sozmagen den Reichstagsentwnr^ angelilicb, 
iveü derselbe Ungarn in die Verfiusnng nicbt mit einbesog. 0ie Ge- 
schichte aber confiscirte die MfinTerfossnng gerade deswegen — 
weil sie Ungarn mit einbezog. Denn Ungarn konnte wohl auf dem 
Schlachtfelde gesehlagen, es konnte von jnaterieller Uebermacbt ge- 
peinigt und gemartert werden, aber als einer mäehtigen, historisch 
gross gewoidenen Nationalität konnte ihm seine SelbststSndigkeit 
nie und nimmer geraubt werden. Diese üifcenntniss dämmerte in 
Oesterreich allerdings erst zwei Decennien später; bis dahin wnrde^ 
wie wir gleich sehen werden, noch manches staatliche Experiment 
in Scene gesetzt 

Mit der Verkündigaii{$, der MSiZTerfossung und Auflösung des 
Reichstages schien die Revolution endgiltig besiegt und der Gedanke 
lag nahe, Maassregeln gegen ihre Wiederkehr zu ergreifen. Auf 
welchem Gebiete dieselben liegen^ darftber glaubten die Besie^r 
der Revolution keinen Zweifel hegen zu dürfen. Jede schwache 
weltliche Herrschaft sucht die Grundlagen ihrer Macht durch mora* 
Hsche Stützen der Religion zu befestigen. Dieser Gedanke musste 
sich den Machthabem in Oesterreich um so eher aufdrängen, als 
bei jeder socialen Katastrophe (ebenso wie hei jeder elementaren) 
Kurzsichtigkeit und Abei^aube die Schuld au derselben dem Un- 
glauben und der Irreligiosität zuschreibt Die politische Restauration 
in Oesteireich musste also ihr Augenmerk auf die KirchjB richten 
und übertrug ihr gerne die Aufgabe, für die Stabflität der wieder- 
hergestellten Ordnung mit Sorge zu tragen. 

Diese liundesj^euüssenschaft der Kirche sollte mit Coucessioneu 
au dieselbe erkauft werden. Alle Forderungen des Episcopats», die, die 
Beseitigung staatlicher Schranken, welche die kirchliche Gewalt seit 
Joseph n. beengten, verlangten, wurden erfüllt Vor all^ ward das 
plaethm regtum aufgehoben (16. April 1850), die Gewalt der 
Bitciidfe über die niedere Geistlichkeit ineder hergestellt, endlich 
auch dem Einüuss der Kirche auf die Schule wieder Raum got- 
geben. 

Je weiter man auf diesem Wege vorwärts schritt, desto sicherer 
planbte man, der Revolution ein für allemal vorgebaut zu haben 
und desto mehr verfiel die Regierung in die vormärzlicbe, nur mit 
liberalen Phrasen aufgeputzte Yerwaltungspolitik, zumal mit d«r 
Kiederwerfung der ungnrischen Revolution ^September 1849) das 
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kriftigsle ft<eiheitttche Element in OesteReicb, der ungarisclie Parla- 
mentarismus, l)e»eitij^t war.*® 

Wobl waren im Laute des Jahres 1850 tm Durchfnhnmg der 
Märzverfassung Landesordnungen ffir die deatBch-böIimischenErblfiaden, 
<]Mizien und die BikowiBa erlassen worden^ dieselben wi^oi 
aber nicht activirt, sowie auch für den durch die März Verfassung 
in Aussicht genommenen Reichstag kein Wahlgesetz publioirt wurde. 
Die ürsa<'he der Nichtdurchfnhrung der Märzverfassuug lag in der 
ihr zu Grunde liegenden Idee. Dieselbe war aus^sprodien in dem 
die Verfassungsurkunde begleitenden kaiserlichen Manifeste. Damach 
sollte aus allen österTpichischen Lriiidem eine einhf itlirhe Mon- 
archie mit einem Centralpin laracnt geschaffen nnd zu diesem Zwecke 
die uügarisclie Vertassnug im Wege des Octroys in ilin^ii vrpsfnit- 
lichen' Punkten abgeiindert werden. Für eine solche Lmgesialtuug 
waren aber die Ungarn keineswegs zu gewinnen. So konnte denn 
von der ganzen Märzverfassnng nur der XI. Abschnitt, der vom 
^Reichsrathc"' handelt^ activirt werden. Es war das eine eousiilta- 
tive, vom Kaiser ernannte Körperbchaft, ähnlich dem einstigen Staatjs- 
rathe. Dieselbe wurde mit dem Patente vom 13. April 1851 in's 
Leben gerufen. Dagegen wurde schon dur<:h das Cabinetäiichreiben 
vom 20. August 1861. womit das Ministerium als anssdiliesslich dem 
Kaiser verantwoitlich erklärt wurde, die Ab.sicht kuuilgegeben. von 
der DurchtTiluuug der März Verfassung abzustehen — denn ein nur 
dem Monarchen verantwortliches Ministerium schliesst olfenbar jede 
K e p r ä s e n t a ti v verfassu n g aus. 

Gleichzeitig beganueu denn aucli im Minister- und Reichsrathe 
Berathungen über Modificationen der Märzverfassung. 

Dieselben ergaben, da^s die Märzverfassung ..weder in ihren 
Grundlagen dem Verhältniss des ftsterreichischeu Kaiserstaates au- 
geraesseu, noch in dem Zusammenhange ihrer Bestimmungen aus- 
fiihrbar" sei, in Folge dessen sie mit Patent vom 31. December 1851 
ausser Kraft gesetzt wurde. Doch wurden einige liberalen Grundsätze, 
die durch die Märzvert'assuug anerkannt wurden, auch für die Zu- 
Iranfl; aufrecht erhalten. „Die Gleichheit aller Staatsangehdrigen 
vor dem Gesetse/^ solontet dasDecemberpatent^ „sowie dieCnmlässig- 

» 

^ Für die Zeit seit Niederwerfung vieltöndiipe $ehr Rtislfihrliohe Werk 

der ungarischen Revolution vrgl. Helfterts: ( Jeschii htf Oesterreichs vom 
„Oesterreich von Viiagos bis zur Auügauge des Wiener October-Auf- 
Oegenwart" von Wilhelm Kogge, standrä 1848. 
Leipzig 1872, 3 B&nde, sodann ia» \ 
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Iceit und die durch besondei-e Gesetze gegen billige Entschidigling 
der froher Berechtigten erfolgte Abstellung jedes bäuerlichen Unter- 
thänigkeits- oder Hörigkeitsverbandes und der damit verbundenen 

Leis'timgen werden ausdrücklich bestätigt/" Zugleich wurden ,,in den 
'zunächst wirhtigst<'n und dringendsten Richtungen der organischen 
Gesety.gebung" eine Reihe von (xruudsätzeii ''HrO festgestellt und 
kundgemacht, welche für die v.eitere Ausgestaltung des ofTentlichen 
Rechts maassgebend seiu sollten uud welche auch die Gruudzüge 
des Stn atsverwaltiingsrechts enthielten. Darnach sollten in den 
einzelnen Ivrouläiidern He/irksämter die unterste.* politische V erwaltuug 
besorgen, iil>er den Bezirksämtern stehen die Kreisbehörden und 
über diesen Slaltkaitereien mit dem Statthalter (Landeschef) an der 
Spitze. Die Gemeinden werden deu politischen Regierungsbehörden 
untergeordnet, die Gemeindeautonomie fastgänzlich aufgehoben. Richter 
sind nach den für die Staatsbeamten bestehenden \'orschriften zu 
• behandeln. In den untersten Instanzen sind Justiz uud Verwaltung 
zu vereinigen (iia Bezii ksamt). Das Verfahren vor Gericht ist nicht 
, öffentlich. Die Schwurgerichte sind zu beseitigen. Das allgemeine 
biirgerliche Gesetzbuch ist in der ganzen Monarchie, auch dort, wo 
es bisher nicht galt (Ungarn), verbindlich. 

Hit diesen Gnmdsfttsen wmr der Absolntismns wieder her- 
gestellt 

Aber ebenso wie die Mfirzverlassung undmrchf&hrbar war, weil 
sie die thataäelilichen Verhältnisse- Oesterreichs ignorirte und auf 
dieselben nicht passte: ebenso war die Rftckkehr zum AbsolntisDius 
in der zweiten H&lfte des 19. Jahrhunderts bei den bestehenden 
Verhiltnissen in Oesterreich nnrodglicb. 

Ein Kind der Revolution, der einstige F&hrer der Wiener De- 
mocraten, Bach, begann das undankbare» weil gegen die Natur der 
Verhältnisse arg Teistossende Unternehmen auf dem Wege des Ab- 
solutismus, der Oentralisation und der von derselben in Oesteireich 
unaertieniüichen Germanisation, aus Oestenreich einen einheitlichen 
deutschen Staat zu machen, und um dies Unternehmen zu erleichtem, 
sollte gleichzeitig der Geist der Völker von der Kirche in strenge 
Zucht genommen werden. 
^ ^ ^ Staat und Kirche schlössen denn einen Bund {Concoräat), um 
j * T jede freie Regung des Volksgeistes zu unterdrftckeu und die Volker 
Oesterreichs absolut uud despotisch zu regieren. Das Experiment 
misslang. Es zeigte sich noch einmal, dass im 19. Jahrhundert im 
civilisirten Europa ein absolutes und dericales Regime nicht mOg- 
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lieh ist, da es nicht im Stande Ist, diejenigen Vollcslcrftfte sn 
wecken, za erhalten nnd zu entwickeln, die hent su Tage zur Er- 
haltung eines europftischen Staatsweeens nnunigfinglich noth- 
wendig sind. 

Zehn Jahre wurde absolut und clerical regiert, uod ob diesem 
Experimente wfiie am ein Haar der Staat tu Grunde gegangen 
(1869). »0 

Und wiederum war es ein Glück für Oesterreich, dass der 
Monarch diese Gefahr erkannte und rechtzeitig in die Bahnen eines 
reprfisentativen Systems einlenkte (1860)« 

Hatte sich die centralistisch-geimanisirende Regierungsmethode 
Bach 's als verhängnissvoll und unhaltbar erwiesen, so miisste wieder 
mit der entgegengesetzten Methode, welche die Lander als selhst- 
ständige historisch gewordene, politische Individualitäten 
anerkannte nnd den Schwerpunkt der Verwaltung in dieselbe ver- 
legte, ein Versuch gemacht werden. 

üra diese Richtung zu inauguriren, konnte es kernen passenderen 

Staatsmann geben, als den Polen Goluchowski. Sollte doch mit ^// -J^^ 
der Cermanisatiou gebrochen und jedem Lande sein ihm hiNt orji-.ch ' 
gewoTiii'tK 'S Erbtheil bewahrt werden, was aber die /.\vt;i weseut- 
lichbteu Grundsätze des pubtischen Programms der üsterreichischen 
Polen bildete. 

Da zugleich das absolute Regime beseitigt und an deüseu Stelle 
ein repräütiuLatives gesetzt werden sollte, für welches keinerlei, dem 
Zeitgeistc entsprechende Anknüpluiigbpunkte in den bestehenden 
EinricLUiugeu der deutüch-böhmischen Erbländer vorhanden waren, 
so wurde in Anknüpfung an den seit dem Jahre 1851 g eschaffenen JT^ / 
Reichsrath ein „verstärkter Reichsrath" einberuten. ~ ^ 

Wenn anch diese Körperschaft nicht als Volksvertretung im 
eigentlichen Sinne des Wortes betrachtet werden konnte, so lehrte 7^ \ ~X 
doch der Erfolg, dass dieselbe ▼ollkommen geeignet war, die in den 
gebildeten Klassen der Nation henschenden Anschanungen tber die 
Reform der StaatSYerfiissung zum Ausdruck zu bringen. Ein weiterer 
wichtigeir Schritt, wdcher die wirkliche^ ReprSsentativveiftssnng 
vorbereiten half, war mit dem kaiserlichen Handschreiben vom 



^ Eine von Bach inspiriTto Schrift | dern. Die sehwachen Seiten dieser 

„Rückhiirk auf die jüngste Kntwick- Schrift beleuclitol Graf Stepliaa Sze- 

luugs-Periodo Ungarns'' (Wien 18.57) chenyj ia der Entgegnung „Ein Blick 

versucht die „grosseu Erfolge" auf den anonymen Rückblick*'. Lon- 

seines Risgimes in Ungarn ni sehii- don 1859. 
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17. JqIi gemaclit) in wekliem dem versttritten Reiciisntli das Reeht 
Engesprochen wurde, bei „EiBfährung neuer Stetten und Auf Sagen^^ 
dann b«i „Erhöhimg der bestehenden Stenern nnd QebttbrensitKe* 
seine Zuatimmung zu ertheilen. 

Der verstärkte ReiöksTath selbst aber, obwohl in Maj<«it6t und 
Minorität gespalten, von denen die erstere die autonomistisclie, die 
letztere die centralistische Richtung vertrat, forderte in entschiedenem 
Tone die Reform der Gesamnitverfassung der Monarchie. Dieser 
Weg mnsste demnach wieder betreten werden und zwar geschah es 
im Sinne des Majoritätsvotum«!. 

Das Diplom vom 20. October IS^O sprach die Grrundsitze aus, 
nach denen nunmehr die ftsterfeiclusclK' Monarchie organisirt und 
verwaltet werden sollte. Die ("lesetzgebimg sollte von nun ;in nur 
unter Mitwirkung der T.andtage beziehungsweise des Heichs- 
rathes ausgeübt werden — und zwar über Gegenstände, welche 
allen Ländern gemeinsrhaftlicb sind i!Tit*^r Mitwirkung des let^reu, 
über alle anderen nnter derienigeu der ersteren. 

Als solche allen Ländern gemeinsebat'tliche 'ipfreiislände. bezüg- 
lich welcher die Gesetzgebung nur nnter Mitwirkung des Reichs- 
rathes ausgeübt werden solle, werden iiamentlich aufgezählt: Münz-, 
Oeld- nnd Creditwesen, Zölle. Zeitelbankwesen, Post-, Telegraphen-, 
Kiseiilialiiiwe.sen. Steuern und Gei)ühren, Staatsschulden, Feststellung 
der \'urans(hläge der Staatsauslageu für Jedes .lahr, endlich die 
Prüfung der StaatÄi-echnungsabschlüsse. 

Wenn nun aueh die hiermit ausgesprochene Anerkennung des 
Princips der Re])räsentativverfassung und der Autonomie der Länder 
von allen Freunden des politischen Fortschritts mit Befriedigung 
I>egrüsst wurde, so hatte doch das Octoberdiploni in zwei müclitigen 
Volksparteien entschiedene Gegner. Die deutschen liberalen Centra- 
listeu gewahrten mit Unwillen die Preisgebuog der Einheitlichkeit 
des Reiches und des deirtsehen Charakters desselben; auch waren 
ihnen die dem Liberalismus gemachten Zngestftndntsse au spfttUeh, 
zudem fiOsste der polnische Minister ihnen wenig Vertrauen 
ein in die Durchffthmng der im Diplome ausgesprochenen Grund- 
sätze. 

Jenseits der Leitha aber verharrte, abgesehen von einigen ruhe- 
bedürftigen Magnaten, der ganze magyarische Adel, die ganze magy- 
arische Intelligenz auf ihrem alten correcten Standpunkt der histo- 
rischen Recbtscontinnität. Was brauchten sie neue 0oii8titati<«en 
und Diplome der ^Wiener Regierung*, sie, die sich in schwerem 
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pariamentanseheii Kampfe ihre altiiern^bracliten Gesetse mid 
tationea im Jabre 1847/48 den Ford«raigeii d«r Neuzeit enliprechead 
raodificirt hatten? Mm mOge de mit neuen Gonstitationen ver- 
eeltonen und ihnen ihfe vem Kaiser Feidinand sanctionizten 1848er 
Gesetze reaetivirea — das war die allerdings yollkommen berechtigte 
Foiderang der Magyaren. 

Angesichts dieser swei grossen Oppositionen musste an eine 
Modiiieatieii des Octobeidiploms geschritten werden — aber offenbar 
konnten es diesmal nur die liberalen Geatralisten sein, mit denen 
unterhandelt werden musste, denn mit den Ungarn, die das g«nse 
Diplom wie jede Octroyirung yerwarfen, war überhaupt an eine 
Verstfiadignng unter den gegebenen Yerhiiltni^^sen gar nicht zu denken. 
So räumte denn der Pole Goluchowski seinen Platz dem deutschen ^ 
lil>eralen Centralisten Sc hmerling. ^ IJ 

Nodi einmal sollton die Ungarn contumacirt, ihr Widerstand 
gebrochen werdra und der deutsch-liberale Tentralismus die Auf- 
gabe ubernehmen, ;ni<? dera feudalen F<)<leralismus des October- 
diploms das Staatsschiff wieder in das dcutsch-liberal-centralistische 
Fahrwasser hineinzulenken. Diese Umkehr bewerkstelligte Schmer- 
ling ungemein geschickt und diplomatisch. Unter der Flagge des 
..(fcistes des Octobeidiploms" iiri<l anscheinend auf den Principien 
dess('l}>en bemhend . ward eine neue repvä,seiitative Verfassung für 
die gesaminte Monarchie entworfen und mit Patent vom 26. Fe- 
bruar 1861 kundgemacht. 

Der Schwerpunkt dieser neuen V'eriasstin- Heut im Central- 
parlament. welches aus Herrenhaus und Ah^^eordiieteuhaus hesteht; 
erster«s beruht auf kaiserlichen Fmcnnimiien. letzteres geht ans 
den Landtagen durch Wahlen von Delegatioueu hervor und sttiilr 
somit eine VersamniluTig von Ausschüssen aller Landtage dar und 
zwar sowohl der Laudtage der deutsch -böhmischen Erbländer wie 
auch Ungarns und dessen Nebenländer. Auf .solcher Grundlage der 
Gleichstellune: aller Länder der Monarchie und ilirtn- Landtage und 
Unterorduung derselben unter ein in Wien tagendes Central f)arla- 
ment wird die Repräsentativ- Verfassung aufgebaut, wobei iedoeh 
einerseits dem deutschen Element in der ganzen Monarchie ein 
entschiedenes Uebergewicht gewahrt, andererseits dem »bsolnten 
Regime ein immer offenstehendes Hinterpförtchen freigelassen wurde 
{§ 18). 

19nn waren allerdings Versuche die Gesammtmonarchie einheit- 
lich und als deutschen Staat zn constitniren, schon zweimal miss- 
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Itmgeu, einmal unter Kaiser Josef iL, das zweite Mal unter dem 
Hiiusterium Bach: doch konnte für diesen dritten Schmerling'schen 
yenach geltend gemacht werden, dass er dasselbe Problem, welches 
zn lösen weder dem aufgeklärten AbsolatismuB noch dem Absolu- 
tismus mit clericaler Beihölfe gelungen war, nun mit Hilfe ,des 
liberalen Constitationalismus zu lösen yersnche. Dieser Versuch 
schien um so ungefährliolier unternommen werden zu können, da 
der schlaue Baumeister an seinem liberalen Oonstitutionsbau, wie er- 
wähnt ein Hinterpförtchen (§ 13) anzubringen nicht versäumte, 
durch welches er jederzeit in die Zwingburg des läbeialismus ein- 
dringen und dieselbe beherrschen konnte. 

Aller auch dieser dritte, mit allem Aufwand von Geist und 
Klugheit unternommene Versuch, aus Oestemich einen einheitlichen, 
centralistisch regierten dt nt sehen Staat zu machen, wollte nicht 
gelingen — denn die Macht der realen Verhältnisse Hess sich <'b*^n 
auch mittelst der jmm It '^o schön und klug ausgcdarliteu Constitution 
nicht brechen; die thatsächlichen Verhältnisse hesseu sich durch 
ein Patent nicht ändern. 

AI« am 1. Mai 18(U das (J entralpa rlament in Wien zusammen- 
trat, waren die Ungarn nicht da. Sie verharrten auf ihrem Rechts- 
staiidpunkt — sie wollten von einer deutschen Octroyirung 
nichts wissen — verlansrten die Aufrechterhaltuug ihrer 1848er Ge- 
setze und ihren eigeiu n ungarischen Rcichütag, der ihnen um 
kein Schmerling sches Parlament feil war. 

Der staatsrechtliche Kampf entbrannte von Neuem. In den 
deutsch-böhmischen Erbländem wurde die Verfassung durchgeführt 
— ein unschätzbarer Nutzen f&r Länder, wo es sich darum hau- 
delte GnmdL^en fftr ein rejurSaentatives System zu gewinnen. 

Die vier Jalire des deutech-liberai-eentnilistischen Regimes unter 
dem Ministerium Schmerling, wenn sie auch im ffinblick auf Gesammt- 
Oestenreicb sich als yerfehlter staatsrechtlicher Venuch darstellen, 
haben doch für die deutsch-bOhmnchen Länder (mit filoschlnss Gali- 
asiens und der Bukowina) eine nicht genug zu würdigende Bedeu- 
tung — denn die Febmar^VerflMeung legte die ersten soliden, bis 
heute im Wesentlichen dauernden Grundlagen einer constitutiottell- 
reprftsentatiTen Begierungsform und bildet in diesen L&ndern den 
Ansgang^unkt ihrer modernen constitntionellen Entwicklung. Für 
die Gesammtmonarcfaie allerdings war sie entschieden unzulänglich, 
schon deshalb allein, weil sich Ungarn seine glorreiche constitationelle 
Geschichte, welche es einem Kaiser Josef gogenftber nicht preis- 
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geben, sich jetzt ebensowenip; von Schmerling, wie er.si uuUing{»t 
von Bach confisciren iassen wollte. So kam denn tler Schmerling- 
sehe deutsch-centralistische Liberalismus in Ungarn nicht weiter als 
Kaiser Josef luil dem aiifgeklärteu Absolutismus und Bach mit dem 
Militarismus und Clericalismus. In Ungarn wusste auch Schmerling 
keinen anderen Rath, als — absolutes Regime. 

Und wieder musste der Monarch, der ^»Frieden haben wollte 
mit seinen Völkern^, eingreifen in die fehlgehende Entwiddnng imd 
die Schmefling'scfae Verfossiing sistiren, nm auf anderer Basis die 
y«rliandlnngen mit Ungarn aufennehmen. 

Was Schmerling, um die ungarische Opposition zu schwächen, 
gegen das nngaiische Staatsrecht nntemommen, musste vor allem 
rückgängig gemacht werden. Das von Ungarn abgetrennte Sieben- 
bälgen ward demselben einverleibt. 

Der ungarische Reichstag wurde einberufen, dem die Thronrede 
die Angabe zuwies, i^uber die Art der Behandlung der allen König- 
reichen nnd Ländern der Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten^ 
KU berathen. Gleichzeitig wurde die ^formelle Giltigkeit der unga- 
rischen 1848 er Gesetze*^ rundweg anerkannt und nur eine „zeit- 
gemSsse ReviMon* derselben seitens des Reichstages verlangt. 

Damit war der Faden der Verhandlungen mit Ungarn wieder 
angeknflpft. Eine von Deak entworfene Adresse des ungarischen 
Reichstages legte die Beschwerden der ungarischen Nation dar und 
forranlirtc deren Forderungen. Die Adresse klagte über fortdauernde 1 
,^abso1nte Herrschaft", über die Nichtanerkennung der 1848 er Ge- 
setze, nngeset'zliche Einführung des Concordats und deutsche Beamten- 
herrschaft in Ungarn. Sie erbat vom Kaiser „Rechtficoutinuität, par- 
lamentarische Regierung, ein verantwortliches ungarisches Ministerium 
nnd verfassungsmässige Herstellung der Municipien". 

Das kaiserliche Antwortsrescript auf diese Adresse zählte die 
Modificationen auf, welche au den 184!^ er Gesetzen vorannehmeu 
w8ren. Eine /.weite Adresse des Reichstags (liieichfall.s von Denk eut- 
wort'en) verspnieh diese Revission vorzuneluaen. Zugleicj) wurde ein 
Ausscliuss von r>7 Mitiiliedern gewählt, der über die Arl der Be- 
haiidlunq; der «remeinsanien österreicliisch-nncarischeu AngeK'geuheiten 
einen Gesetzentwurf ausarbeiten sollte. Dprs-dh^ betraute mit dem 
ersten Entwurf ein Siibcomite aus 15 Miigliedem. 

Mitten in diese Verhandlungen fiel der preussisch-'istevreifhische 
Krieg, der mit dem Austrifte Oesterreichs ans dem deutschen Bunde 
schloss, ein Ereigniss, weiches auf die friedliche Beilegung des innern 
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stanlnechtlidien ProiesBeB um so mettr einen fördernden Einiass 
üben mnaate^ als mit dem Anstritle OeBtonreiGlis 9m DeutBcMand 
die Idee, Oesterreich meinem deutschen Staate umxogestalten, ein 
f&r allemal abgethan war. 

In der That erklärte das kaiserliche Antwortsrescript auf die 
anreite Adresse, mit welchem der im NoTember 1866 eiobenifene 
Pester Reichstag erOlIhet wurde, das Elaborat der 16 er SnbcomnMSsion 
als ,|geeigneten Anknapfiingspunkt für das Znstandekommen des Aus- 
gleichs'', worauf eine neuerliche (dritte) Deak*sche Reichstagsadresse die 
„Bemerkungen des Rescripts aber das 15 er Elaborat bei Behandlung 
desselben im Reichstag in Erwigung zu ziehen'^ versprach. 

Eine bedeutende Förderung erfuhren die Verhandlungen mit 
Ungarn 'dadurch, dass ein ausserösterreichischer deutscher Staats- 
mann, der an den österreichischen Parteikftmpfen unbefheiligt war 
und daher wohl als über den Parteien stehend anerkannt werden 
musste, Beus t, dieselben Namens der Wiener Regierung weiter 
führte. " 

Nun musste aber auch die Vertretung der diesseitigen LSnder 
einberufen werden, um den mit Ungarn vereinbarten Ausgleich anni- 
nehmen — denn eine solche Annahme seitens dner parlamentarischen 
Vertretung der „anderen LSnder^ war ja seit 1848 die von Ungarn 
festgehaltene und immer wieder geforderte Voraussetsung jedes end- 
giltigen Au^ldchs. 

Das Nächstliegende war .wohl eine Vertretung der diesseitigen 
ReichshSlfte ad hoc einxuberufen. Ein kaiserliches Patent vom 

^ 2. Jänner 1867 löste die bestehenden Landtage auf, ordnete „unver- 
züglich^ Neuwahlen an, berief die Landtage auf den 11. Februar 

' in ihre gesetslichen Versammlungsorte zum Zwecke der Wahl eines 
„ausserordentlichen*' Reichsrathes. 

Mittlerweile venammelte sich aber in Pest (98. Jänner bis 
4. Februar) der 67. Ausschuss zur Entgegennahme des Elaborates 
seines 15er Subcomites. Dieses Elaborat, Ar welches die Wiener 
Regierung benits gewonnen war, wurde in allen wesentlichen Punkten 
anstandslos angenommen. Nun erfolgte durch kaiserliches Reseript 
die Wiederherstellung der ungarischen Verfiusung und der 1848er 
Gesetze und im Sinne der letzteren bei gleichseitiger Aufhebung 
der ungarischen und siebenburgischen Hofkamdeien und Emver- 
l«lbung Siebenbftrgens in Ungarn, die Ernennung eines dem ung»- 
rischen Reichstag verantwortlichen. MlDiateDuii&. ^Dieses brachte 
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denAwBgleichseiitWQif imBeicihstage ein, der deiuelbea am 80; Ittnt 
1867 annahm (die Magnatentafel gab 'ihn Znatimmnng am 8. Ajnrü). 
Angeslehto dieeer Thataachen konnte nun in (Saleitbanien von all* 
und jeder Siatinuig und anch von einem ^jansserordentlieben** Rdchs' 
lath ganz abgeselien werden; denn da gerade die dentach-liberale 
Partei, welche in dem Scbmerling'aclien Reicbarathe doch jedenialla 
die Jf ijoxitftt beaass, den ao gearteten Anagleich mit Ungarn, als 
mfichtigaten Hebel jedea liberalen Regimes, willkommen heiaaen 
mnaate: so waltete gegen die Einbemfong des Reicharatbea ein&ck 
anf Grandlage dea Febroarpatentea keinerlei Bedenken ob. 

So nahm denn die Ver&saonga-Sistimng ein Ende^ die mit dem 
Rescript vom 18. Februar ron Neuem dnberufenen Landtage voll- 
zogen die Wahlen in den Reicharath, der am 33. Ifai 1867 zu aeiner 
wicbtigaten, epochemachenden Seaaion zuaammentrat 

Die Thronrede theilte nun dem Reicbarathe mit^ dasa ,,niit den 
Ländern der nngariscben Krone ein Abkommen getroilen aei, welches 
deren Zusammengehörigkeit mit der Gesammtmonarchie, den innem 
Friedoi dea Reichea und dessen Machtstellung nach aussen wahre*^ 
und forderte den Reichstag auf, diesem Abkommen mit Ungarn seine 
Zustimmung zu erfheilen. 

Zugleich kündigte die Thronrede GesetzeavorlageD, enthaltend 
eine Revision jenes Schmerling'achen § 13 und wegen Rinfahrnng 
der Ministerrerantwortlichkeit an und atellte die Erweiterung der 
Autonomie der einzelnen Eronlftnder in Auaaicht. 

UnTorkennbar war eine neue Periode der staatsrechtlichen Entr 
wicldong Oeatmdchs angebrochen: die Conseqnenz der Wiederher 
Stellung der Verfassung und der 48er Gesetze in Ungarn. 

T>enn aller "Welt ward es jetzt klar, dass die diesseitige Reichs- 
lutliic nicht anders regiert werden könne, wie die jenseitige — dass 
die Ungarn, in dem sie ihre freiheitlichen Institutionen erlangten, 
auch für die „audereu Länder'' der österr. Monarchie Verfassung und 
freiheitliche Institutionen erwirkten. So wurden denn von der Re- 
gierung (Beust) Entwürfe eines Gesetzes über Ministerverantwortlich- 
keit, über die Aenderung jenes Scbmerling'scheu § 13, über die in 
Folge des Ausgleiches mit Ungarn nOtbig gewordene AbSndening 
der Februarrerfoasung und über das Institut der Delegationen für 
die gemeinsamen Angelegenheiten im Reicharath eingebracht Nun 
erst konnte andi der cisleithaniache Reichsratb unter Führung der 

deutsch-liberalen Partei die Initiative ergreifen zur Schaffung jener 
Onnplowicz, StMlBNclit. 15 
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j£*^3 Mheitlieheii Staatsgrundgesetzge^nog^^ welche den Ausgaugsponkt 
' 6c/ ^'^^^ sollte' für die staatmclitliche Entwicklung Oesterreichs in 
' 1 der vierten Periode, zu deren Betrachtong wir nun gelangen. — 

üeber dieselbe ver^l. Gumplo- 1 Wien 1891. S. 102 ff. 
vicz : Das österreichische Staatörecht, | 
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TTeberBiolit« 
1 39. 

Die drei Decenmea dieser Periode Bind ein sa kleines Bruch* 
stftck, als dasB yon einer GUederang derselben nach hiatcnlifeben 
Wendepunkten die Rede sein konnte. Unenteebieden wogt seit 1667 
der Kunpf swischen der alten, frflher massgebenden dentsdi-cen- 
tralistisehen Strömung, welche natmgemäss die neuen Yerfassiings- 
formen dasu benütcen mOchte, um ihr Mierea üebeigewidit auf- 
recht ta. halten und andereneite zwischen den Mher unterdrückten 
nationalen Elementen, welche die sunfichst prindpieUen und nur 
auf dem Papier befindlichen Zugestfadnisse au Terwirldlchen und 
aus denselben die Gonsequenzen ziehen möcliten. Da bis heutzu- 
tage weder Niederlage noch Sieg entschieden ist, so muss der 
Historiker sich begnügen, die einzelnen YorstOsse bald der einen 
bald der andern Partei, wie sie sich in den verschiedenen ans 
Ruder gelangten Ministerien bald der eiujNi bM der andern Rich- 
tung manifestiren, zu verzmcbnen. 

Nach diesem Kriterium sind zur Orientirung in den letzten 
drei Decennien die wechselnden Ministerien zu. beachten und zwar: 

' 1. Das nBftrgerministerium** mit Tonriegend 

deutach-centralistischer Tendenz . .. 1667^1870 

3. Ifinisterium , Hasner ■ mit ausschHesslich 

deutsch'Cenirallstischer Tendenz . . 1870-^1871 

3. Uinisterinm Hohenwart mit iiBderalistisch- 

derikaler Tendenz 1871^1872 

4. Ministerium Lasser „verfassungstreu", d. Ii. 

deutsch-centralistisch 1872—1879 

15* 
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5. Ministerium Taaffe „über den Parteien", 

strebt erfoli^OB Bftoh fümem ^Aiui^flieli mit 
Böhmen** und Befriedigung der nicM- 
deutschen Nationalitäten ...... 1879^1893 

6. ^Coalitionsministeiiuiii" Wiudiscligi ätz- 

Plener (iim.) 1893—1895 

7. Provisoris(^hes Bearateu-Ministerium » . . 1895 

8. Minißterium üadeni . 1895— ? 

Im AUgemdnen kann man aagen, daas alle diese Cablnete 
insanunen e i n Ziel Terfolgen, d. i den Streit der Nationalitäten 
in Oesteireich ta schlichten nnd ein politisches Gleichgewicht unter 
ihnen herzustdlen. Bei dieser Arbeit ist die Lebensdauer jedes 
Gabiuets im umgekehrten Verbältniss zu seiner politischen Pronon- 
cirthmt. Das ^ Burgerministerium das mit feudal-nationalen Ele- 
mwten gemischt war, hielt sich drei Jahre, als es die nicht- 
centralistischen und feudalen Elemente ausschied und prononcirt 
deutsch-centralistisch wurde (unter Hasner), konnte es sich nur 
1 Jahr halten (1870—1871). Ebenso erging es aber auch dem 
prononcirt clerikal - föderalistischen Ministerium Hohenwart (1871 
bis 1872). Länger schon Iiielt sich das Ministerium Lasser, da es 
die deutsch-centrnlistisrlie Richtung etwas feudal- clerikal abtönte, 
es hielt sich 7 Jahre (1872—1879). Am längsten hielt sich das 
Gabinet Taaffe. weil es alle österreichischen Partei-Elemente, jedoch 
in gemässigten Formen, in sich enthielt, nacl! keiner Richtung pro- 
noncirt war und jeder Richtung bis zu ^ im ni ui wissen Massi' cv- 
recht werden wollte; es hielt sich 14 Jahre, last so lange wie alle 
vorhergehenden Cabinete seit 1867 zusammene:enommen. 

Dagegen hatte das Coalitionsministerium, da es aus entschie- 
denen Vertretern der entgegengesetztesten Richtungen bestand und 
daher ganz actionsunfähig war, nur kurzen Bestaud (l'^SS — 189Ö) 
und musste schliesslich na'^b l iiieiti kurzen Provisorium (Kielmans- 
egg) einem nicht parlamentadsctieu Vertrauensmann der Krone 
Badeni den Platz räumen, der sein Cabiuet wohl mit Rucksicht 
auf die Vertretung der einzelnen Länder, jedoch ohne Rücksicht 
auf die Vertretung des Parlaments im Gabinet, bildete. — 
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Das BOrspenniiiiateriiiiii. 

(1W7-1870.) 

Als Preis ftr die Zostimoniiig mm Ansgleicli mit Ungarn ge- 
währte die Regieruug der deutsdi-Iibeiraleii Partei eine liberale 
Veifi^ssang. Dieselbe bestand ans einer ReÜie Ton .Stäatsgrund- 
gesetzen**, in welche nach bekannten anslfindischeii tfnstern die 
wichtigsten Bestimmnngen Uber persÖnUche nnd politische Freiheit 
Annahme Iwdan. Da diese gapze «Ver&ssnng'* rnj^ der dentsch- 
iiberalen Partei entworfen nnd nnter ihrer *Pfl|irang beachlotoen 
wnrde, so darf es nicht Wnnder nehmen, dass Ihre Bestimmnngen 
derart abgefitsst waren, dass sie dem dentschen Centralismns In 
iOesterreich nnschüdUch sein sollten. Neben den Bestimmnngeii 
ftber persönliche nnd politische Freiheit enthielt dieselbe anch die 
Qarantie des Uebergewichtes der Dentschen in Oesterreich. Anch 
vergass die dentsch-centralistische Partei nach Fertigstellung der 
Verfassung nicht, „die Erwartung auszusprechen, es werde sofort 
nach der Genehmigung des Ausgleichs mit Un^^n ein selbst- 
ständiges verantwortliches Ministeiinm eingesetzt werden'*.^ Nicht 
minder drängte Ungarn anf ein solches Ministerium, da es nnr a^t 
einem cönstitutionellen Staate in ein dualistisches Umonsrer- 
hftltniss einzugehen gesonnen war.^ 

Unter solchen üruständen erfolgte eine "Woche nach der Kund- 
machung der S'tantsc^riiTidgcsetze am 29. Dccemher 1867 die Er- -ryr - 
nennung des ersten parlameutarischen verantwortlichen Ministeriums, Mi. -J/' 
Welches man als das „Bürgerministerium" bezeiclmcte. weil darin / 
(zum ersten Mal seit dem Bestände Oesterreichs) d' ii fünf hoch- 
ndeligen und adeliapu Ministem (Carlos Auerspcrg, Taaffe, Plencr sen., 
11 nsner und Pofocki) vier Minister bürgerlicher Abkunft gegenüber- 
standen (Giskra, Herbst, Brestel und Berger). Die erste That des 
deutschen Bürgerministeriums war die Aufhebung des unter Bel- 
credi (1866) sanctionirten böhmischen Landesgesetzes, wonach der 
Unterricht in der böhmischen Sprache auch für deutsche Schulen 

^' Antraf Berger*s ins Ahn-eord- garn die "Wahl der Delegationen vor- 

iMtenhause Tom 14. Dec. 1867. zunehmen, bis nicht „jensoits'' ein 

*" Am S5. Dec. 1867 schon, nach verantwortliches lünisterittm ernaimt 

Eundmachnng der ersten Staats- weiden wird, 
gmndgetetse» weigerten sieb die Uh- 
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und Schuler obligat sein sollte (10. Februar 1868)| die Anfhebung 
erfolgte mit der Begründung, dass die Bestimmung dieses Gesetzes 
dem Paragraph 19 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen 

Rechte der Staatsbürger zuwider sei. Damit kennzeichnete das 
BürgermiDisteriuin oder zum mindesten dessen Unterrichtsminister 
Hasner seine entschiedene Abneigung gegen jede Verständigung mit 
den Böhmen und die entschlossene Absiclit. das Uebergewicht der 
Deutscheu in Böhmen und Mähren aufrechtzubalten. Die Vertreter 
des böhmischen Volkes im Herrenhaus^ beantworteten diese Mass- 
regel des Ministi riuiiis mit der Niedt rl( L^img ihrer Pairswurde 
(18. Februar 1868). Augesichte der passivi ii Opposition der B^ihinen 
und der Angriffe von Seiten der katholischen Kirche (die Bischöfe 
erliessen Hirtenbriefe gegen die Verfassung) musste das Ministerium 
zum mindesten die Vertreter Galiziens befriedigen und so wurden 
denn endlich anstatt der deutschen Sprache die Landessprachen 
(polnisch und mthenisch) in di n gulizi^chen Gerichten eingeführt,^ 

rebrigeiiij beeilte sich das ^ilmisteriuiii. dur' li .iHcrhand liberale 
Reformen, welche der Herrschaft des deutsch-centralisUöchen Systems 
keinen Eintrag that<3n, seine Stellung in der öflFentlichen Meinung 
zu befestigen. Die alten Wuchergesetze wurden aufgehoben,'-'^ der 
'T' alte, in den Rahmen der neuen Verfassung nicht eingefügte Staats- 

rath wurde aulV;closst,^ eine gleiche Formel der Eidesleistung vor 
'^IH Gericlit für alle Confessionen eingeführt,^'' die politische Verwaltung 

nach dem Grundsalz der Trennung de r . V erwaltung von der Justiz 
7?j** jfl ßßii organisirt,^ für Pres sverg ehen die Jury eingeführt,^-* die inter- 
confessionellen Verhältnisse nacE den Grundsätzen der Freiheit und 
Gleichberechtigung der Confessionen gesetslidi normirt.!^ Doch alle 
diese und nodi manche fihnUchen libeialai Geselle und Uasszegeln 
iconnten die Tbatsache der passiven Opposition der Böhmen nicht 
ans der Welt schaffen — und auch die andern nichtdeutschen 
Kation^ die Polen xiicbt ausgenommen, konnten nidit dasu ge- 
bracht werden, für liberale Gesetoe ihre nationalen Ansprüche auf- 
SDgeben. 



^ Erlass des Justizministeriums vom 
29. Dec. 1868. Erster Schritt zum 
stillen Ausgleich mit Galizien. 

Gesetz v. 14. Juni 1868, welches, 
nachdem es schädlich wirkte, mit 
Gesetz t. 28. Mal 1881 aufgehoben 
wurde. 

*^ Gesets t. 12. Juni 1868, vrgl. 



Gumplowics Oesterr. Staatsr. S. 106. 

Note. 

Gesets t. 8. Mai 1868. 

Gesetz v. 19. Mai 1868 über die 
Einrichtung der poUtischen Ver- 
waltungsbehdrdeik. 

Gesetz Y. 9. März 1869. - . 
^ Gesetze t. 25. Mai 1868. 
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Als im August 1868 die Landtage einbernfeii wurden, al)sen- 
tirten sich die Böhmen vom Präger Landtag und motivirten ihre 
Abetmens in einer P.eclarationt_m der sie ihre nationalen Än* 
spräche auseinandersetzten.^^^ 

Auch im galizischen Landtag protestirte Smolka gegen die 
Staatsgrundgesetze vom nationalen Standpunkt; der Landtag nahm 
hierauf eine gegen die Staatsgrundgesetze gerichtete Resoluti on 
an. in welcher die nationalen Forderungen der Polen formoUrt 
wurden.^*^ 

Spaltung Im Bfkrgeniiiiiisterliun. 
«4L 

Dieae nationalen Oppositionen hfttten gewiss schon damals 
(Sommer 1868) den Stone des deat8c1iH»ntralistisehen Oabinets her- 
beigeföhrt, wenn nicht die von demselben angebalinte länfflhrang der 
allgemeinen Webrpflicbt dnen Regiemngswechs^ als nicht opportun 
erseheinen Hesse. Bas neue W^bigfitt^ worde in der Herbstsession / J'^J- 
des Keichsraiha (1868) angenommen. Eaom war diese legialatiTe 
Arbeit Tolleiidet, begann (Jaonar 1869) im Reichsrath das Oeplftnkel 
zwischen Polen und Himsterinm wegen der galisischen Resolntion, 
welche Giskra (IGn. des Innern) dem Reichsrath nicht Torlegen 
wollte. Um jedoch die Polen in besänftigen wurde im Yer> 
ordnongswege die polnische Sprache als ^ Aintj^spr ache* in Galizien /// ' :> a 
eing^ahrti« " ' '^"^ 

Die Missstimmung, welche darüber in der deotsch-centralistischen 
Partei sich geltend machte, trachtete das Ifinisterium mittelst einiger 
liberalen Verordnungen ■ ZU bannen: so wurde z. B. mit einer 
Ministenal- Verordnung an die Landeschefs auf die thunlichste Ver- 
minderung der Feiertage gedrftngt Die Böhmen aber gaben ilure 
Opposition nicht auf. j^^Byj^hUn an Stelle der dem Landtage ^^^^ 
ferngebliebenen Declaranten blieben erfolglos; die Declarantep 
wurden wieder gewählt (September 1869). Da kam es denn im "ST '^^ 
Schoosse des Ca&mets, aus welchem Fürst Auersperg schon im ^ 
Juni 18fiR ausgetreten war. w/M^en der „Revision der Verfassung** Jl- /^j 
zu einer Krise. Das von Anfang an nicht homogene ^Bürger- / / 

August 1868. f ^ Zweiter Schritt zum stillen Aua- 

^ BeachlMsenv. Lemberger Land- glei^ mit GalisieB. 
tag an S4. Sept. 1868. 
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minister ium" spaltete sieb in seine Elemente; hie deutscher 
^ ^ Central ismus (Giskra, Herbst, Hasner, Brestel, Plener) hie Föde- 
J 'J' ralismus ( Taaffe, Berger, Potocki). 
* Kurz nach EröffmiDg des Reichsraths (December 1öö9) über- 

reichten beide Fractioiieu des CabiiieLs dem Kaiser Denks9iij^i£t4Ui— - 
^^^^ in denen die eine (Majorität) ihren „verfassungstreuen^ Standpunkt 

/! Z^^^ darlegte, die andere (Minorität) die Nothwendigkeit der Yer« 
»tändigung mit der gesammten nationalen Opposition anseinander- 
setzte.^^ Der Kaiser nahm die Demijssion der Minoritftt an, und 
betraute Pkner (sen.) mit der Bildung eines neuen Ministeriums (resp. 
Ergänzung des alten). Auf ^ese Weise kam ein ToUkommen 
JU ^^j J^^^omogenes, rein dentsch-c entralistisches IBnisteriiun lu Stande 
(Hasner, Wagner, Banhansr~i5tr^nayr, Giskra, Brestel, Herbst, 
Plener). 



_ Das Ministerium Hasner. 



s ^- 

Das neue Mlnisteinrai debutirte mit der Einbringung eines 
Gesetsentwnrfes Aber die obligatorüsche dvileke, wofttr es grosses 
Lob erntete. Um den Reiclisrath von den Landtagen zu eman- 
sipiren brachte es auch einen Gesetzentwurf über direkte Wablen 
fllr den Reieksiatk ein. (März 1870). Als es Sieb' aber weigerte, 
die galiziscbe Resolution Yor den Reichsratb zu bringen, traten die 
polnischen Abgeordneten aus dem Reichsrathe aus, welchem Bei- 
^lele äücb die Vertreter anderer nichtdeutscTien Nationalitäten 
folgten. Das Ministerium verlangte sohin von der Krone die Auf- 
lOsung der betreffenden Landtage. Als dieses Ansinnen abgelehnt 
wurde demissionirte es. Nach dem Misslingen dieses Versuches 
mit dem rein centralistischen Ministerinin musste wieder mit einem 
„autonomistischen'^ u. z. nichtparlamoitarischen der Versuch gewagt 
werden. Der Gedanke bot sich von selbst dar, die einstige 
„Minorität'* des Bürgerministerinins, deren „Minoritäts-Denkschrift" 
jet:':t rhirrh rlas Scheitern des MajoritSts-Programms doppelt ge- 
rechtfertigt war, in's Cabiuet zu berufen. So wurde denn mit der 
CabinetebUdung Graf Potocki betraut. 

^ Beidt Denksduülm abgednukt in der Wiener Zeitung 12. 1. 1870. 
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Ministerium Potoolö. IjfjT IQ J 
«43. ^ 

Potocki als Mimsterpiäsident und Taaffe als Minister deg 
innein, der polnische und der böhmische Grossgrundbesitser gaben 
dem neuen Cabinet seine Signatur. Neben ihnen befanden sich auf 
den übrigen Ministerposten wenig prononcirte Persönlichkeiten 
zumeist höhere Beamte als ^ Leiter^ der verschiedenen Ressorts. 
Potocki versuchte einen Ausgleich sowohl mit Ijülimeii \vie auch i)J ^O'^ 
mit Galizi^n herbeizuführen. Doch die deutsch-centralii>tis>che 
Partei, geatützt^auf ihre Majorität im Reichsrath, setzte allen diesen 
Y«r8iichen einen harknftckigen Widerstand entgegen. Da blieb dem 
Ministeriiuii nnhto inderai ftlwjf alt doi Reiehgratb UBd £e Liiicl- 1 Jn y ^ ^ 
tage av&iildaen imd Kenwablen aazaordiiai, um ea mit emconi neoea l ^ ^ 6 

Reieharaih zn Tersacben (Mai 1870). Zogleieb wurde jedoeb dar "id K ^ 
dentsdi'CentralistUcheii Partei eine Coneession gemacht, indem dn 
berronragendes Hitglied dieser Partei in*8 Cabinet benifien wurde. 
gtremayr wurde zum Mniater für Goltns und Untezricbt ernannt 
(B. Juli 1870). Damit sollte der deutaeh-oentralistjscben Partei eine 
Gewähr geleistet werden, dass an der liberalen Richtung featgebalten 
werden solle. 



Als Unterpfond dieser einziibaltenden RIchtang wnrde, ana T^T^^^ 
Anlaas der InfaJHbiyidttaiddSniBg des Papstes, das Goncordat voAi 
.18. Angost 1855, dieaea in das conatitutionelle Oeaterreicli noch 
hineinragende Denkmal ana dar Raftotionsaeit, aufgehoben,^^ Die ^ ^ ^ > 
dentach'CentraliatisQbe Partei betrachtete aber alle diese liberalen 1 
Goncessionen nnr als linaengirichte, fttr walohe sie auf ihr Ter- 
jaeinOicbea Erstgebnrtsrecht in Oeaterrdch an Tarzlebten nicht -jn- :> j ^ 
gesonnen war. «lU P'y 

Bei den Landtagawahlen in Bfthmen bfisaten ledoch di e Deutschen ^ y/- ' c 
die Majorität ein and die Böhmen traten^ Jn^ den_^^^ 
allerdinga nnter Vorbehalt ihrea in der Dedaration ^iääfön 
Standpunktea der dentseh-oentraUattschen Yerfoaaang gegenüber. 
Kur in M&hren nad Schlesien siegte die nTerftsanngatrene" Partei 
bei den Landtagawahlen (Angust 1870); in den ibrignn ^Andtagen 
waren die Majoiitftten gegen die Yerfiiaaang. SddieasHeb wihltan 
ftat alle Landtage ihre Abordnungen in den Rächarath. Nur der 

AUerböchsto Entaehliessung Tom dO. Juli 1870. 
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ol)eruslerreichische, seiner Majorität nach clerikale und der böhmische, 
^'J[\^^^^&&intT Majorität nach auf dem Standpunkt der I^eclaration be- 
harrende Landtag verweilten die Wahl in den "~ReIclj?rath. 
Letzterer Landtag betirlilr,ss eine A<lre->^tj an den Kiiiser. in welcher 
er seinen gegen die Verfassung oppositiuiielien Staudpunkt begründete. 
HTS^i Da ein kaiserliches Rescript (14. October 1870) an den böhmischen 
* Landtag mit der Äufforderung zur Vorn alt nie der Wahl in den 

^^.--^ 'ij^^ Reichsrath erfolglos blieb, ordnete die Regie rung m _Böhmen direkte 
1^ Reichsrathswahlen an. und vertagte mittlerweile den Reichsrath bis 

I\oveiiiher 1870. Da der im ^uveraber wiederzusaramengetretene, 
seiner Majorit.ät nach deutsch -centralistische Reichsrath seine 
Opposition gegen die Potockischen Ausgleichstendenzen nicht aufgab 
lud flowohl im Herreuhaose wie im Abgeordnetenhause ^yerfassnngs- 
trene" Adretten besehloes: betraditete Potocki sein Untenielimen 
als gescbelteTt, reichte am seine Entlassung ein, welche sehlieealich 
im Februar 1871 angenommen wurde. 



lUnlsterium Hohenwart. 



§ 4*. 

Da alle liberalen Concessionen an die deutsch-centralistische 
Partei sich als fruchtlos erwiesen, daneben die clerikale Opposition 
seit den ronfessionellen Gesetzen und der Aufhebung des Concordats 
der llegicruüg Verlegenheiten bereitete, entschloss sich der Kaiser 
den Grafen Hohenwart, einen entschieden föderalistischen Staats- 
mann von streng clerikaler Gesinnung, mit der Gabinetsbildung zu 
betrauen^. Die Zusammensetzung des neuen Gabinets entspracli der 
nen dnsaschlagenden Richtong. Habietinek (Böhme) fär Justiz, 
Jirecek (Bohme) ftr Cultns und Unterricht» Professor Schäile Or 
Handel und Leitung des Ackerbanministeriums, Holzgeihan f&r 
Finanien, Scholl fftr Landesvertheidigung. Die amtliclie «Wiener 
/// V /y ' Zeitung" veröffentlichte das fOderalistisclie Programm des neuen 
y Ministeriums (aus der Feder Scbäffle's). Bei der ErSffiiung des 
HH Ur^ ReiehsratliB entwickelt^ Hohenwart sein fijrderalistisches Pros^wom. 
^ ^ . Da g^g der SHrmloe. S chmerlin g, der Vater der centralistiaclien 
'J':. V Terfossung, hielt im Herrenuause eme sdiarfe Rede gegen das neue 

Ministerium; dasAbgeordneienhaus nahm mit 77 gegen 69 Stimmen ebi 

«YT'iv'«^ MjtfttHiiii^UfiT^um ffft^i*!! Hohenwart an; ein ^dentecher^Parteitag " M 

'"^ Kaiserl. Handschreiben an den Grafen Hohenwart v. 4. Febr. 1871. 
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in Wien kam der deatach-centralistischen Partei im Reichsratb mit 
gebarnischten Reden gegen das MiDlsterium zu Hilfe (Februar 1871). 
In dieser Notblage verstärkte sicli das Cabinet zunächst durch die 
Aufnahme des Polenfnhrers Grocholski als Minister für Galizien; 
womit die Unterstützung der Polen dem Cabinete gesichert und _ 
zugleich die Institution des ^Landsmannministers" geschaflFen wurde, ^O'f 
'welche dem föderalistischen PrQSra!&!SP~Bohenwarts entsprach 
(März 1871).io' 

KuB brachte das Ministerium im Sinne seines Programmes eine 
Vorlage über die Erweiterung der Gompetenz der Landtage ein. 
Diesmal unterlag es. Die centralistische Majorität des hierzu ge- 
wählten 24 er Ausschusses dessen Referent Herbst war, lehnte die 
"Vorlage ab. Noch einnn Sieg errang die centralistische Partei, 
indem eine von ihrer Seite beantragte und von Herbst verfasste 
Adresse an den Kaiser f^eö^en die Politik des Ministeriums mit 93 • 
gegen 66 Stimnien augenommcn wunlp. Als aber die Antwort des 
Kaisers auf diese Adresse sein Vertrauen zu dem Miiiistt rinm aus- ^/ ^ 

drückte, da gerieth die „verfassungstreue'' Opposition in's Schwanken. 
Bei der Budgetdebatte unterlag die verfassungstreue Partei, die das 
Budget ablehnen wollte. Das Ministerium &i££te_jBit 77 gegen 
66 Stimmen. Auch der Dispositionsfonds wurde dem Ministerium 
mit 76 gegen 62 Stimmen bewilligt. ' 

Kurz darauf (Juli 1871) wurde üraf Agenor (roluc bows ki zum 
Statthalter von Galizien ernannt und die polnisch e^Sprache wieder ^/(_ j ^ 
in die seit dem Bach'schen Regime germauisirte Jagellomsche 
Universität in Krakau eingeführt.^*** 



Der AiiflgleioliaTersiioli mit BölimeiL 

(1871.) 

« 45. 

Nun ging es an den Ausgleichsversuch mit Böhmen. Der 
Reichsrath wurde aufgelöst; die darauf vorf^enummeru'n Landtags- 
wählen ergaben ein für die Regierung günstiges ResulUt. la aileu 
Landtagen brachte die Regierung Vorlagen behufs Aenderung der ^7 S~ Y 
alten noch Schmerling'schen Landtags -Wahlordnungen ein. Zu 

Dritter Schritt xuii Ausgleich I Vierter und fünfter Sehritt som 
mit Galirien* > | Ausgleich mit Galizien. 
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Gunsten der nichtdentachen Bevölkerungen sollten die ihnen durch 
die Schmerlingische ^"Wahigeographie" zugefügten Wahlrechts- 
gchnoiälerungen beseitigt Tverden. In einigen Landtagen absentirtert 
sich nun die deutschen Minoritäten, Tm böhmischen Landtag kam 
ein kai.sorllrhes Rescript vom 12. September I87l' zur Verlesung, 
worin der Kaiser erklärt . srerne die Rechte dieses KCnipreichs an- 
BUerkenneu" uud diehelben mit (iem Kr<uiuDgsei(lt^ zu evrieuern, und 
den Landtag auffordert, „die zeitgemasse Ordnung der staataitjcht- 
liclieu VerhältiiiKäu ■ Böhmens zu berathen uud dem Kaiser die 
Mt gUciikeit zu schaffen, ohne Yerletzuug der Rechte der übrigen 
Königreiche und Länder einen Verfassungsstreit zu beenden, 
dessen Fortdauer das "Woiil der Völker Oesterreichs „in bedeak- 
hcher Weise bedrohen würde". 

JJaiaafhiu erklärten die deutschen Ltiudtagsabgeordiictcn, ,dass 
sie an den weiteren Berathungen des böhmischen Landtags nicht 
theilnehmen werden und sich gegen dessen etwaige Beschlüsse, 
welche die „rerfassungsmässige Gompeteuz des Landtags üher^ 
achreiten soUten*', yerwahren. 

An diesen Plrotest der deutschen Iiandtags-l^aritfit in Prag 
Bcblossen sieh die Proteste der devtielien HsjoritSten zu Wien, 
Troppan imd ^agenfiirt ui, welche alle gegen das kaiserliche 
Resscript an den böhmischen Landtag vom Standpunkt der bestehen* 
den Yei&ssniig sich verwahrten. Indessen legte der behnfe Beschlüsse 
fassang Uber das kaiserliche Rescript Tom bOhnuschen Landtag 
eingeseiste 30 er Ausschuss dem Landtage einen Adressentwurf an 
dm Kaiser vor, der yom Landtage angenommen und aammt den 
«Fundamental-Artikeln", einemEntworfe eines -l ^tionalitits-Ges etees" 
für Böhmen und dem Entwnrf dner „Wahlordnnng* an denlSaiser 
^gerichtet wnrde. In dec^Adxe8ifi..X]|rde der Kaiser gebeten, die 
drei vorgelegten Gesetzentwflife einem einznbemfendoi böhmischen 
KrOnungs-Landtage vorzul^en und die bezügliche Regelung des 
staatsrechtlichen Verhältnisses der Länder der böhmischen Krone 
anbahnen zu lassen. (10. October 1871.) 

Nun setste die deutsch - centralistische Partei alle Hebel in 
Bewegnng um den „Angriff der Böhmen auf die Verfassung'* absu- 
^ y^/ ^®^rcn. Im Wiener Landtag wnrde eine Erklärung beschlossen, 
^ wonach die Unterhandlungen der Regierung mit den Böhmen zum 

Zwecke einer Regelung des staatsrechtlichen Verhältnisses Böhmens 
zu den übrigen österreichischen Ländern als ein „Verfassungsbruch** 
bezeichnet wurde. Während Hohenwart dem Kaiser eine entgegen^ 
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kommende Antwort auf die Adresse des böhmischen Landtags vor- 
legte, widerrieth der Reichskaiusler Beost «ia Eingehen auf die 
bohmifichen Fordenmgen. Der Stifter dwAnfl^^chs mit Ungarn 
widerrieth d^ An^gleldi mit Bl^hmen. Nun wurde der Minister 
AndrAssy einTemommen. Der Ungar konnte eelbetrerstSndlich nicht 
ffir einen Antgleich mit BOhmen stimmen, der nicht nur nicht im 
imgarischen Interesse lag, sondern den die Ungarn, ihrer SlaTen 
wegen, mehr als einen Grand hatten zu perhorresdren. 

Am 20. October 1871 fand darüber in Wien mi gemeinster 
Ministerrath statt Benst nnd Andrassy erklSrten sich gegen die 
Hohenwart*sche Antwort an den böhmischen Landtag. Die Ton Benst 
und Andrassy gegen die HohenwartWhe Antwort vom Standpunkt 
des Dnalismos voigebiachten Bedenken landen die Znstimmnng des 
Kaisers; der bOhhiische Ausgleich war gesehdtert Ein dem Kaiser 
Ton Biegcr und Grafen Clam überreichtes Memorandum konnte 
daran~nicht8 iuehr^findern. GräTHShenwart und SchSffle demissio- 
nirten. 

ünterm 30. October 1871 eriiess der Kaiser an den böhmischen 
Landtag ein Rescript^welches von Holigethan g:egeTigezeichnet 
war. Das Rescript weist in Beantwortung der Landtagsadresse 
einfach darauf hin, dass das Gesetz über die gemeinsamen Angele- 
genheiten zwischen Ungarn and Oesterreich und das beiderseitige 
Verhältniss für die ganze Monarchie ..in voller Rechtskraft 
erwachsen" sei und dass eine Abänderung der Staatsgrundgesetze 
nur im Reichsrath orfolgeu könne; der böhmische Landtatr wurde 
daher aufgefordert, „durch Eutsenduug seiner Vertieter in den 
. Reichsrath an dem Werke der Versöhnung mitzuwirken". Das 
Rescript rief in Böhmen iinmonlose Bestürzung hervor. Der Land- 
tag lehnte die Wahl in den Reichsrath ab in der Erwägung, ,.dass 
die staatsrechtliche Stellung des Königreiches die Judicatnr einer 
anderen legislativen Körperschaft ausschliesst**, zugleich verwahrt 
sich der I/andtag dagegen, ,dass der Reichsrath je berechtigt 
gewesen wäre oder je berechtigt sein könnte über die Verfassung 
oder das Staatsrecht des Kuuigreichs Böhmen zu bescbliessen". 
(8. November 1871.) Der Conflict mit Böhmen war in seiner 
schärfsten Form wieder da. Die centralisüsche Partei jubelte über 
diesen Sieg der Verfassung und des Dualismus. Beust aber, der ihr 
XU diesem l^ege verhelfen, trinmphirte nicht: er empfing knapp vor 
Schluss des bOhmiedien Landtags, am 6. November 1871, seine 
^Demisaiott; sie Itam gans unerwiTtet 
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' IV. Periode. 



Mmisterium Auersperg- Lasser. 

(1871— X879.) 



Andrassy ftbernahm an Stelle Beust's das gemeinsame Minis- 
terium des Aensson. Der Retter der deutsch -centralistischen Partei 
konnte neben sich in Wien kein anderes als ein dentscb-centralis- 
tisches Gabinet haben. Der Bund der einst auf Tod und Leben 
sich anfeindenden Parteien, der deutschen Centralisten mit den 
Ungarn war jetzt durch das gemeinsame Interesse gegen die öster- 
reichischen Slaven, tbeilweise durch die gemeinsame Abneigung 
gegen dieselben fest gekittet. Die einstige blinde Wuth der deutschen 
Centralisten gegen die Magyaren war vergessen, der einstige blutige 
Hass der Magyaren iicn den ^8<'hwnh'' besänftigt; das gemeinsame 
Interesse gegen die Ölaven stiltete einen dauernden Freundschafts- 
bond zwischen den einstigen Gegnern. 

Nun konnte kein anderes als ein durch imd durch deutsch- 
centralistisches Ministerium in Wien die Regierung überuehmeu. 
Ein verfassungstreuer „Cavalier", Fürst Adolf Auersperg, übernahm 
die Cabinetsbildung; ein geschulter Bureaukrat, Freiherr v. Lasser, 
das Innere; Streraayr erhielt wieder sein Portefeuille für Gultus 
und Unterricht; vier Parlamentarier von der deutschen Linken, 
Banhans (Handel), Ohlumetzky (Ackerbau), Glaser (Justiz) und 
ünger (ohne Portefeuille) gaben dem Cabinet den nOthigen „parla- 
mentarischen" Anstrich; Freiherr von Holzgethan, der Gegenzeichner 
des Rescriptes an den böhmischen Landtag, ward aus dem ver- 
flossenen ins nene Cabinet herüberguauiumen und Oberst Horst 
übernahm das Landesvertheidiguugsressort. 

Der Jubel in den Reihen der deutschen Centralisten war gross. 
Das Werk, das ihnen einst auf dem ganzen Terrain zwischen dem 
Bodensee und den Transsyivanischen Alpen nicht gelungen war, aus 
Oesterreich einen einheitlichen rentralisirten deutschen Staat herzu- 
stellen, dieses Werk sollte jetzt auf dem halben Terrain zwischen 
Bodensee und Leitha, zwischen dem Riesengebirge und der Adna 
durchgeführt werden. 

Und da im neuen Cabiuete auch zwei Corjphäen der Wiener 
Umversität Platz nahmen, der grosse „Civilist" ünger und der 
ebenso „grosse" Criminalist Glaser, so dniflte in Wien Nieipand daran 
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BWeifeln, dass das grosse Werk nunmehr sjelingen müsse. Und 
doch sollte der Jubel nicht gar lange dauern Wie sie einst die 
Rechnung machten ohne die Ungarn, so sollte es sich bald zeigen, 
dass sie nunmehr auch in Cisleithanien die Rechnung machten ohne 
den Wurth. Nur ein Unterschied besteht in der Politik der deutschen 
OentraHsten bis 1867 und seither. Bis dahin verrechneten sie sich 
«Hein; seither ist die Gefthr immer grosser, dass ne sidi mtiummt 
den bngarn Teireehnen. Denn seither sind in den alten Feblor 
der deutschen Centralisten, gegen die Natur der Sache, gegen die 
fealen Yerhftltnisse einen anssichtsiesen Kampf zu führen, auch die 
üngam Terfallen. AussichtsioB aber ist dieser Kampf gegen die 
Böhmen wie einst der Kampf gegen die Ungarn war; denn Qrenz- 
scheid^ der YoHcer, wddie die Natur seihst gesetst» welche eine 
jahrhundertealte Geschichte geheiligt hat, lassen sich nicht verwischen 
durch Fedeizfige, weder durch die der Schmerlinge, noch durch die 
der Schmierlinge einer „neuen freien" Presse. 

Centralistisolxer Yorstoss. 



Der centralistische Vorstoss begann mit der Ausschr eibung / ^ ^ ^ 
direkter Wahlen in den auf den 27. Deceraber 1871 einberufenen ~ 
Reichsrath in Böhmen. Dieser er^te Schritt missghickte. Der 
böhmische Adel wählte lö npi'lara^t^-n^ die nicht nach "Wien gingen 
— ebenso wählten die Landgemeinden und viele Städtekurien. 
Von den 64 direkt gewählten Vertretern Böhmens gingen nur 
24 Deutsch-Böhmen in den Reichsrath. Daerep^en gelang es der 
Regierung alle andern Landtage zur In schickung des Reichsrathes 
zu bewee^eu. Nur die Gzechen aus Mäliren und die Siovenen aus . 
Krain a bsentirtea sich. Im Herrenhause wurde die verfassungstreue fr / J 
Partei mittelst eines kleinen Pairsschubs verstärkt. Die Hauptsorge 
der central istischen Regierung und Parlamentsmehrheit musste es 
nun sein, sich von den Landtagen zu eraaneipiren und den Reichs- 
ratb unabhängig zu machen von den föderalistischen Stimmungen 
«iniger Landtage, „Wahlreform'* und „unmittelbare Wahlen in den 
ileichsrath"* bildeten nun das Losungswort der wieder zur Herrschaft 
gelangten deutsch -centralistischen Partei, die fflch jetzt als die 
„verfassungstreue'* beseldinete und mit allen Kriflen bemüht war, 
«ndlich einmal ein wirkliches „VoUparlament^ zu schaffi»n. 
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Als PxoviMrittDi bis sur Dmehflllirung der geplanten WaU- 
reform watd nn&ehst ein NoHiwehlgesets beseUossen, anf Qnmd 
[dessen die Regierung in jedem aas was immer für Ursachen Im 
ReM^srafhe nidit Tertretenen Wahlfoesidce direkte Rcicbsraihswablen 
lanasdifeiben ktante. 

' Da dieses Mittel aidi aber gaai unwirksam erwies, sduitt die 
«▼er&ssaogskeae'* Partei in einer Umgesialtnag der bestehenden 
Terfiusiug mittelst einer Wablreform, welche den Charakter des 
Reichsiaihes von Grund aus verfiadem sollte. Die Zahl der Ab- 
geordneten aolite bedent^d Twnkehrt werden, um dem RelchsiaA 
seinen unpriaglichen Charakter als Yerfiammliing von Landtags* 
Ddegationen zu nehmen und ihm denjenigen eines ricbtigen und 
regelrechten Parlaments an geben. Die Wahlen in den Reichsrath 
sollten unmittelbar voigettommen und jede Berührung niit den 
Landtagen vermieden werden, um anf diese Weise diese letzteren 
zu ProvinziaWttrtretungen von untergeordneter Bedeutung herabzn- 
drücken und nur den Reichsrath als die alleinige politische Ver^ 
tretung „ Oesterreichs'^ als einheitlichen Staate erscheinen zu lassen. 
Wenn Schmerling seiner Zeit im Februarpatent diesen Gedanken 
nicht zum vollen Ausdruck bringen konnte, weil er durch das 
Golnchowskische Octoberdiplom beengt war, in dessen Rahmen er 
sich nolens vnlens hineinpressen musste: so sollte jetzt jede Spur 
jener föderalistischen Beengtheit verwischt und das an Zaiil der 
Abgeordii(?ten vermehrte, von der Bevölkerung ?tiit L nmeliung der 
Landtage unmitlelbar gewählte ^Volkshaus" di( 1m( tu n iirrstellen, 
dass es die Vertretung einer eiuheillicheu j\ation sei. Diese 
wenn nicht verbesserte, doch buchstäblich „vermehrte" Auflage des 
Sohmerlingischen Keichsrathes herzustellen, unternahm Schmerling II., 
Namens Herbst, der im Juni 1872^ -dea Entwurf der neuen Wahl- 
ordnung v( r. ffeutliciite. Wien jubelte; die Kurse stiegen; der 
Himmel hmu, voller Griinduagen. an denen in brüderlicher Eintracht 
alle Stände und Confessionen -Autheile" nahmen; die verfassungs- 
treue Presse jauchzte über den unerhörten Aufschwung des Reiches 
unter verfassungstreuem Regime; voll rosiger Hoffnungen rüstete 
man inr Wiener WeHanestellang und zur verfisussungstreuen Yer- 
iMSungsinderaug. In diaser Stimmung begrässte man den im 
Decemfoer 1672 erOflheten Eeichsiath, der das grosse Weik 
enden sollte, IGtte Januar 1879 wurde der Wahlrefonnentwnrf einge- 
bracht nnd aei^h dem TetCMSungsaneediuiB überwiesen. Nichts 
half der Protest der polnischen Abgeeidneten^ die leitweilig den 



Dig'itized by 



§ 48. Die „April-YerflusQng.'' 239 

V 

BenÖiragSMkal Terlieseen. Nichts ball eine Honstrepetitiim gegen . / ^ 
den Entwnff, welche Fürst Lobkowitz im Namen Ton 250000 BAhmen* 4 ' * ^ ' 

dem Kaiser überreichte (Febmar 1873). , 

Herbst als Berichterstatter des YerfMSungsaasschüsses brachte 
den Entwurf als Antrag des Ausschusses vor's Abgeordnetenhans; 
derselbe wnrde ohne Debatte bei namentlicher Abatimmnng mit > 

120 verfassungstreuen Stimmen gegen 2 angenommen. (Von der 
gesetzlichen Zahl der Abgeordneten, 203, waren 81 zumeist auf f^i 
Grund von prinzipiellen Verwahrungen gegen die Ungesetzlichkeit der 
Vertretung abwesend.) Ebenso glatt lief die Sache' im Herrenhaus ^ 

ab. Dort war Lichtenfels der Berichterstatter; der Entwurf wurde ) ^ [3^ 
angenommen (27riiärz 1873). Am 3. April 1873 erhielt derselbe ^ 
die kaiserliche Sanction. Die Poien bn ttrn si. h in's Unvermeidliche J^idC 
gefügt und erhielten ihren Lanasmannminister in der Person des. ^ 
Dr. Ziemialkowski. Am 24. April wurde der alte Reichsrath ver^ 
tagt, um einem auf Grund des neuen Gesetzes nnmittelbar zu 
wählenden Platz zu macheu. Am 1 Mai wurde die Weltau^sI^ üung . 
eröffnet: am 9. Mai erfolgte der gmase Börsenkrach als schlimmes 
omen der neuen Verfassungsära. Denn mit der wirthschaftlichen 
Noth begannen auch die Spaltungen innerhalb der deutschen 
Majorität. 



Die „AprU-VerfluiBiixig*'« 
I 48. 

Im September 1878 wnrde der alte, Tertagte Reichsratfa fflfg ^ 
£eld8t u nd die Neuwahlen anegeBchrieben. Anfongs NoYomber trat 
da nene Reiehsrath zusammen. Die Thronrede betonte, daea „dn 
nener Abschnitt unseres YerfassiuigBlebens begonnen*^ habe. 

Trota der nnmittelbaren Wahlen war das Abgeordnetenhaus 
nicht voUzShllg. Bdhmen, IfSbrer (caechische) nnd Yorarlberger 
absentirten tich. Die Verfaaaungspartei aber constitnirte sich in // ^ 42 
▼ier Practionen (altliberale, linkea Gentnim, Junge Shd Demo- ^ 
kraten). WShrend der Adressdebatte legte Hohenwart im Namen / y 
seiner Partei (Födenüisten) Yerwahrang ein gegen die «April-Ter- 
fassung**. Nachdem eine Anfforderang des PrSaidenten an die 
Bdhmen frnchtloe blieb» erklirte das Ageordnetenhaiis im Sinne 
des Gesetzes die betr^enden Abgeordneten ihrer Mmdate für ver- 
lustig (December 1873). Dagegen traten die mährischen Czechen , <f/> 
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unter Wahrung ihres Standpunktes der prinzipiellen Gegnerschaft 
gegenüber der Verfassung, in den ßeichsrath (Januar 1874). 

Die deutsch-liberale Partei schritt nun an den liberalen Ausbau 
der YerfassaDg. Die von Stremayr eingebrachten co nfessionellen Ge- 
s^tzentwürfe wurden beschlossen und erhielten im Mai 1874 die 
käl^(jrll(!h(i Sanction. Mit den böhmischen Abstinenten dauerte jedoch 
der Kanapf unentwegt fort. Ihre Mandate vi93ten für erloschen er- 
klärt. Neuwahlen lieferten kein besseres Resultat. Im Januar 1875 
innsston abermals die Mandate der Neiigewfihlten als erloschen er- 
klärt werden. Der Reicbsrath Hess sich dadurcb in seiner Arbeit 
nicht stören. Er wollte den föderalistischen Nationalismus durch 
den centralistischen Liberalismuss erschlagen. Ein Verwaltuns^s- 
gerichtshof, der nach der Theorie Rudolf Gneists dem modernen 
Staat erst die richtige Weibe des „Rechtsstaates'' verleiht, ward er- 
richtet. i<» 



EndgUtiger Sturz des ,4outsoli»li1>eraleii'' Regimes. 

§ 49. 

So lange die verfiassungstreQe Partei es nur mit renitenten 
Landtagen nnd protestirenden slavischen Hinoiitftten in einzelnen 
Ländern zu fhnn hatte, konnte der Widerspruch zwischen ihrem 
politischen Programm und den vitalen Interessen Oesterreichs ver- 
deckt bleiben. Sobald aber eine Frage der äusseren Politik an sie 
herantrat, musste dieser üTiderspruch offenbar werden und ihren 
Sturz herbeiffthren. Das erfolgte beim Ausbruch des msasch» 
türldscben Krieges 1877* Fflr Oesterreich-Ungarn ergab sicii du 
die uuabweisliche Nothwendigkeit seine Interessensph&re auf der 
Balkanhalbinsel zu schützen. Denn dem nordischen Coloss freie 
Hand lassen, Oesterreich auch vom Süden her zu umfassen, hiesse 
so viel wie die Existenz des Reiches arg bedrohen. Im Interesse 
der Selbsterhaitung musste Oesterreiid» einschreiten und seine Stel- 
lung im Südosten Europas durch Occupation seiner südslavischen 
Hinterländer verstärken. 



Wie ernst es übrigens dieser ! dagegen im Strafverfahren, wo es 

„Rechtsstaalstheorie" in Premsen ' sich um Freiheit, Gesundheit und 

um die „Freiheit" zu thun war, er- Leben der Staatsbürger handelt, alle 

hellt daraus, dass sie wohl zur Con- Berufuug abschaffte und diese höchsten 

trole der Verwaltung Bemftinstsazen Goter des Menschen der WÜIkfihr 

(Verwalttuigsfericblshoft) organisirte, einer einaigen Instanz fibetliess. — 



bigiiized by Google 



§ 49. Eudgiltiger Sturz des „deutsch-liberaleu^' Begimes. 241 

Zur Gutheissung einer solchen Politik w»ireu die deutscL-cen- 
tralistischen Parteien nicht zu bewe^^en. liii- ganzes Programm war mit 
einer solchen von dem vitalsten Interesse Oesterreichs nnabwoislich 
gebotenen Politik nicht vereinbar. Die „verfassungstreue", in ihrem 
Innern selbst immer mehr und mehr zerfallende und abbröckelnde 
Partei glaubte mit den klelHlichen Mitteln eines büi^erlichen Libe- 
ralismus «inen Staat wie Oesterreidi regieren %a können, trotzdem 
de in einer Reihe von Jahren es dMnit nicht einmal dahin bringen 
konnte» den Reichsrath vollzählig zu machen. Denn alle von ihr 
gebraucht^ Kunstgriffe der Wahlbeeinflnasung blieben erfolglos. 
Der Reicbsrath blieb immer ein Rumpfparlament Die Böhmen 
.waren in ihm nicht vertreten — und nun kam sie selbst» welche 
den Anspruch hatte, die fahrende Partei zu sein, mit der Regierung, 
welche auf der Balkanhalbinsel durch die Occiipation Bosniens und 
der Herzegowina das Lebensinteresse Oesterreichs zu schätzen 
gezwungen war, in immer schärfere Gouflicte. Von seiner eigenen, 
in ihrem Innern zerklfifteten Partei im Reichsrath bcfrlalet, verlor 
das Ministerium Anersperg-Lasser jede Daseins^Berecbtigung und 
die Logik der Thatsachen fährte seinen Sturz herbei. Wieder ein- 
mal hatte es sich gezeigt, da^ die deutsch-centralistische Partei 
unfKhig ist, das Österreichische Staatsschiff zu lenken, unfilhig trotz 
des angeblichen UebOTflosses an „Capacitäten". die aber aus der 
Grescbichte nichts lernen wollten und für die realen Verliältnisse in 
Oesten'eich blind blieben. Die deutsch-centralistische Partei leidet 
in Oesterreich an dem unheilbaren Gebrechen, daas sie auf ihre 
einstige herrschende Stellung nicht verzichten will, während die 
Verhaltnisse in Oesterreich so grändlich sich änderten, dass ihre 
Herrschaft die alten Grundlagen eingebüsst hat. Die geschichtliche 
Entwicklung brachte es mit sich, dass Oesterreich aus einem Staate, 
in welchem die Deutschen herrschten, zu einem Staate wurde, in 
welchem alle Nationalitäten gleichberechtigt sein müssen.' Im Priucip 
nun hat die deutsch-centralistische Partei das anerkannt und diesem 
Grundsatze sogar in der Verfassung Ausdruck gegeben (§ 19 des 
8t.-Gr.-Ges. v. 21. December 1867 ^o. 142 K.G.B.), in der Praxis ver- 

110 Diege grundstönsende Umwftl- I derlage b«rMtet. Wenn also beute 

zung vollzog sich 1866; auf den die „Deutsch-Nationalen'* in Oester- 
Schlachtfeldern von Sadowa und Kö- reich Bismarck feiern, so haben sie 
iiiggrätz haben die Preussen das eigentlich wenig Grund dazu^ viel 



österreichische Deutscbtbum geschla 
gen: der Vorherrschaft der Deutschen 
iu Oesterreich die entscheidende Nie- 



mehr Ursache dazu lAtten. — die öster- 
reichischen Slaven. 
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theidigte sie aber jeden Fussbreif ihrer alten Herrsdia fts-Domäne 
und wollte sich anrh mrht iu diu T-pli-iisiiiTcresstwi des aicht- 
deutschen Oestprieichs hiueindenken, wie das die Opposition gegen 
die Occupatiou Iii snien-Herzegowina's deutlich bewies. Das schlug 
nuu dem Fass den Boden aus. Wieder rausste ein Minister das 
Staatsruder ergreifen, von welchem angenommen werden konnte, 
dass er für die Interessen des nicht-deutschen Oesterreichs, des 
Oesterreichs nach 1866, Sinn und Verstandniss hatte. Die Wahl 
liel aui den Grafen Taaffe, der in seiner 13jährigen Amtsführung 
die in ihn gesetzten Hoiluungen vollkomiueu rechtfertigte. 

Daa Hüiistoriiim Taafßi. 

(1879-1894;) 

Graf Taaffe war einer der gescliicktesteii Minister Oestenrdclia 
seit dem Jalire 1848. Denn er Tezstand es, mit den Partelen za 
diplomatisiren nnd unter der Hand die Dinge ihren natfirßehen Gang 
gehen zu lassen. SelbstTerstSndlich ging es dabei den Einen etwas 
schlechter, den Andern etwas besser. Diejenigen nun, denen es 
dabei schlechter ging, waren Über ihn nngdialten nnd Iclagten, er 
habe sie bedrüdct Die Geschichte wird einst das nnparteüsche 
. üriheil Men, dass Taaffe unschnldig ist an dem Niedergang der 
Einen nnd kein sonderliches Verdienst hat an dem Anfschwnng der 
Andern; nur ein Terdienst wird sie ihm zuerkennen, dass er sidi 
keine unnOthige Hfihe machte, den durch unabwendbare histozische 
VerhSltnisse beschleunigteii Niedergang der Einen sufztihalteia nnd 
den mit el^entarer Ihcht sich vollziehenden Fortschritt der An- 
dern hindern zu wollen. Graf Taaffe steuerte nicht: er überliess 
das Staatsschüf der natürlichen Strömung; und das war das Beste 
was er thun konnte. Allerdings mnsste es seine erste Sorge sein, 
an Stelle des bisherigen Rumpfparlamentes an YoUparlament zu 
setzen, denn so lange nicht alle Länder und nationalen Parteien 
vollzählig nach den Bestimmungen der Reichsraths -Wahlordnung 
im Parlamente vertreten waren, konnte ja an eine Verwirklichung 
der Verfassung nicht gedacht werden. Das Vollparlament ist ja 
die erste Bedingung einer Verwirklichung der Verfassiiiif^ und in 
diesem Sinne war das Cabinet Taaffe verfassungstreuer, als alle 
früheren verfassungstreuen Kegimes, denn es gelang ihm, was keinem 
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frfiheren Gabinete gelingen wollte, ein verfassungsmässiges 
Parlament zn schaflFen, d. h. ein solches, welches die von der 
Verfassung vorgeschriebene Zahl der Vertreter in sich schloss. 

Im Februar 1879 war uach langer Daner der Ministerkrisis 
Fiirst Auersperc: «^e^angen und Graf TaaflFe nbernahm zunächst in 
dem unter dem Präsidium Stremayrs reconstmirten Cabinet das 
Portefeuille des Innern. In dieser Stellung gelang es ihm bis zum 
Juli 1879 die Neuwahlen in iloti Reichsrath im Sinue seines 
„Ausgleichs" - Programms durchzuführen, worauf Stremayr vom 
Minister- Präsidium zurücktrat, welches nun Taaffe übernahm. 
(12. August 1879). Gleichzeitig ward der mährische BOhme Prazak 
zum Minister ohne Portefeuille ernannt. In den Anfangs October 1879 
eröffneten Reichsrath traten die Böhmen ein, nachdem sie ihre Rechts- 
verwnlirung gegen die centralistische Veiiaüiuug eiulegleu. Zum Prä- 
sidenteu des Abgeordnetenhauses wurde tier Pole Smolka gewählt 
Die Thronrede hiess die Abgeordneten des Königreichs Böhmen will- 
kommen, welche „unbeschadet ihrer Bechtsfiberzeugung und unge- 
achtet der Ver8chie4e]dielti]irir Ansdiaiiiiiig volliflUig den Boden dar 
gemeinMtmen Verhandlmigen betraten**. Nachdem die dimgliclisten 
anf den Ausgleich mitüngam bezQg1tcliei& Angelegenheiten mit Hilfe 
der nenen ausgleicbafirenndUehen Parlaments- Majorität erledigt 
wurden, erliess Minister Stremayr als Justiz- Minister unterm 
19. April 1880 eine Spradienverordunng für Böhmen, Mähren und 
Schienen, wodurch einige grelle, aus. froherer Zeit erhaltene Bedn- 
trftchtignngen der csediischen Nationalität und Sprache, welche 
mit dem $ 19 des Staats-Gnmdgesetzes Aber die allgemeinen Bedite 
dw Staatsbürger im Widerstreit waren, beseitigt wurden. Die Ver- 
ordnung TeifBgte, dass alle Behörden ihre Erledigungen an die 
Parteien in jener der beiden Landessprachen ausBofertigen haben, 
in welcher die betreffenden Eingaben oder Gesuche eingereidit 
wurden. Damit war f&r die Länder der böhmischen Krone nun 
derjenige Rechtszustand geschaffen, den schon das Bürgerministerium 
im Sinne der Staats-Grundgesetxe im Jahre 1868 in Galizien ein- 
geführt hatte. Nichtsdestoweniger erhob die deutsch-centralistische 
Partei laute Proteste gegen diese „Vergewaltigung der Deutschen in 
Böhmen, Mähren und Schlesien" und der Abgeordnete Graf Wurm- 
brand benutzte die Gelegenheit, um sich mit einem Antrag auf 



In dem unter Taaffe's Pr&sident- 
sdiaft reconstmirtem Gabinete öber- 
nabm nbiigens Stremayr das Porte» 



feuille des Unterrichts und der Justiz; 
Horst blieb LaadesTertheidigmigB- 
MiiuBter. 
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ErkläruTiÄ dor deuU< lu'n Sprache als Staatssprache, von dem jedes 
Kind wissen konnte, dass er im Reichsrath nie durchdringen könne, 
eine billige Popularität zu verschaflfen.^^^ Indessen schritt die 
Regierung auf dem einj^eschlagenen Wege des ausgleichsfreundlichen 
Entgegenkommens gegenüber den Böhmen weiter. Allerdings muaste 
Bio dabei, da die deut.sch-centralistische Partei ihr Opposition machte 
und sie zur Majorität der clerikalen Partei nicht entrathen konnte, 
auch dieser manches Zugeständniss machen. So wurde auf Antrag 
des Clerikalen Lienbacher (Februar 1881) die allgemeine Schulpflicht 
von 8 auf 6 Jahre herabgemindert^^' Dafür konnte die Regierung den 
Forderungen der Böhmen nach einer bOlnaisclien üniftmittt m Prag 
entgegenkommen, lünister Prastk übemabm die Ldtimg des Juitiz- 
ministeriums (14. Jumar 1881). Dnrch einen Erlaas vom 30. Oc- 
tcber 1881 wnrde, den fbatsSchliclien Verhftltiuss^ Rechnnng tragend, 
in Schlesien neben der deutschen und böhmischen, andi die pol- 
nische Sprache als gleichberechtis^te Gerichtsspraebe anerkannt Im 
folgenden Jahre (39. April 1883) wnrde ein analoger Erlass besflg- 
lieh der slovenischen Sprache für den Ober-Landesgetichts-Sprengel 
Graz hinansgegeben. 

Mit Gesetz vom 4. October 1883 wurde sodann der ^on 
Schmerling herrührende WahlkGrper des bfihmischen Grossgnmd- 
besitzes (lusher nur ein einziger für ganz Böhmen) in iBnf Wahl- 
körper getheilt, um bei kflnftigen Reichsrathswahlen einen eyentnellen 
Sieg der Terfassongstrenen dentschen Qrossgrandbesitzer in Böhmen 
uumöglich zu machen. Ebenso wurden die Bestimmungen betreffs 
der Handelskammern Pilsen, Budweis und Prag so abgeändert, dass 
die Böhmen in denselben nicht mehr majorisirt werden konnten. 

Bei der Delegationswahl im Mai 188.') war die deutsch-centra- 
listische Partei in der Minorität und ihre Fahrer: Schmerling (vom 
Herrenbaus) und Herbst (im Abgeordnetenhaus) wurden diesmal 
nicht mehr gewählt. 

Im Sommer 1883 wurden Neuwahlen in die Landtage angeordnet, 
bei denen in Krain die Slovenen, in Böhmen die Böhmen die Majo- 
rität im Landtage erlangten; docli hatten die Böhmen in Prag mit 
IfiT Stimmen gegen 75 der Deutschen noch immer nicht die zur 
Aeudemng der Wahlordnung nüthige Mehrheit. 

Nachdem die Regierung auf diese Weise die durch die früheren 
deutscb-centralistiscben Ministerien aufgethürmten Hindernisse eines 

Der Antrag wuide 29.Jlnnerl884 1 Gesetz t. April 1888. 
abgelehnt. | 
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deutKcli-böhmischen Ausgleichs weggeräumt hatte, ergriff sie 1890 
die Initiative zur Durchführang eines solchen. Zu diesem Zwecke 
wurden zwischen der Regierung und den Führern der sog. ^Alt- 
czechen" Punctationen vereinhart, die im Herbst 1890 dem höh- 
mischen Landtag als Gesetzentwürfe vorgelegt wurden. Dieser 
AiiPtrlf'ichsversuch stiess auf ]i;<rtnäckigen Widerstand bei deu 
^Juügczechen", welche weitergebende principielle Forderungen 
stellten und die von den ..Aitcsechen" der Regierung gemachten 
Concessioneo nicht acceptirten. 

Bei der kurz darauf erfolgten Neuwahl in den Reichsrath 
traten die böhmischen Wäliler auf die Seite der Jungczecheu, in 
Folge dessen die altczechischen Führer, welche di*^ Ausgleichs- 
Pnnctationen angenommeu hatten, vom politischen Schauplatz abzu- 
treten gezwungen waren. 

Sturz des Gabiaetö Taaüie. 
§ 51. 

ZiinHchst kam das voraussichtliche nnd bereits iui;iJ wendbare 
Scheitern des Ansgleichsversnches mit Böhmeu der „vereinigten 
Linken", in welche die alte deutsch-centraiistische Partei aufge- 
gangen war, zu Gute, indem das Cahinet eine kleine Wendung 
nach links zu macheu sich bemühte. An Stelle des Polen Duna- 
jewski,*^* der das Gleichgewicht im österreichischen Budget hergestellt 
hatte und nun unter dem Halloh der „vereinigten Linken* aus dem 
Cabinet trat, übernahm der Deutsche Dr. Steinhach das Finanz- 
ministerium; kurz darauf erhielt das Mitglied der vereinigten 
Linken, Grat Kuenburg. einen Ministerposten ohne Portefeuille. 
Das Ministerium Taaffe brauchte momentan die Beihilfe der „ver- 
«inigten Linken'^, denn wichtige, keinen Aufschub duldende Staats- 
finanzieHe Angelegenheiten (Valiitaregelung!) heischten dringend 
ihre Eriedigung. Kaum waren aber diese nnter Mithilfe der ver- 
«inigten Linken durch den Minister Steinbach durchgeführt, als 
schon wieder wegen der nationalen Politik der Regierang, zwischen 
dem Minister Taaffe und der Linken die alten Reib^ien begannen. 
Andererseits Teruisachte die Annftherung der Regierung an di« 
deutsche Linke und das schroffere Auftreten gegen Böhmen wieder- 

Derselbe war seit dem 26. Juni 1880 Finaazminister im (kbinet Taaffe. 
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holte Ruhestörungen in Prag, in Folge deren nbor Piag und Um^ 
gebung der Ansnahmszustand verhängt wurde. 

Müde der fortwährenden Anfechtungen seitens der vereinigten 
Linken und fürchtend, dass ein abermaliger Abfall derselben die 
mühsam zusammengebrachte Majorität im Parlamente der Regierung 
wieder abhanden kommen könnte, verföllt Graf Taaffe auf den Ge- 
danken, durch EinfnliniTig des von den Socialisten ausserhalb des 
Fiularnonts geforderton all^remeinen Wahlrechts sich ein gefügigeres 
Parlament zu ??(]ialTeu. In diesem Gedanken von dem Minister 
Steinbacb initrrstützt und bekräftigt, bringt er im October 1893 im 
Abgeordnet ru hause eine Wahlreformvorlaee ein. welche ein all- 
gemeines Wahlrecht auf Grundlage tits P)il(liini:^( vnsus und unter 
Aufrechthaltung der Kurie des Grossgrumibe^itzes vorschlägt Dieser 
Schritt, der alle Parteieu des Abgeorduetenhauses in gleicher Weise 
überraschte, führte zu einer Coalition der drei grossen Parteien 
des Hauses, der Deutschen, der Polen und des (conservativ) Hohen- 
wartklubs gegen das Cabinet Taaffe, in Folge dessen das Ministerium 
seine Demission einreicht (October 1893). 

Das „Coalitions-Ministerium'' Windiscligrätz. 

Da rieh die drei grossen Partdoi des Abgeordnetenhauses 
(vereinigte Liidce, Polen und Hohenwaitklub) in der Ablehnung der 
Taaife'scben Wahlrefonn süsammenfonden, so kam es snr Bildung 
eines „Ooalitionsministeriuins*^ unter dem Prfisidium des Fürsten 
Windiscbgrfttz. Neben den Parlamenteriem von rechte (Madeyski, 
Unterridit» Jaworski, GaJizien) und links (Plener, Finanzen, Wurm- 
brand, Haadd) übernahmen Mhere Mitglieder des Gabinete Taaffe 
wieder tbeils ihre alten, theils neue Portefeuilles (Marquis Bacque* 
hem, Inneres, Graf SchOnbom, Justiz, Graf Welsersheimb, Landes- 
vertheidigong, Graf Falkenhayn, Ackerbau). Das Ministerium war 
also theilweise ein parlamentarisches, iheilweise ein nichtparlamen- 
terisches; \&Aet war aber sein parlamentorischer Theil auch nicht 
parlamentarisch, denn er reprfisentirte nicht eine riegreiche Partei, 
sondeni drei sieh bekämpfende Parteien, die nur zuföllig in einem 
Punkte, der Opposition gegen die Taaff'sche Wahlreform, fär einen 
Moment rieh zusammenfanden. Dem gemäss gestaltete sich denn 
auch die ganze Thätigkeit dieses eigentlich doppelt nicbtparlamen- 
tarischen „GoaUtionsministerlums**. Denn die coaürten Minister 
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sogen woU an dnem Strange, jedoch grnppenweiBe in entgegen- 
geeetrter Riditnng. 

Bas hatte aUerdings daa Gate, dass nichts Schlimmea paaairen 

konnte und die natnrgemässe Entwicklung der Dinge so wie sie 
unter dem MinistoriuTn Taaffe sich ohne Goalitioa abspielte, nch 
jetat unter der Coalition weiter fortsetzte. Denn im Grunde ge- 
nommen, war ja Graf TaafFe eine Coalition in einer Person, der 
jetzt eine Coalition in einer Mehrheit von Personen folgte. Für die 
Entwicklung der nationalen Verhältnisse, nm die ndi die meisten 
politischen Kämpfe in Oesterreich drehen, war dieser Wechsel in 
der Regierung ganz gleichgültig; denn das, was früher der nicht- 
coalirte TaafFe unter Beihilfe seiner nichtparlamentarischen Fach- 
minister vollzog, dasselbe voUzogeü jetzt die coalirten ^parlamen- 
tarischen' deutsch-liberalen Plener und Wnrmbrand im Verein mit 
Madeyski und .Taworski. Dieser Sachverhalt wird am besten 
illustrirt durch die Angelegenheit des Cillier slovenischen Unter- 
g:yranasiams. dessen Errichtung seit Jahren seitens der deutsch- 
lilieralen Partei zu einer politischen Frage ersten Ranges aufge- 
bauscht und als eine ernste Bedrohung des „Besitzstandes'^ der 
Deutschen in Oesterreich hingestellt wurde, Schon dem „nicht- 
parlamentarischen" Fachminister Freiherru von Gautsch im Cabinet 
TaafFe wurde es deutscherseits übel genommen, dass er sich dieser 
Forderung der Slovenen gegenüber nicht ablehnend verhielt. 
Nun fügte es sich aber, dass den zur Erriclituuf; <]ieses 
Untergymuasiums erforderlichen Betrag das Coalitionsministenum, 
in welchem die zwei deutsch -liberalen Führer Plener und Wurm- 
brand Sassen, das erste Mal in*8 Budget einstellte, während 
doch dieselben Fthrer nnter dem Grafen Taaffe den ünter- 
richtsminister Gantsch wegen seiner nichtablehnenden Haltung 
diesem proiectirten üntergymnaslnm gegenüber, arg befehdeten. Und 
als das Coalitionsministerinm nicht znm wenigsten dieser Bndget- 
post wegen demissioniren mnsste, wnrde dieselbe dem folgenden 
^»prOTisorischen Beamtenministerinm^ bewilligt, nachdem der Leiter 
des ünterriehtsininisterinniB Sectionschef Bittner es dem Ahgeordneten- 
hanae anheimstellte, die Snmme an bewiUigen oder an verweigem. 
An dieser Angelegenheit, die so Tiel Staub aufwirbelte, Iftsst sich 
klar ersehen, wie die Dinge ihren natnrgemSssen Weg gehen, gleicfa- 
"vid ob in den Ifinister-Fautenilles nichtparlamentarische ansgleichs- 
frenndliche Faehminister oder parlamentaxiBche Ckuditionsminister 
oder „provisorische*' gana ohjectiTe Beamtenminister und „Leiter** 
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sitzeD. Denn was sich in swingender Weise aus der Logik der 
Thatsacben ergiebt und was, ohne den hestehendeu Geaetoen Zwang 
anzutiran, vollzogen werden muss und nicht noterlawen werden 
kann, das rnnw eben ieder Minister vollziehen: mag er als „Partei^ 
föhrer^^ dagegen auch noch so laut protestirt haben. Um bei 
unserem Beispiel zu bleiben, haben das slovenische üutergymnasiura 
in Cilli, weder der Fachminister des Taaffe'schen Cabinets Freiherr 
von Gantsch, noch der mit den deutsch-liberalen Ministem coalirte 
parlamentarische Minister Madeyski. noch eadiicb sein provisorischer 
Nachfolger, der „Leiter" des Unterrichtsministeriums Rittner, „ver- 
schuldet", sondern die realen Verhältnisse, welche Jede Regierung 
zwingen müssen, den in ^ouiigender Anzahl vorhandenen, für Imheres 
Studium iiefäliiizten slovenischen Nachwuchs, den bestehenden 
öeseizeu gemäss in einem sloveuischeu Gymnasium unterzubringen. 
Wenn darüber deutscherseits gegen einzelne Minister Recriminationen 
erhoben werden, so richten sich dieselben an eine ganz falsche 
Adresse: sie könnten sich höchstens gegen die slovenische Bevöl- 
kerung von Untersteiermark richten, dass sie eine solche Anzahl 
zu höherem Studium befähigten Nachwuchses liefert, worin aber 
bekanntlich im modernen Staate die Staatsbürger von Staatswegen 
nicht beschränkt werden können. Auf die bizarre Zumuthung aber, 
eine solche Lehranstalt nicht in dem dafür geeignetsten Centrum des 
steierucben Unterlandes, sondern in irgend einem sloveniechen Dorf 
oder Marktflecken zn erOi&ien, würde woU keine aich aelbat aehteade 
Begiemng eingehen kOnnen. 

Das Ministerium Badeni. 
§ 53. 

. Nichtadeatoweniger war die Erriditung dea GiUier Untergymna- 
slnma mit eine der Ursachen dea Sturzes des Goalitionaministeriuma; 
allerdings nnr in so fern, als sicli zeigte, dasa fär die FOrdening 
der ntalaten ataatarecktlichen Fragen in Oesterreieb, in erster Linie 
fnr die Forderung des Ansgleicks mit Böhmen, von der GoaJition 
nicht viel zu erwarten war, da dieselbe nur eine Hemmnngavonrick» 
tnng darstellte, welche die staatsrecktliche Entwioklnng Oesterreichs 
über den todten Punkt des bShmiscken Ausgleichs nicht hinüber 
zu bringen Termoehte. 

Zunächst wurde zur Fortführung der Geschäfte ein „proviso- 
risches Beamtenministerium^* unter dem Vorsitz des Grafen Kiel- 
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mamisegg berufen, welches, wie schon erwähnt, die Angelegenheit 
des Cillier sloveDiscbeo UntergymnasiiiBi« finalisirte. Für den 

nalurgemässen Entwickluogsgang der nationalen und social-politischen 
Verhältnisse bedeutete übrigens das provisorische Beemtenministerinm 
keinesfalls einen Stillstand. 

Galizien hielt auf seiner Laudesausstellung in Lemberg eine 
Heerschau über seine nationalen Kräfte. In verhältnissmfissig günstigem' 
Lichte zeigten sich da die Früchte einer mehr als zwanzigiäbrigen, 
die Entwicklung der polnischen Nationalität fördernden Verwaltung. 
Der enthusiastische Empfang des Kaisers im ganzen Lande zeigte, 
dass nunmehr, gegenüber den Zeiten der Germanisation 1850—1870, 
von Grund aus geänderte Verhältniss dieses Kroulaudes zu Oesterreich. 
Auch weudetf^n sich schon damals aller Augen auf den vom Kaiser 
in besonderer Weise ausgezeichneten Statthalter von Galizien, den 
Grafen Badeni, der kurz darauf (im Herl'st 189r>'> mit der Bildung 
eines neuen definitiven Miuisteriura.s betraut wurde. Die Erfahrungen 
die man bisher mit ganz- und halbparlanientarischen Ministerien in 
Oesterreich gemacht hatte, empfahlen zunächst die Bildung eines 
nichtparlamentarischen Ministeriums, wobei sich Graf Badeni theils 
durch die Rücksicht auf bereits bewährte Fachkräfte (der ünter- 
richtsmin ister aus dem Cabinet Taaffe. Freiherr von Gautsch, erhielt 
wieder sein altes Portefeuille), theils durch die Rücksicht auf die 
Yertretuug der verschiedenen Kronländer Oesterreichs iui Miiii.^tcnuui, 
leiten Hess. Nach diesem Gesichtspunkte vorgehend, wurde zur 
Leitung der Justiz der Steirer Graf Gleispach, des Ackerbaus der 
böhmische Grossgrundbesitzer Graf Ledebur, zum Finanzminister 
der Gbef des Staatsbahnwesens der Pole Bilinskl berufen; im 
Januar 1896 wurde sodann zum Uiniater fyr GaUzi«! der gß^reame 
Leiter des ünterricbtsministeriums, der Pole Ritkner, und zum Eisen- 
bahnminister der Feldmarschall-Lieutenaiit Guttenbei^ ernannt 

Nach den bisherigen Erklärungen und Actionen des Grafen 
Badeni scheint es keinem Zweifel zu unterliegen, dass er den festen 
Willen hat, den natumothwendig vorwirts drängenden Prozess des 
inneren Ausgleichs der Nationalitäten in Oesterreich, sowohl in 
Böhmen, wie auch in den andern gemischtsprachigen Eronländern 
Oesterreichs, so viel es eben in der Macht dner Regierung liegt, zu 
fordern und die daraus sich ergebenden national-politiBchen Ver* 
hältnisse yerfassungageeetzlich zu regeln. UOge ihm das schwere 
Werk gelingen! 
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Berichtigungen, . 

S. 50, Zeile 2^t. oben statt 21. Sept. soll heissen 17. Sept 
S. 56, « . X3 w unten „ 1165 soll heissen 1156. 

8. 66, ■ 19 „ oben „ Albrccht soll heissen Adolf. 
S. 75, „ 24 „ „ ., Sohn soll heisseu Enkel. 
S. 85, „ 16 „ unten „ Kaiser soll heissen Herzog. 
8. 99, „ 4 „ „ 1621 soll heissen 1620. 
8.114, „ 7 „ oben „ 1527 soll heissen 1627. 
8. 138, Note 40 statt 1772 soll heissen 1776. 



Ich T^rdsnke obige Berichtigungen dem kritischen Geiste meinM 

Rocensenten in der Grünhut'scben Zeltschrift, Prof. Bematsik, und ich glaube 
ihm dafür meiron Dank nicht besser ausdrücken zu könner, als inf!(^Tn i^h 
öffentlich bekenne, dass ich mir nichts sehnlicher wünsche, als für meine 
historischen Schriften immer einen solchen Gorrector zu finden — auch auf 
' die Geftbr hin, dass er mir^ wie das Prof. BeniatEik gethan, ob dieses 
unerhörten Mangels an „Büldung" seine Venditaiig ausdrücke. Auch nehme 
ich für eine solche fleissige Correctur es gerne mit in den Kauf, dass mir 
Prof. Bemafzik den von mir aus einem Tberesiauischen Robotpatente 
vörtlich citirten Satz Ton den „künftighin gefordert werden könnenden 
Roboten^ (allerdings in Folge weggelassener G&nsefösschen) als einen Beweis 
citirt, dass ich nicht einmal deutsch schreiben kann. Das nehme ich ihn 
in Anbetracht der gerechten Aufregung, in der er sich !> i Abfassnnnr jener 
„Kritik" befand, nicht übel; zumal ich ihm doch seither den Beweis ge- 
liefert haben dürfte, ' dass ich nicht nur deutsch schreiben, aber wenn ich 
dazu gezwungen werde, mit meinen Recwsenten auch „deutsch reden** 
kann*. Wem idi es aber übel vermerken und dafür eine levis maculae nota 
hier ankreiden muss, das ist der Herr Hofrath Grünhut Der wtisste sehr 
gut aus vieljäbriger Erfahrung, dass ein solcher Satz wie „künftighin ge- 
fordert werden könnende Roboten** nicht aus meiner Feder fliessen konnte. 
Ein Blick auf die betrelTende Stelle (Trgl. 8. 145 obMk) bat ihn gewiss be- 
tehrt, dass der obige Satz ein wörtliches Citat aus einem Theresianischen 
Robotpatent ist, was sein in gerechter Aufregunp^ schreibender Kritiker viel- 
leicht übersehen hat; aber Hofrath Grünhut hatte zu jenem Zeitpunkt ein 
ganz bestimmtes V oÜt, mir etwM am Zeuge au flicken, und da machte er 
sieh denn keine weiteren Skrupel darüber, einen Satz aus einem Theresia- 
nischn Robotpatent mir als Beweis aufjpelzen zu lassen, dass ich „nich 
einmal deutsch schreiben kann". Und warum das alles? Weil ich mich 
weigerte, das Werk seines Schützlings Georg Jellinek „Gesetz und Yer 
Ordnung^* in seiner ZeÜvehrlft ate epochale Leistung hinzustelloi und weil 
es ihm damals pasete, ad majorem gloriam jenes ,,gr08Sen** Staataredkts- 
lehrers mich tnditig ,,Terreis8en** zu lassen. 

* Vrgl. meine „Sodologische Staatsidee", Graz 1892. 
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